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25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
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(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage ein Memo- 
randum der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
betreffend die Industriepolitik der Gemeinschaft. 


Industriepolitik der Gemeinschaft 


Erster Teil: Die Lage der Industrie der Gemeinschaft 

Zweiter Teil: Die Verbesserung der Umweltbedingungen für 
die Unternehmen der Gemeinschaft 

Dritter Teil: Die Anpassungsfähigkeit der Industrie der Ge- 
meinschaft 


Vierter Teil: Die Industrieförderung in den technologischen 
Spitzenbereichen 

— Die Verwirklichung der Gemeinschaft in 
diesen Sektoren. 


Dieses Memorandum ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 20. März 
1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem Memorandum ist vor- 
gesehen. 
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Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Dem Memorandum sind zur Information eine Einleitung sowie 
Grundgedanken der Kommission beigefügt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Scheel 


2 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/606 


Die Industriepolitik der Gemeinschaft 

Entwurf eines Memorandums der Kommission an den Rat 


Inhaltsverzeichnis 

Seite 

Einleitung 7 

Erster Teil: Die Lage der Industrie der Gemeinschaft 

Einleitung 19 

Kapitel I: Die Leistung der Industrie der Gemeinschaft 21 

L Die Lage nach Sektoren 1962/1963 22 

IL Die Entwicklung von 1962 bis 1968 29 

III. Die Steuern 33 

Schlußfolgerungen 34 

Kapitel II: Das Leben der Unternehmen 36 

1. Gründung und Schließung von Unternehmen 36 

IL Niederlassung, Zusammenarbeit, Beteiligung und 

Fusion der Unternehmen 39 

III. Die Betriebsgröße 41 

Schlußfolgerungen 53 

Zweiter Teil: Die Verbesserung der Umweltbedingungen für die Unter- 

nehmen der Gemeinschaft 

Einleitung 55 

Kapitel I: Die Vollendung des Binnenmarktes der Gemeinschaft .... 56 

I. Die technischen Handelshemmnisse 56 

IL Die öffentlichen Aufträge 59 

Kapitel II: Die Kooperation und die Konzentration der Unternehmen 

in der Gemeinschaft 61 

I. Der rechtliche und finanzielle Rahmen 62 

IL Die steuerlichen Hindernisse 68 

III. Die Rolle der Unternehmer 70 

IV. Die politischen und sozialen Probleme 72 

Schlußfolgerungen 76 


3 



Drucksache VI/606 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Seite 

Kapitel III: Die Finanzierung der Unternehmen 77 

1. Die Finanzierungsquellen der Unternehmen 78 

IL Die Verbesserung der Finanzierungsbedingungen der 

Unternehmen in der Gemeinschaft 84 

Aussichten und Schlußfolgerungen 90 

Kapitel IV: Die Unternehmen der Gemeinschaft und die übrige Welt 93 

I. Handelspolitik und Industriepolitik 94 

IL Die Niederlassung von Gemeinschaftsunternehmen 

außerhalb der Gemeinschaft 97 

Schlußfolgerungen 99 

Dritter Teil: Die Anpassungsfähigkeit der Industrie der Gemeinschaft 

Einleitung 100 

Kapitel I: Die Anpassung der Industrieproduktion in der Gemein- 
schaft 101 

I. Allgemeine Ausrichtung und Untersuchung der Aus- 
sichten 104 

IL Sektorale Aktionen 105 

IIL Soziale und regionale Maßnahmen 108 

Kapitel II: Unternehmensführung und Ausbildung von Kräften für 

die Industrie * 110 

1. Die Unternehmensführung 110 

IL Die Ausbildung betrieblicher Kräfte 112 

IIL Eine europäische Stiftung für Management und Aus- 
bildung 117 

Kapitel III: Die industrielle Innovation 118 

L Die technologische Vorausschau 123 

IL Forschung, Entwicklung und Industrie 126 

IIL Die Verbreitung der Kenntnisse 130 

Vierter Teil: Die Industrieförderung in den technologischen Spitzen- 

bereichen — die Verwirklichung der Gemeinschaft in 
diesen Sektoren 

Einleitung 134 

Kapitel I: Internationale technologische Zusammenarbeit und indu- 
strielle Entwicklung 138 

1. In Zusammenarbeit durchgeführte technologische Ent- 
wicklungsprogramme 138 

IL Die Vermarktung der Erzeugnisse 139 

IIL Die Beziehungen zu den Drittländern 141 


4 



Drucksache VI/606 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Seite 

Kapitel II: Die Rationalisierung der technologischen Entwicklung und 

die Einführung der Vergabe von industriellen Entwick- 
lungsverträgen durch die Gemeinschaften 142 

I. Die Auswahl der Projekte 143 

IL Die Durchführung des Projektes und die Auswahl der 

Vertragspartner 143 

IIL Die Finanzierung 144 

IV. Verfahrenstechnische und institutioneile Aspekte ... 144 

Kapitel III: Die effektive Verwirklichung des Gemeinsamen Marktes 

in den Industriezweigen mit fortgeschrittener Technologie 

I. Sektoren, auf die sich die Konzertierung erstrecken 

könnte 146 

IL Die praktische Durchführung der Konzertierung 146 

IIL Die begünstigten Unternehmen 147 

Kapitel IV; Gemeinsame Politik gegenüber Drittländern 149 

Schlußfolgerungen 151 



Drucksache VI/606 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Nach Ansicht der Kommission sollte dieses Memorandum als Grundlage dienen 
für eine eingehende Diskussion innerhalb der Gemeinschaft mit den anderen 
Gemeinschaftsorganen — Parlament, Rat, Wirtschafts- und Sozialausschuß, Bera- 
tender Ausschuß der EGKS und Europäische Investitionsbank — sowie mit den 
repräsentativen Wirtschafts- und Sozialorganisationen in der Gemeinschaft. 


Das Memorandum umfaßt: 

1. ein erstes Dokument mit den Grundgedanken und allgemeinen Zielvorstel- 
lungen der Kommission, 

2. ein zweites Dokument in vier Teilen. Der erste Teil ist ein Bericht zur Lage 
der Industrie in der Gemeinschaft. In den drei folgenden Teilen werden die 
Grundgedanken des ersten Teils im einzelnen dargestellt und begründet. 
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Einleitung 


Zwölf Jahre sind seit der Gründung der Gemeinschaft 
vergangen; die Übergangszeit, in der ein gemein- 
samer Warenmarkt entstand, ist zu Ende gegan- 
gen, und die Gemeinschaft steht vor einem neuen 
Abschnitt ihres Aufbaues. Es erweist sich als not- 
wendig, daß die Gemeinschaft eine Politik der 
industriellen Entwicklung formuliert, um die wirt- 
schaftliche und bald auch politische Einheit West- 
europas auf eine irreversible Grundlage zu stellen 
und ein anhaltendes Wirtschaftswachstum sowie 
ein gewisses Maß an technischer Eigenständigkeit 
gegenüber den großen Partnern draußen in der 
Welt zu sichern. 

Die Kommission hat unmittelbar nach der Ver- 
schmelzung der Organe eine umfassende Unter- 
suchung der Probleme der industriellen Entwick- 
lung in der Gemeinschaft beschlossen. Indem sie 
nun das Ergebnis ihrer Arbeit dem Rat vorlegt, 
hofft sie, eine Erwartung zu erfüllen und einen 
nützlichen Beitrag zur Stärkung der Gemeinschaft 
und damit auch zur Vorbereitung einer Erweite- 
rung zu leisten. 

Wenn es ein Gebiet gibt, auf dem die Gemein- 
schaft im Hinblick auf die Erweiterung der Stärkung 
und der Vertiefung bedarf, so ist es das der Indu- 
striepolitik. Es wäre jedoch falsch, hiermit bis zum 
Eintreffen der neuen Mitglieder zu warten. Viel- 
mehr müssen die Sechs ihnen so deutlich wie mög- 
lich sagen, in welcher Richtung sich die Gemein- 
schaft weiter entwickeln soll. 

Die Erweiterung braucht dadurch nicht erschwert 
oder verzögert zu werden, im Gegenteil, vieles 
wird leichter und schneller gehen. In dem größten 
der Länder, die sich um einen Beitritt beworben 
haben, stellt die Öffentlichkeit die Frage nach dem 
Sinn und Zweck eines Beitritts. Die Anziehungs- 
kraft der Gemeinschaft ist das genaue Maß ihrer 
Vitalität. Die Senkung des gemeinsamen Zolltarifs, 
die Tatsache, daß er niedriger ist als der britische, 
die Kosten der Agrarpolitk sind demgegenüber 
Punkte, die zögern lassen und bedenklich stimmen. 
Auf der anderen Seite ist anzunehmen, daß eine 
Gemeinschaft, der es gelänge, eine Strategie der 
industriellen Entwicklung zu schaffen, eine weitaus 
stärkere Anziehungskraft ausüben würde ^). 

Man ist sich vielleicht noch nicht klar darüber ge- 
worden, wie gefährlich „Überalterungserscheinun- 
gen" für die Gemeinschaft werden können, wenn 
es ihr nicht gelingt, über Zollunion und Agrar- 
politik hinauszukommen. 

Die Zölle sind heute weder das einzige noch das 
wichtigste Instrument der Handelspolitik. In den 
neuen, sogenannten technologisch fortgeschrittenen 
Industrien zeigt sich die Konkurrenz des Auslands 


1) Siehe den jüngsten Bericht des Council of British In- 
dustries 


mehr in Investitionen und Patenten als in direkten 
Ausfuhren. Zölle schützen hier nicht, vielmehr zie- 
hen sie gerade die ausländischen Investitionen an. 
Das liegt zwar häufig im europäischen Interesse, 
kann aber auch seine Nachteile haben, wenn der 
gegenwärtige Abstand zwischen den amerikanischen 
Investitionen in Europa und den europäischen In- 
vestitionen in den Vereinigten Staaten weiter 
wächst und die Unternehmen, die ihr Entscheidungs- 
zentrum in Europa haben, dadurch veranlaßt wür- 
den, sich auf die traditionellen Industrien zu ver- 
legen. 

Berücksichtigt man zudem noch die Zollsenkungen 
der Kennedy-Runde, die geplanten Zollsenkungen 
für die Entwicklungsländer und die Tatsache, daß 
Zölle gegenüber Staatshandelsländern noch nie ein 
wirksamer Schutz waren, dann sieht man, daß die 
Zollunion, auch wenn sie das Fundament des ganzen 
Gebäudes bleibt, so bald wie möglich einer Ergän- 
zung durch neue, gemeinsame Aktionsinstrumente 
bedarf. 

Von der Zollunion profitiert haben vor allem die 
Industrien, die für den privaten Verbraucher ar- 
beiten. Keinen Nutzen von der Zollunion haben da- 
gegen erfahrungsgemäß die Industrien, die in gro- 
ßem Stile mit der neuen Technologie arbeiten, vor 
allem dort, wo ihre Entwicklung von staatlichen 
Krediten und Aufträgen abhängt und es ihnen nicht 
gelingt, den nationalen Rahmen zu sprengen. 

Die Wirtschaftsintegration, die mit Kohle und Stahl 
begann, wurde 1958 nur dem Schein nach allgemein. 
Praktisch existiert sie nur beim Handel mit Massen- 
verbrauchsgütern und manchen Investitionsgütern 
sowie in den Marktordnungen der Landwirtschaft. 
Die Unternehmensstrukturen und die Spitzenpro- 
duktionen haben von ihr noch nicht genug gespürt. 

In den Beziehungen zur Außenwelt ist es der Ge- 
meinschaft nur bei den Zollverhandlungen gelun- 
gen, mit einer Stimme zu sprechen und somit ihre 
Interessen erfolgreich wahrzunehmen. Eine Gemein- 
schaftssolidarität wird dringend auch auf den an- 
deren Gebieten gebraucht, auf denen sich heute der 
internationale Wirtschaftswettbewerb abspielt: In- 
vestitionen, Konkurrenz, Technologie und Patente, 
mit dem Ziel, wie in der Handelspolitik, nicht die 
Gemeinschaft gegenüber der Außenwelt abzukap- 
seln, sondern vielmehr eine fruchtbare, weil gleich- 
berechtigte Zusammenarbeit mit den großen Part- 
nern in der Welt aufzubauen. 

* 

Leicht definieren laßt sich die Industriepolitik nicht, 
es sei denn von den Zielen her. Um eine allgemeine 
Verbesserung der Lebensverhältnisse zu erreichen, 
muß zunächst die Industrie aus der Existenz und 
der Dimension der Gemeinschaft den größtmög- 
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liehen Nutzen ziehen können. Diese erste summa- 
rische Definition läßt bereits die Verklammerung 
der Industriepolitik mit den anderen Bereichen der 
Wirtschaftspolitik und den anderen gemeinsamen 
Politiken erkennen. 

Erstens ist der Ausbau der Industrie eine Grund- 
voraussetzung für den wirtschaftlichen und sozialen 
Fortschritt, da er zugleich Bedarfsdeckung und Ar- 
beitsbeschaffung bestimmt. Aber die allgemeine 
Wirtschaftspolitik bestimmt ihrerseits auch den Aus- 
bau der Industrie, dessen Tempo und Gleichmaß 
weitgehend von den Ergebnissen der Global- 
steuerung von Angebot und Nachfrage, der Koordi- 
nierung der Wirtschaftspolitik und der Werwirk- 
lichung der Währungsunion abhängt. 

Zweitens muß die Marktdynamik durch differen- 
zierte Aktionen, die den Strukturen eine Anpas- 
sung an die von ihr ausgehende Bewegung ermög- 
lichen, in Gang gehalten werden; dies bedeutet För- 
derung der neuen Technologie durch die Wissen- 
schaftspolitik, Beobachtung der Produktionsstruk- 
tur durch die Wettbewerbspolitik, Anpassung des 
Außenhandels durch die Handelspolitik, Anpassung 
der Infrastruktur durch die Verkehrs- und die Ener- 
giepolitik.' 

Die Kommission vertritt in diesem Memorandum 
eine bewußt zukunftsorientierte Industriepolitik, die 
auf Wachstum und Fortschritt in weitestem Sinne 
ausgerichtet ist, denn nur zu oft diente der Begriff 
der Industriepolitik der Kennzeichnung von Maß- 
nahmen, deren Ziel die Erhaltung überholter Struk- 
turen war. Die Größenordnung der Gemeinschaft 
und die sich allmählich auf allen Gebieten anbah- 
nende Solidarität der Mitgliedstaaten sollten eine 
weitaus dynamischere Entwicklung ermöglichen, 
also nicht nur ein rascheres Wachstum von Pro- 
duktion und Verbrauch, sondern auch eine bessere 
Nutzung der Arbeitskräfte und eine Verbesserung 
der Lebens- und Arbeitsbedingungen. 

So wirken Industriepolitik und Regionalpolitik zu- 
sammen auf eine harmonische Standortverteilung 
im Wirtschaftsraum der Gemeinschaft unter Vermei- 
dung übermäßiger Ballungserscheinungen in der 
Wirtschaft. 

Schließlich muß dafür gesorgt werden, daß In- 
dustrieausbau und Marktdynamik mit den mensch- 
lich-gesellschaftlichen Erfordernissen harmonieren. 
Die Arbeitsmarktpolitik muß eine dynamische An- 
passung von Angebot und Nachfrage auf dem 
Arbeitsmarkt gewährleisten. 

In den hochentwickelten Wirtschaftsräumen wird 
sich die Industriepolitik mehr und mehr auf quali- 
tative Ziele einstellen müssen, ausgehend von einem 
eigenen Zivilisationsmodell, das die europäischen 
Gemeinschaften propagieren müssen. 

Die Aufstellung qualitativer Ziele für den Ausbau 
der Wirtschaft und der Industrie und die Skizzie- 
rung eines europäischen Modells gehen über den 
Rahmen dieses Memorandums hinaus. Die Kommis- 
sion hat beschlossen, dieses wichtige Thema in 
einer anderen Ausarbeitung zu behandeln. , 


I Diese Ziele, auf die sich zu einigen nicht schwer 
fallen dürfte, sind; Abbau aller Schranken gleich 
welcher Art, die noch die Menschen verschiedener 
Berufe und Gesellschaftsklassen, verschiedener Re- 
' gionen und Nationen trennen, Verbesserung der 
I Arbeitsbedingungen und des Bildungsstandes, 

I Schutz der immer stärker bedrohten natürlichen 
I Umwelt, Kampf gegen die Auswüchse der Macht- 
i Zusammenballung und der wirtschaftlichen Konzen- 
I tration, Solidarität mit den weniger begünstigten 
Räumen unseres Planeten. 

Es gibt Fragen, die werden mit immer stärkerem 
: Drängen gestellt, nicht zuletzt von der Jugend, die 
I eine Lösung auf europäischer und selbst auf welt- 
I weiter Ebene erwartet; auf einige von ihnen möchte 
die Kommission nun kurz eingehen, da sie bei der 
Ausarbeitung dieses Memorandums eine Rolle ge- 
spielt haben. 

1. Eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen und 
der Würde der Arbeit, vor allem der Handarbeit, ist 
unerläßlich, wenn sich die Jugend nicht von den 
Industrieberufen abwenden soll. Die nötigen Pro- 
duktivitätsverbesserungen sollten nicht durch Er- 
schwerung der Arbeitsbedingungen und Steigerung 
des Arbeitstempos erreicht werden, sondern in einer 
Organisation, die nicht nur die Ermüdung verrin- 
gert, sondern auch das Interesse des Arbeiters für 
seine Arbeit weckt. In Verhandlungen der Sozial- 
partner auf Gemeinschaftsebene müßten sich künftig 
Fortschritte auf diesem Gebiet erreichen lassen; 
sie hätten zudem den Vorteil, die Gefahr von Wett- 
bewerbsverzerrungen zu vermindern. 

2. Eine aktivere Beteiligung der Arbeiter an der 
Gestaltung der Entwicklungsziele und am Leben der 
Unternehmen ist heute eine Notwendigkeit. Die 

! Kommission ist überzeugt, daß die Industrie schnel- 
ler wachsen könnte, wenn zwei Voraussetzungen 
' erfüllt wären, die einander keineswegs ausschlie- 
ßen, sondern sich vielmehr ergänzen. Einmal müs- 
sen Privatinitiative und Wettbewerb anerkannt und 
gefördert werden und dazu gehört, daß das Gewinn- 
prinzip akzeptiert wird, und zum anderen müssen 
für die Wirtschaftsentwicklung auf allen Stufen ge- 
' meinsam festgelegte Ziele gelten. 

Um diese Voraussetzungen zu erfüllen, bedarf es 
überall eines besseren Verständnisses der Voraus- 
setzungen für den Fortschritt. So gesehen, ist die 
Beteiligung der Arbeiter nicht nur eine Forderung 
des menschlichen Fortschritts, sondern ein Faktor 
der industriellen Leistungsfähigkeit. Diese Beteili- 
gung muß sich langsam in verschiedenen Formen 
auf allen Ebenen herausbilden. Die Kommission, 

■ die bereits vor der Annahme dieses Memorandums 
I eine Vielzahl von Konsultationen geführt hat, wird 
' sich dafür einsetzen, ein möglichst umfassendes Ge- 
spräch mit allen Beteiligten in Gang zu bringen. 
Sie glaubt nicht, daß sich die Politik, die sie ver- 
tritt, verwirklichen läßt, ohne daß die beteiligten 
Berufs- und Gesellschaftsgruppen Gelegenheit er- 
i halten hätten, sich erschöpfend zu unterrichten und 
sich für ihre Auffassungen Gehör zu verschaffen. 

3. Bisher hat der Bereich der Bildung nur sehr 
I wenig Anteil an dem Integrationsprozeß der Ge- 
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meinschaft genommen. Die fehlende Harmonisie- 
rung auf diesem Gebiet hemmt die Freizügigkeit ^ 
und die Niederlassung von Führungskräften und ■ 
damit den wirtschaftlich-industriellen Einigungspro- 
zeß. In den — bisher allerdings fruchtlosen — Dis- ' 
kussionen über die Schaffung einer europäischen ^ 
Universität ist die Notwendigkeit einer engeren 
Zusammenarbeit aller Universitäten in Europa an- | 
erkannt worden. Diesen Weg müßten wir heute 
einschlagen. Die Neugründungen sollten dabei der 
Ausbildung von Spezialisten Vorbehalten bleiben, j 
Das Ziel einer europäischen Bildungspolitik sollte 
zunächst die gegenseitige Anerkennung der Diplome , 
und sodann eine gewisse Annäherung der Lehr- 
pläne und Lehrmethoden zur Erleichterung des : 
Professoren- und Studentenaustauschs sein; dabei 
müßte aber eine — auf diesem Gebiet fruchtbare — ! 
Vielfalt erhalten bleiben. Auch müßte gemeinsam I 
auf europäischer Ebene nach den besten Lösungen 
für die schwierigen Probleme der Bildungskrise ge- | 
sucht werden. Dabei sollte es das gemeinsame Ziel ' 
sein, die Anpassung der geistigen Haltung an die 
von der modernen Welt geforderten Solidaritäten 
zu fördern und den Menschen Gelegenheit zu ge- 
ben, aus den neuen Aktionsmöglichkeiten und der , 
Muße, die ihnen der materielle Fortschritt beschert, 
den besten Nutzen zu ziehen. Die Notwendigkeiten 1 
der wirtschaftlichen Entwicklung erfordern nicht, 
wie oft geglaubt wird, eine immer stärker zweck- i 
bezogene und spezialisierte Ausbildung, sondern 
vielmehr eine breite Grundausbildung, die eine An- 
passung und Umstellung, das heißt einen Berufs- 
wechsel, im erwachsenen Alter ermöglichen. So ist 
es nicht übertrieben zu behaupten, daß sich hu- 
manistische und wirtschaftliche Anliegen in echt 
europäischem Geiste durchaus miteinander verein- 
baren lassen. 

4. Desgleichen muß nun auf gemeinschaftlicher 
und internationaler Ebene eine Lösung für das 
Problem der Erhaltung der natürlichen Umwelt ge- 
funden werden. Geschieht dies nicht, dann wäre 
nicht nur ein Zurückbleiben auf der Suche nach den 
besten Lösungen die Folge, sondern es würden auch 
innerhalb des Gemeinsamen Marktes wieder neue 
Schranken und Wettbewerbs Verzerrungen auftau- 
chen. Die bereits unternommenen Anstrengungen 
zur Harmonisierung der nationalen Vorschriften 
zum Schutze des Arbeiters, des Verbrauchers und 
der natürlichen Umwelt waren bisher vor allem von 
dem Bestreben geprägt, einen freien Warenverkehr j 
zu sichern (Beseitigung der technischen Handels- | 
hemmnisse). Sie werden sich künftig in eine Um- ' 
Weltpolitik einordnen müssen, deren Notwendig- i 
keit mit jedem Tage deutlicher hervortritt und die 
vor allem erreichen muß, daß beim Ausbau der In- 
dustrie stärker die gesellschaftlichen Kosten der in- 
dustriellen Zusammenballung berücksichtigt wer- 
den. Wenn in der volkswirtschaftlichen Gesamtrech- i 
nung von der Wertschöpfung der Industrie nicht die 
Werte abgezogen werden, die sie in der Umwelt 
vernichtet, so kann es nicht klar werden, wie hoch | 
diese sogenannten „external diseconomies" sind. 
Eine solche Umweltpolitik würde zwangsläufig der 
Industrie gewisse Auflagen erteilen, ihr zugleich 1 
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aber auch ein neues zukunftsträchtiges Betätigungs- 
feld öffnen. Hier bleibt noch 'sehr viel zu tun für 
die Deckung des Sozialbedarfs wie für die Aufstel- 
lung gemeinsamer Normen, die Entwicklung neuer 
Anlagen und neuer Erzeugnisse, den Städtebau und 
die Raumordnung. Derartige Überlegungen und 
Handlungen sollten als natürliche Verlängerung 
einer europäischen Industriepolitik gesehen werden, 
die nicht ausschließlich eine quantitative Vermeh- 
rung der dem Verbraucher zur Verfügung gestellten 
Güter anstreben darf, sondern sich auch eine quali- 
tative Verbesserung der Lebensbedingungen des 
Menschen vornehmen muß. 

5. Schließlich wäre eine Politik der industriellen 
Entwicklung Europas nicht denkbar ohne Berück- 
sichtigung der Erfordernisse einer harmonischen 
Verteilung der Reichtümer in der Welt überhaupt. 
An diesem Punkt möchte die Kommission unter- 
streichen, daß eine Förderung der industriellen 
Entwicklung in den Ländern der dritten Welt nicht 
nur eine Frage der Gerechtigkeit ist, sondern auch 
im europäischen Interesse liegt. Für die Gemein- 
schaft ist es wie für alle fortgeschrittenen Länder 
nur von Vorteil, wenn die Zahl ihrer zahlungs- 
fähigen Handelspartner wächst und eine der Ent- 
wicklung mancher Industriezweige in den Entwick- 
lungsländern positiver gegenüberstehende Handels- 
politik zu einer rationelleren Nutzung der eigenen 
Produktionsfaktoren führt. Die Gemeinschaft muß 
bereit sein, neben den besonderen Anstrengungen 
für die assoziierten Staaten in Europa und Afrika 
einer allmählichen, geordneten Verlagerung ein- 
zelner Industriezweige in die Entwicklungsländer 
zuzustimmen. Sie muß dieser Notwendigkeit Rech- 
nung tragen, wenn sie ihre langfristigen Pläne 
auf den verschiedenen Gebieten aufstellt und die 
sektoriellen Maßnahmen zur Förderung und Ab- 
sicherung der nötigen Entwicklung auswählt. 

Die fast grenzenlosen Möglichkeiten, die dem Men- 
schen von der modernen Technologie geboten wer- 
den, haben auch die noch nicht ganz erkannte Folge, 
daß sie die alten Interessengegensätze entschär- 
fen. In einer Welt, in der der Mensch über immer 
gewaltigere Mittel verfügt, wird ein Ausgleich 
von Interessen und Anliegen möglich, die bisher 
als unvereinbar gelten mußten. 

Die Kommission möchte aber noch erst, bevor sie 
die Grundgedanken ihres Memorandums erläutert, 
die Mißverständnisse ausräumen, die sich aus der 
Ungenauigkeit des Begriffs der Industriepolitik er- 
geben. 

Zunächst ist die Kommission weit davon entfernt, 
alle Probleme der industriellen Entwicklung auf 
öffentlicher und gemeinschaftlicher Ebene regeln zu 
wollen. Zum anderen weiß sie, daß Initiative und 
Wettbewerb elementare, unersetzbare Faktoren der 
Expansion sind. So zielt die von ihr vertretene In- 
dustriepolitik mehr darauf ab, die industrielle Dyna- 
mik von den noch bestehenden Hemmnissen zu be- 
freien, als sie neuen Auflagen auszusetzen. Auf 
keinen Fall denkt die Kommission an die Schaffung 
eines weitverzweigten Behörden-Überbaus, der mit 
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einem ausgeklügelten Paragraphenwerk der Indu- 
strie zusätzlich zu den nationalen Verwaltungsbe- 
stimmungen noch weitere Gewichte anhängt. Das 
Hauptziel der Kommission ist vielmehr, die sich aus 
den Unvollkommenheiten der Zollunion und den 
gegenwärtigen Lücken in der Wirtschaftsunion er- 
gebenden Entwicklungshindernisse auszuräumen. 
Die Kommission ist andererseits überzeugt, daß 
viele Probleme auch weiterhin in nationaler oder 
selbst regionaler Zuständigkeit bleiben müssen. Die 
Gemeinschaft muß dafür sorgen, daß deren Handeln 
besser aufeinander abgestimmt wird und damit an 
Wirksamkeit gewinnt. 

Ein anderes Mißverständnis könnte dadurch ent- 
stehen, daß die Auffassungen mancher Mitglied- 
staaten weit auseinandergehen. Diejenigen, die be- 
reits eine hochentwickelte Industrie besitzen, schei- 
nen zu glauben, daß die Gemeinschaft unter dem 
Deckmantel der Industriepolitik versuchen wird, sie 
zu einer Verlangsamung des Wachstumstempos zu 
zwingen, um so eine ausgeglichenere Gesamtent- 
wicklung zu erreichen. Andere hingegen scheinen zu 
befürchten, daß mit dem Fortfall der noch bestehen- 
den Schranken auf ihre Kosten die Konzentration 
der Industrie noch größer wird. Die Kommission ist 
weit davon entfernt, diese Befürchtungen unter dem 
Vorwand auf die leichte Schulter zu nehmen, sie 
schlössen einander aus, und erkennt durchaus ihre 
Berechtigung an. Sie bemüht sich, hier eine Lösung 
zu finden, die einen Kompromiß darstellt zwischen 
dem Gesamtinteresse der Gemeinschaft, das ihr an- 
vertraut ist, und einem gewissen Ausgleich der 
nationalen Einzelinteressen, denn sie hält es für 
unrealistisch, diese im Namen des gemeinsamen 
Interesses zu vernachlässigen. 

Als dritte Quelle der Verwirrung kommt hinzu, daß 
jede Industriepolitik sowohl horizontal wie sektoral 
gesehen werden kann. Für die einen führt die hori- 
zontale Methode, weil zu theoretisch, kaum über 
den Bereich der allgemeinen Wirtschaftspolitik hin- 
aus, während für andere jede sektorale Politik des 
Dirigismus, des Protektionismus und selbst des 
Malthusianismus verdächtigt ist. Es ist richtig, daß 
eine Industriepolitik, die sich den Strukturwandel 
und nicht die Strukturkonservierung zum Ziel ge- 
setzt hat, ihrem Wesen nach horizontal ist. Aber 
auch sie muß auf die besonderen Verhältnisse in 
den verschiedenen Industriezweigen abgestimmt 
werden. Obwohl alle Industriezweige der Planung 
für die Zukunft und der Neuerung bedürfen, gibt es 
zwei Arten von Industrien, die auf Gemeinschafts- 
ebene besondere Aufmerksamkeit erfordern: die 
Industrien, die in Schwierigkeiten geraten sind 
— • hier gilt es, die Anpassung zu planen und zu er- 
leichtern — und die Spitzenindustrien, denen ein 
besserer Entwicklungsrahmen geboten werden muß. 

Auch diese Feststellung kann mißverstanden wer- 
den, wenn sie falsch ausgelegt wird. Besteht nicht 
in manchen Ländern die Tendenz, die öffentlichen 
Mittel in der Hauptsache auf die beiden äußeren 
Enden zu verwenden, auf Kosten und zum Schaden 
der Mitte, die nicht so leicht den Staat zur Hilfe 
rufen kann? Durch die Betonung der Anpassungs- 
und Aufbauprobleme will die Kommission vielmehr 


eine Verbesserung der Wirksamkeit der staatlichen 
Interventionen auf diesen beiden Gebieten, eine 
Kostensenkung und damit auch eine Entlastung für 
die Gesamtwirtschaft erreichen. 

Bei einer Durchsicht der verschiedenen Kapitel des 
Dokuments wird sich unterdessen zeigen, daß sich 
die Kommission keineswegs auf die Behandlung 
der Extremfälle in der Industrie beschränkt hat. 

Bei zwei Arten von Unternehmen stellen sich 
schließlich besondere Probleme. Es handelt sich 
hier einmal um die öffentlichen Unternehmen und 
zum anderen um die Unternehmen bescheidener 
Größe bis hinunter zu den Handwerksbetrieben. Die 
Kommission hielt es jedoch nicht für richtig, die Pro- 
bleme dieser beiden Arten von Unternehmen in die- 
sem Dokument besonders zu behandeln, wie sich sich 
auch auf keine Sektorenbeschreibungen eingelassen 
hat. Sie behält sich aber vor, auf verschiedene Einzel- 
fragen später noch einmal zurückzukommen. Sie 
möchte nur schon jetzt daran erinnern, daß diese 
Unternehmen einen wertvollen Beitrag zur Entwick- 
lung der Gemeinschaft leisten können. 

Die öffentlichen Unternehmen sind in den einzelnen 
Mitgliedstaaten aus verschiedenen Gründen ge- 
schaffen worden. Ihre Bedeutung und ihre Auf- 
gaben sind je nach Land und Absatzgebiet verschie- 
den. Soweit sie in dem Teil der Wirtschaft wirken, 
in dem Wettbewerb herrscht, sollte ihnen der Staat 
keine besonderen Vergünstigungen gewähren, die 
darauf hinauslaufen, den Wettbewerb zu verfäl- 
schen. In diesem Sinne müssen sie nicht nur zur 
Expansion beitragen, sondern auch zur Verbesse- 
rung des Sozialklimas und zur multinationalen 
Integrierung der Produktionsstrukturen und der 
großen staatlichen Wirtschaftsunternehmen. 

Die kleinen Unternehmen fragen sich gelegentlich, 
wie für sie die Zukunft aussehen wird. Obwohl die 
Entwicklung in Richtung auf die Konzentration ver- 
läuft, verbleibt ihnen angesichts des Umfangs und 
der Vielfalt des Industriewachstums genügend Be- 
wegungsspielraum, wie das Beispiel der Vereinigten 
Staaten zeigt, wo Unternehmen mittlerer Größe viel 
zur technologischen Innovation und Dynamik der 
Wirtschaft beitragen. Wahrscheinlich werden sogar 
die wachsenden Ansprüche der Verbraucher, die 
Notwendigkeit einer Wartung der immer kompli- 
zierter werdenden Anlagen und die Sorge um die 
Erhaltung einer menschenwürdigen Umwelt den 
kleinen Unternehmen und vor allem dem Handwerk 
neue Entwicklungsmöglichkeiten geben. 

Nach diesen grundsätzlichen Ausführungen möchte 
die Kommission nun die fünf Grundgedanken dieses 
Dokuments erläutern: 

— Vollendung des Gemeinsamen Marktes, 

— Schaffung einer einheitlichen Rechts-, Steuer- und 
Finanzordnung, 

— - Umstrukturierung der Unternehmen, 

— Steuerung der Wandlungs- und Anpassungs- 
vorgänge, 

— Erweiterung der gemeinsamen Solidarität in den 
Beziehungen zu dritten Ländern. 
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I. Vollendung des Gemeinsamen Marktes 


Alle Unternehmen und alle Produktionszweige müs- 
sen die Möglichkeit haben, die Vorteile des großen 
Marktes ohne Binnengrenzen voll zu nutzen: Das 
ist die erste Forderung der Industriepolitik. 

Die Vollendung des Binnenmarktes der Gemein- 
schaft erfordert die Beseitigung der technischen Han- 
delshemmnisse und der Diskriminierungen bei der 
Vergabe öffentlicher Aufträge sowie den Abbau der 
Steuerschranken innerhalb der Gemeinschaft. 


1. Beseitigung der technischen Handelshemmnisse 

Unterschiedliche nationale Vorschriften zum Schutz 
des arbeitenden Menschen, des Verbrauchers oder 
der Umwelt führen zur Aufrechterhaltung von Han- 
delsschranken innerhalb der Gemeinschaft und 
zwingen die Industrie, sich mit ihrer Produktion 
auf die wechselnden Anforderungen der einzelnen 
Mitgliedstaaten einzustellen. 

Nach langwierigen Verhandlungen hat der Mi- 
nisterrat am 28. Mai 1969 ein allgemeines Programm 
angenommen, das den Mitgliedstaaten die Garan- 
tie eines ausgewogenen Harmonisierungsprozesses 
bietet. Dieses Programm enthält auch Termine, die 
bereits weit überschritten sind, weil die Sachver- 
ständigen mit ihren Beratungen nur langsam voran- 
kommen. 1969 wurde nur eine Richtlinie angenom- 
men; nach dem Programm hätten es 44 sein müssen. 

Die Kommission appelliert daher an den politischen 
Willen des Ministerrates, die Arbeit so weit wie 
irgend möglich zu beschleunigen und möglichst zu 
verhindern, daß sich die gleichen Fachdiskussionen 
auf jeder Verfahrensstufe wiederholen. Sollte sich 
jedoch bestätigen, daß wegen der Bestimmungen 
des EWG-Vertrages zur Angleichung der Rechts- 
vorschriften, die eine einstimmige Beschlußfassung 
vorsehen, innerhalb vernünftiger Fristen keine 
Entscheidungen zustande kommen, dann müßte bei 
der Verschmelzung der Verträge eine Revision die- 
ser Bestimmungen erwogen werden. 

Wenn in letzter Zeit erkannt wurde, welche Ge- 
fahren die industrielle Entwicklung für die natür- 
liche Umwelt mit sich bringt, so erhält damit das 
Problem der sogenannten „technischen" Vorschrif- 
ten zwangsläufig eine neue Dimension. Heute er- 
gibt sich die Notwendigkeit, nicht nur die nationalen 
Regeln zu harmonisieren, sondern neue wirksamere 
und realistischere Regeln aufzustellen. Dies ist eine 
Aufgabe, die kein Improvisieren zuläßt und die in- 
ternational in einem über die Grenzen Westeuro- 
pas hinausreichenden Rahmen angepackt werden 
müssen. 

Die Kommission behält sich vor, auf diese Frage 
noch einmal zurückzukommen, möchte aber bereits 
jetzt den Ministerrat darauf hinweisen, 


— daß sich die Mitgliedstaaten mit ihren Initiativen 
nicht verzetteln dürfen, um nicht neue Hinder- 
nisse zu schaffen, 

— daß sie Vorschläge zur Einrichtung eines Refe- 
renzbüros auf Gemeinschaftsebene für die Ein- 
führung gemeinsamer Analyse- und Normungs- 
verfahren vorgelegt hat, 

— daß die Mitgliedstaaten ihr Verhalten in den 
verschiedenen auf diesem Gebiet tätigen inter- 
nationalen Organisationen — zum Beispiel Euro- 
parat und OECD — möglichst untereinander ab- 
stimmen sollten. 


2. Beseitigung der Diskriminierungen bei der 
Vergabe öffentlicher Aufträge 

Die Aufträge der öffentlichen Hand nur der In- 
I dustrie des eigenen Landes zukommen zu lassen, 

I mag zwar auf kurze Sicht im Interesse der Industrie 
1 des betreffenden Landes liegen. Die Folge davon 
ist aber, daß einige wesentliche Industriezweige 
der Gemeinschaft die Vorteile eines großen Binnen- 
marktes nicht nutzen können. Hierdurch werden 
vor allem die Unternehmen der Investitionsgüter- 
industrie, die Lieferanten der öffentlichen Verkehrs- 
unternehmen und ganz allgemein die Hersteller 
vieler technischer Spitzenprodukte benachteiligt. 
Diese Industriezweige haben folglich weniger gün- 
i stige Entwicklungsbedingungen als die Hersteller 
gängiger Konsumartikel. 

Diese Praktiken sind seit dem 1. Januar 1970 ver- 
tragswidrig. Die Durchführung der zur Freigabe 
der öffentlichen Aufträge erlassenen Richtlinien 
wird jedoch erleichtert, wenn das Ziel, die Schaffung 
eines gemeinsamen Marktes, bei den Beschaffungs- 
ämtern eine positive Aufnahme findet. Auf einem 
derartigen Gebiet ist ein Umdenken erforderlich, 
wenn die rechtlichen Vorschriften respektiert wer- 
den sollen. 

Die Kommission fordert daher die Mitgliedstaaten 
auf, allen öffentlichen Beschaffungsstellen genaueste 
Anweisung zu erteilen, sich an die Bestimmungen 
des Vertrags zu halten und so ihrerseits zur Ver- 
wirklichung eines echten gemeinsamen Marktes bei- 
zutragen, indem sie den günstigsten Lieferanten 
ohne Ansehen der Nationalität aussuchen. Die Kom- 
mission plant ihrerseits die Publikation einer detail- 
lierten Statistik der öffentlichen Aufträge, die an 
Unternehmen aus anderen Mitgliedstaaten vergeben 
werden. Sie fordert die Mitgliedstaaten auf, sie in 
dieser Aufgabe voll und ganz zu unterstützen. 

In manchen Industriezweigen, vor allem in den 
Spitzenindustrien, machen die öffentlichen Aufträge 
einen großen Teil des Absatzmarktes aus. Wo dies 
der Fall ist, kann eine konzertierte Beschaffungs- 
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Politik zu einem entscheidenden Fraktor für den 
Fortschritt der Industrie auf der Ebene der Gemein- 
schaft werden. 

In diesem Bereich ist der nationale Markt immer 
noch hermetisch nach außen abgeschirmt, und da 
keine offenen Ausschreibungen möglich sind, läßt 
sich auch außerordentlich schwer nachprüfen, ob der 
Vertrag eingehalten worden ist. Außerdem sind auch 
manche großen Auftraggeber in der Privatwirtschaft 
politischen, psychologischen, finanziellen und sozia- 
len Pressionen ausgesetzt, so daß ihr Verhalten dem 
der öffentlichen Auftraggeber sehr nahe kommt. Eine 
gesunde Entwicklung ist jedoch für die technischen 
Spitzenindustrien im Rahmen dieser streng nach 
außen abgeschirmten Märkte nicht möglich. Gerade 
auf den Gebieten, auf denen die Öffnung des Mark- 
tes am nötigsten wäre, ist sie auch am schwierigsten. 

Die Nützlichkeit einer konzertierten Beschaffungs- 
politik für technische Spitzenerzeugnisse hat der 
Ministerrat bereits bei der Annahme des zweiten 
Programms für die mittelfristige Wirtschaftspolitik 
anerkannt. Nun gilt es, diese Gedanken in die 
Praxis umzusetzen. 

Die Kommission schlägt für diese Bereiche eine Ab- 
stimmung der Beschaffungspolitik vor, zu der auch 
einzelne private Auftraggeber hinzugezogen werden 
müßten. Diese Abstimmung müßte, um wirksam zu 
sein, vom Ministerrat grundsätzlich befürwortet und 
von den Regierungen gefördert werden und sollte 
nicht den Zweck haben, die Beschaffungsstellen 
neuen Pressionen auszusetzen, sondern vielmehr die 


Pressionen, denen sie heute noch ausgesetzt sind, 
abzubauen. Sie würde dafür sorgen, daß wirklich 
ein gemeinsamer Markt für technische Spitzener- 
zeugnisse zustande kommt, von dem auch Unter- 
nehmen aus dritten Ländern nicht ausgeschlossen 
sein sollen, falls eine echte Gegenseitigkeit ge- 
boten wird. Es muß ferner bedacht werden, daß in 
der technisch-industriellen Entwicklung ein gewisses 
Gleichgewicht zwischen den verschiedenen Wirt- 
schaftsräumen der Gemeinschaft hergestellt werden 
muß. Zu diesem Zweck will die Kommission dem 
Rat jährlich einen Bericht über die auf diesem Ge- 
biet erzielten Ergebnisse vorlegen. 

3. Die Beseitigung der Steuerschranken 

Der Fortbestand der Steuergrenzen trägt mit dazu 
bei, eine völlige Verschmelzung der Märkte zu 
verhindern. Solange es derartige Grenzen gibt, kann 
sich die Investitionsstrategie der Unternehmen wie 
auch deren Einkaufs- und Absatzpolitik nicht völlig 
auf den Gemeinsamen Markt einstellen. Deshalb ist 
auch die Flarmonisierung der indirekten Steuern 
(Mehrwertsteuer, Verbrauchsteuern) und die An- 
gleichung der Steuersätze dringend geboten, damit 
die Grenzkontrollen und die steuerliche Be- und Ent- 
lastung an den Binnengrenzen aufgehoben werden 
können. 

Die Kommission erinnert daran, daß die bereits ge- 
faßten Beschlüsse auch verwirklicht werden müssen 
und daß es keinen neuen Aufschub geben darf. 


II. Schaffung einer einheitlichen Rechts-, Steuer- und Finanzordnung 


Wenn die Industrie den vollen Nutzen aus der 
Gemeinschaft ziehen soll, worauf sie einen berech- 
tigten Anspruch erheben kann, dann müssen die 
Bemühungen um eine Harmonisierung und Verein- 
heitlichung des institutionellen Rahmens der Unter- 
nehmen wesentlich beschleunigt werden, denn die 
Unternehmen, die ihre Tätigkeit auf den gesamten 
Gemeinschaftsraum ausdehnen wollen, sind noch 
weit davon entfernt, dort die Annehmlichkeiten 
eines echten Binnenmarktes zu finden und treffen 
auch weiterhin auf zahlreiche Hindernisse recht- 
licher, steuerlicher und finanzieller Art. 


1. Der rechtliche Rahmen 

Die Unternehmen stoßen auf große Schwierigkeiten, 
wenn sie über die Landesgrenzen hinweg mit an- 
deren Unternehmen Zusammenarbeiten oder sich mit 
ihnen zusammenschließen sollen. 

Fusionen im eigentlichen Sinne sind sehr schwierig, 
da es noch keine besondere Rechtsform für eine 
europäische Gesellschaft gibt. Die Unternehmen sind 
also gezwungen, wenn sie schon Zusammengehen 
wollen, sich Wege zu suchen, die so kompliziert 
sind, daß sie kaum Schule machen werden, oder sich 


für eine der sechs Nationalitäten zu entscheiden, wo- 
gegen aber oft psychologische Hemmungen be- 
stehen. 

Die Unternehmen können jedoch jetzt schon die 
Zusammenarbeit über die Ländergrenzen hinweg 
^ ausbauen, wenn sie die vorhandenen Möglichkeiten 
i stärker nutzen: sie werden hier im Zweiten Teil in 
; Kapitel II im einzelnen untersucht. Die einen wirk- 
i Samen Wettbewerb gefährdenden Konzentrations- 
I Vorgänge müssen zwar stärker verfolgt werden, die 
‘ Kommission bestätigt aber gleichzeitig, daß sie bei 
der Anwendung von Artikel 85 des EWG-Vertrags 
einen weiten Spielraum für eine Zusammenarbeit 
der Unternehmen läßt. 

Die Kommission hält für erforderlich: 

— Abschluß der Arbeiten an einem europäischen 
Gesellschaftsrecht und dessen Verabschiedung in 
I kürzestmöglicher Frist, 

■ — Einführung eines — bisher nur in Deutschland 

bestehenden — Konzernrechts durch alle Mit- 
! gliedstaaten, 

! — Annäherung des nationalen Gesellschaftsrechts. 

Ihrer Ansicht nach sollten folgende Punkte unter- 
sucht werden: 
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— Gründung gemeinsamer Unternehmen außerhalb 
des nuklearen Bereichs zur Förderung einer in- 
dustriellen Zusammenarbeit namentlich unter den 
öffentlichen Unternehmen; 

— Übernahme der Rechtsform des — bisher nur in 
Frankreich bestehenden — Groupement d'interet 
economique durch alle Mitgliedstaaten, vielleicht 
sogar auf Gemeinschaftsebene, 

2. Harmonisierung des Steuerrechts 

Die vordringlichste Aufgabe auf diesem Gebiet ist 
die Verabschiedung der Richtlinien zur steuerrecht- 
lichen Behandlung von Unternehmensfusionen und 
von Beziehungen zwischen Mutter- und Tochterge- 
sellschaften durch den Ministerrat. Diese Richtlinien 
hatte die Kommission am 15. Januar 1969 vorgelegt. 

Erforderlich ist aber auch die Fortführung der 
Steuerharmonisierung, um der Industrie der ver- 
schiedenen Mitgliedstaaten möglichst gleiche Wett- 
bewerbsbedingungen zu sichern. 

3. Der finanzielle Rahmen 

Die Unternehmen der Gemeinschaft sind zur Finan- 
zierung ihrer Expansion weitgehend auf Fremd- 
kapital angewiesen. Der direkte oder indirekte Zu- 
gang zu den Fremdkapitalquellen stößt auf eine 
Reihe von Schwierigkeiten, die mit der Struktur der 
nationalen Kapitalmärkte und dem Fehlen eines 
echten gemeinsamen Kapitalmarktes Zusammen- 
hängen. Erschwerend kommen noch die Abschöp- 
fung des Sparkapitals durch den Staat und durch 
Unternehmen aus dritten Ländern hinzu. 

Neben den bereits vorgestellten währungs- und 
finanzpolitischen Vorschlägen geht es der Kom- 
mission darum, 

— auf die Modernisierungsbedürftigkeit des Ban- 
ken- und Finanzierungsapparates in den meisten 
Mitgliedstaaten hinzuweisen, 

— die Möglichkeit einer steuerrechtlichen Besser- 
stellung der Finanzierung mit 'Risikokapital zu 
untersuchen, 

— eine stärkere Versorgung der Unternehmen der 
Gemeinschaft mit Kapital aus Euro-Emissionen 
über Spezialkreditinstitute zu fördern. Hierzu 
wird sich die Kommission später noch näher 
äußern. 


III. Die „Umstrukturierung“ der Unternehmen 

Wenn die Gemeinschaft bei ihrer grundsätzlichen 
Entscheidung für den Wettbewerb mit der Außen- 
welt bleiben will, müssen die Unternehmen der Ge- 
meinschaft diesen Wettbewerb auch mit gleichen 
Waffen aufnehmen können. Es steht außer Zwei- 
fel, daß in manchen Fällen ein höherer Konzentra- 
tionsgrad eine Notwendigkeit ist, um eine optimale 
Entwicklung zu erreichen, vorausgesetzt, daß sich 
ein wirksamer Wettbewerb erhalten läßt. 


Eine weitreichende Konzentrationsbewegung ist in 
der Gemeinschaft bereits in Gang gekommen, auch 
in den Mitgliedstaaten, die mit ihren Unterneh- 
mensgrößen bisher weit zurücklagen. Die Kommis- 
sion betrachtet diese Entwicklung im großen und 
ganzen als positiv; eine Politik der größtmöglichen 
Förderung der Konzentration im nationalen Rahmen 
bei gleichzeitigen Versuchen, transnationale Verbin- 
dungen oder Zusammenschlüsse einzuschränken, 
hat jedoch sehr große Gefahren. 

Erstens ist der nationale Markt häufig nicht groß 
genug, und vor allem Unternehmen in den techno- 
logisch fortgeschrittenen Sektoren sind häufig nicht 
in der Lage, ohne Zusammenschluß mit Firmen an- 
derer Länder die unerläßliche Größe zu erreichen. 

Zweitens würde die Entwicklung in Richtung auf 
ein einziges nationales Unternehmen für jeden der 
großen Bereiche, in welchem aus technologischen 
oder finanziellen Gründen oder wegen des Wettbe- 
werbs von außen der Zusammenschluß geboten ist, 
bei Schwierigkeiten zwangsläufig jede Regierung 
Pressionen aussetzen, denen zu widerstehen ihr 
schwerfallen würde, so daß schließlich solche Un- 
ternehmen der unmittelbaren Kontrolle des Staates 
unterstellt würden, wodurch das effektive Funktio- 
nieren des einheitlichen Marktes illusorisch gemacht 
würde. 

Die einzigen internationalen Verbindungen, die re- 
lativ rasch zustande kommen, sind Verbindungen 
zwischen Unternehmen aus der Gemeinschaft und 
Unternehmen aus dritten Ländern, im allgemeinen 
den Vereinigten Staaten. Sie bestehen meisten? dar- 
in, daß ein stärkeres Unternehmen aus einem drit- 
ten Land das Unternehmen aufkauft oder unter 
seine Kontrolle bringt. Die Kommission räumt zwar 
ein, daß Verbindungen mit Unternehmen aus drit- 
ten Ländern sehr nützlich sein mögen, ist aber 
der Auffassung, daß die Gemeinschaft es sich zur 
Aufgabe machen muß, auf diesem Gebiet ein bes- 
seres Gleichgewicht zu suchen. 

Wenn beides — nationale Konzentration und Auf- 
gehen in Unternehmen aus dritten Ländern — zu- 
sammentrifft, können unversehens die Möglichkei- 
ten für eine europäische gemeinsame Entwicklungs- 
politik in den technischen Spitzenbereichen einge- 
schränkt oder sogar völlig zunichte gemacht werden. 

Angesichts dieser Lage hält es die Kommission 
für erforderlich: 

— in allen Bereichen die Hindernisse, die die Ent- 
stehung transnationaler europäischer Unterneh- 
men erschweren, zu beseitigen, 

— zu diesem Zweck öffentliche Kredite zum Auf- 
bau der Spitzenindustrien einzusetzen. 

Unter transnationalen europäischen Unternehmen 
sind nicht nur solche Unternehmen zu verstehen, 
die ihre Tätigkeit in mehreren Ländern entfalten, 
sondern solche, deren Kapital und deren Füh- 
rungskräfte ebenfalls aus mehreren Ländern stam- 
men und deren Entscheidungszentrum in Europa 
liegt. Das Ziel muß sein, das Auftreten von Unter- 
nehmen möglich zu machen und sogar zu erleich- 
tern, die nicht notwendigerweise Kapital und Men- 
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sehen aus den sechs Mitgliedsländern oder nur aus 
Mitgliedsländern zusammenschließen, sondern die 
in der Lage sein müssen, in Europa und auf dem 
Weltmarkt den Wettbewerb mit den Giganten in 
Übersee aufzunehmen. 

Die Vereinheitlichung der rechtlichen, steuerlichen 
und finanziellen Umweltbedingungen würde dazu 
beitragen, die Bildung solcher Unternehmen zu er- 
leichtern und die Kontrolle vereinfachen. Schon 
jetzt könne eine Reihe von positiven Maßnahmen 
ins Auge gefaßt werden. 

Die Kommission denkt im Augenblick nicht an die 
Gründung einer öffentlich-rechtlichen Organisation, 
die auf Gemeinschaftsebene Funktionen übernähme, 
wie sie in Großbritannien von der Industrial Re- 
organisation Corporation ausgeübt oder in Frank- 
reich vom Institut de Developpement Industriel ge- 
plant werden, dessen Gründung beschlossen wurde. 

Sie wünscht jedoch, daß eine enge Zusammenarbeit 
zwischen allen öffentlichen oder privaten Stellen zu- 
stande gebracht wird, die sich mit der Förderung von 
Unternehmenszusammenschlüssen befassen. Erst 
wenn sich diese Zusammenarbeit als unzureichend 
oder undurchführbar erweisen sollte, müßten andere 
Maßnahmen in Aussicht genommen werden. 

Indes ist die Kommission der Ansicht, daß die 
Europäische Investitionsbank bereits jetzt dazu 
beitragen könnte, finanzielle Erleichterungen im 
Hinblick auf den Zusammenschluß von Unterneh- 
men aus verschiedenen Mitgliedstaaten anzubie- 
ten. Auch die Kommission ist entschlossen, hierzu 
die Mittel einzusetzen, die sie im Rahmen des Ver- 
trags von Paris zu verwalten hat. 

Diese Maßnahmen müßten sich jedoch in engen 
Grenzen halten, um nicht zu diskriminieren. Sie 
sind gerechtfertigt durch die besonderen Schwierig- 
keiten derartiger Operationen gegenüber Konzen- 
trationsvorgängen in einem Land und anscheinend 
selbst gegenüber Zusammenschlüssen mit Unterneh- 
men aus dritten Ländern. Desgleichen sollte bei die- 
sen Maßnahmen nicht nur an die größten Unter- 
nehmen gedacht werden. Nach Ansicht der Kom- 
mission stände eine unterschiedslose Förderung je- 
der Konzentration im Gegensatz zu den Erforder- 
nissen einer gesunden Industriepolitik, da die mitt- 
leren Unternehmen sich oft als dynamischer und 
anpassungsfähiger erweisen sowie schneller neue 
Chancen wahrnehmen und Neuerungen nutzbar 
machen als die ganz großen Unternehmen. 

Aber gerade in den Spitzenindustrien ist die Not- 
wendigkeit transnationaler Unternehmen am augen- 
fälligsten, wenn die technologische Zusammenarbeit 
in Europa Erfolg haben soll (vgl. Vierter Teil des 
Dokuments). Verhindert wird das Aufkommen 
transnationaler europäischer Unternehmen auf die- 
sen Gebieten dadurch, daß die Nationalstaaten im 
Rahmen ihrer Forschungs- und Entwicklungspolitik 
den Unternehmen hohe Mittel zukommen lassen, 
die Aufträge der öffentlichen Hand immer im 
eigenen Lande bleiben, das Prestige eine große 
Rolle spielt und schließlich — hierauf wurde im 
vorigen Kapitel hingewiesen — durch ungünstige 
Umwelteinflüsse. 


! Die bisherigen Bemühungen im nationalen oder in- 
! ternationalen Rahmen konzentrierten sich fast aus- 
i schließlich auf die Herstellung von Prototypen; einer 
Verstärkung der industriellen Struktur hat man da- 
' bei nur unzureichende Beachtung geschenkt. Eine 
I Änderung dieser Situation im Sinne der Schaffung 
I wettbewerbsfähiger Industriestrukturen über die 
I Durchführung technologischer Programme schält 
sich als ein Hauptziel der gemeinsamen Industrie- 
politik heraus. Dieses Ziel bedingt neue Finanzie- 
rungsmethoden für die technischen Entwicklungs- 
programme, bei denen sich nicht nur die unange- 
nehmen Überraschungen, wie sie Finanzierungspro- 
jekten unter Beteiligung mehrerer Regierungen 
innewohnen, sondern auch das verhängnisvolle 
Prinzip des „juste retour" umgehen lassen. Deshalb 
schlägt die Kommission die Einführung gemein- 
samer Entwicklungsverträge vor, die vorrangig je- 
nen Unternehmen angeboten würden, die gewillt 
wären, einen über die Grenzen hinausgreifenden 
Kooperations- und Umstrukturierungsprozeß einzu- 
leiten (vgl. Vierter Teil des Dokuments). 

Der erhebliche Rückstand der europäischen Indu- 
^ strie auf diesen Gebieten, die harte Konkurrenz, 

, die ihr die Unternehmen aus dritten Ländern liefern, 
sei es durch Direktexporte, sei es über Tochterge- 
sellschaften in der Gemeinschaft — wobei anzuer- 
kennen ist, daß auch sie zur Entwicklung der Wirt- 
I Schaft in der Gemeinschaft beitragen — , sollten nach 
i Ansicht der Kommission den Ministerrat veranlas- 
i sen, diesem Vorschlag besondere Aufmerksamkeit 
zu schenken. 

I Schon jetzt beabsichtigt die Kommission, für jeden 
I der wichtigsten Sektoren fortgeschrittener Techno- 
i logie — Elektrotechnik und Kerntechnik, Luft- und 
i Raumfahrt, Elektronik und Datenverarbeitung — 

I eine Untersuchung der Entwicklung der Industrie- 
I Struktur sowie der Lösungen durchzuführen, die es 
I ermöglichen würden, die Erfordernisse der Lei- 
I stungsfähigkeit mit denen des Wettbewerbs zu ver- 
einen. Die Ergebnisse, zu denen sie hierbei gelangt, 
werden sowohl den Mitgliedstaaten als auch den 
j betreffenden Unternehmen zugänglich gemacht. 

Die wirtschaftliche Verflechtung über die Landes- 
grenzen hinaus nimmt zwangsläufig andere For- 
men als die der Fusion oder der Übernahme von 
Unternehmen an. Diese Formen werden im zweiten 
Teil des Dokuments näher untersucht. Die Kom- 
mission beabsichtigt nicht, die eine oder andere 
dieser Formen bevorzugt zu behandeln. Sie wünscht 
lediglich, daß sie alle den Unternehmen offenstehen 
und daß die besonders zahlreichen Hindernisse be- 
seitigt werden, die einer eigentlichen Fusion von 
Unternehmen verschiedener Nationaliät entgegen- 
stehen. 

Die Kommission verurteilt zwar das Prinzip des 
; „juste retour", ist sich jedoch der Notwendigkeit 
bewußt, daß ein gewisser Ausgleich zwischen in- 
j dustriellen Interessen der Mitgliedstaaten in diesen 
I empfindlichen Bereichen gewahrt werden muß. Es 
I wäre jedoch schon ein großer Fortschritt, wenn die 
Mitgliedstaaten den Grundsatz anerkennen würden, 
j daß ein Interessenausgleich auf möglichst breiter 
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Basis gesucht werden muß. Dieser Grundsatz, von 
dem sich die Kommission schon im Kapitel I (öffent- 
liche Aufträge) hat leiten lassen, gilt auch für die 
industrielle Umstrukturierung und die technolo- 
gische Entwicklung. Er veranlaßt die Kommission zu 
dem Vorschlag, im Rat eine Prüfung der bereits 
in Gang befindlichen oder in Aussicht genommenen 


Zusammenschlüsse vorzunehmen, falls ein Mitglied- 
staat oder die Kommission einen solchen Antrag 
stellen. Ferner müßte die Aufteilung der Gesamt- 
heit der technologischen Entwicklungsverträge un- 
ter Berücksichtigung des Ortes ihrer Durchführung 
vom Rat in regelmäßigen Abständen überprüft wer- 
den. 


IV. Steuerung der Veränderungen und Anpassungsvorgänge 


Die Beschleunigung der Veränderungen ist notwen- 
dig für den industriellen Fortschritt, von dem wie- 
derum der wirtschaftliche und soziale Fortschritt 
abhängen. Bei den Anpassungsvorgängen müssen 
jedoch die besonderen Gegebenheiten in der Ge- 
meinschaft berücksichtigt werden, da sonst ein Miß- 
erfolg unvermeidlich ist. 

Der Verlust zahlreicher Arbeitsplätze in bestimmten 
Branchen muß ausgeglichen werden durch die Schaf- 
fung neuer Arbeitsplätze in anderen, dynamischeren 
Sektoren. Die industrielle Auswertung der Inno- 
vation und der technologischen Vorausschau müssen 
daher zusammen mit dem Ausbau der regional- 
politischen Maßnahmen so weit wie möglich ge- 
fördert werden. 

Die industrielle Anpassung schließlich erfordert 
eine Verbesserung der Methoden der Betriebsfüh- 
rung und der Ausbildung der künftigen Führungs- 
kräfte für die Unternehmen. 


1. Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt 

Die Zahlenangaben im Dritten Teil des beiliegenden 
Dokuments zeigen, welchen Umfang diese Verände- 
rungen bereits angenommen haben. Es handelt sich 
nicht nur um die Abwanderung der landwirtschaft- 
lichen Arbeitskräfte in den sekundären und den 
tertiären Sektor, sondern auch um umfangreiche 
Bewegungen innerhalb der Industrie. Um nur eine 
Zahl zu nennen: In den letzten zehn Jahren sind 
etwa 500 000 Arbeitskräfte aus der Textilindustrie 
abgewandert, obwohl der Umsatz dieser Industrie 
sich während des gleichen Zeitraums erheblich er- 
höht hat. Verschiebungen innerhalb der Textilindu- 
strie wurden in dieser Zahl nicht einmal berück- 
sichtigt. Die Zahl der Arbeitsplätze im Maschinen- 
bau und in der Elektroindustrie ist dagegen im 
gleichen Zeitraum um 1 600 000 gestiegen. 

Diese Entwicklung schwächt sich keineswegs ab 
und wird sich im Laufe der kommenden Jahre sogar 
noch verstärken. Sie wird zur Folge haben, daß 
viele Arbeitskräfte ihren Beruf wechseln müssen. 
Sie muß jedoch auch zu einer Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen, der Bezahlung und der beruf- 
lichen Qualifikation möglichst vieler dieser Arbeits- 
kräfte führen. 

Sehr entschlossene und umfangreiche Maßnahmen 
sind erforderlich, wenn die nachteiligen Auswir- 
kungen dieser Veränderungen gering gehalten und 


ihre positiven Ergebnisse möglichst weitgehend zum 
Tragen kommen sollen. 

Solche Maßnahmen müssen auf allen Ebenen getrof- 
fen werden: auf der Ebene der Unternehmen, der 
Sektoren, der Staaten und der Gemeinschaft. Die 
verschiedenen Arten der Maßnahmen werden im 
Dokument eingehend analysiert (Dritter Teil, Kapi- 
tel I ). 

Die Kommission beschränkt sich an dieser Stelle 
darauf, auf die Bedeutung der Vorausschau, die 
Zweckmäßigkeit von Verhandlungen zwischen den 
Sozialpartnern, die Bedeutung der Regionalpolitik 
und die Dringlichkeit der Reform des Sozialfonds 
hinzuweisen. 

Die Veränderungen bereiten weniger Schwierig- 
keiten, wenn sie vorher erkannt werden. Sofern die 
Unternehmen dazu in der Lage sind, haben sie 
daher die Pflicht, ihre Arbeitskräfte so früh wie 
möglich über einen gegebenenfalls bevorstehenden 
Personalabbau oder Arbeitsplatzwechsel zu unter- 
richten. Ist zu erwarten, daß ein Industriezweig oder 
ein Gebiet insgesamt betroffen wird, so müßten 
zwischen den Sozialpartnern und mit den regionalen 
oder nationalen Behörden Verhandlungen geführt 
werden, um einen möglichst harmonischen Verlauf 
der Aktion zu gewährleisten. 

Die Kommission für ihren Teil bemüht sich, die 
Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt möglichst 
vieler Sektoren zu prognostizieren. Zahlreiche 
Schwierigkeiten sind noch zu überwinden, doch 
sind auch schon gewisse sektorale Ergebnisse erzielt 
worden. 

Die Gemeinschaft muß jedoch unmittelbarer und posi- 
tiver zur Lösung des Problems beitragen. Der Ent- 
wurf zur Reform des Sozialfonds und das Memoran- 
dum über die Regionalpolitik sollen hierzu dienen. 

Unabhängig von den eigentlichen Zielen der Sozial- 
und Regionalpolitik ist es vom Standpunkt der Indu- 
striepolitik aus wesentlich, daß die berufliche und 
— zum Teil auch die geographische — Mobilität der 
Arbeitskräfte gefördert wird. Die verschiedenen 
Arten der Förderung dieser Mobilität (Berufsausbil- 
dung, Entschädigungen für Lohnausfall, Umzugsbei- 
hilfen, Wohnungsgeld) kommen meistens einer indi- 
rekten Unterstützung der Industrie gleich und sind 
damit zweckmäßiger als die meisten direkten Beihil- 
fen, die zu leicht zweckentfremdet werden oder dazu 
verleiten, die Forderungen immer höher zu schrau- 
ben. 
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Abschließend unterstreicht die Kommission nochmals 

— die Dringlichkeit einer Reform des Sozialfonds 
mit dem Ziel, diesen zu einem wirksameren 
Instrument der Anpassung und Förderung zu 
machen und es der Gemeinschaft — der man die 
Verantwortung für die Veränderungen aufzu- 
bürden neigt — zu ermöglichen, einen positiven 
Beitrag zur Lösung der dadurch entstehenden 
menschlichen Probleme zu leisten; 

— die Notwendigkeit einer besseren Koordinierung 
der Regionalpolitiken (vgl. das Memorandum 
über die Regionalpolitik), wobei das Schwerge- 
wicht mehr auf den Standortbedingungen als auf 
der unmittelbaren Investitionsförderung liegen 
soll. 

Die Kommission beabsichtigt ferner, die verschiede- 
nen Arten der direkten Unternehmensförderung und 
die aus regionalpolitischen Gründen gewährten Bei- 
hilfen wirksamer zu kontrollieren. 

2. Industrielle Verwertung von Innovationen 

Die Dynamik der industriellen Entwicklung und die 
Schaffung einer ausreichenden Zahl neuer Arbeits- 
plätze hängen davon ab, wie schnell die Industrie 
die Ergebnisse der wissenschaftlich-technischen For- 
schung verwertet ^). 

Zu diesem Zweck empfiehlt die Kommission drei 
Maßnahmen, die unverzüglich durchgeführt werden 
können: 

— auf Gemeinschaftsebene anberaumte regelmäßige 
Sitzungen der besten Spezialisten für die techno- 
logische Vorausschau, um die der Industrie auf 
Grund der Entwicklung der Technik und des 
Bedarfs gebotenen neuen Möglichkeiten gemein- 
sam zu prüfen. Solche Sitzungen dürften dazu 
beitragen, die technologische und die wirtschaft- 
liche Vorausschau auf Gemeinschaftsebene mit- 
einander zu verbinden; 

— eine gemeinsame Prüfung der Kriterien für die 
Aufteilung der Forschung auf öffentliche For- 
schungszentren, Universitäten und Industrie so- 
wie der Möglichkeiten für eine Verbesserung der 
Verbindungen. Mit dieser Prüfung wurde im 
Rahmen der von Herrn Aigrain geleiteten 
Arbeitsgruppe begonnen ; 

— Maßnahmen zur Verbesserung der Verbreitung 
der technischen Kenntnisse in der Gemeinschaft, 
und zwar im Anschluß an eine nach Wirtschafts- 
zweigen oder Unternehmensgruppen vorgenom- 

Die Probleme der Gestaltung und der Förderung der 
Forschung und manche Aspekte der Technologie gehen 
über den Rahmen dieses Memorandums hinaus. Sie 
werden von der Kommission später behandelt. 


mene Untersuchung der mit einer solchen Ver- 
breitung verbundenen Schwierigkeiten. 

3. Verbesserung der unternehmerischen Führungs- 
methoden und der Heranbildung des Führungs- 
nachwuchses 

Die Grundsätze der Geschäftsführung, die sich die 
Unternehmen der Gemeinschaft zu eigen machen 
sollten (Kapitel II des Dritten Teils), könnte man wie 
folgt zusammenfassen: 

— Notwendigkeit langfristiger Ziele (die europä- 
ischen Unternehmen neigen zum Teil dazu, sich 
auf die öffentliche Hand zu verlassen) ; 

— die Aufmerksamkeit muß mehr dem Markt als 
der Produktion gewidmet werden; 

— Analyse der Kosten und Gewinne alternativer 
Entscheidungen oder Methode der quantitativen 
Geschäftsführung ; 

— Beteiligung der Mitarbeiter auf allen Ebenen an 
den Entscheidungen und an den Fortschritten des 
Unternehmens. 

Der Mangel an bestimmten Führungskräften (insbe- 
sondere Fachleuten für Datenverarbeitung), die 
qualitative und quantitative Unzulänglichkeit der 
betriebswirtschaftlichen Ausbildungseinrichtungen 
werden ebenso wie die ungenügende Anpassung der 
allgemeinbildenden Schulen an die Erfordernisse der 
industriellen Gesellschaft untersucht. 

Unabhängig von den Initiativen, die auf diesem 
Gebiet bereits auf nationaler oder europäischer 
Ebene ergriffen worden sind, legt die Kommission 
den Unternehmen der Gemeinschaft nahe, eine euro- 
päische Stiftung für Unternehmensführung und Nach- 
wuchsbildung zu errichten und deren finanzielle Ver- 
antwortung zu übernehmen. Aufgabe dieser Stiftung 
wäre es: 

— in enger Verbindung mit den Universitäten und 
Fachinstituten ein Studienzentrum für moderne 
Führungsmethoden und ihre Anpassung an die 
besonderen Verhältnisse in Westeuropa zü er- 
richten; 

— den Bedarf der Industrie an Fachleuten für Be- 
triebsführung — gegebenenfalls auch anderen 
Fachleuten — vorauszuschätzen und den Fach- 
instituten und Universitäten mitzuteilen; 

— die Kontakte zwischen der Industrie und den 
Universitäten auf allen Gebieten von gegenseiti- 
gem Interesse auf Gemeinschaftsebene zu fördern. 

Obwohl diese Initiative nach Auffassung der Kom- 
mission der Industrie überlassen werden sollte, 
würde eine Unterstützung durch die Regierungen 
ihre Erfolgsaussichten erheblich verbessern. 
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V. Erweiterung der Gemeinschaftssolidarität in den Wirtschaftsbeziehungen 
zu Drittländern 


Die Gemeinschaft ist bereits jetzt die erste Handels- 
madit der Welt. Diese Stellung würde durch die 
Aufnahme beitrittswilliger Staaten noch erheblich 
verstärkt. 

Die Verantwortung der Gemeinschaft für die Ent- 
wicklung des Welthandels ist daher beträchtlich und 
wird sich zweifellos noch erhöhen. Die Gemeinschaft 
muß dies bei der Gestaltung ihrer Handelspolitik 
berücksichtigen. 

Die internationalen Wirtschaftsbeziehungen erstrek- 
ken sich heute auf neue Gebiete. Da diese Auswei- 
tung zum Zeitpunkt der Ausarbeitung der Verträge | 
praktisch noch nicht begonnen hatte, ist die Solida- j 
rität der Gemeinschaft auf diesen Gebieten, die im j 
Hinblick auf die industrielle Entwicklung gleichwohl | 
von größter Bedeutung sind, noch nicht verwirklicht, i 

I 

1. Handelspolitik 

Die Zollsenkungen im Rahmen der Kennedy-Runde | 
konnten bisher auf Grund der allgemeinen Expan- 
sion der Weltwirtschaft unter den bestmöglichen 
Bedingungen durchgeführt werden. 

Die Gemeinschaft kann aber selbst nach einer Er- 
weiterung nicht in neue Zollsenkungen einwilligen, 
wenn sie keine Gewähr dafür erhält, daß sich die 
erheblichen Disparitäten, die noch für zahlreiche 
Zollpositionen zwischen ihrem Zolltarif und dem 
Zolltarif ihrer Hauptkonkurrenten bestehen, tatsäch- 
lich verringern werden. 

Die Bedingungen, unter denen eine schrittweise und 
geordnete Verlegung bestimmter industrieller Tätig- 
keiten zugunsten der Entwicklungsländer vorgenom- 
men werden könnte, wird Gegenstand späterer 
Untersuchungen und Vorschläge sein. Es liegt zwei- 
fellos im Interesse der Gemeinschaft, den Ausfuhren 
der Entwicklungsländer einen größeren Zugang zum 
Gemeinsamen Markt zu verschaffen. Diese Entwick- 
lung, die vor allem im Rahmen der Assoziierungen 
bereits weitgehend eingeleitet ist und die ihren 
Abschluß in den Arbeiten der Welthandelskonferenz 
der Vereinten Nationen (UNCTAD) finden dürfte, 
sollte jedoch möglichst genau geplant werden, damit 
die betreffenden Wirtschaftszweige im voraus wis- 
sen, innerhalb welcher Frist sie sich an eine neue 
Lage anpassen müssen. Die Kommission wird dem 
Rat in Kürze Vorschläge für die betreffenden Wirt- 
schaftszweige unterbreiten. 

2. Neue Probleme 

Eine Reihe neuer Probleme, die für die Entwicklung 
der Industrie der Gemeinschaft von größter Bedeu- 
tung sind, können nicht zufriedenstellend gelöst wer- 
den, wenn es den Mitgliedstaaten nicht gelingt, ihre 


Solidarität auf diesen Gebieten zu erkennen und zu 

verwirklichen. 

a) Ausfuhrkredite und Ausfuhrbeihilfen 

Die Entwicklungshilfe dient als Vorwand für eine 
aggressive Handelspolitik, die letztlich sowohl 
für die Industrieländer als auch für die weniger 
entwickelten Länder schädlich ist. Die in der 
Gruppe Kreditversicherung bereits übliche Ab- 
stimmung sollte erheblich verstärkt werden. Die 
Kommission schlägt den Mitgliedstaaten insbe- 
sondere vor, für die Verabschiedung des Ent- 
wurfs einer gemeinsamen Police auf dem Gebiet 
der Kreditversicherung eine verbindliche Frist 
festzulegen. 

b) Die Tauschgeschäfte und die Investitionen in den 
Staatshandelsländern entwickeln sich in völlig 
ungeordneter Weise, ohne daß die Gegenleistun- 
gen auf Ebene der Gemeinschaft ausreichend 
genau geprüft würden. Die neuen handelspoliti- 
schen Bestimmungen müßten es ermöglichen, 
diese Schwierigkeiten zu überwinden. Wenn 
nicht, müßten sie verstärkt werden. 

c) Die zollfremden Handelshemmnisse namentlich 
im öffentlichen Vergabewesen sind bereits in 
mehreren internationalen Organisationen Gegen- 
stand umfangreicher Beratungen. Der Abbau die- 
ser Hemmnisse unter den Sechs und die Erarbei- 
tung einer gemeinsamen Linie gegenüber den 
Partnern außerhalb der Gemeinschaft wird hier- 
durch noch vordringlicher. 

d) Das gleiche gilt für die Probleme im Zusammen- 
hang mit dem Schutz der natürlichen Umwelt 
(vgl. oben I). 

e) Eine sichere und gleichmäßige Rohstoff- und 
Energieversorgung stellt heute bei manchen Er- 
zeugnissen Probleme, deren Lösung nicht mehr 
allein im nationalen Rahmen gesucht werden 
kann, da bei einer Versorgungskrise der gemein- 
same Markt wieder in Frage gestellt werden 
könnte. 

f) Die Entwicklung der grenzüberschreitenden Inve- 
stitionen wird sich zwangsläufig verstärken. Weit 
davon entfernt, eine protektionistische Haltung 
zu empfehlen, hält die Kommission diese Entwick- 
lung für positiv, sofern ein angemessenes Gleich- 
gewicht zwischen den Erleichterungen für außer- 
gemeinschaftliche Investitionen in der Gemein- 
schaft und den Erleichterungen für Investitionen 
der Gemeinschaft in den wichtigsten Drittländern 
angestrebt wird. Sie glaubt ferner, daß bei einer 
Verwirklichung der in Punkt III enthaltenen 
Zielvorstellungen die zuweilen geäußerten Be- 
fürchtungen hinsichtlich der Entwicklung der In- 
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vestitionen dritter Länder in der Gemeinschaft 
zerstreut werden dürften. 

g) Die Entwicklung der multinationalen Gesellschaf- 
ten wirft steuerliche und wettbewerbspolitische 
Probleme auf, über die in den nächsten Jahren 
mit den wichtigsten Drittländern verhandelt wer- 
den muß. Die Kommission beabsichtigt, diese 
Probleme in enger Verbindung mit den Sach- 
verständigen der Mitgliedstaaten einer eingehen- 
den Prüfung zu unterziehen. 

h) Die technologische Zusammenarbeit mit den 
Drittländern ist eine Notwendigkeit. Die Art, in 
der diese Zusammenarbeit — wie im übrigen 
auch die innergemeinschaftliche Zusammenarbeit 
- — bisher verwirklicht worden ist, ist äußerst un- 
befriedigend. Die Gründe hierfür werden im 
Vierten Teil des Dokuments eingehend geprüft 
(Kapitel I). Die Suche nach einer sinnvolleren 
technologischen Zusammenarbeit innerhalb der 
Gemeinschaft ist ohne entsprechende Bemühun- 
gen in den Beziehungen zu den europäischen oder 
außereuropäischen Drittländern nicht denkbar. 

Die Kommission ist entschlossen, alles zu unterneh- 
men, damit die Interessen der Gemeinschaft und ihrer 
Industrie besser gewahrt werden. Gleichwohl hält 
sie es für unerläßlich, daß sich in den Mitgliedstaaten 
ein stärkerer politischer Wille zur Solidarität mani- 
festiert, bevor konkrete Vorschläge erarbeitet wer- 
den können, die über die im vorliegenden Dokument 
enthaltenen Vorschläge hinausgehen. 

Die Aussicht auf eine Erweiterung der Gemeinschaft 
veranlaßt die Kommission schließlich, nachdrücklich 
darauf hinzuweisen, daß die in diesem Memorandum 
entwickelten Zielvorstellungen und Schlußfolgerun- 
gen im Falle einer Erweiterung der Gemeinschaft 
nicht nur ihre volle Gültigkeit behielten, sondern 
sogar noch an Bedeutung gewännen. 

Die Kommission betrachtet dieses Memorandum 
über die Industriepolitik als Ausgangspunkt für ein- 
gehende Verhandlungen mit den Behörden der Mit- 
gliedstaaten und mit den verschiedenen daran inter- 
essierten Organisationen. Sie betont, daß sie beim 
Rat folgendes erreichen möchte; 

1. Die Beschleunigung laufender Arbeiten: 

— die Verwirklichung des Gemeinsamen Mark- 
tes einschließlich der Abstimmung der Be- 
schaffungspolitik der öffentlichen Hand insbe- 
sondere auf den Gebieten der fortgeschritte- 
nen Technologie; 

— die Harmonisierung des rechtlichen, steuer- 
lichen und finanziellen Rahmens (Gesell- 
schaftsrechts, Steuerangleichung, Patentrecht, 
Fortschritte bei der Verwirklichung des ge- 
meinsamen Kapitalmarkts); 

— die Verwirklichung einer gemeinsamen Han- 
delspolitik einschließlich der Harmonisierung 
der Ausfuhrkreditpolitik. 

2. Die Billigung von dem Rat bereits vorgelegten 
Vorschlägen, zum Beispiel: 


— für die Reform des Sozialfonds; 

— für die im Memorandum über die Regional- 
politik vorgeschlagenen Maßnahmen; 

— für die Annahme des Status einer Gesellschaft 
europäischen Rechts; 

— für einige steuerliche Richtlinien. 

3. Die Prüfung und Billigung einiger neuartiger 

Leitlinien oder Aktionen: 

— Ausarbeitung europäischer Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften auf dem Gebiet des Um- 
weltschutzes, Koordinierung der auf diesem 
Gebiet in Angriff genommenen Arbeiten und 
ihre Abstimmung mit den bereits bei anderen 
internationalen Organisationen laufenden 
Arbeiten; 

— Schaffung der Voraussetzungen für die Grün- 
dung transnationaler europäischer Unterneh- 
men in gewissen Bereichen; 

— gemeinschaftliche Entwicklungsverträge zur 
industriellen Förderung neuer Technologien; 

— Verfahren zur Abstimmung über die indu- 
striellen Zusammenschlüsse (vgl. Seite 24 
unten) ; 

— jährliche Prüfung des Ergebnisses der Abstim- 
mung der Beschaffungspolitik durch den Rat; 

— Maßnahmen der EIB zur Förderung transnatio- 
naler Konzentrationsvorgänge; 

— gemeinsame Auswertung der technologischen 
Vorausschau und rationelle Orgnisation der 
Verbreitung der Kenntnisse; 

— Bemühung um Abstimmung und aktives Han- 
deln auf den neuen Gebieten der außenwirt- 
schaftlichen Beziehungen. 

Ein Teil der in diesem Memorandum enthaltenen 
Hinweise ist für die Unternehmen bestimmt und 
bedarf keiner Entscheidung des Rates. Die Verwirk- 
lichung einiger dieser Zielvorstellungen kann jedoch 
durch Maßnahmen der Mitgliedstaaten sehr geför- 
dert werden. Dies trifft insbesondere für die in Aus- 
sicht genommene Europäische Stiftung für Unter- 
nehmensführung und Nachwuchsbildung zu. 

Die Kommission behält sich vor, ihre Vorschläge im 
Anschluß an die Besprechungen mit den verschie- 
denen Organisationen sowie unter Berücksichtigung 
der Beratungsergebnisse des Rates zu präzisieren 
und zu vervollständigen. 

Die beiden ersten Arten von Entscheidungen, die 
oben genannt wurden, entsprechen im wesentlichen 
der Durchführung der ersten Programme für mittel- 
fristige Wirtschaftspolitik. Was die neuen Über- 
legungen und Zielvorstellungen anbelangt, so wird 
der Ausschuß für mittelfristige Wirtschaftspolitik 
untersuchen müssen, ob sie sich in das dritte Pro- 
gramm, an dem zur Zeit gearbeitet wird, einbauen 
lassen. Einzelne sektorale Maßnahmen, die sich aus 
den in diesem Memorandum entwickelten Vorstel- 
lungen ergeben und denen eine gewisse Dringlich- 
keit innewohnt, werden allerdings in Kürze dem 
Ministerrat vorgeschlagen. 
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ERSTER TEIL 

Die Lage der Industrie der Gemeinschaft 

Einleitung 

Eine Behandlung der in den drei Hauptteilen dieses 
Dokuments erörterten Probleme ist nicht ohne vor- 
vorherige Einordnung in einen gewissen Zusammen- 
hang möglich. Zudem empfiehlt es sich, einige für 
das Verständnis dieser Probleme wesentlichen 
Grundfakten zu nennen und zu prüfen, ob verschie- 
dene in der heutigen Wirtschaftsliteratur häufig be- 
handelten Themen aus dem Bereich der Industrie- 
politik mit der Realität übereinstimmen. 

Die Kommission hat eine Gruppe namhafter Wirt- 
schaftswissenschaftler beauftragt, eine vergleichende 
Analyse der wirtschaftlichen Wettbewerbsfähigkeit 
der Gemeinschaft und ihrer wichtigsten Drittlands- 
konkurrenten vorzunehmen und die Ursachen der 
festgestellten Unterschiede aufzuzeigen. Der Be- 
richt dieser Gruppe dürfte erst in einigen Monaten 
vorliegen. 

Man hat sich folglich auf eine ziemlich summarische 
Untersuchung beschränkt, bis der erwähnte Sachver- 
ständigenbericht vorliegt, der eine wertvolle Ergän- 
zung zu diesem Dokument und die Ausgangsbasis 
für spätere Überlegungen bilden wird. 

Bei dem Versuch einer Analyse der Elemente, die 
das industrielle Leben bestimmen — insbesondere 
Beitrag der Industrie zum Lebensstandard der Be- 
völkerung, Verteilung des Produktionswertes auf 
die Entlohnung der Arbeitnehmer und anderer Fak- 
toren, Veränderungen, die in Form von Neugrün- 
dungen, Änderungen der Unternehmens- und Be- 
triebsgröße, Konzentrationsvorgängen und Still- 
legungen auftreten — fällt zunächst auf, daß es in 
Europa an systematischen und in sich geschlossenen 
Informationen mangelt, wie sie für eine solche Ana- 
lyse unerläßlich sind. 

Die Masse der verfügbaren statistischen Daten über 
die mengenmäßige Produktion darf nicht darüber 
hinwegtäuschen, daß sich hieraus keine ausreichend 
fundierten Schlußfolgerungen über die Rentabilität 
der verschiedenen Industriezweige ziehen lassen. 

Gleichwohl sind heute auch wertmäßige Angaben 
verfügbar; soweit sie sich aber nicht auf Jahre mit 
Industriezählungen beziehen, sind sie in der Regel 
unvollständig und vor allem für einen einigermaßen 
verläßlichen Ländervergleich nicht ausreichend 
homogen. 

Die in diesem Teil wiedergegebenen Daten enthal- 
ten gelegentlich Schätzwerte, die gerade im Inter- 
esse der Vergleichbarkeit der vom Statistischen Amt 
der Europäischen Gemeinschaften oder von den 
nationalen statistischen Ämtern veröffentlichten 
Daten herangezogen werden mußten. 


Es mag verwundern, daß bei einer 1970 vorgenom- 
menen Analyse häufig auf alte Angaben zurück- 
gegriffen wurde. 

Seit Errichtung des Gemeinsamen Marktes ist nur 
eine einzige mehr oder weniger einheitliche statisti- 
sche Erhebung über die Industrie der Gemeinschaft 
durchgeführt worden. Diese Erhebung bezieht sich 
auf das Jahr 1962, wenngleich verschiedene Einzel- 
angaben entweder das Jahr 1961 oder das Jahr 1963 
betreffen. Die endgültigen detaillierten Ergebnisse 
sind bisher noch nicht veröffentlicht worden, und in 
vielen Fällen mußten bei der Erstellung dieses Doku- 
ments die Ergebnisse der vorläufigen Auswertung 
dieser Erhebung benutzt werden. 

In jedem Fall handelt es sich nicht um eine anhand 
gemeinsamer Kriterien durchgeführte Erhebung, 
sondern um eine nachträgliche Abstimmung ver- 
schiedener nationaler Erhebungen mit dem Ziel, 
deren Ergebnisse vergleichbar zu machen. 

Eine zweite Industrieerhebung ist vor 1972 kaum zu 
erhoffen. Verfügbar sind außerdem „Input-Output- 
Tabellen" für das Jahr 1959; diese werden jedoch 
erst dann zu Vergleichen dienen können, wenn die 
Tabellen für 1965 für alle Mitgliedstaaten vorliegen 
werden, was für das Frühjahr 1970 erwartet wird. 
Da sich die Berechnungsmethoden für die volkswirt- 
schaftliche Gesamtrechnung zwischen 1959 und 1965 
verbessert haben, könnte dieser Vergleich übrigens 
eher den statistischen Fortschritt als die wirtschaft- 
liche Entwicklung widerspiegeln. 

Ausgangspunkt für die Länder der Gemeinschaft war 
also die Industrieerhebung 1962, die anhand von In- 
formationen aus den „Input-Output-Tabellen" für 
1959 und aus den volkswirtschaftlichen Gesamtrech- 
nungen ergänzt oder berichtigt wurde. 

Mit der folgenden Analyse w^ird nicht bezweckt, be- 
reits bekannte Begriffe der Wirtschaftsgeographie in 
Erinnerung zu bringen. Die Analyse ist somit nicht 
erschöpfend, und zahlreiche erwähnenswerte 
Aspekte müssen unberücksichtigt bleiben, weil es an 
Informationen fehlt oder weil diese Aspekte nicht 
direkt mit den hier behandelten Themen Zusammen- 
hängen. 

So wurden insbesondere die Aspekte im Zusam- 
menhang mit dem Investitionsrhythmus und dem in 
der Industrie investierten Kapital nicht dargestellt, 
da eine erste Betrachtung kein Bild erbrachte, das 
sich später weiterentwickeln ließe. 

Aus Zeitmangel konnte in diesem ersten Stadium 
keine eingehende Analyse der Zusammensetzung 
des Außenhandels der Gemeinschaft mit gewerb- 
lichen Gütern vorgenommen werden. Eine derartige 
Analyse, die für die Ausrichtung sowohl der ge- 
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meinschaftlichen Handelspolitik als auch der Bemü- 
hungen der Industrie unerläßlich ist, muß so bald wie 
möglich entwickelt werden. 

Der vorliegende Teil des Dokuments ist daher als 
eine erste Teilbilanz zu betrachten, der eingehen- 
dere Analysen folgen werden, die darauf abzielen, 
die starken und schwachen Seiten der Industrien der 
Gemeinschaft im Vergleich zu denen ihrer Haupt- 
konkurrenten festzustellen, die Ursachen hierfür 
und gegebenenfalls Maßnahmen zur Abhilfe zu er- 
mitteln. Diese Analysen könnten auch dazu dienen, 
gewisse wünschenswerte Leitlinien für die Industrie 
in Abhängigkeit von den spezifischen Vorzügen und 
Nachteilen der europäischen Industrie besser her- 
auszuarbeiten. 

Diese Betrachtung würde Orientierungshilfen für die 
zu treffenden Entscheidungen nicht nur auf Grund 
voraussichtlicher Absatzmärkte, sondern auch auf 
Grund der Fähigkeiten der Industrie der Gemein- 
schaft liefern. 

Als erster Beitrag befaßt sich dieser Teil des Doku- 
ments mit zwei grundlegenden Aspekten der Indu- 
striewirtschaft: 

— die Leistung der Gemeinschaftsindustrie, d. h. 
ihre Fähigkeit, die eingesetzten Arbeitskräfte an- 
gemessen zu entlohnen, ihre Kapitalkosten zu 
decken und nach Möglichkeit ihre Entwicklung 
als Basis ihrer künftigen Dynamik selbst zu 
finanzieren; 

— der Lebenslauf der Unternehmen; Geburt, Heran- 
wachsen (Größe), Verlobung (Kooperation), Hei- 
rat (Fusion), Nachkommenschaft (Tochtergesell- 
schaften) und Tod. 

Vor der eigentlichen Analyse seien noch einige Grö- 
ßenordnungen aufgezeigt. Bezogen auf die heutige 
Weltbevölkerung ^) mit Ausnahme der Staatshan- 
delsländer, über die keine genauen statistischen An- 
gaben auf vergleichbarer Basis vorliegen, macht die 
Bevölkerung der Gemeinschaft etwa 8Vo, die der 
EFTA 4 ^/o, die Nordamerikas (Vereinigte Staaten 
und Kanada) 10 Vo und die Japans 4 Vo aus. Auf 
diese vier Großgebiete entfällt somit ein Viertel der 
Gesamtbevölkerung. 


^) Dieser — wenn auch nicht ganz angemessene — Be- 
griff wurde schließlich gewählt, da die Begriffe Renta- 
bilität, Ertrag und Produktivität in dem einen oder 
anderen Sinne einen begrenzteren als den hier be- 
trachteten Aspekt zum Inhalt haben. 

^) Nach UNO-Statistiken für 1961, die anhand der Ten- 
denzen der danach folgenden Jahre aktualisiert wur- 
den. Die hier gemeinten Staatshandelsländer sind die 
osteuropäischen Länder und Kontinentalchina. 


Die Industrie der Gemeinschaft beschäftigt 21 ‘Vo der 
industriellen Erwerbsbevölkerung der Welt, die der 
EFTA 13 ‘t/o, die Nordamerikas 16 ^/o und die Japans 
9^/o. Etwa 60 ^/o der industriellen Erwerbsbevölke- 
rung der Welt entfallen somit auf diese vier Groß- 
gebiete. 

Der Wert der Industrieproduktion der Gemeinschaft 
beträgt rund 25 ‘Vo der Weltproduktion, der der 
EFTA 12®/o, der Nordamerikas 38 ‘^/o und der Ja- 
pans 10 Vo. Damit stellen diese vier Großgebiete zu- 
sammen 85 Vo des Wertes der Industrieproduktion 
der Welt ohne die Staatshandelsländer. 

Diese Zahlen lassen bereits einige Feststellungen zu: 

Zunächst ist die Relation zwischen industrieller Er- 
werbsbevölkerung und Gesamtbevölkerung in Nord- 
amerika entschieden geringer als in den übrigen 
Großgebieten, während das Verhältnis zwischen 
dem Wert der Industrieproduktion und der Zahl 
der in der Industrie beschäftigten Personen in Nord- 
amerika wesentlich höher ist als anderswo. 

Dies geht aus folgenden Zahlen hervor (Bezugs- 
basis ist jeweils die Erwerbsbevölkerung bzw. die 
Industrieproduktion der Welt): Während Nordame- 
rika mit 16 Vo der Erwerbsbevölkerung 38 ^/o der 
Industrieproduktion stellt, erreicht die Gemeinschaft 
mit 21 ®/o der Erwerbsbevölkerung nur 25^^70 des 
Wertes der Industrieproduktion. Mit einer um 20 Vo 
niedrigeren Beschäftigungszahl produziert die Indu- 
strie Nordamerikas somit 50 Vo mehr als die Indu- 
strie der Gemeinschaft. 

Mit 44 Vo der Erwerbsbevölkerung erarbeitet die 
Industrie der Gemeinschaft 44 ‘^/o des Bruttoinlands- 
produkts. Die Landwirtschaft produziert mit 16 ‘^/o 
der Erwerbsbevölkerung nur 8 Vo des Bruttoinlands- 
produkts. Dagegen entfallen auf den Dienstleistungs- 
sektor 48 ^/o des Bruttoinlandsprodukts, obgleich in 
diesem Sektor nur 40 der Erwerbsbevölkerung 
beschäftigt sind. 

In den Vereinigten Staaten sind 34 Vo der Erwerbs- 
bevölkerung in der Industrie tätig und stellen 40®/o 
des Bruttoinlandsprodukts. In der Landwirtschaft 
sind 5 Vo der Erwerbsbevölkerung beschäftigt, die 
für 3 ‘^/o des Bruttoinlandsprodukts aufkommen, wäh- 
rend der Dienstleistungssektor mit 61 Vo der Er- 
werbsbevölkerung und 57 Vo des Bruttoinlandspro- 
dukts zum wichtigsten Wirtschaftsbereich aufgerückt 
ist. 

Wenngleich die Leistung pro Beschäftigten in den 
Vereinigten Staaten absolut in allen drei Bereichen 
höher ist als in der Gemeinschaft, fällt ein Vergleich 
zwischen dem Ergebnis der Tätigkeit der Erwerbs- 
bevölkerung der Gemeinschaft und der der Vereinig- 
ten Staaten in der Industrie am ungünstigsten aus. 
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KAPITEL I 

Die Leistung der industrie der Gemeinschaft 


1961 ist das letzte Jahr, auf das sich die gegenwärtig 
verfügbaren vergleichenden Industrieuntersuchun- 
gen der Vereinten Nationen beziehen und für das 
Daten greifbar sind, die alle Länder der Welt — mit 
Ausnahme der Staatshandelsländer Asiens — um- 
fassen. 

Gemessen an der Wertschöpfung zu Faktorkosten 
im Bergbau und in der verarbeitenden Industrie pro 
Kopf der Bevölkerung war für 1961 folgende Reihen- 
folge ermittelt worden: 

— Luxemburg an zweiter Stelle nach den Vereinig- 
ten Staaten; 

— Deutschland an dritter Stelle; 

— Vereinigtes Königreich an vierter Stelle; 

— Schweden an achter Stelle nach Kanada, der 
Schweiz und Dänemark; 

— Belgien an elfter Stelle nach Neuseeland und 
Norwegen; 

— Frankreich an dreizehnter Stelle nach Öster- 
reich; 

— die Niederlande an fünfzehnter Stelle nach 
Australien; 

— Italien an achtzehnter Stelle nach Venezuela und 
Israel; 

— Japan an zwanzigster Stelle nach Finnland. 

Bei Ausklammerung des Bergbaus rücken Belgien, 
Frankreich, die Niederlande und Italien um jeweils 
einen Platz vor, während Venezuela aus der Liste 
der zwanzig ersten Länder ausscheidet und seinen 
Platz an Japan abtritt. 

Bei diesem Vergleich haben die Vereinten Nationen 
nicht einfach die Landeswährung nach der amtlichen 
Parität umgerechnet, sondern versucht, den tatsäch- 
lichen Kaufkraftunterschieden Rechnung zu tragen. 

So überrascht es einigermaßen, daß beispielsweise 
Belgien hinter Dänemark und Neuseeland steht, die 
lange als Agrarländer galten. 

Zu bedenken ist ferner, daß die Wertschöpfung der 
Industrie pro Kopf der Bevölkerung in Deutschland, 
in Luxemburg und im Vereinigten Königreich 1961 
etwa 80 Vo der Industriewertschöpfung in den Ver- 
einigten Staaten betrug, daß aber in den Vereinig- 


„La croissance de l'Industrie mondiale 1938 — 1961, ana- 
lyses et tableaux internationaux", Vereinte Nationen 
1965. 

Die UdSSR und die osteuropäischen Länder wurden 
außer Betracht gelassen, weil die von diesen Ländern 
verwendeten Begriffe nicht vergleichbar sind. 

Das entspricht annähernd dem Beitrag der Industrie 
zum Bruttoinlandsprodukt zu Faktorkosten. 


ten Staaten von 1000 Einwohnern nur 97 in der 
Industrie beschäftigt waren gegenüber 155 in Luxem- 
burg, 183 im Vereinigten Königreich und 196 in 
Deutschland (die entsprechenden Zahlen für Belgien, 
Frankreich und Italien lauten 148, 121 und 87). Die 
gleiche Studie enthält daneben auch Gebietsver- 
gleiche der Wertschöpfung pro Beschäftigten. Dieser 
Wert spiegelt nicht mehr den Industrialisierungs- 
grad, sondern die relative Leistung der industriellen 
Erwerbsbevölkerung wider. Ausgedrückt in 1000 
Dollar (in Preisen von 1958) betrug er 1961: 

10,8 in Nordamerika 
4,5 in Australien und Neuseeland 
3,9 in der EFTA 
3,8 in der EWG 

Wie aus Tabelle 1 ersichtlich ist, konnte sich die 
Gemeinschaft nur hei einigen wichtigen Sektoren, 
wie Chemie, Hüttenindustrie und Maschinenbau, vor 
der EFTA plazieren. 

Es sei jedoch vermerkt, daß die rasche Expansion der 
italienischen Industrie 1961 noch nicht alle ihre 
Früchte tragen konnte. Trotzdem hatte die Gemein- 
schaft als Ganzes nach dieser Studie der Vereinten 
Nationen 1961 eine industrielle Leistung pro be- 
schäftigte Person, um die sie höchstens noch die 
Entwicklungsländer beneiden konnten. 

Dadurch wurde es erforderlich, in der Untersuchung 
weiter zu gehen, als dies in der Studie der Verein- 
ten Nationen geschehen ist. 

Zu diesem Zweck wurde die Industrie der Mitglied- 
staaten mit der Industrie einiger Drittländer, wie 
Vereinigte Staaten, Vereinigtes Königreich, Schwe- 
den und Japan, verglichen, die entweder nach ihrem 
absoluten Niveau oder wegen der Ähnlichkeit der 
Verhältnisse oder aber wegen ihres raschen Wachs- 
tums ausgewählt wurden. 

Die verwendeten Daten sind in fast allen Fällen 
relative Werte pro beschäftigte Person; diese prak- 
tische Bezugsgröße bringt am besten die Optimie- 
rung der Wertschöpfung und der Einkommen der Er- 
werbsbevölkerung zum Ausdruck. Soweit nichts 
anderes vermerkt ist, geschah die Umrechnung auf 
Dollar nach der amtlichen Parität. 

Ein ziemlich genaues Bild auf der Ebene der großen 
Industriesektoren konnte für 1962/63 hinsichtlich des 
Umsatzes, der Käufe der Industrie und der Wert- 
schöpfung gewonnen werden. Die Lohnsummen hin- 
gegen, einschließlich Arbeitgeberbeiträge, konnten 
nicht erfaßt werden, da die bei der Industrieerhe- 
bung 1963 benutzten Konzepte in den einzelnen Län- 
dern zu stark voneinander abwichen. 

Das für 1962 bis 1963 ermittelte Bild lag zu weit zu- 
rück, um wirklich brauchbar zu sein. Eine Fort- 
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Tabelle 1 

Wertsdiöpfung zu Faktorkosten pro Beschäftigten 
in den industriellen Großgebieten im Jahre 1961 

in 1000 Dollar von 1958 

kaufkraftberichtigte Werte 


Sektor 

Nord- 

amerika 

Ozea- 

nien 

EFTA 

EWG 

Industrie 

10,8 

4,5 

3,9 

3,8 

Bergbau 

20,2 

5,6 

3,8 

3,6 

Kohlenbergbau .... 

10,5 

5,6 

3,4 

3,4 

Erzbergbau 

13,8 

4,4 

8,8 

4,2 

Rohölgewinnung . . 

32,0 

— 

11,0 

14,8 

Verarbeitende 





Industrie 

10,2 

4,3 

3.7 

3,7 

Nahrungsmittel- 





Industrie 

11,0 

5,0 

4,2 

3,5 

Textilindustrie .... 

6,3 

3,5 

2,7 

2,4 

Bekleidungs- 





industrie 

^ 5,5 

2,8 

1,9 

1,5 

Holz und Möbel . . . ! 

! 6,4 

3,7 

2,8 

2,5 

Papier und 

i 




Papierwaren .... 

1 11,5 

6,6 

4,4 

4,5 

Chemie und 





Raffinerien 

1 20,1 

8,5 

7,1 

8,3 

Steine und Erden . . 

11,0 

5,2 

4,1 

3,9 

Hüttenindustrie . . . 

12,2 

5,9 

4,6 

5.1 

Maschinenbau 

10,4 

3,6 

3,7 

3,8 

Elektrizität und Gas 

' 17,6 

12,6 

8,8 

9,8 


Nur Australien und Neuseeland 

Quelle: La croissance de l’industrie mondiale 1938 bis 1961 , 
Vereinte Nationen 1965. 

Schreibung bis 1968 durch Anwendung von Projek- 
tionen aus den von den staatlichen Ämtern ver- 
öffentlichen Statistiken auf die Situation von 1962 bis 
1963 würde in Anbetracht der Konjunkturänderun- 
gen zwischen 1964 und 1968 sowie in Anbetracht der 
heute verfügbaren Angaben aus den volkswirtschaft- 
lichen Gesamtrechnungen nur zu sehr hypothetischen 
Ergebnissen führen. Aus diesem Grunde konnte hier 
keine Analyse nach Sektoren für eines der letzten 
Jahre vorgelegt werden. 

Auf der Ebene der verarbeitenden Industrie in ihrer 
Gesamtheit läßt sich mit Hilfe der volkswirtschaft- 
lichen Gesamtrechnungen die Entwicklung der Wert- 
schöpfung und der Lohnsummen, einschließlich 
Arbeitgeberbeiträge, von 1962 bis 1968 verfolgen. 
Was jedoch die Wertschöpfung angeht, so zeigen 
sich hier mitunter gegenüber den entsprechenden 
Angaben der Industriepolitik Abweichungen. Diese 
erklären sich zum Teil aus einer unterschiedlichen 


I Konzeption: Die Industriestatistik benutzt im allge- 
meinen den Begriff des Netto-Produktionswertes, 
der die von der Industrie getragenen Kosten für 
nichtindustrielle Dienstleistungen (beispielsweise 
Werbung) umfaßt, während die volkswirtschaftliche 
* Gesamtrechnung den Begriff der Wertschöpfung ver- 
I wendet, bei dem diese Kosten ausgeklammert sind, 
j Diese Abweichungen in der Konzeption erklären je- 
! doch nicht gewisse erhebliche Unterschiede. So ist 
i beispielsweise nach der Industriestatistik die Lei- 
stung der deutschen Industrie deutlich höher als die 
der französischen, während sich aus der volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnung das Gegenteil ergibt. 

1 Was die Lohnsummen, einschließlich Arbeitgeber- 
j beiträge, betrifft, so scheinen ebenfalls gewisse Ab- 
weichungen zwischen den Industriestatistiken, den 
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen und den 
Sozialstatistiken zu bestehen. Ohne daß sich die Er- 
gebnisse unbedingt widersprechen, zeigen sich ge- 
wisse Unterschiede, die bisher nicht hinreichend er- 
klärt werden konnten. So stehen beispielsweise die 
jährlichen Lohnsummen pro Beschäftigten in der ver- 
arbeitenden Industrie Belgiens und Frankreichs im 
! umgekehrten Verhältnis zu dem der Stundenlöhne 
I in den Sozialstatistiken. Natürlich handelt es sich 
i um zwei verschiedene Konzepte, doch dürften die 
' Elemente, die sie voneinander unterscheiden, wie 
j I beispielsweise die Arbeitszeit, die Relation Arbeiter/ 
j j Angestellte, der Anteil von Selbständigen und die 
' Tatsache, daß die Sozialerhebungen nur die Betriebe 
I ^ mit mehr als 50 Beschäftigten erfassen, zur Erklä- 
i I rung nicht ausreichen. 

j All diese Schwierigkeiten, die nur bei den Ländern 
der Gemeinschaft beim Vereinigten Königreich und 
bei Japan, jedoch nicht bei den Vereinigten Staaten 
aufgetreten sind, deren Statistiken kohärent erschei- 
nen, führten zu folgender Methode: 

— Analyse der Umsätze, der Käufe und des Netto- 
Produktionswertes oder der Wertschöpfung 1962 
bis 1963 nach Sektoren anhand der Industrieer- 
hebung; 

— Analyse der Entwicklung der Wertschöpfung, der 
Lohnsummen (einschließlich Arbeitgeberbeiträge) 
und des Brutto-Betriebsergebnisses 1962 bis 1968 
für die verarbeitende Industrie anhand der volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnung. 

Die Analyse ist eine vergleichende Bilanz der ein- 
zelnen Faktoren, ohne nach den Ursachen der zutage 
tretenden Niveauunterschiede zu suchen. Diese Ur- 
sachen können ganz verschiedener Art sein und vom 
Zollschutz über die technologische Entwicklung, die 
Preispolitik und die Unternehmensstrukturen bis zur 
Berufsausbildung reichen. Derartige Untersuchungen 
müssen der Zukunft Vorbehalten bleiben. 


I. Die Lage nach Sektoren 1962/1963 

Die hier aufgeführten Angaben betreffen das Jahr 

1962 für Deutschland, Frankreich, die Niederlande, 
Belgien, Luxemburg, das Vereinigte Königreich, 
Schweden und die Vereinigten Staaten und das Jahr 

1963 im Falle Italiens und Japans. 
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1. Der Umsatz der Industrie der Gemeinschaft 

Die Angaben über den Bergbau werden hier doku- 
mentationshalber gebracht, da die geologischen Be- 
dingungen, zumindest bei Kohle, Eisenerz und Erd- 
öl, in den Ländern der Gemeinschaft, im Vereinigten 
Königreich und in Japan ausgesprochen ungünstig 
sind, so daß sich der Einfluß der übrigen Kompo- 
nenten der Leistung nicht korrekt beurteilen läßt. 

Die Wertschöpfung des Bergbaus der Gemeinschaft 
und die hier beschäftigten Personen machen durch- 
sdinittlidi nur 5 Vo der gesamten Industrie aus, wo- 
bei Italien mit 2 ®/o den niedrigsten und Belgien mit 
8 o/o den höchsten Wert erreicht. 

Die Besonderheiten des Hoch- und Tiefbaus sowie 
der Erzeugung und Verteilung von Elektrizität, Gas 
und Wasser machten ebenfalls eine Ausklammerung 
aus der in diesem Kapitel vorgenommenen Ana- 
lyse notwendig. 

Es ist darauf hinzuweisen, welche wirtschaftliche 
Bedeutung der Umsatz haben kann. 

Auf der Ebene des Unternehmens stellt der Umsatz 
den Gesamtwert der Verkäufe dar, der nicht nur die 
Bedeutung der produktiven Funktion des Unterneh- 
mens widerspiegelt, sondern auch den Umfang sei- 
ner Einkäufe und der Zulieferungen. 

Auf Sektorebene führt die Addition der Umsätze 
mehrerer Unternehmen zu Doppelzählungen inso- 
fern, als die Unternehmen Erzeugnisse unterein- 
ander austauschen. So werden vor allem sämtliche 
Zulieferungen zweimal gezählt. Je stärker ein Sek- 
tor zersplittert ist, um so größer ist daher die Ge- 
fahr, daß sein Umsatz nach oben verfälscht wird. 

Schließlich umfaßt der Umsatz die Kosten und indi- 
rekten Steuern, so daß er in Ländern mit hohen 
Energiekosten und hohen indirekten Steuern da- 
durch unter Umständen entsprechend höher liegt. 

Ein Vergleich des Umsatzes pro Beschäftigten in den 
Jahren 1962 bis 1963 ergibt folgendes Bild: 

(in 1000 Dollar zu 
jeweiligen Preisen) 



Ver- 

arbeitende 

Bergbau 

Vereinigte Staaten 

Industrie 

. . 23,2 

17,4 

EWG 

9,3 

6,9 

Luxemburg 

. . 12,3 

6,3 

Schweden 

.. 11,7 

18,5 

Frankreich 

. . 10,9 

6,3 

Niederlande 

9,7 

5,1 

Deutschland 

9,5 

7,1 

Belgien 

8,6 

5,1 

Vereinigtes Königreich . . . 

7,9 

. . 

Italien 

7,1 

8,0 

Japan 

6,8 

3,3 


Der Umsatz pro Beschäftigten in der verarbeitenden 
Industrie der Vereinigten Staaten betrug damals 


rund das Doppelte des Umsatzes in Schweden und 
Luxemburg und mehr als das Dreifache des Umsatzes 
in Italien und Japan. 

Für diese Erscheinung gibt es mehrere Ursachen. 
Wie aus Tabelle 2 hervorgeht, kommt der verhält- 
nismäßig hohe Umsatz in Luxemburg im wesent- 
lichen durch die Eisen- und Stahlindustrie zustande, 
die mehr als zwei Drittel des Umsatzes der nationa- 
len Industrie bestritt. Zur gleichen Zeit betrug der 
Jahresumsatz pro Beschäftigten in der Hüttenindu- 
strie der meisten Länder, außer den Vereinigten 
Staaten, tatsächlich 12 000 bis 13 000 Dollar. 

In Schweden und Frankreich war für die meisten 
Sektoren ein hoher Umsatz pro Beschäftigten kenn- 
zeichnend. 

Der Umsatz in Japan lag unter dem der Gemein- 
schaftsländer; eine Ausnahme bildeten lediglich die 
Bekleidungsindustrie, die chemische Industrie, die 
Herstellung von Metallwaren, die Elektrotechnik 
und der Fahrzeugbau mit etwa gleich hohem oder 
sogar höherem Umsatz als in bestimmten Mitglied- 
staaten und die Hüttenindustrie, wo der Umsatz 
über dem Gemeinschaftsdurchschnitt lag. 

2. Die Käufe 

Der Faktor Käufe von Rohstoffen ^), Energie und Zu- 
lieferungen läßt sich schwer analysieren, wenn nicht 
auf die Einzelheiten und Besonderheiten jeden Sek- 
tors und jedes Landes eingegangen wird. 

In einem hohen Anteil pro Beschäftigten an den 
Käufen kann zum Ausdruck kommen: 

— ein Wettbewerbsnachteil bei der Versorgung, 
beispielsweise als Folge der großen Entfernung 
der Rohstoffquellen (Eisenerz) und Kokskohle 
für die japanische Eisen- und Stahlindustrie), als 
Folge des Schutzes der Landwirtschaft für die 
Nahrungsmittelindustrie, einer ungünstigen oder 
hochbesteuerten Energieversorgung oder einer 
schwachen Verhandlungsposition gegenüber den 
vorgelagerten Stufen; 

— das überwiegen von Sektoren, die verglichen 
mit dem Produktwert wenig Arbeitskräfte ein- 
setzen (Erdölraffinerien) oder auf einer verbrau- 
chernahen Stufe des Fertigungsprozesses stehen 
(Kraftfahrzeugmontage) ; 

— Unterschiede in der Produktion innerhalb der 
Sektoren (gewöhnliche oder Edelstähle, chemi- 
sche Grunderzeugnisse oder pharmazeutische 
Produkte) ; 

— eine starke Inanspruchnahme von Zulieferungen; 

— eine Hinzunahme von Handelsfunktionen (Wie- 
derverkäufe) zur eigentlichen Produktion, die 
aus dem statistischen Material nicht immer iso- 
liert werden kann. 

1962 bis 1963 beliefen sich in der verarbeitenden 
Industrie der einzelnen Länder die Käufe pro Be- 


^) Einschließlich Käufe von Halbfertigprodukten und Er- 
zeugnissen für den Wiederverkauf. 
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Umsatz pro Beschäftigten im Jahre 1962/1963 

in 1000 Dollar zu jeweiligen Preisen 


Sektor 

1 

NICE- 

! 

Deutsch- 

! 

Frank- i 

i Italien 

Nieder- 

Klassen 

land a) 

reich a) | 

1 

a)f) 

lande a) 

Bergbau ! 

i 

1 1 

1 

7,1 

6,3 

8,0 

5,1 

Kohlenbergbau 

11 

6,1 

5,0 

5,6 

4,9 

Erzbergbau 

12 

5,8 

10,2 

5,9 

— 

Rohöl und Erdgasgewinnung 

13 

47,5 

22,3 

56,5 

— 

Verarbeitende Industrie 

2+3 

9,5 

10,9 

7,1 

9,7 9) 

Nahrungsmittelindustrie 

20 + 21 +22 1 

16,8 

21,9 

14,0 

16,5 

Textilindustrie 

■ 23 

7,7 

8,7 

5,3 

7,1 

Bekleidungsindustrie und Lederverarbeitung 1 

24+29 

1 

5,5 

5,9 

2,7 

5,2 

Holz und Möbel 

25+26 

7,2 

6,1 

3,5 

7,3 

Papier 

27 

10,0 

12,2 

8,5 

11,4 

Drude und Verlag 

28 

6,1 

9,3 


5,8 

Gummi- und Kunststoffindustrie 






einschließlich Chemiefaserindustrie 

30 

9,1 

11.4 

8,3 

7,5 

Chemie 

31 

13,3 

16,0 

12,6 

13,7 i) 

Erdölraffinerie 

32 


76,8 

38,2 

— 

Steine und Erden 

33 

7,9 

8,3 

5,5 

6,8 

Hüttenindustrie 

34 

10,9 

12,8 


13,9 

Herstellung von Metallwaren 

35 

7,4 

8,8 

4,7 

7,1 

Maschinenbau 

36 

8,1 

11,2 

7,5 

6,9 

Elektrotechnik 

37 

7,2 

9,9 

7,5 

7,9 

Fahrzeugbau 

38 

10,5 

9,8 

7,9 

11,3 

davon Kraftfahrzeugbau 

383 

1 

12,3 

11,5 

11,3 

12,3 
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Belgien a) 

Luxem- 
burg a) 

USAb) 

Ver- 
einigtes 
König- 
reich c) 

Schweden 

•*) 

Japan«) f) 

5,1 

6,3 

17,4 

— 

18,5 

— 

4,9 

— 

13,1 

— 

3,2 

— 

— 

7,3 

21,6 

— 

18,9 

— 

— 

— 

18,9 

— 

— 

— 

8,6») 

12,3 

23,2 

7,9 

11,7 

6,8 

13,9 >) 

15,6'”) 

37,0 

15,8 

28,9 

7,8 

7,8 

— 

16,7 

6,4 

8,4 

4,9 

4,3 

(3,9) 

11,5 

4,5 

7,1 

4,4 

6,1 

7.7 

12,6 

5.8 

‘ 9.8 

4,3 

8,6 

— 

21,1 1 

6,8 

14,6 

8.1 

7.1 

6,8 

14,6 j 

7,8 

5,8 

7,9 0 

13,7 ^) 

21,5 0 

7.1^) 

9,9 

5,9 k ) 

11,3 

13,4 

34,7 

13,4 

17,5 

12,4 

63,5 

— 

199,5 

46.2 

37,2 

46,2 

6,1 

7,4 

18,3 

5,8 

8,3 

5,1 

10,2 

12,8 

24,1 

9,7 

13,7 

12,5 

6.3 

8,7 

20,3 

7,2 

9,0 

4,8 

7,4 

7,6 

18,6 

6,2 

8.8 

5,9 

6,4 

7,3 

16,1 

5,8 

11,0 

6,5 

11,0 

17,5 

25,4 

6,6 

— 

9,4 

20,8 

— 

40,8 

9,6 


— 


a) Quelle: SAEG Erhebung 1963; 

b) Quelle: Survey of Current Business; 

c) Quelle: Annual Abstract of Statistics, 
London; 

d) Quelle: Statistical Abstract of Sweden,- 

e) Quelle: Japan Statistical Yearbook; 

t) alle Unternehmungen, Italien und Japan: 
1963, andere Länder: 1962; 

9) ohne Erdölindustrie; 

h) ohne Herstellung von Chemiefasern und ohne 
Diamantindustrie ; 

>) ohne Herstellung von Chemiefasern und 
Stärkeerzeugnissen ; 

j) einschließlich Herstellung von Chemiefasern; 
nur Gummi; 

J) einschließlich Stärkeerzeugnisse 
(Gruppe 304); 
ohne Tabak (Klasse 22) 
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schäftigten auf (in 1000 Dollar jährlich zu jeweiligen 
Preisen) : 


Vereinigte Staaten . . . 

EWG 

Luxemburg 

Schweden 

Frankreich 

Niederlande 

Belgien 

Vereinigtes Königreich 

Deutschland 

Japan 

Italien 


14,3 

5,3 

8.5 

7.1 

6.9 

5.9 

5.2 
5,2 

4.9 

4.5 
4,1 


Tabelle 3, die Aufschluß über die Käufe nach Sekto- 
ren gibt, wäre einer wesentlich eingehenderen Be- 
trachtung wert, als dies hier möglich ist. 

Aus dieser Tabelle wird für die einzelnen Sektoren 
deutlich, welche erheblichen Versorgungsunter- 
schiede in den einzelnen Ländern bestehen. Inner- 
halb der Gemeinschaft sind von einem Land zum 
anderen Differenzen bis zu 300 Vo festzustellen. Die 
hohen Käufe der französischen Industrie sind für die 
meisten Sektoren kennzeichnend und erklären sich 
zu einem Teil aus der verhältnismäßig wenig inte- 
grierten Struktur der Industrie und aus der hohen 
indirekten Besteuerung. Dennoch wird die französi- 
sche Zahl von Schweden und in einigen Sektoren 

9 Die sehr hohen Käufe pro Beschäftigten in der Holz- 
und Papierindustrie in Schweden sind nicht als Nach- 
teil, sondern als Ausdruck einer hohen Arbeitsproduk- 
tivität zu interpretieren. 


Tabelle 3 


Rohstoff- und Energiekäufe pro Beschäftigten 1962/1963 0 

in 1000 Dollar zu jeweiligen Preisen 


Sektor 

NICE-Klassen 

1 Deutsch- 1 
1 land a) 

Frank- 
reich a) 

Italien a) f) 

Bergbau 

1 

1 

2,1 

2,1 

4,5 

i i 

! Kohlenbergbau ' 

11 ' 

1,5 

1,4 

2,8 

Erzbergbau 

12 

2,1 

5,2 

2,2 

Rohöl und Erdgasgewinnung ; 

1 

1 

i 

28,3 

6,7 

44,6 

■ 

Verarbeitende Industrie 

2 + 3 

4,9 

6,9 

4,1 

Nahrungsmittelindustrie 

20 + 21+22 

10,1 

15,6 

10,1 

Textilindustrie 

23 

4,2 

5,8 

3,1 

Bekleidungsindustrie und Lederverarbeitung 

24 + 29 

2,9 

3,5 

1,3 

Holz und Möbel 

25 + 26 

3,6 

3,4 

1,6 

1 Papier 

27 

5,3 

7,6 

5,2 

j Druck und Verlag 

28 

2,1 

5,1 

3,2 

{ Gummi- und Kunststoffindustrie 

einschließlich Chemiefaserindustrie 

1 

30 

4,3 

6,7 

4,6 

j Chemie 

31 

6,2 

10,4 

7,1 

Erdölraffinerie 

32 

49,5 

43,4 

17,7 

Steine und Erden 

33 

3,0 

4,1 

2,7 

Hüttenindustrie 

34 

6,0 

8,0 

6,2 

Herstellung von Metallwaren 

35 

3,4 

4,7 

2,4 

1 Maschinenbau 

36 

3,8 

7,3 

4,0 

Elektrotechnik 

37 

3,4 

5,9 

4,2 

Fahrzeugbau 

38 

5,9 

6,4 

4,7 

davon Kraftfahrzeugbau 

i 

383 

1 

6,8 

7,4 

6,9 
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auch von Luxemburg etwas übertroffen. Dagegen 
sind die Käufe der italienischen Industrie gering und 
liegen häufig sogar noch unter denen Japans. 

Deutschland erreicht vor allem in der Schwerindu- 
strie — wahrscheinlich infolge der starken vertika- 
len Konzentration — Werte, die unter denen Japans 
liegen, so daß es für die gesamte verarbeitende 
Industrie ein verhältnismäßig niedriges Mittel auf- 
weist. 

Selbst nach Abzug der Käufe geben die Verkäufe 
noch keinen Aufschluß über die Wertschöpfung der 
Industrie, weil noch die indirekte Besteuerung abzu- 
ziehen ist. 

In diesem Kapitel sollen nicht die Vor- oder Nach- 
teile der verschiedenen Steuererhebungsverfahren 
beurteilt werden. Es genügt daher die Feststellung, 
daß sich 1962 bis 1963 die indirekten Steuern abzüg- 
lich der Subventionen der verarbeitenden Industrie 


Wahlperiode 


pro Beschäftigten wie folgt schätzen lassen (in 
■ 1000 Dollar pro Jahr zu jeweiligen Preisen): 

1962 bis 1963 0 


Frankreich 1,2 

Vereinigte Staaten 0,8 

EWG 0,8 

Schweden 0,7 

Deutschland 0,7 

Niederlande 0,7 

Vereinigtes Königreich 0,6 

Italien 0,5 

Belgien 0,4 

Luxemburg 0,4 

Japan 0,2 


0 Schätzungen auf der Grundlage der volkswirtschaft- 
lichen Gesamtrechnungen bzw. der Input-Output-Tabel- 
len 1959. 


Tabelle 3 


Nieder- 
lande a) 

j Belgien | 

Luxem- 
burg a) 

Schwe- 
den ^0 

Japan e) f 

0,7 

1,9 

2,1 

1,3 

1,1 

0,6 

1,9 

— 

— 

— 

— 

— 

2,0 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— • 

5,9 9) 

5,2^) 

8,5 

7,1 

4,5 

12,1 

9,2 

12,4 

24,7 

5,8"^: 

4,3 

5,2 

- 1 

^ 4,7 

3,4 

3,2 

2,5 

2,3 j 


3,1 

3,9 

3,4 

5,3 

6,1 

2,9 

6,7 

5,1 

— 

10,3 

5,6 

2,3 

3,2 

3,3 

2,6 

3,1 

3,8 0 

4,4 0 

10,7 k) 

— 

3,6 k) 

7,2 0 

6,2 

9,7 ] 

^ 9,4 

7,6 

— 

50,6 

~ J 

39,7 

2,9 

2,6 

3,7 

3,3 

2,8 

7,9 

6,1 

8,4 


9,7 

3,7 

3,2 

5,5 


2,7 

3,6 

3,7 

4,4 

>■ 5,4 

3,4 

3,9 

3,2 

4,3 


3,9 

7,9 

7,9 

14,4 -> 


6,2 

8,2 

16,7 

— 


— 


Quelle; SAEG Erhebung 1963,- 

b) Quelle: Survey of Current Business; 

c) Quelle: Annual Abstract of Statistics, 
London; 

Quelle: Statistical Abstract of Sweden; 
Quelle: Japan Statistical Yearbook; 

0 alle Unternehmungen, Italien und Japan: 

1963, andere Länder: 1962; 
a) ohne Erdölindustrie; 

h) ohne Herstellung von Chemiefasern und ohne 
Diamantindustrie; 

0 ohne Herstellung von Chemiefasern und 
Stärkeerzeugnissen; 

i) einschließlich Herstellung von Chemiefasern; 
k) nur Gummi; 

J einschließlich Stärkeerzeugnisse 
(Gruppe 304); 
rn) ohne Tabak (Klasse 22) 

^) Rohstoffe usw., Energie, industrielle Dienst- 
leistungen, Käufe von für den Wiederverkauf 
bestimmten Waren 
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Wenn man vom Umsatz die Käufe und die indirekten 
Steuern abzieht, erhält man die Bruttowertschöpfung 
zu Faktorkosten pro Beschäftigten^), die das Ergeb> 
nis der industriellen Tätigkeit ist. 

3. Die Wertschöpfung der Industrie 

Dieser Begriff spiegelt den Wertzuwachs der Er- 
zeugnisse durch die industrielle Produktion wider. 

In den einzelnen Ländern sind verschiedene Varian- 
ten dieses Begriffs gebräuchlich. Es wurde bereits 
gesagt, daß der Nettoproduktionswert die um die 
Kosten der nicht-industriellen Dienstleistungen der 
Industrie erhöhte Wertschöpfung ist. In der vom 
SAEG 1963 vorgenommenen Untersuchung wird für 
Frankreich die Wertschöpfung und für die übrigen 
Gemeinschaftsländer der Nettoproduktionswert an- 
gegeben Die Angaben für Drittländer beziehen 
sich wiederum auf die Wertschöpfung. 

Ferner gibt es die Bruttowertschöpfung, d. h. ein- 
schließlich Abschreibungen, oder die Nettowert- 
schöpfung, wenn die Abschreibungen nicht enthal- 
ten sind. Die hier aufgeführten Angaben umfassen 
in allen Fällen die Abschreibungen, außer für Japan, 
wo die Abschreibungen von Unternehmen mit über 
10 Beschäftigten nicht erfaßt sind. 

Schließlich kann die Wertschöpfung zu Marktprei- 
sen, d. h. einschließlich der indirekten Steuern, oder 
zu Faktorkosten ausgewiesen werden, wenn die um 
die Subventionen verringerten indirekten Steuern 
abgezogen wurden. 

Im Rahmen des Möglichen wurden die Angaben so 
aufbereitet, daß sie die Bruttowerte zu Faktorkosten 
wiedergeben. 

Ferner sei hier auf die Bedeutung hingewiesen, die 
diesem Begriff beigelegt werden kann. Die Brutto- 
wertschöpfung zu Faktorkosten stellt bekanntlich 
den Betrag dar, den die Industrie erwirtschaftet und | 
mit dem sie ihre Arbeiter und Führungskräfte ent- 
lohnen*^), ihre Abschreibungen und direkten Steuern 
decken und ihren Kapitaldienst und ihre Kapitalver- 
zinsung sicherstellen muß. Die Unterschiede, die in 
der Höhe festgestellt werden können, spiegeln je- 
doch nicht unbedingt Produktivitäts- oder Gewinn- 
unterschiede wider. 

Die Wertschöpfung bleibt dem Einfluß der Preise ! 
ausgesetzt, die durch einen starken Zollschutz, ein ! 
Monopol oder durch konzertierte Praktiken künst- i 
lieh hoch oder durch Preisstoppmaßnahmen künst- ; 
lieh niedrig gehalten werden können. 

Sofern sich die Wertschöpfung nicht aus anomalen | 
Preisen ergibt, kann jedoch gesagt werden, daß eine 
hohe Wertschöpfung vorteilhaft ist. Eine höhere ! 
Wertschöpfung stellt jedoch keine Garantie für i 


h Die Abnutzung der Produktionsmittel (Abschreibun- 
gen) wurde von diesem Ergebnis jedoch nicht in Abzug 
gebracht. 

“) In einer Schätzung des Statistischen Bundesamtes wird 
die Abweichung infolge der Verwendung dieser beiden 
Konzepte für Deutschland mit etwa 16 ^/o angegeben. 
•’) einschließlich des Entgelts für Beschäftigte, die nicht 
Lohn- oder Gehaltsempfänger sind. 

^) Quelle: volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen 


I Geschäftserfolge gegenüber Konkurrenten dar, die 
! eine geringere Wertschöpfung, aber auch weniger 
j hohe Löhne zu verzeichnen haben, und dadurdi 
I eventuell zu niedrigeren Preisen verkaufen können. 

' 1962 bis 1963 betrug die Bruttowertschöpfung zu 
Faktorkosten je Beschäftigten (in 1000 Dollar pro 
Jahr zu jeweiligen Preisen): 


Vereinigte Staaten 3,8 

EWG 3,4 

Schweden 4,4 

Deutschland 3,9 

Luxemburg 3,8 

Frankreich 3,5 

Niederlande 3,2 

Belgien 3,1 

Vereinigtes Königreich 2,7 ^) 

Italien 2,6 

Japan 2,1 


Verglichen mit den Umsätzen konnte Schweden 
seine Position beibehalten. Deutschland und die 
Niederlande haben ihren Stand verbessert. Luxem- 
burg und Frankreich verschlechterten ihre Position 
gegenüber den Vereinigten Staaten beträchtlich, 
während Belgien, das Vereinigte Königreich, Italien 
und Japan zwar einen weniger ausgeprägten Rück- 
gang zu verzeichnen hatten, aber in der Schluß- 
gruppe blieben, 

Tabelle 4 enthält Angaben über die Wertschöpfung 
je Industriezweig. Da die indirekten Steuern nicht 
immer abgezogen werden konnten, sind für die Län- 
der der Gemeinschaft, in denen diese Berechnungen 
möglich waren, die beiden Zahlenreihen zu Faktor- 
kosten und zu Marktpreisen aufgeführt. Die An- 
gaben nach Industriezweigen für das Vereinigte 
Königreich scheinen sich zu sehr vom Begriff der 
Wertschöpfung zu entfernen, so daß es wenig Sinn 
hat, sie in dieser Tabelle aufzuführen. 

1962 machte die Wertschöpfung zu Faktorkosten 
je Beschäftigten in den Vereinigten Staaten in den 
einzelnen Industriezweigen mindestens das Zwei- 
oder Dreifache der Wertschöpfung derjenigen Länder 
der Gemeinschaft aus, die die besten Ergebnisse 
erzielten. 

Die Wertschöpfung zu Marktpreisen lag in Schweden 
ziemlich deutlich über den besten Ergebnissen der 
Gemeinschaft, außer in drei Industriezweigen, näm- 
lich Gummi und Kunststoffe, wo Deutschland das 
schwedische Niveau leicht übertraf, sowie in der 
Hüttenindustrie, wo die Niederlande an der Spitze 
lagen, und in der Mineralölverarbeitung, wo die 
Länder der Gemeinschaft — vielleicht infolge der 
unterschiedlichen indirekten Besteuerung — höhere 
Zahlen erreichten. 

In Japan lag die Wertschöpfung zu Marktpreisen 
überall unter dem ungünstigsten Ergebnis innerhalb 
der Gemeinschaft, außer beim Fahrzeugbau, wo sie 
die Wertschöpfung der Niederlande übertraf und 
ungefähr dem Niveau in Italien und Luxemburg 
I entsprach. 

Innerhalb der Gemeinschaft unterschied sich die Lage 
! von einem Industriezweig zum anderen. Deutschland 
erreidite in den meisten Industriezweigen das höch- 
, ste Niveau, doch trat es den ersten Platz in der 


28 



Deuts cher Bundestag — 6. Wahlper iode 


Drucksache VI/606 


Nahrungsmittelindustrie an Frankreich und in der 
Papierindustrie, der Hüttenindustrie und der Elektro- 
technik an die Niederlande ab. 

Luxemburg verzeichnete in allen Industriezweigen 
die niedrigsten Zahlen, außer bei den Steinen und 
Erden, der Hüttenindustrie und den Metallwaren, in 
denen Italien an seine Stelle trat, und dem Fahr- 
zeugbau, bei denen die Niederlande den letzten Platz 
einnahmen. 

Der sich aus dieser Tabelle ergebende allgemeine 
Eindruck ist, daß — abgesehen von einzelnen Stär- 
ken des einen oder anderen Landes — die Lage in 
Frankreich und den Beneluxländern durch ein mitt- 
leres Niveau in den meisten Industriezweigen ge- 
kennzeichnet war, von dem Deutschland und Italien 
in ähnlichem Verhältnis nach oben bzw. nach unten 
abwichen. 


II. Die Entwicklung von 1962 bis 1968 

Wie bereits gesagt, weichen in den meisten Gemein- 
schaftsländern, wie auch im Vereinigten Königreich 
und in Japan, Industriestatistik und volkswirtschaft- 
liche Gesamtrechnung voneinander ab. 

Am erstaunlichsten ist, daß, während die volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnungen für vier Länder deut- 
lich niedrigere Werte als die Industriestatistik erge- 
ben, es sich bei Frankreich umgekehrt verhält. 

Diese Divergenzen komplizieren die Analyse in 
hohem Maß und erschweren fundierte Entscheidun- 
gen. Ohne die psychologischen und finanziellen 
Schwierigkeiten zu unterschätzen, die den Fortschritt 
der Statistiken in den meisten europäischen Län- 
dern hemmen, muß doch darauf bestanden werden, 
die Statistiken auf diesem Gebiet zu vereinheitli- 
chen. 

Die Beschreibung der Entwicklung von 1962 bis 1968 
umfaßt die gesamte verarbeitende Industrie. Die 
Angaben für die Länder der Gemeinschaft, das Ver- 
einigte Königreich und Japan sind den volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnungen entnommen. Anga- 
ben für das Großherzogtum Luxemburg sind nicht 
verfügbar. 

1. Die Wertschöpfung zu Faktorkosten 

Von 1962 bis 1968 hat sich die Brutto- Wertschöpfung 
zu Faktorkosten je Beschäftigten folgendermaßen 
. entwickelt: 


In 1 000 Prozentsätze 

Dollar (Vereinigte 

pro Jahr Staaten = 100) 



1962 

1968 

1962 

1968 

Vereinigte Staaten . . . 

8,8 

11,7 

100 

100 

EWG 

2,9 

4,7 

33 

40 

Frankreich 

3,8 

6,1 

43 

52 

Niederlande 

2,9 

5,3 

33 

45 

Deutschland 

3,1 

4,8 

35 

41 

Belgien 

2,8 

4,4 

32 

38 

Vereinigtes Königreich 

2,7 

3,4 

31 

29 

Japan 

1,7 

3,3 

19 

28 

Italien 

1,9 

3,2 

22 

27 


Es ist festzustellen, daß 1968 trotz eines gewissen 
Fortschritts die Leistung der Gemeinschaftsindustrie 
nur 40 ^'ü derjenigen der amerikanischen Industrie 
ausmachte. 

Zwischen 1962 und 1968 gelang es den Niederlan- 
den, Japan und Frankreich, ihre jeweilige Position 
am meisten zu verbessern, während im Vereinigten 
Königreich eine Verschlechterung eintrat. Die Fort- 
schritte in Italien, Belgien und Deutschland lagen 
ihrerseits unter dem Gemeinschaftsdurchschnitt. 

Es sei allerdings darauf hingewiesen, daß diese in 
Prozentsätzen ausgedrückten Verbesserungen, abso- 
lut ausgedrückt, sich nicht bestätigen lassen, wie es 
die folgenden Abweichungen gegenüber der Ge- 
meinschaft zeigen (in 1 000 Dollar je Beschäftigten 
pro Jahr): 

1962 1968 

Vereinigte Staaten +5,9 +7,0 

Japan ~1|2 "~1,4 

2. Die Lohnsumme 

Als Lohnsumme gilt die Summe der an die Arbeit- 
nehmer aller Kategorien aus dem Arbeitsverhält- 
nis direkt in Form von Löhnen und Gehältern oder 
indirekt in Form von sozialen Aufwendungen der 
Arbeitgeber gezahlten Vergütungen. 

Für die Zwecke dieser Untersuchung wird die 
Lohnsumme hier wie alle anderen variablen Grö- 
ßen durch die Zahl der Beschäftigten und nicht 
durch die Zahl der Lohn- und Gehaltsempfänger ge- 
teilt. Somit kann die Lohnsumme nicht zum Ver- 
gleich des Lohnniveaus herangezogen werden, zu 
dem sie auch nicht bestimmt ist. Die hier wieder- 
gegebenen Zahlen sind in der Tat um so kleiner, je 
größer die Zahl der Beschäftigten ist, die keine 
Lohn- oder Gehaltsempfänger sind, gleich, ob es sich 
dabei um Selbständige, um deren Familienangehö- 
rige oder andere Personen handelt, deren Vergü- 
tung aus dem Gewinn des Unternehmens erfolgt. 

Wie den nachfolgenden Prozentsätzen für 1967 bis 
1968 zu entnehmen ist, schwankt der Anteil der Be- 
schäftigten, die nicht Lohn- oder Gehaltsempfänger 
sind, erheblich von einem Land zum anderen: 


Vereinigte Staaten 2 °/o 

Schweden 5'®/o 

Deutschland 7 Vo 

Niederlande 7'®/o 

Frankreich 7Vo 

Belgien 12®/o 

Japan 17 Vo 

Italien 19 Vo 


Sobald es darum geht, die direkten und indirekten 
Einkünfte der Lohn- und Gehaltsempfänger zu ver- 
gleichen, so müssen die angegebenen Zahlen auf der 
Grundlage dieser Prozentsätze berichtigt werden. 
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Nettoproduktions wert und Bruttowertschöpfung je Beschäftigten 1962 bis 1963 ^ 

in 1000 Dollar zu jeweiligen Preisen 


Deutschland | Frankreich 


: Sektor 

Klassen 

NPW fk 
P) 

1 NPW mp 

1 

BWS fk 

BWS mp 
“) 

1 Bergbau ‘ 

1 

4,0 

5,1 

1 3,8 

4,5 

Kohlenbergbau 

1 

11 

4,0 

4,6 

3,5 

3,8 

Erzbergbau 

12 

3,6 

4,0 

5,3 

5,7 

Erdöl und Erdgas 

13 

— 

19,9 

8,6 *) 

20,3 

1 Verarbeitende Industrie 

1 

3,9 

4,7 

3,5 

4,4 

Nahrungsmittel 

20 + 21+22 

3,9 

6,8 

4,3 

6,8 

Textilien 

23 

3,0 

3,5 

2,4 

3,0 

Bekleidung und Leder 

24+29 

2,3 

2,6 

2,0 

2,4 

Holz und Möbel 

25+26 

3,2 

3,7 

2,3 

2,7 

Papier 

27 

4,2 

4,8 

3,9 

4,8 

Druck und Verlag 

28 

3,7 

4,1 

3,7 

4,5 

Gummi und Kunststoffe einschließlich Chemiefasern 

30 

4,2 

4,9 

3,8 ') 

5,0 

Chemie 

31 

6,4 

7,2 

5,3 

6,3 

Mineralölverarbeitung 

32 

11.4 

31,8 

4,8 ») 

34,8 

Steine und Erden 

33 

4,5 

5,0 

3,4 

4,3 

Hüttenindustrie 

34 

4,3 

5,0 

4,3 ") 

5,1 

Metallwaren 

35 

3,6 

4,1 

2,9 

3,8 

Maschinenbau 

36 

4,0 

4,4 

3,9 

4,7 

Elektrotechnik 

37 

3,6 

3,9 

3,7 

4,4 

Fahrzeugbau 

38 

4,4 

4,7 

3,7 

4,0 

davon: Kraftfahrzeugbau 

383 

. — 

5,6 j 

3,9 

4,5 


fk = zu Faktorkosten 
mp = zu Marktpreisen 

a) Quelle: SAEG Erhebung 1963; 

b) Quelle: Survey of Current Business; 

c) Quelle: Annual Abstract of Statistics, London; 

d) Quelle: Statistical Abstract of Sweden; 

e) Quelle: Japan Statistical Yearbook; 

f) alle Unternehmungen, Italien und Japan: 1963, andere Länder: 1962; 

9) ohne Erdölindustrie; 

h) ohne Herstellung von Chemiefasern und ohne Diamantindustrie; 

i) ohne Herstellung von Chemiefasern und Stärkeerzeugnissen; 

j) einschließlich Herstellung von Chemiefasern; 
nur Gummi; 

einschließlich Stärkeerzeugnisse (Gruppe 304); 
ohne Tabak (Klasse 22); 

n) Quelle: II valore aggiunto delle imprese nell'anno 1963 — ISTAT — ; 

«^) Quelle: Recensement de l'industrie 1963 — INSEE — ; 

P) Schätzungen aufgrund der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 1962 des SAEG bzw. der Input-Output-Tabellen 
1959 des SAEG; 

9) die Quelle n) weist für den NPW mp 4,2 statt 3,5 nach; 

0 Rohstoffe usw., Energie, industrielle Dienstleistungen, Käufe von für den Wiederverkauf bestimmten Waren; 
s) Schätzung aufgrund der Erhebung des SAEG von 1963; 
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Italien 

Niederlande 

Belgien 

Luxemburg 

USA 

Japan 

Schweden 

BWSfk 

NPW mp 

NPW fk 
P) 

NPW mp 

BWS fk 

P) 

BWS mp 
“) 

NPW mp 

BWS fk 

BWS mp 

.n)f) 

BWS mp 

d) 

3,0 

3,5 

4,4 

4,5 

2,9 

2,9 

4,2 

9,8 

— 

14,5 

1.5 

2,8 

4,2 

4,3 

2,7 

2,7 

— 

8,1 

— 

2.1 

3,6 

3,6 

— 

— 

— 

— 

5,0 

10,1 

— 

14,9 

11.1 

12,2 

— 

— 

— 

— 

— 

10,8 

— 

— 

2,6 

3.1 

3,2 

3,9 

3,1 

3,5 

4,2 

8,8 

2,3 

5,1 

2,8 

4.1 

— 

4,4 

3,6 

4,7 

3,1 ”>) 

8,1 

2,0"') 

6,4 

2,0 

2,3 

2,9 

2,9 

2,3 

2,5 


5,6 

1,5 

3,9 

1,4 

1.5 

2,0 

2,1 

1,7 

1,9 

1.6 

4,5 

1,3 

3.2 

1,7 

1.8 

2,8 

3,1 

2,5 

2,7 

2,5 

5,5 

1,4 

4,1 

3,1 

3,5 

4,4 

4.8 1 

3,1 

3,5 

— 

9,4 

2,5 

5.1 

3,3 

3,8 

3,4 

3,5 i 

3,7 

3,9 

3,5 

7,5 

2,7 

5,3 

3,0 

3,8 

3,5 

3,8 

3,1 

3,5 

3,6 

8,5 i) 

2,3 ") 

4,9 

4,4 

5,6 

6,1 

6,7 ! 

4,8 

5,2 

3,7 

13,5 

4,8 

8,0 

7,5 

21,0 

— 

— 

7,3 

13,4 

— 

34,2 

6,5 

11,6 

2,5 

2.8 

3,7 

4,0 

3,2 

3,5 

3,9 

8,9 

2,3 

5,2 

3,8 

4.1 I 

5,8 

6,2 1 

4,1 

4,2 

5,0 

10,8 

2,8 

5,7 

2,0 

2,4 

3,2 

3,5 j 

2,9 

3,1 

3,2 

8,2 

2,1 ^ 

1 4,9 

3,2 

3,7 

3,5 

3,7 1 

3,7 

3,9 

3,5 

9,4 

2,5 J 

3,2 

3,5 

4,3 

4,6 j 

3,2 

3,4 

3,0 

8,1 

2,6 

5,1 

4,0 

3,5'!) 

3,1 

3.4 

3,2 

3,4 

3,2 

11.7 

3,2 

5,3 

— 

4,8 

3,5 

4.3 

3,9 

4,5 

— 

16,0 

— 

— 


t) ohne Stärkeerzeugnisse (Gruppe 304); 

u) einschließlich Schmiedewerk (ex 351); 

V) einschließlich Kesselbau (ex 354.2) und Bau von Schienenfahrzeugen (ex 382.2) 
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Von 1962 bis 1968 hat sich die Lohnsumme ein- 
schließlich der Sozialaufwendungen der Arbeitgeber 
je Beschäftigten folgendermassen entwickielt: 

Prozentsätze 
In 1000 Dollar (Vereinigte 
pro Jahr Staaten = 

100 ) 



1962 

1968 

1962 

1968 

Vereinigte Staaten . . . 

6,3 

8,2 

100 

100 

EWG 

1,8 

2,9 

29 

35 

Frankreich 

2,3 

3,8 

38 

46 

Niederlande 

1,8 

3,3 

29 

40 

Deutschland 

1,9 

2,9 

30 

35 

Belgien 

1,8 s 

2,7 ^ 

29 

33 

Vereinigtes Königreich 

1,9 

2,4 

29 

30 

Italien 

1,2 

2,0 

19 

24 

Japan 

0,8 

1,6 

13 

19 


S = Schätzung 


Somit ist in diesen Jahren die Lohnsumme je Be- 
schäftigten in allen Ländern schneller als in den 
Vereinigten Staaten gestiegen. Der größte Anstieg 
war in den Niederlanden, in Japan und in Frank- 
reich zu verzeichnen und der geringste im Vereinig- 
ten Königreich. 

Wie für die Wertschöpfung, so vergrößern sich auch 
hier die absoluten Abweichungen gegenüber der 
Gemeinschaft (in 1.000 Dollar pro Jahr): 

1962 1968 


Prozentsätze 
In 1000 Dollar (Vereinigte 
pro Jahr Staaten == 

100 ) 



1962 

1968 

1962 

1968 

Vereinigte Staaten . . . 

2,5 

3,5 

100 

100 

EWG 

1,1 

1,8 

44 

51 

Frankreich 

1,5 

2,3 

60 

66 

Niederlande 

1,1 

2,0 

44 

57 

Deutschland 

1,2 

1,9 

48 

54 

Belgien 

1,0® 

1,7 s 

40 

49 

Japan 

0,9 

1,7 

36 

49 

i Italien 

0,7 

1,2 

28 

34 

Vereinigtes Königreich 

0,8 

1,0 

32 

29 

S = Schätzung 





In diesem Zeitraum hat 

die 

Gemeinschaft 

im Ver- 


gleich zu den Vereinigten Staaten ihre Position 
relativ verbessert, während der Zuwachs Japans 
11 Punkte betrug und das Vereinigte Königreich 
seinen relativen Abstand vergrößerte. 

In der Gemeinschaft waren besonders große Fort- 
schritte in den Niederlanden festzus teilen, während 
sie in den übrigen Mitgliedstaaten etwa auf glei- 
cher Höhe lagen. 

In absoluten Zahlen ist dasselbe wie für die ande- 
ren Variablen festzustellen; die Abweichungen ge- 
genüber der Gemeinschaft vergrössern sich oder 
bleiben fast gleich (in 1000 Dollar pro Jahr): 

1962 1968 


Vereinigte Staaten +4,5 +5,3 

Japan “1,0 —1,3 


3. Bruttobetriebsergebnis 

Hier soll noch kurz auf die Entwicklung des Brutto- 
betriebsergebnisses eingegangen werden. Dieser 
Begriff entspricht dem, was der Industrie von ihren 
Einnahmen aus ider Produktion nach Abzug aller 
Käufe und Zulieferungen, der indirekten Steuern, 
der Löhne und Gehälter und der Sozialaufwendun- 
gen der Arbeitgeber bleibt. 

Es ist also der Betrag, der für Abschreibungen, Inve- 
stitionen durch Selbstfinanzierung, den Kapitaldienst 
(insbesondere Zinsen für Schuldverschreibungen) für 
Rücklagen, direkte Steuern und Dividendenaus- 
schüttung zur Verfügung steht. Dieser Begriff nähert 
sich somit dem des Brutto-Cash Flow, der in der 
letzten Zeit in Europa Verbreitung gefunden hat. 
Dieser Begriff ist vorsichtig auszuiegen und darf 
nicht dem Gewinn gleichgestellt werden. Ein Unter- 
nehmen, das stärkt verschuLdet ist oder sehr hohe 
Abschreibungen je Beschäftigten vorzunehmen hat, 
kann ein sehr hohes Bruttobetriebsergebnis auf- 
weisen, ohne Gewinn zu erzielen. 

Von 1962 bis 1968 hat sich das Bruttobetriebser- 
gebnis je Beschäftigten folgendermassen entwickelt: 


Vereinigte Staaten +1,4 +1,7 

Jiapan ~0,2 —0,1 


Die folgende Tabelle zeigt die Aufteilung der Wert- 
schöpfung auf ihre hauptsächlichen Bestandteile für 
die Jahre 1962 und 1968: 


Prozentuale Aufteilung der 
Wertschöpfung zu Faktor- 
kosten nach Ü 
Lohnsumme 


einschließlich 

Sozialauf- 

wendungen 

der 

Arbeitgeber 


Brutto- 

betriebs- 

ergebnis 


Vereinigte Staaten . . . 

EWG 

Vereinigtes Königreich 

Italien 

Frankreich 

Niederlande 

Belgien 

Deutschland 

Japan 


1962 

1968 

1962 

1968 

72 

70 

28 

30 

62 

62 

38 

38 

70 

70 

30 

30 

63 

63 

37 

37 

61 

62 

39 

38 

62 

62 

38 

38 

64® 

61 ® 

36® 

39® 

61 

61 

39 

39 

47 

48 

53 

52 


^) Wertsdiöpfung = 1 = 100 
S = Schätzung 
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Berücksichtigt man den in der Gemeinsdiaft und in 
Japan gegenüber den Vereinigten Staaten sehr viel 
höheren Prozentsatz der Beschäftigten, die nicht 
Lohn- oder Gehaltsempfänger sind, so scheint es, 
daß darin der Hauptgrund für den festgestellten 
Unterschied liegt. Beeindruckend an dieser Tabelle 
ist die Einheitlichkeit und relative Stabilität des 
Anteils dieser beiden Elemente, zeitlich gesehen 
und für jeden Wirtschaftsraum ^). 

In den Vereinigten Staaten kann -die Analyse des 
Cash Flow weiter vertieft werden. Die 2500 Dollar 
je Beschäftigten, die den Cash Flow des Jahres 1962 
ausmachten, lassen sich wie folgt aufgliedern: 

In 1000 Dollar pro Jahr 


Abschreibungen 0,8 

Verschiedenes 0,2 

Bruttogewinn 1,6 

indirekte Steuern 0,7 

Nettogewinn 0,8 

davon 

ausgeschüttet 0,4 

den Rücklagen zugeführt 0,4 


Diese Angaben liegen nach Sektoren und nach Jah- 
ren vor. Dagegen stehen für die Gemeinschaft An- 
gaben dieser Art nur für kaum mehr als die Hälfte 
der Industrie zur Verfügung. Sie sind daher nicht 
hinreichend vergleichbar, vor allem nicht auf inter- 
nationaler Ebene. 


III. DIE STEUERN 

Die Steoierbelastung der Unternehmen ist nicht ohne 
Einfluß auf die Dynamik der Industrie. Ein kurzer 
Blick auf die steuerliche Belastung der Industrie der 
verschiedenen Länder ist an dieser Stelle daher sehr 
aufschlußreich. 

1967 hatten die indirekten Steuern folgenden Anteil 
am Gesamtsteueraufkommen: 


Frankreich 73,1 ®/o 

Italien 65,3 Vo 

iBelgien 59,0 Vo 

Deutschland 58,8 ®/o 

Verednigtes Königreich 54,2 Vo 

Luxemburg 50,2 ®/o 

Japan 49,0 ®/o 

Niederlande 43,8 ®/o 

Schweden 40,5 ®/o 

Vereinigte Staaten 38,6 Vo 


Diese Unterschiede machten sich weitgehend auch 
im Preisniveau bemerkbar, wie dies aus dem Ver- 


Der Generaldirektor des Statistischen Amtes der 
Vereinten Nationen, P. J. Loftus, gelangte zu ent- 
sprechenden Schlußfolgerungen für 17 Länder aus fünf 
Kontinenten in einer Studie mit dem Titel „La part 
des salaires dans le produit industriel", die in „Ana- 
lyse et Prevision", Februar 1970, erschienen ist. 
Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen SAEG 


I hältnis zwischen Umsatz und Wertschöpfung zu 
Faktorkosten deutlich wird. Auf Grund der bereits 
gemachten Angaben ergibt sich beispielsweise, daß 
in Frankreich der Umsatz dem 3,4fachen, in den 
Vereinigten Staaten und in Schweden dem 2,7fachen 
der Wertschöpfung zu Faktorkosteu. entspricht. Da- 
mit wird verständlich, wie riskant Umsatzvergleiche 
zwischen Industrieunternehmen sind, da sie die 
Stärke des Unternehmens um die Höhe der vom 
Verbraucher gezahlten Steuern verbessern. 

Eine Verbrauchsteuer wirkt sich mehr als alle ande- 
ren Steuern auf das Preisniveau aus und engt den 
betreffenden Markt ein. 

i 

i Abgesehen von der Tatsache, daß Verbrauchsteuern 
unter Umständen sektorspezifisch sind, lassen sich 
i ihre Auswirkungen auf die Inlandsnachfrage in ge- 
I samtwirtschaftlicher Hinsicht mit den Auswirkungen 
einer direkten Besteuerung der Haushalte verglei- 
' chen. Der Unterschied im Zugriff liegt folglich vor 
allem im Preisniveau. Dies ist jedoch keine Frage 
der Industriepolitik. Vielmehr müssen die sechs 
Mitgliedstaaten im. Rahmen einer gemeinsamen mo- 
netären Politik eine Angleichung der Besteuerungs- 
, methoden vornehmen, um eine konvergierende Ent- 
wicklung des Preisniveaus in der Gemeinschaft zu 
gewährleisten. 

! Eine gesonderte Erfassung der nur die Industrie- 
unternehmen belastenden direkten Steuern war hier 
nicht möglich. 

Obgleich die Körperschaftsteuersätze innerhalb des 
Gemeinsamen Marktes uneinheitlich sind, führt 
eine Betrachtung der volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnungen, wie es aus der folgenden Tabelle deut- 
lich wird, zu homogeneren Ergebnissen; 

! Direkte Besteuerung der Gesellschaften 

' in Vo des Bruttoinlandsprodukts zu Marktpreisen 


1960 1967 

I 

I Luxemburg 5,6 2,5 

j Vereinigte Staaten 4,5 4,6 

I Japan 4,1 3,6 

Niiederlande 3,2 2,5 

Vereinigtes Königreich 2,7 2,0 

Deutschland 2,7 1,9 

Schweden 2,4 2,1 

Frankreich 2,3 1,9 

Italien 1,7 1,8 

Belgien 1,6 1,9 


Auffällig ist hierbei die Übereinstimmung in der 
Entwicklung. Abgesehen von den Vereinigten Staa- 
ten, in denen der Prozentsatz nahezu unverändert 
bleibt, ist bei den übrigen Ländern eine Annäherung 


9 bis 25 Vo in Italien, 20 bis 40 ®/o in Luxemburg, 
30®/o in Belgien, 43 bis 46®/o in den Niederlanden, 
50 ®/o in Frankreich, in Deutschland 15®/o auf die aus- 
geschütteten bzw. 51 ®/o auf die nicht ausgeschütteten 
Gewinne. 
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an einen Satz von 2Vo des Bruttoinlandsprodukts 
zu beobachten, der sich in etwa in sechs der zehn 
untersuchten Länder eingespielt hat. 

Der Anteil der direkten Besteuerung der Gesell- 
schaften am Gesamtsteueraufkommen weist eine 
vergleichbare Entwicklung auf. In den meisten Län- 
dern beträgt er 8 bis 10 ^/o des Steueraufkommens. 
Schließlich bestimmt die Summe der indirekten und 
direkten Steuern, wie bereits erwähnt, die Höhe 
der Nachfrage und kann auf diese Weise auch die 
Industriekonjunktur beeinflussen. Es ist daher auf- 
schlußreich festzustellen, welche Unterschiede in der 
globalen Steuerbelastung in den einzelnen Ländern 
bestehen. 


Globale Steuerbelastung in Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts zu Marktpreisen 



I960 

1967 

Schweden 

27,9 

34,6 

Vereinigtes Königreich 

24,7 

26,8 

Deutschland 

23,8 

24,6 

Vereinigte Staaten 

23,4 

23,2 

Niederlande 

22,2 

24,5 

Frankreich 

22,2 

22,6 

Luxemburg 

21,4 

22,1 

Belgien 

19,2 

23,2 

Italien 

18,4 

19,5 

Japan 

15,9 

15,5 


Zwei Länder — Schweden am oberen und Japan 
am unteren Ende der Skala — weichen besonders 
stark von der allgemeinen Tendenz ab; in den übri- 
gen Ländern liegt die Steuerbelastung nahe bei dem 
für die Vereinigten Staaten geltenden Satz (23®/o). 
Innerhalb dieser Länder steht das Vereinigte König- 
reich am oberen und Italien am unteren Ende der 
Skala. 

Die Gemeinschaft dürfte somit hinsichtlich der glo- 
balen Steuerbelastung gegenüber den wichtigsten 
Konkurrenzländern — mit Ausnahme Japans — 
nicht benachteiligt sein. Innerhalb der Gemeinschaft 
bestehen indessen beträchtliche Differenzen in den 
Besteuerungsmiethoden. 


Schlußfolgerungen 

Wenngleich die in diesem Kapitel enthaltenen An- 
gaben keinen Anspruch auf große Genauigkeit er- 
heben, so rücken sie doch gewisse Tatbestände ins 
Blickfeld, die die Lage der Gemeinschaftsindustrie 
gegenüber den Drittländern kennzeichnen. Für diese 
Vergleiche wurden die Landeswährungen nach der 
amtlichen Dollarparität umgerechnet, in der jedoch 
die tatsächlichen Kaufkraftunterschiede nicht zum 
Ausdruck kommen. Die Vergleiche fallen daher für 
Japan und die Gemeinschaft und hier insbesondere 
für Deutschland, dessen Statistiken sich auf die Zeit 
vor der DM-Aufwertung beziehen, zu ungünstig 
aus. 


Eingehende Studien wurden unter Leitung von M. 
Gilbert durch die OECD vorgenommen und von 
A. Maddison mit dem Ziel fortgesetzt, den Unter- 
schied zwischen dem Wechselkurs und der realen 
Kaufkraft der Währungen zu ermitteln. Ihre Ergeb- 
nisse sind sicherlich unvollkommen, aber für die 
Analyse schien es richtiger, Berichtigungen vorzu- 
nehmen, deren Fehlerspanne jedenfalls niedriger ist, 
als wenn kein Korrektiv angewandt worden wäre, 
anstatt die offiziellen Währungsparitäten zugrunde 
zu legen. Die hier aufgeführten Zahlen sind dem- 
nach nur annähernd genau. 

Der Einfluß der Beschäftigten, die nicht Lohn- oder 
Gehaltsempfänger sind, wurde ebenfalls bereits 
hervorgehoben. In dem Bestreben um ein besseres 
Verständnis wurde versucht, eine andere Korrektur 
vorzunehmen, indem bei diesen Personen ein Ein- 
kommen vorausgesetzt wurde, das dem der ande- 
ren gleichkommt, und indem dieses Einkommen vom 
Bruttobetriebsergebnis abgezogen wurde. Diese bei- 
den Zahlenreihen werden einander gegenüberge- 
stellt. 

In der Tabelle werden die Bestandteile der Wert- 
schöpfung in realer Kaufkraft aufgeführt. 

1968 

In 1000 Dollar je Beschäftigten 

(kaufkraftberichtigte Werte) 


Brutto- 

Lohnsumme 


wert- 

einschließlich 

Brutto- 

betriebs- 

ergebnis 

schöp- 
fung zu 
Faktor- 

Sozialauf- 

wendungen 

der 

kosten 

Arbeitgeber 





A 

B 

A 

B 

Vereinigte 






Staaten . . . 

11,7 

8,2 

8,3 

3,5 

3,4 

EWG 

7,1 

4,4 

4,9 

2,7 

2,2 

Frankreich 

8,5 

5,3 

5,7 

3,2 

2,8 

Deutschland . 

7,7 

4,7 

5,0 

3,0 

2,7 

Niederlande . 

7,2 

4,5 

4,9 

2,7 

2,3 

Japan 

6,3 

3,1 

3,7 

3,2 

2,6 

Belgien 

6,2 

3,8 s 

4,3 s 

2,4 s 

1,9 s 

Italien 

5,1 

3,2 

4,0 

1,9 

1.1 

Vereinigtes 






Königreich 

4,4 

3,1 

— 

1.3 

— 


S = Schätzung 
A == je Beschäftigten 

B — Berichtigt um die Vergütung der Beschäftigten, die 
nicht Lohn- oder Gehaltsempfänger sind. 

Gemäß diesen Zahlen hätte die Wertschöpfung je 
Beschäftigten in der verarbeitenden Industrie Ja- 
pans, in realer Kaufkraft ausgedrückt, 1968 die ent- 

Die Koeffizienten Kaufkraft/Wechselkurs sind einer 
Untersuchung von Angus Maddison entnommen, die 
in französisdier Übersetzung unter dem Titel „Pro- 
duction, emploi, productivite, niveaux compares dans 
douze pays industrialises" erschienen ist in „Analyse 
et prevision" V 1968, Seiten 387 bis 402. Mit dieser 
Untersuchung werden die Arbeiten von Gilbert und 
seinem Team (OECD 1958) auf den neuesten Stand 
gebracht. 
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sprechenden Werte der verarbeitenden Industrie 
Englands, Italiens und Belgiens übertroffen. Die 
Lohnsumme je Beschäftigten käme der des Vereinig- 
ten Königreichs gleichs. Das Bruttobetriebsergebnis 
der japanischen Industrie hätte sogar über dem Ge- 
meinschaftsdurchschnitt gelegen. 

Ein Unterschied von 4600 Dollar je Beschäftigten 
pro Jahr ergibt sich aus dem Vergleich der Wert- 
schöpfung der verarbeitenden Industrie der Ge- 
meinschaft und der Vereinigten Staaten. Unter Be- 
rücksichtigung der Beschäftigten, die nicht Lohn- 
oder Gehaltsempfänger sind, blieb die Entlohnung 
in der Gemeinschaft um 3400 Dollar jährlich je Er- 
werbsperson unter dem Arbeitsentgelt in den Ver- 
einigten Staaten. 

Das Bruttobetriebs ergebnis je Erwerbsperson und 
nach Abzug der Vergütung für Desdiäftigte, die 
nicht Lohn- oder Gehaltsempfänger sind, läge in der 
Gemeinschaft um 1200 Dollar unter dem der Ver- 
einigten Staaten. 

Der Vergleich ist leichter vorzunehmen, wenn man 
die verschiedenen Werte in Prozentsätzen der ent- 
sprechenden Werte der Vereinigten Staaten aus- 
drückt. 

1968 

Vereinigte Staaten =100 
(kaufkraftberichtigte Werte) 


Brutto- 

Lohnsumme 


Wert- 

einschließlich 

Brutto- 

betriebs- 

ergebnis 

schöp- 
fung zu 
Faktor- 

Sozialauf- 

wendungen 

der 

kosten 

Arbeitgeber 



Vereinigte 


A 

B 

A 

B 

Staaten . . . 

100 

100 

100 

100 

100 

EWG 

61 

54 

59 

77 

65 

Frankreich 

73 

65 

69 

91 

82 

Deutschland . 

66 

57 

60 

86 

79 

Niederlande . 

62 

55 

59 

77 

68 

Japan 

54 

38 

45 

91 

76 

Belgien 

53 

46 s 

52 s 

69 s 

56 s 

Italien 

Vereinigtes 

44 

39 

48 

54 

32 

Königreich 

S = Schätzung 

38 

38 


37 



A = je Beschäftigten 

B = Berichtigt um die Vergütung der Beschäftigten, die 
nicht Lohn- oder Gehaltsempfänger sind. 

In realer Kaufkraft ausgedrückt, hätte die Wert- 
schöpfung pro Beschäftigten in der Industrie in der 
Gemeinschaft 1968 61 ^/o und in Japan 54 Vo der 
der Vereinigten Staaten erreicht. 


Die Leistung der Industrie des Vereinigten König- 
reichs wäre die schwächste aller in die Untersu- 
chung einbezogenen Länder gewesen. Innerhalb der 
Gemeinschaft hätte die Leistung der deutschen In- 
dustrie 50 Vo mehr betragen als die der italienischen. 
Auf Grund der Widersprüche zwischen der Indu- 
striestatistik und der volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnungen ist es nicht einfach, die hohe Leistung 
der französischen Industrie zu beurteilen. 

In realer Kaufkraft ausgedrückt, hätte die durch- 
schnittliche Lohnsumme in der Gemeinschaft um 
mehr als 40 % unter der der Vereinigten Staaten ge- 
legen. 

Es muß indessen eine Einsdiränkung zu dieser Ta- 
belle gemacht werden. Die Herausnahme der Vergü- 
tung der Beschäftigten, die nicht Lohn- oder Ge- 
haltsempfänger sind, aus dem Bruttobetriebsergeb- 
nis und ihre Übernahme in die Lohnsumme unter 
Annahme desselben Vergütungsniveaus für Lohn- 
empfänger und Nichtlohnempfänger führt wahr- 
scheinlich zu einer Überbewertung für Japan, wo 
es sich vor allem um selbständige Erwerbstätige mit 
niedrigem Einkommen handelt und zu einer gering- 
fügigen Unterbewertung für die westlichen Länder. 
Abschließend kann gesagt werden, daß sich die Lage 
der Gemeinschaftsindustrie zwar verbessert, daß 
sie aber noch immer weit vom amerikanischen Ni- 
veau entfernt ist, und man kann sogar feststellen, 
daß — in absoluten Zahlen gemessen — der Ab- 
stand nicht kleiner wird, sondern wächst. 

Die Wertschöpfung pro Beschäftigten der japani- 
schen Industrie hat bereits die der Industrie zweier 
Gemeinschaftsländer überflügelt. 

Innerhalb des Gemeinsamen Marktes bestehen be- 
trächtliche Unterschiede, und zwar nicht in der Auf- 
teilung der Wertschöpfung auf Lohnsumme und 
Bruttobetriebsergebnis, die sehr homogen ist, son- 
dern in der absoluten Höhe der verschiedenen Ele- 
mente, die vorstehend untersucht wurden. 

Man muß jedoch dazu kommen, der Gemeinschaft 
eine ausgewogene industrielle Entwicklung zu si- 
chern. 

Die festgestellten Abweichungen sind nicht sämtlich 
die Folge einer unterschiedlichen Organisation der 
Produktionstechniken. Es ist sidier widitig, daß die 
Industrie bestrebt ist, ihren Produktionsapparat zu 
modernisieren und den neuen Bedingungen anzupas- 
sen. Aber auch die Umweltbedingungen und die ver- 
folgte Politik, die die Dynamik der Industrie dämp- 
fen oder beschleunigen können, kommen als Ur- 
sache in Betracht. 

In den folgenden drei Teilen soll untersucht wer- 
den, welche Verbesserung in den Umweltbedingun- 
gen und in den Maßnahmen dazu beitragen können, 
die Strukturen der Gemeinschaftsindustrie zu stär- 
ken und ihre Leistung zu erhöhen. 
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Kapitel II 

DAS LEBEN DER UNTERNEHMEN 


In diesem Kapitel soll der Verlauf des Lebens der 
Unternehmen untersucht werden, da er Ausdruck 
der Bemühungen der Industriellen um Anpassung 
an die neuen Verhältnisse ist, die sich aus den 
Strukturveränderungen, den durch den Gemeinsa- 
men Markt eröffneten neuen Dimensionen oder dem 
verschärften Wettbewerb infolge der Liberalisierung 
des Handels mit Drittländern ergeben. Außerdem 
werden die Industriebetriebe größenmäßig mitein- 
ander verglichen. 

I. Gründung und Schließung von Unternehmen 

Zur industriellen Entwicklung gehört, daß Unterneh- 
men entstehen und aufgelöst werden. Es erschien 
zweckmäßig zu versuchen, dieses Phänomen kurz 
zu analysieren. Diesbezügliche Angaben sind rar, 
und die für die einzelnen Länder verfügbaren An- 
gaben sind nicht vergleichbar, da die Erhebungs- 
methoden, die verwendeten Begriffe und die erfaß- 
ten Bereiche unterschiedlich sind. Für Deutschland, 
Frankreich und Belgien konnten Angaben ermittelt 
werden. Die Angaben über Belgien mußten jedoch 
ausgeklammert werden, da sie nur Aktiengesell- 
schaften betreffen. Bereits bestehende Einzelunter- 
nehmen, die in Aktiengesellschaften umgewandelt 
werden, erscheinen in dieser Statistik als Neugrün- 
dungen, was eine erhebliche Überschätzung der 
Zahl der neuen Unternehmen zur Folge hat. 

Die deutsche Statistik liefert ein überraschendes Er- 
gebnis. Wie aus Tabelle 5 zu ersehen ist, war 1966 
und 1967 in allen Zweigen der verarbeitenden Indu- 
strie die Zahl der stillgelegten Betriebe deutlich 
höher als die Zahl der Neugründungen; dadurch 
entstand in beiden Jahren ein Beschäftigungsdefizit, 
das etwa 0,5 Vo der Zahl der Beschäftigten in der 
verarbeitenden Industrie entspricht. 

Allerdings sind die beiden Jahre, für die diese An- 
gaben vorliegen, konjunkturell schwache Jahre. 

Da die neugegründeten Betriebe während ihrer 
Anlaufzeit erfaßt werden, bleibt die angegebene i 
Zahl der Beschäftigten vermutlich gegenüber der | 
Wirklichkeit zurück, da es sich um den anfänglichen j 
Personalbestand handelt. Aus der Statistik ist näm- 
lich zu ersehen, daß die neugegründeten Betriebe 
im Durchschnitt wesentlich weniger Personen be- 
schäftigen als die aufgelösten Betriebe. Es ist aller- 
dings darauf hinzuweisen, daß in den Sektoren, die 
sich insgesamt gesehen in Expansion befinden, frei- 
gesetzte Arbeitskräfte wahrscheinlich in vorhan- 
denen expandierenden Unternehmen eine Beschäf- 
tigung finden. 


Die französische Statistik unterscheidet sich ihrer 
Art nach sehr stark von der deutschen Statistik. Sie 
gibt leider nicht die Beschäftigtenzahl an, betrifft 
aber bis 8 '”/o jährlich der in der Erhebung von 1962 
ausgewiesenen Gesamtzahl der Unternehmen. Die 
Bewegungen wurden auf der Ebene der Untersekto- 
ren erfaßt, was bedeutet, daß ein Unternehmen, das 
sich innerhalb ein und desselben Industriezweigs 
von einem Untersektor auf einen anderen umstellt, 
in der Statistik gleichzeitig als Neugründung und 
als aufgelöstes Unternehmen erscheint. Diese Sta- 
tistik erhebt nicht den Anspruch, alle Fälle von 
Neugründungen und Auflösungen zu erfassen, und 
es gibt Schätzungen, die in manchen Jahren um 
mehr als Vs über den Angaben dieser Statistik lie- 
gen. Diese Methode hat die Tendenz, jede Bewe- 
gung zu übertreiben, und die aufschlußreichsten 
Angaben ergeben sich vor allem bei der Prüfung 
des Saldos der beiden Operationen. Beschränkt man 
sich auf die Angaben dieser Statistik, so nimmt die 
Gesamtzahl der Unternehmen in der verarbeitenden 
Industrie Frankreichs um rund 2,5 Vo jährlich ab. 

Wie der Tabelle 6 zu entnehmen ist, spiegelt die 
französische Statistik eine nuanciertere Situation 
wider als die deutsche Statistik. In dieser Statistik 
sind nämlich Wirtschaftszweige ausgewiesen, in 
denen die Zahl der Neugründungen höher ist als die 
Stillegungen. Dies trifft während eines einzigen 
Jahres — 1964 — für die Papierindustrie zu, gilt da- 
gegen durchweg für die Gummi- und Kunststoffin- 
dustrie sowie für die Elektrotechnik, während in 
der Mineralölverbarbeitung, in der Industrie der 
Steine und Erden und im Maschinenbau von Jahr zu 
Jahr ein Wechsel festzustellen ist. Im Fahrzeugbau 
sind die Neugründungen fast immer zahlreicher als 
die Stillegungen; hier kommt vor allem die Ent- 
wicklung der Autoinobilindustrie zum Ausdruck. Die 
Zahl der Unternehmen ist besonders stark in der Be- 
kleidungsindustrie zurückgegangen (rund 8 jähr- 
lich), wo in Frankreich nach der Möbel- und Nah- 
rungsmittelindustrie prozentual die meisten Beschäf- 
tigten in Betrieben mit 1 bis 4 Personen tätig sind. 
Relativ gesehen ist der Rückgang der Zahl der Un- 
ternehmen in der Textilindustrie ebenfalls beträcht- 
lich, da er 1967 7 Vo der Gesamtzahl der Unterneh- 
men in diesem Sektor ausmachte. Auch in der Le- 
derindustrie ist er erheblich, wo er von 1962 bis 1967 
jährlich über 5 Vo betrug. 

Somit zeigt diese Statistik das Bild einer in „Gä- 
rung" befindlichen Industrie, wo viele Unterneh- 
men verschwinden, viele sich auf eine andere Tätig- 
keit umstellen, aber auch viele neue Unternehmen 
gegründet werden. 
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Tabelle 5 


Neugegründete und stillgelegte Betriebe in Deutschland 


■ 

Industriezweig 

Jahr 

Neugegründete 

Unternehmen 

„ , , 1 beschäftigte 

1 Personen 

Stillgelegte 

Unternehmen 

1 beschäftigte 
Personen 

Zahl 

Saldo 

] beschäftigte 
i Personen 

Verarbeitende Industrie 

1964 

159 

5 191 






j 


1965 

161 

4 731 

— 

— 

— 

i 


1966 

114 

4 624 

803 

58 372 

-689 

-53 748 j 


1967 

130 

3 969 

887 

73 431 

-757 

-69 462 i 

Nahrungsmittelindustrie 

1964 

13 

649 

— 

— 

— 

— ! 


1965 

11 

287 

— 

— 

— 

— I 


1966 

7 

229 

39 

2 297 

- 32 

- 2 068 j 


1967 

14 

432 

60 

3 161 

- 46 

- 2 729 

Textilindustrie 

1964 

10 

599 


— 


— 


1965 

5 

132 

— 

— 

— 

— 1 


1966 

2 

32 

73 

9 819 

- 71 

- 9 787 


1967 

6 

188 

102 

7 811 

- 96 

- 7 623 

1 

Bekleidungsindustrie 

1964 

25 

648 

■— 

— 

— 

1 


1965 

31 

755 

— 

— 

— 

— 1 


1966 

18 

1 310 

212 

10 669 

-194 

- 9 359 


1967 

23 

688 

211 

9 666 

-188 

- 8 978 i 

Holz- und Möbelindustrie 

1964 

8 

303 

— 

— 

— 

— 


1965 

4 

161 

— 

— 

— 

— i 


1966 

3 

74 

57 

2 608 

- 54 

- 2 534 ! 


1967 

11 

304 

53 

3 584 

- 42 

- 3 280 

Lederindustrie 

1964 

5 

106 

— 

— 

— 

— 


1965 

6 

292 

— 



— 

— 

i 

1966 

4 

90 

66 

3 548 

- 56 

- 3 458 


196? 

4 

113 

72 

4 128 

- 68 

- 4 015 

Chemische Industrie 

1964 

22 

552 

— 

— 


— 


1965 

23 

534 

— 

— 

— 

— 


1966 

16 

820 

36 

2 208 

- 20 

- 1 388 


1967 

22 

749 

49 

5 555 

- 27 

- 4 806 

Industrie der Steine und Erden , 

1964 

— 


— 

— 

— 

— 


1965 

1 

218 

— 

— 

— 

— 


1966 

2 

178 

8 

598 

- 6 

- 420 


1967 

1 

10 

8 

1 029 

- 7 

- 1 019 

Metallindustrie und 

1964 

38 

813 

— 

— 

— 

— 

Maschinenbau 

1965 

43 

1 169 

— 

— 

— 

— 


1966 

39 

962 

161 

16 188 

-122 

-15 226 


1967 

29 

806 

190 

24 343 

-161 

-23 537 1 

Elektrotechnische Industrie 

1964 

8 

188 

— 

— 

— 

— 


1965 

13 

265 

— 

— 

— 

— 


1966 

12 

629 

44 

4 532 

- 32 

- 3 903 


1967 

8 

127 

55 

7 010 

- 47 

- 6 883 

Sonstige Industrie 

1964 

30 

1 333 

— 

— 

— 

— 


1965 

24 

918 

— 

— 

— 

— 


1966 

11 

300 

123 

5 905 

-102 

- 5 605 


1967 

12 

552 

87 

7 144 

- 75 

- 6 592 


Bemerkungen; Im Bergbau wuiden stillgelegt: 

1966 21 Betriebe mit 33 558 Beschäftigten 

1967 15 Betriebe mit 19 675 Beschäftigten 

Quelle: Die Standortwahl der Industriebetriebe in der Bundesrepublik Deutschland — Institut für Raumforschung — 
Bonn 1966 
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Tabelle 6 


Neuerrichtete und stillgelegte Unternehmen in Frankreich 


Industriezweig 

Art der 
Ver- 
änderung 

1 

1962 1 

i 

1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

Verarbeitende Industrie 

CR 


18 

681 

17 

759 

18 

590 

19 

297 

19 

085 

18 

442 


SUP 


28 

827 

29 

301 

27 

354 

27 

660 

27 

329 

27 

061 


SOL 

— 

10 

146 

-11 

542 

-8 

764 

-8 

363 

-8 

244 

-8 

619 

Nahrungsmittelindustrie 

CR 


1 

619 

1 

590 

1 

535 

1 

740 

1 

744 

2 

031 


SUP 


2 

895 

2 

564 

2 

868 

2 

838 

2 

994 

2 

769 


SOL 

— 

1 

276 

— 

974 

-1 

333 

-1 

098 

-1 

250 

— 

738 

Textilindustrie 

CR 



709 


619 


677 


649 


576 


519 


SUP 


1 

504 

1 

540 

1 

203 

1 

518 

1 

479 

1 

574 


SOL 

— 


795 

— 

921 

— 

526 

— 

869 

— 

903 

-1 

055 

Bekleidungsindustrie 

CR 


4 

186 

3 

810 

3 

511 

3 

218 

3 

134 

2 

934 


SUP 


9 

316 

9 

096 

8 

894 

8 

273 

7 

518 

7 

218 


SOL 

— 

5 

130 

- 5 

286 

-5 

383 

-5 

055 

-4 

384 

-4 

284 

Holz- und Möbelindustrie 

CR 


2 

152 

1 

995 

2 

182 

2 

284 

2 

100 

2 

008 


SUP 


3 

220 

3 

078 

3 

070 

3 

157 

3 

034 

3 

202 


SOL 

— 

1 

068 

- 1 

083 

— 

888 

— 

873 

— 

934 

-1 

194 

Papierindustrie 

CR 



151 


138 


162 


143 


156 


135 


SUP 



196 


198 


144 


165 


192 


165 


SOL 

— 


45 

— 

60 

+ 

18 

. — 

22 

— 

36 

— 

30 

Lederindustrie 

CR 



262 


292 


232 


232 


219 


182 


SUP 



793 


858 


770 


751 


692 


691 


SOL 



531 

— 

566 

— 

538 

— 

519 

— 

473 

— 

509 

Gummi- und Kunststoffindustrie 

CR 



495 


427 


444 


445 


471 


455 


SUP 



410 


469 


347 


363 


436 


450 


SOL 



85 

— 

42 


97 

+ 

82 

+ 

35 

+ 

5 

Chemische Industrie 

CR 



496 


447 


418 


327 


472 


462 


SUP 



578 


716 


420 


434 


513 


474 


SOL 



82 

— 

269 

— 

2 

— 

107 

— 

41 

— 

12 

Mineralölverarbeitung 

CR 



26 


32 


62 


44 


65 


28 


SUP 



26 


37 


18 


30 


45 


86 


SOL 



— 

— 

5 

+ 

44 


14 

+ 

20 

— 

58 

Industrie der Steine und Erden 

CR 



751 


738 


921 


928 


853 


793 


SUP 



862 


926 


750 


755 


814 


926 


SOL 

— 


111 


188 

+ 

171 


173 

+ 

39 

— 

133 

Hüttenindustrie 

CR 



102 


112 


120 


112 


123 


120 


SUP 



187 


189 


140 


148 


196 


194 


SOL ! 

— 


85 

— 

77 

— 

20 


36 

— 

73 

— 

74 

Metallverarbeitende Industrie 

CR 


2 

522 

2 

336 

2 

557 

2 

670 

2 

383 

2 

335 


SUP 1 


4 

073 

4 

117 

4 

230 

4 

203 

4 

081 

4 

035 


SOL 

— 

1 

551 

- 1 

781 

-1 

673 

-1 

533 

-1 

698 

-1 

700 

Maschinenbau 

CR 



726 


627 


708 


780 


748 


666 


SUP 



669 


733 


557 


927 


670 


697 


SOL 

+ 


57 

— 

106 

+ 

151 

— 

147 


78 

— 

31 

Elektrotechnische Industrie 

CR 


1 

013 


997 

1 

103 

1 

255 

1 

373 

1 

286 


SUP 1 



850 


982 


765 


803 


987 

1 

010 


SOL 1 

+ 


163 

+ 

15 

+ 

338 

+ 

452 

+ 

386 

+ 

276 

Fahrzeugbau 

CR i 


2 

195 

2 

182 

2 

491 

2 

838 

2 

922 

2 

779 


SUP i 


1 

998 

2 

235 

2 

029 

2 

117 

2 

247 

2 

220 


SOL ! 

+ 


197 


53 

+ 

462 

+ 

721 

+ 

675 

+ 

559 


CR = Neuerrichtete Unternehmen 
SUP == Stillgelegte Unternehmen 
SOL = Saldo 
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II. Niederlassung, Zusammenarbeit, Beteiigung 
und Fusion der Unternehmen 

Gründung, Umstellung und Schließung sind nicht 
die einzigen großen Ereignisse im Leben der Unter- 
nehmen. Sie können sich auch verbinden, fusionie- 
ren oder Tochtergesellschaften gründen. Daher soll 
kurz auf die Entwicklung der Kooperationen, Betei- 
ligungen, Fusionen und neuen Niederlassungen 
eingegangen werden. 

Zu diesem Zweck hat die Kommission die Agentur 
„Opera Mundi Europe" beauftragt, in analytischer 
Form die Angaben zusammenzustellen, die sie seit 
1961 auf diesem Gebiet gesammelt hat. Man be- 
schränkte sich auf 15 Sektoren bzw. Untersektoren 
der verarbeitenden Industrie, die am bedeutsamsten 
erschienen, dennoch wurden über 15 000 Vorgänge 
erfaßt. Sie wurden in drei große Gruppen eingeteilt: 

— einseitige Niederlassungen, die der Gründung 
einer Tochtergesellschaft in einem anderen Mit- 
gliedstaat der Gemeinschaft oder in einem Dritt- 
land oder durch eine Gesellschaft eines Dritt- 
landes in einem Mitgliedstaat entsprechen. Die 
Transaktionen auf rein nationaler Ebene wurden 
nicht erfaßt; 

— Absprachen über Zusammenarbeit, Minderheits- 
beteiligungen, gegenseitige Beteiligungen, Grün- 
dung gemeinsamer Tochter- oder gemeinsamer 
Muttergesellschaften; alle diese Operationen ent- 
sprechen mehr oder weniger engen Bindungen 
zwischen Unternehmen, bei denen jeder Teil- 
nehmer jedoch seine Persönlichkeit und den 
größten Teil seiner Autonomie bewahrt; sie 
wurden in drei Klassen eingeteilt: nationale 
Transaktionen, Transaktionen zwischen Unter- | 
nehmen zweier oder mehrerer Mitgliedstaaten ; 
und Transaktionen zwischen Unternehmen aus | 
Drittländern und Gesellschaften der Gemein- | 
Schaft; 

~ Fusionen oder Beteiligungen zwecks Beherrschung, 
also die engsten Formen des Zusammenschlus- 
ses, die die Beherrschung einer Gesellschaft 
durch eine andere oder den rechtlichen Unter- 
gang mindestens eines der Teilnehmer impli- 
zieren. Sie wurden ebenfalls in Transaktionen 
auf nationaler Ebene, auf Gemeinschaftsebene 
oder auf der Ebene der Drittländer eingeteilt; 
bei dieser letztgenannten Klasse wurde aller- 
dings eine zusätzliche Aufgliederung vorgenom- 
men, um zwischen den Fällen, in denen die Be- 
herrschung von einem Unternehmen der Ge- 
meinschaft ausgeübt wird, und den Fällen zu un- 
terscheiden, in denen die Gesellschaft eines 
Drittlandes beherrschend ist. 

Die Erhebung erfaßt die Zeit von 1961 bis zum 
1. Halbjahr 1969 einschließlich. Die nach Jahren 
aufgeschlüsselten Angaben für die Gesamtheit der 
15 Sektoren sind in der Tabelle 7 wiedergegeben. 
Abgesehen von einem Tiefstand im Jahre 1963 hat 
sich die Zahl der jährlichen Operationen unaufhör- 
lich erhöht und ist von 1507 im Jahre 1961 auf 2096 
im Jahre 1968 und auf einen Jahresdurchschnitt von 
2716 im ersten Halbjahr 1969 gestiegen. 


j Von den internationalen Operationen ist die ein- 
seitige Niederlassung die häufigste. Sie macht 58 Vo 
I der Gesamtzahl aus, während Fusionen und Betei- 
I ligungen zwecks Beherrschung am wenigsten vor- 
j kommen (1 1 ^/o). 

Die Angaben werden unter dreierlei Gesichtspunk- 
ten geprüft: 

— die zwischen den Ländern des Gemeinsamen 
Marktes gebräuchlichen Arten von Operationen; 

— das Verhältnis zwischen nationaler Konzentra- 
tion und transnationaler Konzentration inner- 
halb der Gemeinschaft; 

— die Rolle der Drittländer. 

Zwischen den Mitgliedstaaten gab es 2300 Fälle 
I von einseitigen Niederlassungen gegenüber 1001 
! Fällen von Zusammenarbeit und 257 Fällen von Zu- 
sammenlegung ^). Von 1961 bis 1968 war das Ver- 
hältnis jedoch umgekehrt: einseitige Niederlassun- 
gen 26 Zusammenarbeit 54 Vo und Fusionen 84 Vo. 

; Man kann somit in gewisser Hinsicht sagen, daß 
die Entwicklung für die industrielle Integration der 
j Gemeinschaft relativ günstig ist, da sich die drei 
Formen immer mehr verbreiten und diejenigen, die 
I eine Zusammenarbeit von Gesellschaften mehrer 
' Länder implizieren, ihren Rückstand gegenüber den 
, einstigen Operationen immer mehr aufholen. 

I Allerdings nehmen die Absprachen über Zusammen- 
i arbeit und die Fusionen auf nationaler Ebene ein- 
deutig rascher zu als auf Gemeinschaftsebene. Wäh- 
rend es 1961 100 Fälle von Zusammenarbeit auf na- 
tionaler Ebene gegenüber 104 Fällen von Zusam- 
menarbeit auf Gemeinschaftsebene gab, war das 
Verhältnis 1968 231 zu 160. Ebenso wurden 1961 
131 nationale Fusionen und 19 Zusammenschlüsse 
auf Gemeinschaftsebene gegenüber 272 bzw. 35 
im Jahre 1968 verzeichnet. Diese Erscheinung ist 
um so besorgniserregender als sie mit einem an- 
deren Phänomen verbunden ist: In allen Gruppen 
sind die Operationen, bei denen Gesellschaften aus 
Drittländern beteiligt sind, häufig wesentlich zahl- 
reicher als die Operationen auf Gemeinschaftsebene. 

In 3546 Fällen haben sich Gesellschaften aus Dritt- 
ländern in der Gemeinschaft niedergelassen, wäh- 
rend sich in 2300 Fällen Gesellschaften eines Mit- 
gliedstaates in einem anderen Mitgliedstaat nieder- 
gelassen haben; es wurden 2797 Fälle von Zusam- 
menarbeit mit Unternehmen aus Drittländern ge- 
genüber 1001 Fällen von Zusammenarbeit zwischen 
Unternehmen der Gemeinschaft verzeichnet. In 820 
Fällen wurde eine Beherrschung oder Übernahme 
durch Unternehmen aus Drittländern festgestellt, 
während sich Gesellschaften von Mitgliedstaaten in 
257 Fällen zusammenschlossen. Allerdings nehmen 
die drei Arten von Operationen, die von Gesell- 
schaften aus Drittländern durchgeführt werden, von 
Jahr zu Jahr nur sehr geringfügig zu, während sich 
die Zahl der Gemeinschaftsoperationen rascher er- 
höht. 

Um die Ausführungen nicht zu belasten, werden die 
Begriffe „Zusammenarbeit“ und „Zusammenlegung" im 
weiteren Text für alle vorstehend beschriebenen, mehr 
oder weniger ähnlichen Operationen verwendet. 
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Tabelle 7 


I 

i 


i 

Jahre 


I 


1961 bis 1969 — 
Industriezweige insgesamt 
einseitige Niederlassungen 


Zusammenarbeit — 
Minderheitsbeteiligungen 
gegenseitige Beteiligungen 
gemeinsame 
Tochtergesellschaften 
gemeinsame 
Muttergesellsdiaften 


Fusionen — 

Beteiligungen zwecks Beherrschung 
(oder Minderheitsbeteiligungeii 
zwecks Beherrschung) 


Insge- 

samt 



von Mit- 
gliedstaat 
zu Mit- 
gliedstaat 

von Dritt- 
land zu 
Mitglied- 
staat 

von Mit- 
gliedstaat 
zu Dritt- 
land 

zwischen j 
Unter- | 
nehmen 
ein und 
desselben i 
Landes 

zwischen 
Unter- 
nehmen 
des Ge- 
mein- 
samen 
Marktes 

zwischen 
, Unter- 
! nehmen 
eines Mit- 
1 glied- 
' Staates 
und Dritt- 
1 land 

ein und 
derselben 
Mitglied- 
Staaten 

verschie- 
dene Mit- 
glied- 
staaten 

Mitglied- 
Statt in 
Drittland 

Drittland 
in Mit- 
gliedstant 



(1) 

(2) 

(3) 

(4) 

(5) 

1 (6) 

(7) 

(8) 

(9) 

(10) 



1961 

241 

351 

71 

100 

104 

362 

131 

19 

26 

102 

1 507 

1962 

232 

348 

76 

141 

114 

343 

162 

11 

21 

85 

1 533 

1963 

195 

379 

63 

55 

61 

228 

157 

28 

9 

82 

1 257 

1 1964 

' 273 

476 

139 

132 

123 

335 

172 

34 

18 

110 

1 812 

1965 

247 

409 

142 

177 

140 

364 

228 

17 

20 

70 

1 814 : 

1966 

320 

467 

154 

205 

112 

289 

221 

31 

20 

93 

1 912 

1967 

328 

496 

196 ' 

166 

104 

292 

253 

32 

36 

115 

2 018 

1968 

: 304 

381 

191 ; 

231 

160 

387 

272 , 

35 

29 

106 

2 096 1 

1969*) 

160 

239 

126 

145 

83 

197 

265 

50 

36 

57 

1 358 

Ins- 

gesamt 

! 

i 2 300 

3 546 

1 

1 158 

1 352 

1 001 

■ 2 797 

1 861 

257 

215 

820 : 

1 

i 

15 307 ! 


•) die ersten 6 Monate 


Quelle: Opera Mundi 


Es muß noch ein anderer Aspekt herausgestellt 
werden: die Beziehungen zwischen Unternehmen 
der Gemeinschaft und Unternehmen aus Drittlän- 
dern. Ob es sich um einseitige Niederlassungen, 
Gesellschaftsübernahme oder Beherrschung handelt, 
ist die Aktivität der Drittländer in der Gemeinschaft 
etwa viermal so intensiv wie die der Gemeinschaft 
in Drittländern. Allerdings ist auch hier wiederum 
— vor allem bei den einseitigen Niederlassungen — 
eine zunehmende Verbesserung der Lage festzustel- 
len, da die Zahl der Operationen von Unternehmen 
der Gemeinschaft rascher zunimmt als die von Un- 
ternehmen aus Drittländern ^). 

Aus Tabelle 8 ist zu ersehen, in welchen Industrie- 
zweigen die verschiedenen Operationen erfolgt sind. 
Eine eingehende Analyse der Tabelle ist an dieser 
Stelle nicht möglich, da eine Reihe anderer Parame- 
ter eingeführt werden müßte, um gleichzeitig die 
relative Bedeutung des Sektors ausgedrückt in der 
Zahl der Unternehmen, in der Wertschöpfung, aber 
auch im Entwicklungstempo zu erfassen, was über 
den Rahmen dieser Studie hinausginge. Diese Art 
von Analyse wird jedoch sicher später von der Ge- 

M Es war in dieser ersten Studie nicht möglich, eine Un- 
terscheidung zwischen Operationen von Unternehmen 
aus europäischen und nichteuropäischen Drittländern 
vorzunehmen. 


neraldirektion Gewerbliche Wirtschaft durchgeführt. 
Schon jetzt läßt sich sagen, daß im Maschinenbau, 
in der chemischen Industrie, in der Elektrotechnik, 
in der Metall- und Nahrungsmittelindustrie die ver- 
schiedenen Operationen am häufigsten sind. Berück- 
sichtigt man die Zahl der Unternehmen in den ein- 
zelnen Sektoren, so sind die 199 Transaktionen in 
der Luft- und Raumfahrtindustrie recht beachtlich, 
allerdings handelt es sich in der Hälfte der Fälle um 
Zusammenarbeit mit Drittländern. In diesem In- 
dustriezweig wie auch in der Eisen- und Stahlindu- 
strie läßt die Zusammenlegung auf nationaler Ebene 
wenig Raum für die seltenen Fälle transnationaler 
Zusammenschlüsse. 

In der Tabelle erkennt man auch die Industrie- 
zwoige, in denen gegenwärtig umfassende Umstruk- 
turierungen vorgenomen werden, insbesondere die 
Nahrungsmittel- und Textilindustrie, an der hohen 
Zahl der Fusionen auf nationaler Ebene (277 in der 
Nahrungsmittelindustrie, 225 in der Textilindustrie). 

Die meisten der beschriebenen allgemeinen Phäno- 
mene treten in fast allen Industriezweigen auf. Zum 
Beispiel überwiegt in den Beziehungen zu Drittlän- 
dern das Gewicht der Drittländer in allen Sektoren, 
auß-er bei den Fusionen in der Eisen- und Stahlindu- 
strie, wo ein Gleichgewicht besteht. Eine Ausnahme 
von der allgemeinen Regel bilden jedoch die Glas- 


40 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksache VI/606 


industrie und die Luftfahrtindustrie, wo es mehr 
Fälle von Zusammenarbeit innerhalb des Gemiedn- 
samen Marktes als einseitige Niederlassungen gibt. 


III. Die Betriebsgröße 


! Ganz offensichtlich läßt sich daraus kein normaler 
I Unterschied ablesen, wie es die Statistiken auf 
I Grundlage der Beschäftigtenzahl beweisen werden; 

' dies ergibt sich zum Großteil aus der sehr hohen 
Zahl kleiner Unternehmen mit geringem Umsatz, die 
immer noch in der Gemeinschaft und Japan beste- 
■ hen. 


Der Erhebung von 1962 zufolge unterscheidet sich 
die Zahl der Unternehmen kaum von der Zahl der 
Betriebe in den Ländern der Gemeinschaft. 

In der verarbeitenden Industrie gab es 1 583 653 Be- 
triebe bei 1 540 795 Unternehmen. Die Zahl der in 
einem Betrieb oder in einem Unternehmen beschäf- 
tigten Personen war demnach praktisch gleich (13 
gegenüber 14 Personen). Die Unterschiede waren 
von Sektor zu Sektor verschieden groß, aber immer 
niedriger als 10®/o, außer in der chemischen Indu- 
strie, wo es 19 170 Betriebe bei 16 207 Unternehmen 
gab, und in der Mineralölverarbeitung, wo 580 ört- 
liche Betriebsstätten auf 382 Unternehmen ent- 
fielen. Auch im Bergbau war der Unterschied groß, 
wo auf 19 689 Unternehmen 25 428 Betriebsstätten 
kamen. 

Die Beurteilung der Unternehmens- und Betriebs- 
größen kann anhand verschiedener Kriterien erfol- 
gen. 

Es wurde nicht für notwendig gehalten, hier die An- 
gaben über die weltweiten Großunternehmen wie- 
derzugeben, da diese Daten regelmäßig in der Fach- 
presse veröffentlicht werden. 

Hier — wie ln Kapitel I — wird die Zahl der Be- 
schäftigten herangezogen. Das ist zwar kein perfek- 
tes Kriterium, aber das einzige, für das Einzelheiten 
verfügbar sind. Ein weiteres gängiges Kriterium 
ist der Umsatz. 

Detaillierte, auf vergleichbaren Grundlagen erstellte 
Statistiken nach Größenklassen stehen nicht zur Ver- 
fügung. Ferner sei auf die Bedenken hingewiesen, 
die in Kapitel I hinsichtlich der Gefahren zum Aus- 
druck gebracht wurden, die internationale Ver- 
gleiche auf Umsatzbasis mitbringen. Allerdings er- 
gibt schon der Durchschnittsumsatz 1962/1963 je 
Betrieb der verarbeitenden Industrie recht ein- 
drucksvolle Unterschiede: 


Die folgenden Ausführungen erstrecken sich auf die 
Betriebe der verarbeitenden Industrie ^). 

I 1962 bis 1963 ergab sich folgende durchschnittliche 
Beschäftigtenzahl je Betrieb; 


Vereinigten Staaten 53 

Belgien 27 

Niederlande 27 

Deutschland 17 

Frankreich 11 

Italien 7 


Die sehr kleinen Betrieibe haben einen entscheiden- 
den Einfluß auf diesen Durchschnitt, wie der prozen- 
tuale Anteil aller Beschäftigten, der auf Betriebe 
mit weniger als 10 Beschäftigten entfällt, zeigt. 


Vereinigte Staaten 3 ^'ü 

Belgien 7 

Niederlande 8 /o 

Deutschland 13 Vo 

Japan 15 ^/o 

Frankreich 19% 

Italien 28 o. 


Ein Vergleich der Betriebsgröße im Rahmen der ge- 
samten verarbeitenden Industrie ist nicht sehr sinn- 
voll, da die optimale Betriebsgröße in den einzel- 
nen Industriezweigen unterschiedlich ist. 

Das Phänomen der BetriebsgrößenstrukLur läßt sich 
auf wenigen Seiten sehr schwer beschreiben, da 
eine Synthese der Vielzahl der vorkommenden Fälle 
schlecht möglich ist und die von den Sachverständi- 
gen für Konzentration verwendeten Koeffizienten 
• für den Laien häufig unverständlich und darüber 
i hinaus auch unvollkommen sind. 


Durchschnittsumsatz 

je Betrieb ^^ehmen 

(verarbeitende Industrie) 
in 1000 Dollar 

Vereinigte Staaten 

. . 1 431 


Vereinigtes Königreich . 

. . 1 278 


Schweden 

770 


Luxemburg 


223 

Deutschland 

189 

204 

Niederlande 

149 

170 

Frankreich 

147 

153 

Japan 

118 


Belgien 

116 

114 

Italien 

56 

59 


Daher besteht die hier angewandte, ebenfalls un- 
vollkommene, aiber immerhin einfache Methode 
darin, für jeden Industriezweig und für jedes Land 
die Größenklasse aufzuzeigen, auf die sich der höch- 
I ste Prozentsatz der Beschäftigten im Jahre 1962/63 
I bezog. Diese Klasse wird hier als Standardklasse 
bezeichnet. 

Wenn man die Standardklasse, die in den industriell 
1 am stärksten entwickelten Ländern am häufigsten 
I auftritt, einer optimalen Klasse gleichstellen würde, 
j so wäre dies die Klasse mit 1000 Beschäftigten und 


Die Angaben stammen im wesentlichen aus „Struc- 
tures industrielles et concentrations — essai de com- 
paraisons internationales", einer Untersuchung, die 
im November 1968 von J, P. Nioche der Universität 
Paris vorgelegt wurde. 
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Tabelle 8 


Industriezweige 


Nahrungsmittel“ und Getränkeindustrie . 

Textilindustrie 

Papierindustrie 

Chemische Industrie 

darunter 

a) Erdölchemie und Kunststoffindustrie 

b) Pharmazeutische Industrie 

Mineralölverarbeitung 

Baustoffindustrie 

Glasindustrie 

-Maschinenbau 

Metallindustrie und Gießereien 

Eisen- und Stahlindustrie 

Elektrotechnik und Elektromachinenbau . 

Elektronik 

Luft“ und Raumfahrtindustrie 


1961 bis 1969 Aufgliederung 
nach Industriezweigen 
Einseitige Niederlassungen 


von 

Mitgliedstaat 

zu 

Mitgliedstaat 


von 

Drittland zu 
Mitgliedstaat 


von 

Mitgliedstaat 
zu Drittland 


( 1 ) 

226 

238 
34 

478 

(148) 

(77) 

86 

140 

16 

542 

210 

16 

239 
72 

3 


( 2 ) 

224 

200 

101 

772 

(192) 

(138) 

115 

159 

21 

927 

290 

17 

332 

369 

19 


(3) 

69 

94 

13 

271 

( 66 ) 

(46) 

45 

49 

5 

310 

93 

3 

138 

67 

1 


Insgesamt . . . | 2 300 3 546 1 158 


Quelle: Opera Mundi 


mehr je Betrieb in folgenden Industriezweigen: 

— Gummi- und Kunststoffindustrie, 

— chemische Industrie, 

— Glasindustrie, 

— Hüttenindustrie, ! 

— Maschinenbau, | 

— Elektrotechnische Industrie, 

— Schiffbau, 

— - Automobilindustrie 

und sogar Feinmechanik, 

und die Klasse mit 100 bis 499 Beschäftigten in fol- | 
genden Industriezweigen: 

— Nahrungsmittelindustrie, | 

— Textilindustrie, I 

— Bekleidungsindustrie, 

— Lederindustrie, 1 


— Holzindustrie, 

— Möbelindustrie, 

— Papierindustrie, 

— Druckerei“ und Verlagswesen, 

— Industrie der Steine und Erden (ohne Glas), 

— metallverarbeitende Industrie. 

Seltsamerweise scheint die Zwischengröße von 500 
bis 999 Beschäftigten auf keinen Sektor besonders 
zuzutreffen; es dürfte sich im wesentlichen um eine 
Übergangsklasse handeln. 

Dies erklärt, daß je nach der relativen Bedeutung 
der einzelnen Sektoren in der verarbeitenden Indu- 
strie eines Landes ein Übergewicht der Größen- 
klasse von 100 bis 499 Beschäftigten über die Grö- 
ßenklasse von 1000 Beschäftigten und mehr durch- 
aus einen besseren Grad der Anpassung als im um- 
gekehrten Fall widerspiegeln kann. 
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Tabelle 8 


Zusammenarbeit — 
Minderheitsbeteiligungen — 
Gegenseitige Beteiligungen 
Gemeinsame Tochtergesellschaften — 
Gemeinsame Muttergesellschaften 

Fusionen — Beteiligungen zwecks Beherrschung 
(oder Minderheitsbeteiligungen zwecks Beherrschung) 

insgesamt 

zwischen 
Unter- 
nehmen ein 
und 

desselben 

Landes 

zwischen 
Unter- 
nehmen des 
Gemein- 
samen 
Marktes 

zwischen 
Unter- 
nehmen 
eines 
Mitglied- 
staats und 
Drittland 

ein und 
derselbe 
Mitglied- 
staat 

verschiedene 

Mitglied- 

staaten 

Mitglied- 
staat in 
Drittland 

Drittland 
in Mitglied- 
staat 

(4) i 

(5) 

1 (6) 1 

(7) 

1 (8) ! 

1 (9) 

1 (10) 


173 

95 

210 

277 

21 

12 

81 

1 388 

129 

63 

184 

225 

20 

11 

49 

1 213 

27 

18 

70 

59 

4 

9 

29 

364 

238 

217 

581 

352 

66 

86 

199 

3 260 

(70) 

(58) 

(180) 

(80) 

(26) 

(27) 

(45) 

(892) 

(17) 

(32) 

(51) 

(55) 

(11) 

(11) 

(56) 

(494) 

63 

34 

119 

41 

18 

8 

32 

561 

120 

90 

106 

132 

13 

8 

17 

834 

15 

18 

30 

30 

5 

2 

5 

147 

244 

221 

660 

284 

46 

24 

181 

3 439 

149 

81 

279 

194 

28 

18 

73 

1 415 

19 

8 

26 

42 

3 

3 

3 

140 

97 

101 

243 

146 

18 

24 

94 

1 432 

50 

32 

192 

56 

11 

10 

56 

915 

28 

23 

97 

i 23 

1 

4 

— 

1 

199 

1 352 

1 001 

2 797 

1 861 

257 

215 

820 

15 307 


In allen betrachteten Ländern bildeten diese beiden 
Betriebsgrößenklassen die beiden Schwerpunkte 
außer 

— in den Niederlanden, wo nicht die Klasse mit 
100 bis 499 Beschäftigten, sondern die Klasse von 
50 bis 99 Beschäftigten den zweiten Schwerpunkt 
bildete, 

— in Italien, wo in Betrieben mit 1000 Beschäftig- 
ten und mehr die Beschäftigtenzahl niedriger war 
als in Betrieben mit 1 bis 4 Beschäftigten, 

— in Japan, wo die Betriebe mit 1000 Beschäftigen 
und mehr zusammen mit den Betrieben von 20 
bis 49 Beschäftigten den zweiten Platz einnah- 
men. 

Es muß daher eine Untersuchung nach Sektoren vor- 
genommen werden; die wichtigsten Angaben hierzu 
sind in der Tabelle Nr. 9 enthalten. 


In der Nahrungsmittelindustrie stand die Klasse von 
100 bis 499 Beschäftigten an erster Stelle in den 
Vereinigten Staaten (41 ^/o der Beschäftigten der 
Branche), in Belgien (31 Vo) und in Japan (22 Vo). 
In den Niederlanden war dagegen die Klasse von 
50 his 99 Beschäftigten mit 22 ®/o. führend. 

In drei Ländern, nämlich Deutschland, Frankreich 
und Italien, war ein völlig anderes Phänomen zu 
beobachten. An erster Stelle stand die Klasse von 
1 bis 4 Beschäftigten. Auf sie entfielen in Frank- 
reich 33 Vo der Beschäftigten, in Italien 27 Vo und in 
Deutschland 22 Vo, das außerdem 21 ^/o der Beschäf- 
tigten in der Klasse von 5 bis 9 Beschäftigten zählte. 

In diesen drei Ländern war jedoch die Standard- 
klasse (100 bis 499) mit 24 Vo der Beschäftigtenzahl 
in Frankreich, 22 ^/o in Italien und 19 Vo in Deutsch- 
land nicht unbedeutend. 
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Tabelle 9 Standardklasse 


Industriezweig 

Deutsch- 

land 

Frank- 

reich 

Italien 

Nieder- 

lande 

Belgien 

Vereinigte 

Staaten 

Japan 

Verarbeitende 

Industrie 

1 000 

und mehr 
28 % 

100 

bis 499 

27 o/o 

100 

bis 499 

22 o/o 

1 000 

und mehr 
28 o/o 

100 

bis 499 

28 0/0 

1 000 

und mehr 
31 0/0 

100 

bis 499 

31 0/0 

100 

bis 499 

22 «/o 

Nahrungsmittel- 

industrie 

1 bis 4 

22 o/o 

1 bis 4 

33 o/o 

1 bis 4 

27 «/o 

50 bis 99 
22 0/0 

100 

bis 499 

31 0/0 

100 

bis 499 

41 «/o 

100 

bis 499 

22 «/o 

Textilindustrie 

100 

bis 499 
41 »/o 

100 

bis 499 

42 o/o 

100 

bis 499 
330/0 

1 000 

und mehr 
31 o/o 

100 

bis 499 

44 Vo 

100 

bis 499 

42 “/o 

100 

bis 499 

22 0/0 

Bekleidungsindustrie 

100 

bis 499 

30 o/o 

1 biis 4 
29 o/o 

1 bis 4 

49 0/0 

50 bis 99 
33 o/o 

100 

bis 499 

29 Va 

100 

bis 499 

44 0/0 

20 bis 49 
22 «/o 

Holzindustrie 

1 bis 4 

25 o/o 

1 his 4 
25 »/o 

1 bis 4 

51 «/o 

50 bis 99 
31 0/0 

20 bis 49 
30 «/o 

100 

bis 499 

30 »/o 

20 bis 49 
28 o/o 

Möbelindustrie 

100 

bis 499 

34 o/o 

1 bis 4 
41 «/o 

1 bis 4 

38 »/o 

50 bis 99 
33«/o 

20 bis 49 
24 «/o 

100 

bis 499 

41 0/0 

20 bis 49 
22 »/o 

Papierindustrie 

100 

bis 499 

45 ö/o 

100 

bis 499 

45 o/o 

100 

bis 499 

36 0/0 

50 bis 99 
29 0/0 

100 

bis 499 

39 Vo 

100 

bis 499 

46 0/0 j 

100 

bis 499 
25<»/o 

Gummi- und 

Kunststoff Industrie 

1 000 

und mehr 
33 o/o 

' 1 000 
und mehr 
i 29 o/o 

1 000 

und mehr 
24 0/0 

1 000 

und mehr 

1 24 0/0 a) 

' 1 000 
und mehr ' 

370/0 

1 000 

und mehr 
34 0/0 

1 000 

und mehr 
36 Vo 

Chemische Industrie 


100 1 
bis 499 
' 34 »/o 

100 

bis 499 

28 «/o 

1 000 

und mehr 

37 0/0 

100 

bis 499 

35 «/u b) 

1 000 

und mehr 
37 »/o 

1 000 

und mehr 
33 »/o 

Steine und Erden 

i 

100 

bis 499 

j 100 

bis 499 

32 o/o 

100 

bis 499 

29 Vo 

1 50 bis 99 
37 «/o 

100 

i bis 499 
! 32 0/0 

1 100 

1 bis 499 
i 36 0/0 

100 

bis 499 
26 Vo 

1 Hüttenindustrie 

1 000 

und mehr 
66 «/o 

1 1 000 ' 
und mehr 
67 o/o 

1 000 

und mehr 
41 «/o 

! 1 000 
und mehr 
50 0/0 

1 000 

! und mehr 
70 «/o 

' 1 000 

! und mehr 

1 54 «/o 

! 1 000 
' und mehr 
42 «/o 

Metallverarbeitende 

1 Industrie 

100 

bis 499 

32 «/o 

100 

bis 499 

26 o/o 

I 100 

bis 499 
' 31 «/o 

50 bis 99 
24 o/o 

100 

bis 499 

1 310/0 

; 100 

bis 499 

37 0/0 

20 bis 49 
23 »/o 

Maschinenbau 

i 1 

1 000 

und mehr 
39 «/o 

100 

bis 499 

36 «/o 


i 1 000 

und mehr 
25 0/0 

100 

bis 499 
i 28 0/0 

1 000 

i und mehr 

1 33 «/o 

100 

'bis 499 

28 0/0 

Elektrotechnische ^ 

Industrie 

1 000 

und mehr 
48 o/o 

100 

‘ bis 499 
i 30 «/o 

1 000 

und mehr 
59 «/o 

1 000 

und mehr 
67 «/o 

1 000 

und mehr 
65 0/0 

1 000 

' und mehr 
53 «/o 

1 000 

und mehr 

1 40 Vo 

; Automobilindustrie 

1 000 

und mehr 
78 «/o 

1 000 

und mehr 
66 o/o 


j 


1 000 : 
und mehr i 
82 Vo 

1 000 

und mehr 
40 0/0 


aber auch: 500 bis 999: 24 ®/o aber auch: 1000 und mehr: 32 ®/ü 

c) Diese Angaben fallen unter das Berufsgeheimnis. 

In der ersten Zeile ist die Betriebsgrößenklasse angegeben, in der der höchste Prozentsatz der Beschäftigten des In- 
dustriezweiges tätig ist. Die zweite Zeile gibt diesen Prozentsaz an. Quelle: Erhebung 1963 des SAEG 


44 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


In der Textilindustrie wurde die Standardklasse in 
Belgien mit 44 ^/o, in Frankreich und in den Ver- 
einigten Staaten mit 42 ‘^/o, in Deutschland mit 41 ^/u, 
in Italien mit 33 Vo und in Japan mit 22 ®/o erreicht. 
Die Niederlande wichen von diesem Schema spür- 
bar ab, denn 54 ®/o ihrer Beschäftigten arbeiteten in 
größeren Einheiten als der Standardklasse gegen- I 
über 43 Vo in den Vereinigten Staaten und 34 Vo 
in Deutschland, 

In der Bekleidungsindustrie fielen drei Länder in 
die Standardklasse: die Vereinigten Staaten (44 ^Vo), 
Deutschland (30 Vo) und Belgien (29 %). In den Nie- 
derlanden war die Konzentration in der unmittel- 
bar darunter liegenden Klasse von 50 bis 99 Beschäf- 
tigten sehr stark (33 %). In Japan lag der Schwer- 
punkt in der Klasse von 20 bis 49 Beschäftigten 
(22 Vo), während in Italien und Frankreich die Klasse 
von 1 bis 4 Beschäftigten (49 % bzw. 29 % der Be- 
schäftigten dieses Sektors) vorherrschte. Im Gegen- 
^satz zu Italien 'beschäftigte Frankreich jedoch einen 
ziemlich hohen Anteil der Arbeitskräfte (25 %) in 
der Standardklasse. 

Bei der Holzindustrie kann man kaum von einer 
Standardklasse sprechen. In den Vereinigten Staa- 
ten waren 30 ^/o auf die Klasse von 100 bis 499 Be- 
schäftigten konzentriert; in den Niederlanden 31 % 
auf die Klasse von 50 bis 99, in Belgien und Japan 
30 % bzw. 28 % auf die Klasse von 20 bis 49 Be- 
schäftigten. Dagegen überwog die Klasse der 
Kleinstbetriebe (1 bis 4) in Italien mit 51 % und in 
Frankreich und Deutschland mit 25 ^/o der in dieser 
Branche beschäftigten Arbeitskräfte. 

Für die Möbelindustrie ergaben sich die gleichen 
Klassen wie für die Holzindustrie. Eine Ausnahme 
war Deutschland, das in die Klasse von 100 bis 499 
Beschäftigte auf stieg und sich dem Anteil der Ver- 
einigten Staaten näherte (34% gegenüber 41%). 
Frankreich und Italien wechselten die Plätze. Die 
Kleinstbetriebe beschäftigten 41 % der Arbeitskräfte | 
in Frankreich gegenüber 38 ®/o in Italien. 

In der Papierindustrie fielen alle Länder in unter- 
schiedlichem Ausmaß in die Klasse von 100 bis 499 
Beschäftigte. Eine Ausnahme stellten die Nieder- 
lande dar, wo die Konzentration in der Klasse von 
50 bis 99 Beschäftigte am stärksten war, obwohl 
dort auch 26% in der Standardklasse beschäftigt 
wurden. Zu bemerken ist, daß in diesem Sektor 
Deutschland und Frankreich der amerikanischen 
Struktur besonders nahe kamen. 

In der Gummi- und Kunststoffindustrie beschäftigten 
alle Länder ihre Arbeitskräfte vor allem in Betrie- 
ben mit 1000 und mehr Beschäftigten, die Nieder- 
lande und Belgien a)ber auch in Betrieben von 500 
bis 999 Beschäftigten, während ein weiterer, aber 
weniger ausgeprägter Schwerpunkt überall in der 
Klasse von 100 bis 499 Beschäftigte lag. 

In der chemischen Industrie fielen drei Länder in die 
Klasse mit über 1000 Beschäftigten. Die Vereinigten 
Staaten und die Niederlande mit 37 % und Japan 
mit 33 %. Für Deutschland stehen keine Angaben 
zur Verfügung, dodi gehört es zweifellos in diese 

g Gemeint sind die beiden Klassen mit 1000 und mehr 
Beschäftigten und von 500 bis 999 Beschäftigten. 
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Gruppe. Die Klasse von 100 bis 499 Beschäftigte 
überwog jedoch in Belgien (35 %), Frankreich (34 %) 
und Italien (28 ^ o). Belgien war allerdings mit 32 ‘Vo 
seiner Arbeitskräfte auch in der Klasse 1000 und 
mehr Beschäftigte vertreten. 

In der Branche Steine und Erden gehörten alle Län- 
der in die Klasse von 100 bis 499 Beschäftigte, wie- 
derum mit Ausnahme der Niederlande, wo die 
Klasse 50 bis 99 Beschäftigte bevorzugt wurde. 

Die Hüttenindustrie befand sich, ebenso wie die 
Gummi- und Kunststoffindustrie, durchweg in der 
Klasse 1000 und mehr Beschäftigte. Allerdings zeig- 
ten sich graduelle Unterschiede: 70 Vo in Belgien, 
67 % in Frankreich, 66% in Deutschland, 54% in 
den Vereinigten Staaten, 50 % in den Niederlanden, 
42 % in Japan und 41 % in Italien. 

In der metallverarbeitenden Industrie wurde die 
Standardklasse von 100 bis 499 Beschäftigte in den 
Vereinigten Staaten (37 Vo), in Deutschland (32%), 
in Belgien, in Italien (31 %) und in Frankreich (26 ^/o) 
angetroffen. Die Niederlande bevorzugten die 
Klasse 50 bis 99 Beschäftigte (24%) und Japan die 
Klasse 20 bis 49 Beschäftigte (23 Vo). 

Im Maschinenbau lagen drei Länder in der Klasse 
1000 und mehr Beschäftigte: Deutschland (39%), 
die Vereinigten Staaten (33 ^’/o) und die Niederlande 
(25®/o). Drei weitere gehörten in die Klasse von 100 
bis 499, nämlich Frankreich (36%), Belgien und Ja- 
pan (28 %), Da die Daten nicht vergleichbar waren, 
kann Italien hier nicht eingeordnet werden, wahr- 
scheinlich gehörte es jedoch in diese zweite Gruppe. 

Bei der elektrotechnischen Industrie überwog in al- 
len Ländern, außer in Frankreich, die Klasse 1000 
und mehr Beschäftigte. An erster Stelle standen die 
Niederlande mit 67%, gefolgt von Belgien (65%), 
Italien (59%), den Vereinigten Staaten (53%), 
Deutschland (48%) und Japan (40%). Frankreich 
lag damals in der Klasse 100 bis 499 Beschäftigte 
mit 30 ^/o seiner Arbeitskräfte gegenüber nur 26% 
in der Klasse 1000 und mehr Beschäftigte. 

Der Fahrzeugbau, ein hybrider Sektor, soll hier 
durch zwei Branchen veranschaulicht werden. 

Im Schiffbau hatten sich alle Länder, wenn auch in 
unterschiedlichem Maße, für die maximale Größe 
entschieden: Deutschland 69 %, Belgien 64 ®/o, Frank- 
reich und Japan 61 %, die Vereinigten Staaten 56 Vo, 
die Niederlande 44 Vo. 

In der Automobilindustrie war die Standardklasse 
ebenfalls überall die Klasse 1000 und mehr Beschäf- 
tigte: 82^^70 in den Vereinigten Staaten, 78 Vo in 
Deutschland, 66 Vo in Frankreich und 40 Vo in Japan, 
wo die bekannte Erscheinung des Unterlieferanten- 
systems besteht. 

Fast als Kuriosität sei hier angeführt, daß die Fein- 
mechanik in den Vereinigten Staaten und in 
Deutschland die größte Klasse bevorzugt hat (43 Vo 
bzw. 28 Vo). In Japan entwickelte sie sich von der 
Klasse von 100 bis 499 (24 Vo) zu der Klasse 1000 
und mehr Beschäftigte (22 Vo), während sie in Frank- 
reich in der Klasse von 100 bis 499 Beschäftigte ver- 
blieb (28 Vo) und sich ein leichter Durchbruch in die 
Klasse 1000 und mehr Beschäftigte (9 Vo) abzeich- 
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nete. Sie blieb jedoch weiterhin fest verwurzelt in ' 
den Betrieben mit weniger als 5 Beschäftigten 
(16 Vo). Diese Erscheinung ist in den untersuchten 
Ländern einmalig. 

Folgender Umstand verdient noch Erwähnung. Der 
in Italien und Frankreich besonders hohe Anteil an 
Kleinbetrieben kennzeichnet nicht nur die Leicht- 
industrie, sondern ist in fast allen Sektoren, auch 
dort, wo man es am wenigsten erwartet, wie in der 
Chemie und Elektrotechnik, zu beobachten. In der 
Gummi- und Kunststoffindustrie, die in allen Län- 
dern übereinstimmend ©inen hohen Konzentrations- i 
grad aufweist, entfielen auf Betriebe mit weniger i 
als zehn Beschäftigten in Frankreich immerhin 12 ®/o ^ 
und in Italien 15 Vo aller Arbeitskräfte dieses Indu- 
striezweiges, während der entsprechende Anteil in 
den übrigen Ländern zwischen 2 Vo und 4^/o lag. 
Ebenso beschäftigte Italien in der Hüttenindustrie, 
die das Sinnbild der großen Dimension ist, über 1 Vo 
der Arbeitskräfte in Betrieben mit weniger als 5 Be- 
schäftigten. 

Es ist immerhin aufschlußreich, daß Japan, dessen 
Industrie in der allgemeinen Vorstellung aus einigen 
Riesen und einer Masse Kleinstbetriebe besteht, 
außer in der Papierindustrie und im Schiffbau nie- 
mals annähernd den Beschäftigtenanteil erreichte, 
der in Frankreich und in Italien auf Betriebe mit 
weniger als 5 Personen entfällt. 

Es list schwierig, diese verschiedenen Tatbestände 
zusammenzufassen und aus ihrem Nebeneinander- 
bestehen ein Gesamtbild für die verarbeitende Indu- 
strie zu sehen. 


Für drei typische Betriebsgrößenklassen läßt sich 
jedoch folgender Überblick nach Ländern geben: 

Anteil 

an der Gesamtbeschäftigtenzahl 
Betriebe mit 


1000 1 100 1 weniger 

und mehr | bis 499 | als 20 

Beschäftigten 

Vereinigte Staaten . 

. . 31 o/o 

31 % 

7«/i) 

Deutschland 

. . 28 “/o 

25 % 

18«/o 

Niederlande 

. . 28 o/o 

14% 

150/0 

Belgien 

. . 25 “/o 

28 % 

130/0 

Frankreich 

o 

o 

27 % 

25 0/0 

Japan 

.. 16% 

22 o/o 

26«/o 

Italien 

.. 14% 

22 o/o 

35 o/o 


Aufschlußreich ist die Feststellung, daß sich prak- 
tisch die gleiche Rangordnung ergibt, wie für die in 
Kapitel I ermittelte Wertschöpfung je Beschäftigten 
in realer Kaufkraft zum gleichen Zeitpunkt. 

Ferner ist zu beachten, daß bei den Großbetrieben 
mit über 1000 Beschäftigten die absolute Größe 
j nicht unbedingt das Vorrecht der Vereinigten Staa- 
ten ist. 

Bei Betrachtung der durchschnittlichen Beschäftigten- 
zahl je Betrieb in der Größenklasse 1000 und mehr 
Beschäftigten erhält man für die einzelnen Industrie- 
zweige folgende Aufstellung: 


Nahrungsmittelindustrie 

Textilindustrie 

Bekleidungsindustrie 

Holzindustrie 

Möbelindustrie 

Papierindustrie 

Gummi- und Kunststoffindustrie 

Chemische Industrie *) 

Steine und Erden 

Hüttenindustrie 

Metallverarbeitende Industrie 

Maschinenbau 

Elektrotechnische Industrie . . . 

Schiffbau 

Automobilindustrie 

*) für Deutschland nicht bekannt 


Erste Stelle Zweite Stelle 


. .Italien 

2 033 

Vereinigte Staaten 

1 853 

. .Vereinigte Staaten 

1 734 

Niederlande 

1 657 

. .Deutschland 

1 780 

Italien 

1 637 

. .Vereinigte Staaten 

1 856 

Japan 

1 355 

. .Deutschland 

1 637 

Vereinigte Staaten 

1 514 

. .Niederlande 

2 224 

Vereinigte Staaten 

1 539 

. .Italien 

2 904 

Frankreich 

2 879 

. .Niederlande 

2 355 

Vereinigte Staaten 

2 255 

. .Niederlande 

2 405 

Belgien 

1 725 

. .Niederlande 

4 070 

Deutschland 

3417 

. .Deutschland 

1 959 

Vereinigte Staaten 

1 732 

. .Belgien 

3 840 

Niederlande 

3 330 

. .Niederlande 

6 389 

Vereinigte Staaten 

3 683 

. .Deutschland 

4 212 

Japan 

4 009 

. .Deutschland 

5 053 

Frankreich 

4 025 


Eine etwaige Schwäche der europäischen Industrie zuführen sein, daß ihre Zahl, vor allem in Frankreich 

auf diesem speziellen Gebiet dürfte daher wohl | und in Italien, zumindest im Vergleich zu den Ver- 
nicht darauf beruhen, daß die Dimension ihrer Groß- | einigten Staaten proportional geringer ist. 
betriebe hinter der der entsprechenden Betriebe in 

den Hauptkonkurrenzländern zurücksteht (vgl. dazu Betrachtet man statt der Betriebe die Unternehmen, 

auch Tabelle 10), sondern müßte eher darauf zurück- so war 1962 in allen Ländern der Gemeinschaft der 
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' Beschäftigten eine ziemlich weitgehende Überein- 
stimmung besteht. In den Vereinigten Staaten konnte 
! auf Grund einer sorgfältigen Auswertung der Zäh- 
I lung von 1963 ermittelt werden, daß zwischen der 
Betriebsgröße und der Lohnhöhe eine eindeutige 
Beziehung besteht ^). 

Eine weitere Bestätigung bietet das Statistische Jahr- 
buch der Bundesrepublik Deutschland, wie nach- 
stehende Tabelle 11 zeigt. Für eine Reihe von Sekto- 
ren oder Untersektoren werden eine Anzahl Unter- 
nehmen nach ihrem Produktionsvolumen geordnet 
und für jede einzelne Klasse die Wertschöpfung je 
Beschäftigten angegeben. 


Ü „AN INTER INDUSTRY ANALYSIS OF WAGES AND 
PLANT SIZE" von Stanley H. Masters in „The Review 
of Economics and statistics" August 1969, Harvard 
University Press. 


Tabelle 10 


Größe der Betriebe 

Durchschnittliche Beschäftigtenzahl je Unternehmen mit über 1000 Beschäftigten 

Jahr: 1962 bis 1963 


Industriezweig 

Deutsch- 1 
land ! 

Frank- 

reich 

Italien 

1 Nieder- 
1 lande 

Belgien j 

USA 

Japan 

Verarbeitende Industrie 

2 680 

2311 

2 245 

2 519 

2 331 

2 

580 

2 266 

Nahrungsmittelindustrie 

1 585 

1 301 

2 033 

1 361 

1 670 

1 

853 

1 636 

Textilindustrie 

1 526 

1 603 

1 619 

1 657 

1 525 

1 

734 

1 485 

Bekleidungsiindustrie 

1 786 

1 300 

1 637 

1 612 

— 

1 

600 

— 

Holzindustrie 

1 065 

• — 

— 

1 243 
(1) 

— 

1 

856 

1 355 
(1) 

Möbelindustrie (Holz) 

1 637 

— 

— 

— 

1 317 
(2) 

1 

514 

1 285 
(2) 

Papierindustrie 

1 384 

1 348 

1 162 

2 224 

1 116 
(2) 

1 

539 

1 449 

Gummi- und Kunststoffindustrie . 

2 471 

2 879 

2 904 

1 266 
(2) 

1 603 
(2) 

2 

189 

2 061 

Chemische Industrie 

Mineralölverarbeitung 

— 

1 769 

2 116 

2 355 

2 209 

2 

255 

2 179 

Steine und Erden 

— 

1 667 

1 234 

2 405 
(2) 

1 725 

1 

598 

1 653 

Hüttenindustrie 

3417 

2919 

2 460 

4 070 

2 776 

3 

179 

3 287 

Metallverarbeitende Industrie . . 

1 959 

1474 

1 442 

1 705 

1 665 

1 

732 

1 574 

Maschinenbau 

2 340 

1 790 

— 

3 330 

3 840 

2 

174 

1 883 

Elektrotechnische Industrie 

2 390 

1 830 

2 190 

6 389 

3 070 

3 

683 

2 568 

Schiffbau 

4 212 

3 503 

— 

2 357 

2 406 

3 

925 

4 009 

Automobilindustrie 

5 053 

4 025 

— 

— 

— 

3 

232 

3 238 


Bei weniger als 5 Betrieben mit über 1000 Beschäftigten ist ihre Zahl in Klammern angegeben. 


größte Prozentsatz aller Erwerbstätigen in der ver- 
arbeitenden Industrie in Unternehmen mit 1000 und 
mehr Beschäftigten tätig. Dies gilt nicht für Italien, 
wo der Hauptanteil immer noch auf die Unterneh- 
men mit weniger als 10 Beschäftigten entfiel. Für die 
Unternehmen mit 1000 und mehr Beschäftigten ergab 
sich prozentual folgender Anteil an der Gesamtbe- 


schäftigtenzahl: 

Luxemburg 59 Vo 

Deutschland 40 Vo 

Frankreich 32 Vo 

Belgien 28 ^/o 

Niederlande 24 Vo 

Italien 22 ‘Vo 


Es wurde bereits darauf hingewiesen, daß zwischen 
dem Konzentrationsgrad und der Wertschöpfung je 
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Tabelle 11 


Wertschöpfung je Beschäftigten nach der Unternehmensgröße 
Deutschland 1966 


Gesamtproduktion 
von . . . bis unter . , . DM 


Erfaßte 

Unter- 

nehmen 


Beschäf- 
tigte je 
Unter- 
nehmen 


Wert- 
schöpfung 
je Beschäf- 
tigten 

i in 1000 DM 


pos. 251. — Sägewerk 


250 000 bis 500 000 

500 000 bis 1 Million 

1 Million bis 2 Millionen 

2 Millionen bis 5 Millionen 
5 Millionen bis 10 Millionen 

10 Millionen bis 25 Millionen 
25 Millionen bis 50 Millionen 
50 Millionen bis 100 Millionen 
100 Millionen und mehr 


35 

9,9 

17,1 

91 

18,1 

17,3 

57 

30,0 

20,6 

43 

58,6 

20,5 

5 

340,6 

24,8 


100 000 bis 250 000 

250 000 bis 500 OOO 

500 OOO bis 1 Million 

1 Million bis 2 Millionen 

2 Millionen bis 5 Millionen 
5 Millionen bis 10 Millionen 

10 Millionen bis 25 Millionen 
25 Millionen bis 100 Millionen 
100 Millionen und mehr 


pos. 271. — Herstellung von Holz- 
schliff und Zellstoff, Papier und 
Pappe 


11 

17,7 

17,3 

28 

72,4 

23,6 

36 

262,6 

27,9 

19 

820,2 

30,5 

5 

4 342,0 

35,3 
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Tabelle 11 


Erfaßte 

Beschäf- 
tigte je 
Unter- 
nehmen 

Wert- 

schöpfung 

1 

Erfaßte 

j Beschäf- 
tigte je 
Unter- 
nehmen 

Wert- 

schöpfung 

1 

Erfaßte 

j Beschäf- 
! tigte je 
Unter- 
nehmen 

Wert- 

1 Schöpfung 

Unter- 

nehmen 

je Beschäf- 
tigten 

, in 1000 DM 

Unter- 

nehmen 

je Beschäf- 
1 tigten 

in 1000 DM 

Unter- 

nehmen 

je Beschäf- 
tigten 

i in 1000 DM 

pos. ex. 

260.1 Möbelindustrie 

! 

1 pos. ex. 

260 Sitzmöbel- und 

pos. 

36. Maschinenbau 




Tischindustrie 




1 33 

48 

24,0 

18,2 

1 26 

21,6 

17,8 

1 40 

42,1 

19,1 

37,9 

20,9 

25 

41,8 

18,4 

61 

73,8 

24,5 

45 

79,5 

21,6 

86 

105,4 

19,5 

28 

137,2 

29,2 

27 

164,1 

23,5 ! 

81 

208,3 

21,7 

18 

259,7 

28,5 

18 

314,1 

25,2 

94 

445,4 

21,2 

1 








58 

950,9 

22,7 

f ö 

691,5 

27,9 




40 

J 

— 

— 

— 

1 696,5 

22,9 

— 

— 

— 

3 

2 470,0 

26,0 

22 

3 956,7 

23,9 

pos. ex. 272 Kartonagenindustrie ' 

pos. ex. 28 

— Druckereiindustrie 

pos. 381 ~ 

j 

- Schiffbau (ohne 381.3) 

} 

19,3 

j 

8.8 

1 

1 « 

30,5 

17,0 

1 ' 

1 

— 

— 

17 

41,3 

10,4 

1 

r 

35,3 

18,5 

22 

45,8 

15,3 

88 

57,7 

17,4 

J 



1 



99 

110,9 

18,9 

1 12 

110,9 

16,2 


146,3 

16,1 1 

42 

38 

225,6 

20,1 

I 

288,4 

17,9 

J 



427,2 

20,1 

— 

— 

— 

13 

952,2 

23,0 

9 

845,9 

18,8 

— 

— 

— 

— 

— 


9 

5 877,9 

17,3 
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Deutscher 


noch Tabelle 1 1 


Gesamtproduktion 
von . . . bis unter . . . DM 


1 500 000 bis 1 Million 

1 Million bis 2 Millionen 

2 Millionen bis 5 Millionen 
5 Millionen bis 10 Millionen 

10 Millionen bis 25 Millionen 
25 Millionen bis 100 Millionen 


100 000 bis 250 000 

250 000 bis 500 000 

500 000 bis 2 Millionen 

2 Millionen bis 5 Millionen 
5 Millionen bis 10 Millionen 
10 Millionen bis 25 Millionen 
25 Millionen bis 50 Millionen 
50 Millionen bis 100 Millionen 



100 000 bis 250 000 
250 000 bis 500 000 


50 


6. Wahlperiode 


Erfaßte 

Unter- 

nehmen 

Beschäf- 
i tiqte je 
Unter- 
nehmen 

Wert- 
schöpfung 
je Beschäf- 
1 tigten 

1 in 1000 DM 

pos. 301.3 Gummiverarbeitende 
Industrie 

> 26 

38,5 

15,4 

1 23 

148,0 

18,9 

00 

CN 

959,3 

19,1 

pos. ex. 355. Werkzeugindustrie 

} 

13,1 

15,0 

22 

31,7 

20,4 

25 

84,9 

23,0 


17 


326,7 


23,2 
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noch Tabelle 1 1 


Erfaßte 

Unter- 

nehmen 

Beschäf- 
tigte je 
Unter- 
nehmen 

Wert- 1 

Schöpfung 
je Beschäf- 
tigten 
in 1000 DM 

Erfaßte 

Unter- 

nehmen 

' Beschäf- 
tigte je 
Unter- 
nehmen 

Wert- 
schöpfung 
je Beschäf- 
tigten 
in 1000 DM 

pos. 302. Kunststoffverarbeitende 

pos. ex. 

345.1. Eisengießerei 


Industrie 





> 

> 92 

22,6 

1 

15,0 

— 

— 

— 

> 

70 

51,5 

16,5 

1 30 

48,5 

17,9 

75 

96,0 

19,3 

32 

107,8 

18,6 

1 



21 

225,0 

21,1 

> 72 

266,6 

21,6 

1 



J 

14 

895,8 

23,3 

} 

699,8 

21,7 

pos. ex. 355. Schloß- und 

pos. ex. 355 Schneidwaren- und 

Beschlagindustrie 

Besteckindustrie 

1 

— 

— 


15,5 

11,4 

? 23 

45,0 

16,3 

24 

37,0 

15,6 

18 

114,3 

17,3 

1 



13 

234,5 

19,5 

l 27 

241,4 

19,9 


620,7 

21,0 

J 








_ 




Erfaßte 

Unter- 

nehmen 


Beschäf- 
tigte je 
Unter- 
nehmen 


Wert- 
sdiöpfung 
je Beschäf- 
tigten 
in 1000 DM 


pos. 345.3. NE — Metallgießerei 


24 

19,4 

18,7 

36 

64,7 

19,5 

18 

254,5 

19,8 

4 

1 391,0 

18,7 


pos. ex. 355 
Stahlblechverarbeitung 


32 

29,5 

19,5 

49 

123,4 

20,8 

30 

455,3 

26,2 


Quelle: Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland 1969 
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Es zeigt sich, daß zwar in einigen Sektoren, bei- 
spielsweise in der NE-Metallgießerei, die Betriebs- 
größe keinen Einfluß auf die Wertschöpfung hat, daß 
aber in fast allen anderen Sektoren die Unter- 
schiede häufig beträchtlich sind. Im Maschinenbau 
beispielsweise betrug die Wertschöpfung je Beschäf- 
tigten 1966 in 40 Unternehmen mit einer durch- 
schnittlichen Beschäftigtenzahl von 42 Personen 
19 100 DM, jedoch 23 900 DM in den 22 Unterneh- 
men mit einer durchschnittlichen Beschäftigtenzahl 
von rund 4000 Personen. In der Papierindustrie be- 
trug sie in den 11 Unternehmen mit einer durch- 
schnittlichen Beschäftigtenzahl von 18 Personen 
17 300 DM gegenüber 35 300 DM in den 5 Unter- 
nehmen mit durchschnittlich 4342 Beschäftigten, Aus 
der Tabelle lassen sich zahlreiche weitere Beispiele 
entnehmen. 


Die französische Industriezählung von 1963 vermit- 
telt ebenfalls einschlägige Hinweise, aber für die 
gesamte Industrie. Aus der nachstehenden Tabelle 
ergibt sich, daß 1962 in Frankreich die Wertschöp- 
fung zu Marktpreisen je Beschäftigten von 12 600 FF 
in Unternehmen mit weniger als 10 Beschäftigten 
auf 28 600 FF in Unternehmen mit 1000 und mehr 
Beschäftigten anstieg. 


Unternehmensgröße 


Unter 10 Beschäftigte 
10 bis 19 
20 bis 49 
50 bis 99 
100 bis 199 
200 bis 499 
500 bis 999 
1 000 und mehr 


Wert- 

:ahlder zu 

Unter- 

, „ preisen 

OM^ J® Beschäf- 
tigten 

(in 1000 FF) 

88,2 

12,6 

4,7 

17,3 

4,0 

17,6 

15 

17,8 

0,8 

18,4 

0,5 

19,9 

0,2 

20,8 

0,1 

28,6 

100,0 

20,8 


Auch die englischen Zählungen von 1958 und 1963 
bestätigen diese Beziehung zwischen der Wertschöp- 
fung je Beschäftigten und der Unternehmensgröße, 
wie sie aus nachstehender Tabelle ergibt: 

Natürlich gibt es einige Ausnahmen, wie die Grö- 
ßenklassen 25 bis 99 und 100 bis 199 Beschäftigte 
im Jahr 1958 und die Klasse 20 000 bis 49 999 Be- 
schäftigte im Jahr 1963. Diese Ausnahmen genügen 
jedoch nicht, um den allgemeinen Eindruck zu beein- 
trächtigen, daß ein systematischer Abstand in der 
Wertschöpfung je Beschäftigten besteht, der vom 
kleinsten zum größten Unternehmen bis zu 60 Vo 
betragen kann. 

Außerdem zeigt diese Tabelle die Entwicklung der 
Unternehmensstruktur im Vereinigten Königreich 
zwischen 1958 und 1963 auf. In allen Klassen mit 


Unterneh- 

mensgröße 

(Beschäf- 

tigtenzahl) 

1 

i Zahl der 

Unternehmungen 

' Bruttowert- 
schöpfung zu 
Faktorkosten 
je Beschäftigten 
(in £) 



i 1958 ! 

1963 

1958 t 

1963 

1 

bis 

24 

i 

45 276 

1 

j 

896 

1 019 

25 

bis 

99 

14 257 

11 551 

859 

1 115 

100 

bis 

199 

4 261 

3 376 

880 

1 142 

200 

bis 

499 

2 979 

2 342 

916 

1 205 

500 

bis 

999 

993 

845 

953 

1 314 

1 000 
bis 

1 999 

488 

449 

1 045 

1 333 

2 000 
bis 

4 999 

289 

318 

1 084 

1 418 

5 000 
bis 

9 999 

106 

112 

1 083 

1 523 

10 000 
bis 

19 999 1 

42 

60 

1 108 

1 501 : 

20 000 
bis ^ 

49 999 i 

1 

24 

28 

1 182 

1 440 

50 000 
und 

1 

mehr 

8 

10 

1 159 

1 612 


weniger als 2000 Beschäftigten ist ein spürbarer 
Rückgang der Zahl der Unternehmen gegenüber 
einer eindeutigen Erhöhung in allen Klassen mit 
mehr Beschäftigten zu beobachten. 

Leider war es nicht möglich, für die Gemeinschaft 
einen Überblick über die jüngste Entwicklung der 
Betriebs- und Unternehmensgrößen vorzulegen, da 
es keine zweite harmonisierte Erhebung gibt. 

Auf der Ebene der Betriebe scheint das französische 
Beispiel zu zeigen, daß der Anteil der erwerbstäti- 
gen Bevölkerung, die in gewerblichen Betrieben mit 
weniger als 10 Personen beschäftigt ist, von 1906 
bis 1966 ständig zurückging, während sich der Kon- 
zentrationsgrad der gewerblichen Betriebe mit mehr 
als 10 Beschäftigten im gleichen Zeitraum nicht ver- 
änderte^). Dagegen dürfte es allein bei Betrachtung 
der in Abschnitt 2 dieses Kapitels beschriebenen 
Entwicklung der Fusionen und Beteiligungen keinen 
Zweifel darüber geben, daß zumindest seit einigen 
Jahren die Tendenz zu einem raschen Anwachsen 
der Unternehmensgröße besteht. 


9 «La concentration de l’industrie s’est-elle accentuee 
depuis le debut du siede?" von M. Didier und 
E. Malinvaud in „Economie et Statistique". 2. Juni 
1969. 
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Schlußfolgerungen 

Aus diesem Kapitel können mehrere Schlußfolge- 
rungen gezogen werden. 

In Abschnitt 1 konnte, wenn auch sehr unvollkom- 
men, festgestellt werden, welche Bedeutung die 
Schließung und Errichtung von gewerblichen Unter- 
nehmen hat. Über die Einzelfälle wird täglich in 
den Zeitungen berichtet, doch wird dieser Vorgang 
von der Statistik nicht angemessen erfaßt. Derartige 
Bewegungen haben ernsthafte Auswirkung sowohl 
auf die Industrie als auch im sozialen Bereich. Der 
dritte Teil dieses Dokuments ist daher den Instru- 
menten einer Industriepolitik zur Lenkung dieser 
Erscheinungen und zur Abschwächung ihrer sozia- 
len Auswirkungen gewidmet. 

Abschnitt 2 hat gezeigt, daß die Unternehmer der 
Gemeinschaft dazu neigen, in erster Linie Verbin- 
dungen untereinander auf nationaler Ebene oder 
mit Unternehmen aus Drittländern einzugehen, aber 
wesentlich weniger mit Unternehmen anderer Mit- 
gliedstaaten. Der Kommission scheinen dagegen die 
letztgenannten Verbindungen gerade für den Auf- 
bau der Gemeinschaft am besten geeignet zu sein. 
Kapitel II des zweiten Teils wird sich ausführlich 
mit diesem Problem befassen. 

In Abschnitt 3 wurde gezeigt, daß in zahlreichen 
Industriezweigen die Größenstruktur in dem einen 
oder anderen Mitgliedstaat zumindest 1962 noch 
sehr weit von den Größenordnungen entfernt war, 
die als die leistungsfähigsten galten. Es ist kaum 
wahrscheinlich, daß diese strukturellen Schwächen 
in der Zwischenzeit vollständig beseitigt wurden. 
Für die Industrie der Gemeinschaft stellen sich da- 
her Probleme der Umstrukturierung, die gelöst wer- 
den müssen, um die Unabhängigkeit und das Wachs- 
tum der Industrie zu sichern und den Arbeitskräften 
angemessene Einkommen zu verschaffen. Dieser 
Gedanke wird in den drei folgenden Teilen des 
Dokuments stets gegenwärtig sein. 

In diesem ersten Teil traten wiederholt die Unzu- 
länglichkeiten der für die Industrie verfügbaren 
Statistiken zutage. 

Für Vorausschätzungen, deren Notwendigkeit im 
dritten Teil dargelegt wird, oder für die Entschei- 
dung zwischen verschiedenen Industriepolitiken 
müßten zumindest die Daten der Gegenwart bekannt 
sein. Dies ist derzeit auf Gemeinschaftsebene nicht 
der Fall. 

Es sollte noch erwähnt werden, daß es schon in 
Kapitel I nicht möglich war, die Lage in einem Sek- 
tor für die Jahre nach 1962 darzustellen, und daß 
erhebliche unerklärliche Unterschiede zwischen den 
Angaben der Industriestatistik, der volkswirtschaft- 
lichen Gesamtrechnung und der Sozialstatistik vor- 
handen waren. 

Die erste Maßnahme der Industriepolitik müßte 
offensichtlich darin bestehen, die Gemeinschaft mit 
einem Instrumentarium zur Erstellung von Industrie - 


Statistiken auszustatten, vergleichbar dem Instru- 
mentarium, das Länder wie die Vereinigten Staaten 
und Japan sich gesdiaffen haben, und das wahr- 
scheinlich an dem Erfolg ihrer Industrie nicht ganz 
unbeteiligt ist. 

Insbesondere könnten folgende Verbesserungen an- 
gestrebt werden; 

— Zunächst die Erklärung, dann die Beseitigung 
der Unterschiede der Statistiken durch die Eini- 
gung auf gemeinsame Definitionen der für die 
Untersuchung industrieller Phänomene wesent- 
lichen Begriffe auf der Ebene der Gemeinsdiaft, 
und, wenn möglich, auf der Ebene der wichtig- 
sten Industrieländer. Dies gilt insbesondere für 
die verschiedenen Varianten des Begriffs Wert- 
schöpfung und die Abgrenzung der Industrie- 
zweige. 

Würdigung verdienen in dieser Beziehung die 
Bemühungen der Dienststellen der Vereinten 
Nationen, der OECD und des SAEG, die aber 
noch nicht vollständig zum Ziele führten. 

— Eine bessere Berücksichtigung in der Statistik 
der wirtsdiaftlichen Zielsetzungen, Leistung und 
industrielles Wachstum, die in der Vergangen- 
heit vornehmlich durch die physischen Werte 
ausgedrückt wurden. Auf diese Weise wird die 
relative wirtschaftliche Bedeutung verschiedener 
industrieller Erzeugnisse nicht berücksichtigt. 
Daraus ergibt sich, daß die Statistik für die 
schwierigen Zweige wie Chemie, Maschinenbau 
oder Elektrotechnik, für die der einzige gemein- 
same Nenner letzten Endes der Geldwert ist, 
derzeit keine ausreichenden Angaben liefert. 

— Die meisten Industriestatistiken bieten nur Bei- 
spiele oder Teilergebnisse. Bei Einzelerhebungen 
kann man zwar die Höhe des Stundenlohns eines 
männlichen oder weiblichen Arbeiters in ver- 
schiedenen Industriezweigen erfahren, doch ist 
diese Information im allgemeinen nicht in einen 
Zusammenhang einbezogen, der ihre Beurteilung 
im Verhältnis zur industriellen Tätigkeit insge- 
samt erlaubt. 

Gegenwärtig scheinen allein die volkswirtschaft- 
lichen Gesamtrechnungen und die „Input-Out- 
puü -Tabellen in sich geschlossene Systeme zu 
bieten, die eine ernsthafte Analyse der wirt- 
schaftlichen Phänomene gestatten. 

— Folgende Angaben müßten auf Ebene der Unter- 
sektoren nach der Systematik der Zweige des 
produzierenden Gewerbes in den Europäischen 
Gemeinschaften (dreistellige NICE-Ziffern) min- 
destens zur Verfügung stehen: 

— Umsatz; 

— indirekte Steuern; 

— Subventionen; 

— Wortschöpfung zu Faktorkosten; 

— • Lohnsumme; 

— soziale Aufwendungen der Arbeitgeber; 

— Bruttobetriebsergebnis; 

— Abschreibungen; 
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— Investitionen; 

— Rückstellungen; 

— Kapitaldienst und Zinsbelastung; 

— direkte Steuern; 

— ausgeschütteter Gewinn; 

— Zahl der Beschäftigten (Jahresdurchschnitt); 

— Zahl der Arbeitnehmer (Jahresdurchschnitt); 

— Wert des Anlagevermögens. 

Diese Angaben müssen zunächst nicht unbedingt 
jedes Jahr alle bekannt sein, aber weder der Staat 
noch das Unternehmen wird industriepolitische Ent- 
scheidungen treffen können, solange nur ungefähr 
zwei Drittel dieser Informationen einmal alle zehn 
Jahre mit einer Verspätung von mehreren Jahren 
zur Verfügung stehen. 

— - Auf dem Gebiet der Strukturentwicklung ist es 
ebenfalls unerläßlich, in relativ kurzen Abstän- 
den nach Industriezweigen gegliederte Infor- 
mationen zu erhalten über: 

— die Errichtung von Unternehmen; 

— Stillegungen; 

— Konzentrationsvorgänge: 

— die Größe der Betriebe und Unternehmen 

nach Beschäftigungszahl und Umsatz oder 
besser noch nach Wertschöpfung zu Faktor- 
kosten, wobei für die einzelnen Klassen die 
Lohnsumme und das Bruttobetriebsergebnis i 
nachzuweisen wären. | 


Ein großer Teil dieser Informationen ist prak- 
tisch vorhanden, Wird jedoch in verschiedenen 
Verwaltungen oder Dienststellen verwahrt, die 
sie, wie die Steuerverwaltungen, zu speziellen 
Zwecken verwenden. So wie die Verhältnisse 
heute geregelt sind, werden diese Daten im 
allgemeinen nicht von den statistischen Ämtern 
zusammengefaßt, so daß sie nicht verfügbar wer- 
den. 

— Daher müssen die für die Statistik zur Verfü- 
gung gestellten Mittel verstärkt werden, damit 
vor allem die Häufigkeit der Untersuchungen 
über die gewerbliche Wirtschaft erhöht und die 
Auswertung der Ergebnisse beschleunigt wer- 
den kann. Die Häufigkeit der Erhebungen über 
die gewerbliche Wirtschaft in den meisten euro- 
päischen Ländern entspricht den Bedürfnissen des 
19. Jahrhunderts und hält nicht mehr mit dem 
derzeitigen Tempo der Veränderungen Schritt. 
Die Datenverarbeitung erfüllt nur dann ihren 
Zweck, wenn die erforderlichen Informationen 
zur Verfügung stehen. 

Die Vorlage dieser Vorschläge bedeutet nicht, daß 
die Kommission die Bemühungen der Statistischen 
Ämter der Mitgliedstaaten und des SAEG verkennt. 
Ihr Wunsch ist vielmehr, diese Bemühungen zu 
unterstützen, die in ihrer Umgebung nicht immer 
das erforderliche Echo und Verständnis dafür fin- 
I den, daß gute Statistiken einen wesentlichen Beitrag 
I leisten können. 
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ZWEITER TEIL 

Die Verbesserung der Umweltbedingungen für die Unternehmen der Gemeinschaft 


Einleitung 

Im Ersten Teil wurde gezeigt, daß die Industrie der 
Gemeinschaft noch weit hinter der amerikanischen 
Industrie zurückliegt. Es wurde nicht versucht, die- 
sen Rückstand in Produktionszahlen auszudrücken, 
denn der Kommission ist zunächst nicht daran ge- 
legen, daß die Industrie der Gemeinschaft neue Grö- 
ßenrekorde aufstellt. Im Grunde geht es ihr darum 
zu zeigen, weshalb die Industrie der Gemeinschaft 
noch nicht in der Lage ist, der von ihr versorgten 
Bevölkerung einen Lebensstandard zu sichern, wie 
er andernorts bereits erreicht ist, ohne daß diese 
Tatsache etwa ihren Grund in Opfern im Konsum- 
bereich zugunsten eines verstärkten Ausbaues der 
Produktion gehabt hätte. 

Die Kommission will hier nicht weiter darauf ein- 
gehen, daß die Befriedigung der unmittelbaren An- 
sprüche der Arbeitnehmer und die für das weitere 
Wachstum der Industrie erforderlichen Einschrän- 
kungen sorgfältig aufeinander abgestimmt werden 
müssen. Hierüber müssen sich Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerorganisationen selber einigen, zumal 
sie auf lange Sicht das gleiche Ziel haben. Eine nach- 
haltige Verbesserung des Lebensstandards der 
Arbeitnehmer läßt sich auf die Dauer nur erreichen, 
wenn es gelingt, die Rentabilität entscheidend zu 
verbessern. Die Kommission hat ganz einfach nur 
das Ziel, der Industrie in der Gemeinschaft, soweit es 
in ihren Kräften steht, die Mittel zur Erhaltung ihrer 
Selbständigkeit, zur Verbesserung der Rentabilität 
und zur Beschleunigung ihres Wachstums an die 
Hand zu geben. 

In diesem Teil soll die Rede sein von den Umwelt- 
bedingungen der Unternehmen, die eine bedeutende 
Rolle spielen und auf die der Staat oft Einfluß 
nehmen kann, ohne in die angestammten Rechte 
der Unternehmerschaft eingreifen zu müssen. 

Viele Eigenheiten der Umweltbedingungen für die 
Unternehmen der Industrie werden nur am Rande 
gestreift. Es mußte eine Auswahl getroffen werden, 
ausgehend von den Aktionen der Kommission auf 
anderen Gebieten, die hier nicht noch einmal aus- 
führlich dargestellt werden sollen. Die Energie- 
politik spielt zum Beispiel für die Industrie eine 
erhebliche Rolle, da sie entscheidend die Produk- 
tionskosten beeinflußt. Zur Energiepolitik liegt be- 
reits ein Memorandum vor, so daß sich weitere Aus- 
führungen hier erübrigen. Nur so viel sei hier noch 
einmal gesagt, daß bei der Prüfung der Erfordernisse 
einer gesicherten Versorgung strengste Maßstäbe 
angelegt werden müssen, damit sie nicht als Vor- 
wand dienen für Maßnahmen, die im Endergebnis 
nur eine Senkung der Energiepreise verhindern. 


Eine wirksame Industriepolitik ist unlösbar mit einer 
dynamischen Sozialpolitik verbunden. Letztere er- 
möglicht die Sicherung einer angemessenen Aus- 
bildung der Arbeitskräfte — einer der wesentlichen 
Voraussetzungen für die Leistungsfähigkeit der In- 
dustrie — , die Verbesserung der beruflichen und 
geographischen Mobilität der Arbeitnehmer, und sie 
gewährleistet denjenigen, die mit den industriellen 
Veränderungen nicht Schritt halten konnten, vor- 
übergehend Unterstützung, damit sie sich anpassen 
können. Die Pläne zur Reform des Sozialfonds gehen 
von diesen Grundgedanken aus. 

Die Regionalpolitik ist ebenfalls eine Ergänzung der 
Industriepolitik und kann im übrigen durch ver- 
nünftige Entscheidungen eine gleichmäßigere Ver- 
teilung des industriellen Wachstums im Raum er- 
reichen und etwaige Auswüchse des Leistungs- 
strebens bekämpfen. Hierauf wurde in dem Memo- 
randum zur Regionalpolitik bereits eingegangen. 

Die Industrie ist den Konjunkturrückschlägen aus- 
gesetzt; manche Zweige leiden dabei weniger, andere 
dagegen mehr, vor allem die, deren Investitionen 
eine lange Anlaufzeit haben, namentlich dann, wenn 
sie sich Nachfragern gegenübersehen, die ihre man- 
gelnde Elastizität ausnutzen. Obwohl es hier mehr 
um die langfristige Seite der Entwicklung geht, darf 
daraus nicht geschlossen werden, daß die Konjunk- 
turpolitik — mit der sich die Kommission im übrigen 
sehr stark beschäftigt — nicht engstens mit dem 
Streben nach besseren Leistungen und besseren 
Wachstumsbedingungen für die Industrie zusam- 
menhängt. 

Die Verkehrspolitik hat vor allem durch die Beseiti- 
gung der Diskriminierung und der ungerechtfertig- 
ten Stützungsmaßnahmen zur Verwirklichung des 
gemeinsamen Warenmarktes beigetragen. Sie ver- 
folgt gegenwärtig ihre Hauptaufgabe, die in der Har- 
monisierung der Wettbewerbsbedingungen und in 
der Organisation des gemeinsamen Verkehrsmark- 
tes besteht. Diese Aufgabe, auf die sich die Arbeit 
der Gemeinschaftsinstanzen konzentrieren muß, ist 
von großer Bedeutung für die gesamte Wirtschaft in 
der Gemeinschaft und vor allem für ihre Industrie. 

Für die Industrie kommt es besonders darauf an, 
daß die im Rahmen der gemeinsamen Verkehrs- 
politik vorzunehmende Umstrukturierung zur Schaf- 
fung dynamischer Unternehmen führt, die den Be- 
darf der Allgemeinheit zu möglichst niedrigen Kosten 
decken können. 

In diesem — bescheideneren — Teil sollen folgende 
Fragen behandelt werden: 

— Hindernisse, die der Vollendung des Binnen- 
marktes auf Gemeinschaftsebene noch entgegen- 
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stehen und das Interesse der Industrie am Ge- 
meinsamen Markt mindern; 

— Hindernisse, welche die für die Anpassung der 
Struktur und der Tätigkeit an die Dimensionen 
der Gemeinschaft erforderlichen Zusammen- 
schlüsse der Unternehmen erschweren; 


6. Wahlperiode 

— • Finanzierungsprobleme, welche die Entwicklung 
der Industrie der Gemeinschaft erschweren 
können; 

— neue Probleme, welche sich für die Gemein- 
schaftsindustrie aus der Entwicklung der inter- 
nationalen Wirtschaftsbeziehungen ergeben. 


KAPITEL I 

Die Vollendung des Binnenmarktes der Gemeinschaft 


Der freie Warenverkehr, eines der wichtigsten Ziele 
der Verträge, ist nicht Selbstzweck. Das gesteckte 
Ziel besteht zweifellos nicht in einer Erhöhung des 
Transportvolumens ohne sonstige Vorteile. Viel- 
mehr lag es in der Absicht der Autoren der Ver- 
träge, den Unternehmen in der Gemeinschaft einen 
Markt zu schaffen, der in angemessenem Verhältnis 
zu der Betriebsgröße steht, die sie erreichen müssen, 
damit ihre Produktivität der Erwerbsbevölkerung 
einen hohen Lebensstandard und ihnen selbst eine 
starke Wettbewerbsstellung gegenüber der Kon- 
kurrenz in den Drittländern sichert. 

Dieses Ziel konnte bisher nicht voll verwirklicht 
werden. Zweifellos sind in der Liberalisierung des 
Handels zwischen den sechs Ländern erhebliche 
Fortschritte gemacht worden, jedoch sind die sechs 
Märkte von einem echten Gemeinsamen Markt noch 
ziemlich weit entfernt. 

Dies wird durch die unterschiedlichen Preise, die in 
den einzelnen Mitgliedstaaten für die gleichen Er- 
zeugnisse angewandt werden, zur Genüge bewiesen. 
Die Ursachen sind vielfältig und hängen häufig mit 
der Mentalität und den Traditionen des jeweiligen 
Landes zusammen. Zu nennen wären vor allem; 

— bei den Verbrauchern eine unzureichende Kennt- 
nis der in den übrigen Mitgliedstaaten her- 
gestellten Erzeugnisse sowie die gewohnheits- 
mäßige Treue zu den bekannten Produkten; 

— die ungenügende Anpassung der Erzeugnisse 
eines Landes an Geschmack und Gewohnheiten 
der Verbraucher in anderen Ländern; 

— die Preispolitik gewisser Hersteller und Händler 
sowie vertragswidrige Absprachen die — ■ zum 
Teil aus Furcht vor Gegenmaßnahmen — eher 
eine Konsolidierung als eine Abschwächung des 
derzeitigen Preisgefälles anstreben. 

Außer diesen psychologischen und wirtschaftlichen 
Faktoren, deren Einfluß sich allmählich abschwächen 
dürfte, wenn man nicht die Gegensätze absichtlich 
vertieft, stehen vor allem zwei institutioneile Fak- 
toren dem freien Wettbewerb zwischen den Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft entgegen. 

Einmal hat ein beinahe unentwirrbares Netz von 
technischen Hindernissen, die sich aus Rechtsvor- 
schriften über Sicherheit und öffentliche Gesundheit, 


Industrienormen oder Lastenhefte der öffentlichen 
Hand ergeben, zur Folge, daß ein Erzeugnis, das im 
Hinblick auf die Maximalanforderungen in einem 
Mitgliedstaat konzipiert ist, in einem anderen Mit- 
gliedstaat unter Umständen nicht zugelassen wird. 
Ein Hersteller, der ein Produkt auf dem Gemein- 
samen Markt absetzen will, muß daher oft sechs ver- 
schiedene Erzeugnisse hersteilen. 

Zum anderen bleiben die öffentlichen Aufträge in 
der Gemeinschaft in erster Linie den inländischen 
Herstellern Vorbehalten. Derzeit wird in den Län- 
dern der Gemeinschaft weniger als ein Prozent der 
öffentlichen Aufträge an Unternehmen aus anderen 
Mitgliedstaaten vergeben. Dieser Prozentsatz, der 
kaum höher ist als der auf die Drittländern ent- 
fallende Anteil, ist zweifellos kein Anzeichen für 
ein normales Funktionieren eines Gemeinsamen 
Marktes. 

Man muß sich fragen, welche Folgen diese Unvoll- 
kommenheiten für die europäische Einigung haben 
werden, die hier unter dem Blickwinkel der Lei- 
stungsfähigkeit und Entwicklung der gewerblichen 
Wirtschaft betrachtet wird. 

I. Die technischen Haiidelshemmnisse 

Eine Folge der technologischen und industriellen 
Entwicklung ist die immer stärkere Gefährdung des 
Individuums durch die von ihm verwendeten Pro- 
dukte. Eine solche Gefährdung kann infolge von 
Mängeln an wesentlichen Bestandteilen der Erzeug- 
nisse auftreten oder infolge der Umweltbelästigun- 
gen, die durch ihre Benutzung bzw. Herstellung ver- 
ursacht werden. Für die Behörden ergibt sich daraus 
die Verpflichtung, Vorschriften zum Schutz der 
öffentlichen Gesundheit, der Sicherheit der Arbeit- 
nehmer, der Lauterkeit der Kaufleute, der Natur und 
der Wohngebiete zu erlassen. 

Die verfolgten Ziele sind im wesentlichen in allen 
Mitgliedstaaten die gleichen, aber die Modalitäten 
variieren so stark, daß trotz des Abbaus der Zoll- 
schranken Und der übrigen in den Verträgen ge- 
nannten Beschränkungen die Märkte nach wie vor 
scharf voneinander getrennt sind. 

Die unterschiedliche Form dieser Vorschriften in den 
einzelnen Ländern ist auf eine ganze Reihe histori- 
scher und gesetzgebungstechnischer Umstände zu- 
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rückzuführen. Der Hauptgrund für die starken Ab- 
weichungen allerdings dürfte in der unterschied- 
lichen Produktionsstruktur der einzelnen Mitglied- 
staaten liegen. Ein Land, das für ein gegebenes Er- 
zeugnis ganz von der Einfuhr abhängig ist, wird eher 
strenge Bestimmungen erlassen, die häufig Kon- 
trollen vor der Vermarktung vorschreiben, ohne sich 
allzu sehr um die wirtschaftlichen Kosten dieser 
Maßnahme zu kümmern. Dagegen wird ein Land, 
das eine umfangreiche eigene Produktion besitzt, die 
Inzidenz der Vorschriften für seine Industrie ab- 
wägen müssen, denn übermäßig strenge Bestimmun- 
gen würden den eigenen Produktionsapparat in Mit- 
leidenschaft ziehen. 

Artikel 100 des EWG-Vertrages gibt der Kommission 
und dem Rat die Möglichkeit, auf Gemeinschafts- 
ebene eine Harmonisierung der einzelstaatlichen 
Vorschriften durchzuführen. 

Dabei müßte man zunächst die Ziele harmonisieren 
und die Art des gewährten staatlichen Schutzes 
definieren. Sodann wäre das technische Instrumen- 
tarium — die Fertigungs- oder Kontrollvorschriften | 
— zu vereinheitlichen. | 

Zwar haben die diesbezüglichen Arbeiten bereits ; 
bewiesen, daß die Gegenüberstellung mehrerer ein- ! 
zelstaatlichen Systeme durch den sich dabei ergeben- j 
den Erfahrungsaustausch zu Verbesserungen führen 
kann; hier sollen jedoch nur die spezifisch industriel- 
len Aspekte behandelt werden. 

Die im Gemeinsamen Markt geltenden unterschied- 
lichen Vorschriften beeinträchtigen ganz eindeutig 
die Wirtschaftlichkeit der Industrieunternehmen. 
Einmal müssen Hersteller, die in die Märkte der ' 
anderen Mitgliedstaaten exportieren wollen, die Un- 
kosten für Erhebungen und Untersuchungen tragen, 
um ihre Erzeugnisse den unterschiedlichen Bestim- ! 
mungen anzupassen. Sodann müssen sie mehr oder 
weniger stark veränderte Bauteile fertigen, was die 
Einrichtung zusätzlicher Produktionsstraßen und eine 
Diversifizierung der Lagerbestände erforderlich 
macht und den gesamten Ablauf der Produktion, die 
Lagerhaltung, den Vertrieb, den Kundendienst und 
zum Teil sogar die Zulieferung und die Versorgung 
mit Rohstoffen erschwert. 

In jedem Falle aber wird die Produktion auf der 
Stufe des Gemeinsamen Marktes dadurch kostspieli- 
ger als sie es eigentlich sein sollte ^). 

Die hohen Kosten für Marktforschung und Produkt- 
anpassung führen vor allem zu einer Diskriminie- 
rung zwischen den großen — insbesondere inter- 
nationalen — Konzernen und den Klein- und Mittel- 
betrieben. 

Der erforderliche Aufwand zur Ermittlung der Be- 
sonderheiten der Rechtsvorschriften der einzelnen 
Länder in für den internationalen Handel bisher 
nicht allgemein erschlossenen Bereich ist nicht für 
jedes Unternehmen erschwinglich. Er besteht oft in 


Zum Beispiel hat man berechnet, daß der Preis ab 
Werk einer landwirtschaftlichen Zugmaschine, die nach 
den übrigen Mitgliedstaaten ausgeführt werden soll, 
um 4,27 ^/o höher liegt, als der Preis ab Werk des 
gleichen Modells für den Inlandsmarkt. 


der Errichtung bzw. Inanspruchnahme technischer 
Büros auf den Exportmärkten sowie in längeren 
Auslandspraktika für das leitende Personal des 
Unternehmens. 

Dies bereitet den Großunternehmen verhältnismäßig 
wenig Schwierigkeiten, da sie über das geeignete 
Personal verfügen und sich die zusätzlichen Kosten 
auf sehr große Produktionsserien verteilen, so daß 
sie nur mehr einen geringen Bruchteil der Stück- 
kosten des Erzeugnisses ausmachen. Für die Mittel- 
und Kleinbetriebe sind dagegen die Schwierigkeiten 
oft unüberwindlich, es sei denn, man finde eine 
Lösung im Rahmen eines Branchenzusammenschlus- 
ses: Sie verfügen zumeist nicht über die erforder- 
lichen Mittel, und die Kosten der Markterschließung 
wären im Vergleich zu den abgesetzten Mengen 
unverhältnismäßig hoch. Das Weiterbestehen tech- 
nischer Handelshemmnisse im Gemeinsamen Markt 
begünstigt damit die Großunternehmen gegenüber 
den Mittel- und Kleinbetrieben, 

Um Abhilfe zu schaffen, hat die Kommission ein 
Allgemeines Programm für die Abschaffung der tech- 
nischen Handelshemmnisse ausgearbeitet, das im 
einzelnen umfaßt: 

— einen Zeitplan der Arbeiten auf dem Gebiet der 
gewerblichen Waren und der Nahrungsmittel; 

— Maßnahmen zur Vereinfachung des Verfahrens 
für die Anpassung bereits erlassener Richtlinien 
an die technische Entwicklung; 

— die Verpflichtung seitens der Mitgliedstaaten, für 
alle im Allgemeinen Programm aufgeführten 
Waren den „Status quo" beizubehalten; 

— den Beschluß, die gegenseitige Anerkennung der 
durchgeführten Kontrollen automatisch einzu- 
führen, sobald gewisse Voraussetzungen erfüllt 
sind. 

Dieser letztere Beschluß ist in politischer wie prak- 
tischer Hinsicht der weitaus bedeutendste Punkt des 
Allgemeinen Programms. Er stellt einen Wende- 
] punkt der Gemeinschaftsaktion auf diesem Gebiet 
I dar, weil künftig ein in seinem Ursprungsland kon- 
trolliertes bzw. zugelassenes Erzeugnis ohne noch- 
malige Kontrolle in den übrigen Mitgliedstaaten auf 
: den Markt gebracht werden darf, sofern die Kon- 
trollvorschriften und -verfahren harmonisiert sind. 

Das Allgemeine Programm ist am 28. Mai 1969 vom 
Rat angenommen worden. Auf Grund dieses Pro- 
gramms war die Kommission gehalten, bis 1. Ja- 
nuar 1970 94 Richtlinienentwürfe zu unterbreiten, 
von denen der Rat 44 verabschieden sollte ^). 

Wenn man bedenkt, daß nach diesem Programm die 
Kommission bis 1. Juli 1970 weitere 91 Vorschläge 
unterbreiten muß und der Rat im Jahr 1970 
152 Richtlinien zu erlassen hat, während er 1969 
nicht eine einzige verabschiedet hat, läßt sich er- 
messen, daß dieses Programm nur mit einem außer- 
gewöhnlichen Einsatz bewältigt werden kann. 


“) Bei diesen Zahlen sind verschiedene nach Abnahme 
des Allgemeinen Programms durchgeführte Gruppie- 
rungen berücksichtigt. 
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Wenn in diesem Bereich ein wirklicher Fortschritt 

erzielt werden soll, müßten mehrere Bedingungen 

erfüllt sein: 

1. Auf dem Gebiet der öffentlichen Vorschriften 

a) Wollte man einfach die geltenden Vorschriften 
harmonisieren, so würde die Gefahr bestehen, 
daß die Schwierigkeiten, die sich gegenwärtig 
auf einzelstaatlicher Ebene aus der Vielzahl und 
aus der technischen Komplexität dieser Vor- 
schriften ergeben, fortbestehen bzw. sich sogar 
verschärfen. 

Die Lösung dieses Problems dürfte darin zu 
suchen sein, daß sich die öffentliche Gewalt — 
Gemeinschaft und Mitgliedsländer — und Indu- 
strie in die Aufgabe teilen. Der Staat müßte sich 
darauf beschränken, zu definieren, welche Inter- 
essen geschützt und welche grundsätzlichen For- 
derungen erfüllt werden müssen. Die Industrie 
müßte durch im Rahmen der Normung spontan 
und kollektiv ausgearbeitete Vorschriften die 
Kriterien schaffen, anhand deren auf einfache, 
aber sichere Weise festgestellt werden kann, ob 
ein Produkt den in den Rechtsvorschriften in all- 
gemeiner Form festgelegten Anforderungen ge- 
nügt. 

Diese Tendenz, die in einzelnen Mitgliedstaaten 
bereits festzustellen ist, sollte auf Gemeinschafts- 
ebene weitgehend gefördert werden. Für be- 
stimmte Einzelfälle ist die unter der Bezeichnung 
„Verweis auf die Normen" bekannte Lösung be- 
reits von der Kommission dem Rat vorgeschlagen 
worden. 

b) Die Harmonisierung der technischen Fertigungs- 
vorschriften ist eine Aufgabe, die niemals als ab- 
geschlossen angesehen wergen kann. Sie muß 
dem technischen Fortschritt und der industriellen 
Entwicklung folgen. Das Tempo der technischen 
Entwicklung steigt zusehends, und die Notwen- 
digkeit einer strengen Kontrolle der durch die 
Industrie verursachten Umweltbelästigungen wird 
von der Öffentlichkeit und von den Behörden 
nun endlich in vollem Ausmaß erkannt. 

Die Staaten sehen sich daher gezwungen, in 
immer rascherer Folge neue Vorschriften zu er- 
lassen. In solchen Fällen wäre es erforderlich, 
daß der Staat, der als erster die Notwendigkeit 
einer bestimmten Vorschrift erkennt, einer auf i 
Gemeinschaftsebene erlassenen Richtlinie Priori- 
tät einräumt, um nicht neue Harmonisierungs- 
probleme zu schaffen. Obwohl diese Lösung 
weder in den Verträgen noch in dem Allgemei- 
nen Programm von 1969 ausdrücklich vorgesehen 
ist, wäre sie die logische Ergänzung der Gemein- 
schaftsaktion zur Beseitigung der Handelshemm- 
nisse. 

c) Wie bereits gesagt wurde, setzt die Durchführung 
des Allgemeinen Programms seitens der Kom- 
mission wie seitens des Rats erhebliche An- 
strengungen voraus. Es wäre verfrüht, darüber 
urteilen zu wollen, welche Ergebnisse in den 
nächsten Monaten erzielt werden können, und 


erst anhand dieser Ergebnisse wird sich fest- 
stellen lassen, ob die gegenwärtig angewandten 
^ Verfahren ausreichen. 

i In jedem Falle dürfte bereits jetzt klar sein, daß 
I anläßlich der Fusion der Verträge für dieses spezi- 
I fische Problem eine geeignetere Handhabe geschaf- 
fen werden muß, als sie gegenwärtig Artikel 100 des 
I EWG-Vertrags bietet. Man könnte sich insbeson- 
i dere fragen, ob die Richtlinie immer das geeignetste 
^ Instrument ist, um das gewünschte Ziel zu erreichen. 

j Sollten für die Grundsatzentscheidungen flexiblere 
Verfahren eingeführt werden, so kann die voll- 
i ständige Beseitigung der technischen Hindernisse 
trotzdem gemeinschaftliche Maßnahmen zur Anwen- 
dung des harmonisierten Rechts erfordern. Denn die 
Anwendung der harmonisierten Rechtsvorschriften, 
die von jedem Staat innerhalb seines Hoheitsgebiets 
sichergestellt wird, läßt die Gefahr fortbestehen, 
daß unterschiedliche Verwaltungsmaßnahmen die 
Rechtseinheit in Frage stellen. 

2. Auf dem Gebiet der Normen 

Bis zu einem gewissen Grad sind die Auswirkun- 
gen der mangelnden Harmonisierung der Industrie- 
normen auf die Wirtschaftlichkeit der Industriepro- 
duktion den Auswirkungen der Disparität der 
Rechtsvorschriften gleichzusetzen. 

Auf dem Gebiet der Industrienormen spielen vier 
einflußreiche Gruppen eine Rolle: 

— die Hersteller, die eine Normung befürworten, 
um größere Produktionsserien auflegen zu kön- 
nen, die jedoch im allgemeinen einer zu stren- 
gen Kontrolle der Produktqualität entgehen wol- 
len; 

— die privaten Verbraucher, die beim Kauf ein auf 
ihren eigenen Bedarf zugeschnittenes möglichst 
umfangreiches Sortiment vorfinden wollen, zu- 
gleich aber auf einer strengen Qualitätskontrolle 
bestehen-, 

— die öffentlichen Verbraucher und einzelne private 
Verbraucher mit beherrschender Stellung, die 
ganz einfach das ihnen passende Lastenheft vor- 
schreiben; 

— die staatlichen Behörden, die als öffentliche Ver- 
braucher im allgemeinen mit Lastenheften arbei- 
ten, und daneben noch Vorschriften im Interesse 
des Gemeinwohls erlassen. 

Dies hat dreierlei Folgen. Der Staat und die Ver- 
I braucher mit beherrschender Stellung haben ihre 
' Wünsche — in der Praxis im allgemeinen in Form 
I von Lastenheften — durchgesetzt. Einigen Herstel- 
lern mit beherrschender Stellung ist es ihrerseits 
, gelungen, die eigenen Vorstellungen durchzusetzen. 

In den meisten Fällen arbeiten Hersteller und Ver- 
j braucher in den nationalen Normeninstituten zu- 
: sammen, um gemeinsame Nenner für ihre divergie- 
; renden Interessen zu finden. 

I Auf diese Weise sind in unzähligen Fällen je nach 
I dem Kräfteverhältnis zwischen den Gesprächspart- 


58 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksache VI/606 


nern - — das bei einzelnen Industrieerzcugnissen in 
den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft sehr unter- 
schiedlich ist — und je nach Tradition und Mentali- 
tät unterschiedliche Lösungen zustandegekommen, 
die nun auf Gemeinschaftsebene harmonisiert wer- 
den müßten. 

Zur Überwindung dieser Schwierigkeiten müßte die 
Zusammenarbeit zwischen der Kommission und den ; 
Normeninstituten verstärkt werden, wobei die Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft den entsprechenden . 
institutionellen Rahmen für eine derartige Zusam- ! 
menarbeit schaffen müßten. Insbesondere dürfte es ; 
erforderlich sein, daß die Normeninstitute nach klar 
definierten Programmen vorgehen; unerläßlich wä- 
ren vor allem zwei Programme: ein Programm als 
Sofortmaßnahme zur möglichst raschen Beseitigung 
der bestehenden Hemmnisse und das andere Pro- 
gramm als Dauermaßnahme zur Gestaltung der ' 
Aktionen nach wirtschaftlichen Zweckmäßigkeits- 
erwägungen. 

Außerdem müßten die Normeninstitute ihre Pro- 
gramme im Hinblick auf die häufiger werdende Ver- 
wendung der obengenannten Lösung des „Verwei- 
ses auf die Normen" koordinieren. 

Zur Zeit wird die Schaffung eines Referenzbüros der 
Gemeinschaft geprüft, das vor allem die Aufgabe 
hätte, in Zusammenarbeit mit den bestehenden Kon- 
sultationsstellen, an der Aufstellung bestimmter 
Parameter für Sicherheit, Umweltbelästigung oder 
Industrienormen mitzuwirken. Dadurch könnte ein 
wertvoller Beitrag zur Festlegung von Normen und 
zur Annahme gemeinsamer Vorschriften geleistet 
werden, die in der gesamten Gemeinschaft gelten. 

Da es keine gemeinsame Methode zur Analyse und 
Definition von Vorschriften gibt, könnten durch die 
zunehmende Bedeutung der Probleme der Uinwelt- 
belästigung und des Umwelteinflusses immer neue , 
technische Hemmnisse entstehen, deren Berechti- j 
gung unanfechtbar wäre, wenn sich die Gemein- , 
Schaft nicht Möglichkeiten schafft, sie zu verhindern; 
dies könnte durch die Vorbereitung von Regelun- ' 
gen zur Verhütung von Gefahren geschehen, die 
bestimmte industrielle Entwicklungen für die Ge- 
sellschaft zur Folge haben könnten. 

♦ 

II. Die öffentlichen Aufträge 

Das Funktionieren eines integrierten Gemeinschafts- 
marktes setzt voraus, daß die beteiligten Parteien, 
nämlich Verkäufer und Käufer, bereit sind, aus dem ' 
Abbau der Zollschranken Nutzen zu ziehen. Dies 
ist der Fall, wenn beide Parteien in erster Linie 
nach Rentabilitätsgesichtspunkten handeln. 

Verfolgt dagegen eine der Parteien andere Ziele, i 
die für wichtiger erachtet werden als die wirtschaft- 
liche Rentabilität, so wird der Tendenz zur Inte- 
gration der Märkte entgegengewirkt. Dies ist bei 
den öffentlichen Aufträgen der Fall, die von den 
Mitgliedstaaten zum Teil als Instrument der Indu- 
strie-, Regional- und Konjunkturpolitik eingesetzt 
werden. l 


Nur in einem Land der Gemeinschaft gibt es eine 
Zentralstelle für das öffentliche Auftragswesen. 
Dementsprechend liegen für dieses Land genauere 
statistische Angaben vor, während für die übrigen 
Mitgliedstaaten auf Grund der Zersplitterung des 
öffentlichen Auftragswesens keine Globalzahlen er- 
mittelt werden konnten. In dieser Aufzeichnung 
wird daher nur auf die Angaben für dieses eine 
Land Bezug genommen, was jedoch ausschließlich 
die Folge der Unzulänglichkeit des statistischen 
Materials ist und nichts mit einem Urteil der in 
diesem Land verfolgten Politik zu tun hat. In 
Frankreich betrug der Anteil der an ausländische 
Lieferanten vergebenen öffentlichen Aufträge 1966 
0,55 der Gesamtaufträge; davon entfielen 0,29 Vo 
auf Lieferanten aus den übrigen Mitgliedstaaten. 
1967 waren diese Prozentsätze auf 0,99 Vo bzw. 
0,51 ^/o gestiegen ^). Die Kommission ist der Über- 
zeugung, daß in den übrigen Mitgliedstaaten ähn- 
liche Bedingungen herrschen, wobei allerdings die 
kleineren Länder häufiger ausländische Lieferanten 
in Anspruch nehmen müssen. 

Die wirtschaftliche Bedeutung der öffentlichen Auf- 
träge ist jedoch nicht zu unterschätzen. Die staat- 
lichen Aufwendungen für Güter und Dienstleistun- 
gen entsprechen in den Vereinigten Staaten IS^to 
und in Großbritannien 13 Vo des Bruttosozialpro- 
dukts. In den Ländern der Gemeinschaft liegen die 
entsprechenden Prozentsätze zwischen rund 3 Vo in 
Luxemburg, Belgien und Italien, 5^ o in den Nieder- 
landen und Frankreich und 9 ^/o in Deutschland. 

Diese Zahlen geben jedoch nur unzulänglich Auf- 
schluß über die Bedeutung der öffentlichen Auf- 
träge für den freien Waren- und Dienstleistungsver- 
kehr in der gewerblichen Wirtschaft. Nach den fran- 
zösischen Statistiken“) ergeben sich folgende Nähe- 
rungswerte für den Anteil der öffentlichen Aufträge 
am Gesamtverbrauch einiger Erzeugnisse im Jahr 


1966 (in Vo); 

Bau von Luftfahrzeugen 99,6 

Erdgas 67,3 

Schiffbau 59,1 

Baugewerbe 43,0 

Elektronisches Gerät 30,7 

Steinkohle, Braunkohle, Briketts .... 30,5 

See- und Luftverkehr 29,0 

Elektrisches Gerät 25,5 

Nachrichtenübermittlung 21,1 

Hilfsgewerbe des Verkehrs 17,8 

Elektrizität 17,4 

Schweres Ausrüstungsgerät 17,0 

Wasser und Verschiedenes 14,7 

Feinmechanisches Gerät 12,5 

Gas 12,2 

Presse- und Verlagswesen 11,2 


h „Le recensement des marches publics en 1967" in 
Statistiques et etudes financicrcs n» 244 vom April 
1969. 

-) einschließlich öffentlicher Unternehmen 
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Gummi- und Ashesterzeugnisse .... 10,9 

Mineralölverarbeitung 10,2 

Erste Verarbeitung von Stahl 11,7 

Erzeugnisse der Metallbearbeitung .. 11,0 

Halbfertigwaren aus NE-Metall 10,1 

Dienstleistungen an Unternehmen . . 9,6 

Erzeugnisse aus Eisen und Stahl .... 8,8 

Gießereierzeugisse 8,2 

Kraftwagen, Krafträder, Fahrräder . . 7,7 

Verschiedene Mineralien 7,5 

Schienen- und Straßenverkehr, 

Binnenschiffahrt 7,0 

Papier und Pappe 6,8 

Möbel und Bettzeug 6,4 

Erzeugnisse der organischen Chemie 6,2 

Pharmazeutische Erzeugnisse 6,1 

Holz, unbearbeitet und gesägt 6,0 

Erzeugnisse der Parachemie 5,2 


Dabei handelt es sich um eine verhältnismäßig 
grobe Unterteilung; wenn man die einzelnen Er- 
zeugnisse gesondert betrachten könnte, so würde 
man zweifellos feststellen, daß in einigen Fällen 
die Absatzmöglichkeiten wesentlich von der öffent- 
lichen Nachfrage abhängen. 

Die Aktion der Kommission ist auf die Beseitigung 
der einzelstaatlichen Maßnahmen gerichtet, die im 
öffentlichen Auftragswesen den freien Waren- und 
Dienstleistungsverkehr behindern. Die Kommission 
stützt sich dabei auf drei Bestimmungen des Ver- 
trages von Rom. 

Nach Artikel 30 ff. des EWG-Vertrags über die Auf- 
hebung der Maßnahmen mit gleicher Wirkung wie | 
mengenmäßige Beschränkungen geht es um die Auf- 
hebung aller Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
sowie aller Verwaltungspraktiken, die bei der Ver- 
gabe öffentlicher Lieferaufträge den inländischen 
Erzeugnissen gegenüber aus der Gemeinschaft ein- 
geführten Erzeugnissen eine Präferenz einräumen j 
bzw. die Erzeugnisse aus den übrigen Mitglied- 
staaten ausschließen. ! 

Gemäß Artikel 59 ff. über den freien Dienstleistungs- 
verkehr geht es um die Aufhebung der entspre- 
chenden Vorschriften für öffentliche Bauaufträge. 

Gemäß Artikel 100 schließlich setzt die Kommission ^ 
die Arbeiten zur Harmonisierung der Verwaltungs- : 
verfahren bei der Vergabe öffentlicher Liefer- und I 
Bauaufträge fort. 

Diese von der Kommission und vom Rat durchge- 
führte Aktion gilt jedoch nur den öffentlichen Auf- 
trägen im engen Sinne bzw. den ausdrücklichen Vor- 
schriften, die der Staat den öffentlichen Unterneh- 
men — auch denjenigen mit privatrechtlicher Sat- i 
zung — zur Auflage macht. 

Ferner werden in zunehmendem Maße öffentliche 
Aufträge freihändig vergeben, wobei besonders : 


schwer festzustellen ist, ob auf Gemeinschaftsebene 
eine Diskriminierung vorliegt. Es handelt sich um 
ein in den meisten Ländern auftauchendes Phäno- 
men, das seine Ursache in der wachsenden Spe- 
zialisierung der öffentlichen Maßnahmen und der 
damit verbundenen Käufe hat. Die normalen Ver- 
fahren für öffentliche oder beschränkte Ausschrei- 
bung geben oft keine Gelegenheit zu den in diesen 
Fällen erforderlichen gründlichen zeit- und kosten- 
sparenden Verhandlungen. Außerdem wären diese 
Verfahren häufig sinnlos, da nur sehr wenige Un- 
ternehmen die geforderten Voraussetzungen er- 
füllen können. 

Von den gesamten öffentlichen Aufträgen wurden 
in den letzten Jahren freihändig vergeben: 


in Frankreich 70 ^/o 

in Großbritannien 50 

in Norwegen 30 ®/o 

in den Vereinigten Staaten 25®/o 

in den Niederlanden 25 ^/o 


Dieser Anteil wuchs mit dem Spezialisierungsgrad 
und dem technologischen Niveau des Wirtschafts- 
zweigs, war jedoch auch in den traditionelleren Be- 
reichen keineswegs gering, wie aus der französi- 
schen Statistik hervorgeht: (freihändig vergebene 
Aufträge in Vo der gesamten öffentlichen Aufträge) 


— Luftfahrt- und Raumfahrttechnik 99 Vo 

— Elektrotechnik und Elektronik 88 ®/o 

— Maschinen- und Gerätebau 76 Vo 

— Wohnungsbau 46 ^/o 

— Hoch- und Tiefbau 39 ^/o 


Unter den gegebenen Umständen ist es klar, daß der 
Gemeinsame Markt nicht für alle Industrien ver- 
wirklicht ist und jedenfalls im Bereich der öffent- 
lichen Aufträge kaum Bedeutung hat. Um eine 
Lösung für diejenigen Wirtschaftszweige, deren 
Existenz und Entwicklung für die Zukunft Europas 
entscheidend ist und deren Tätigkeit häufig von 
staatlichen Entscheidungen abhängt, geht es im Vier- 
ten Teil dieses Dokuments. 

Bei den traditionellen Produktionszweigen setzt die 
Kommission zwar ihre Aktion mit den ihr zur Ver- 
fügung stehenden Rechtsmitteln fort, hofft jedoch 
im übrigen, daß mit fortschreitender Entwicklung 
der Gemeinschaft die in diesem Bereich immer 
noch entscheidenden psychologischen Widerstände 
überwunden werden. 

Ohne zu einem verstärkten verwaltungsmäßigen 
Protektionismus gegenüber dritten Ländern zu füh- 
ren, würde die von der Kommission vorgeschlagene 
allmähliche Öffnung des öffentlichen Auftrags- 
wesens auch diesen Ländern zugute kommen; dabei 
müßte jedoch die Gegenseitigkeit gewährleistet und 
den noch „in den Kinderschuhen steckenden" Indu- 
strien (infant industries) gebührende Aufmerksam- 
keit gewidmet werden. Eine gemeinsame Politik für 
öffentliche Käufe würde es der Kommission ermög- 
lichen, bei den internationalen Verhandlungen über 
öffentliche Aufträge aktiver und konstruktiver auf- 
zutreten. 
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Schließlich genügt es nicht, die Vertragsvorschrif- 
len über das öffentliche Auftragswesen einzuhal- 
ten; es müssen außerdem auf Gemeinschaftsebene 
Maßnahmen getroffen werden, um die tatsächliche 
Öffnung des Marktes in Sektoren zu bewirken, in 


denen aus Gründen, die nicht mit Rechtsvorschriften 
Zusammenhängen, keine echte Freizügigkeit be- 
steht. Diese Maßnahmen, die vor allem bestimmte 
Sektoren der fortgeschrittenen Technologie betref- 
fen, werden im Vierten Teil dargelegt. 


KAPITEL II 

Die Kooperation und die Konzentration der Unternehmen in der Gemeinschaft 


In diesem Kapitel soll untersucht werden, welche 
Mittel den Unternehmen für eine Änderung ihrer 
Struktur und Größe und für die Herstellung einer 
Bindung zu anderen Unternehmen zur Verfügung 
stehen. Eine Stellungnahme zu dem wirtschaftlichen 
Problem der Unternehmensgröße ist damit nicht ver- 
bunden. Die Untersuchung bezieht sich sowohl auf 
Klein- und Mittelbetriebe als auch auf Großunter- 
nehmen. 

Die folgenden Ausführungen können nicht als eine 
systematische Befürwortung der Kooperation und 
der Konzentration betrachtet werden, die nur unter 
bestimmten Verhältnissen und unter bestimmten 
Bedingungen gleichzeitig im Interesse der Unter- 
nehmen und im allgemeinen Interesse liegen kön- 
nen. Einer gegebenen Situation entsprechen Organi- 
sationsformen, eine Unternehmensgröße und eine 
Unternehmenspolitik, die als optimal bezeichnet 
werden können, d. h. die am besten geeignet sind, 
die Rentabilität und die Expansion des Unterneh- 
mens zu gewährleisten. In einer modernen Indu- 
striegesellschaft entspricht die kleine oder mittlere 
Unternehmensgröße häufig diesem Optimum. Die 
Tatsache, daß die Zahl dieser kleinen und mittleren 
Unternehmen sogar noch zunimmt, erklärt sich dar- 
aus, daß diesen Unternehmen eine Vielzahl spezi- 
fischer Funktionen zufällt, bei denen das Groß- 
unternehmen nicht die gleiche Leistungsfähigkeit 
erreicht: Spezialproduktionen, Neuheiten, Dienstlei- 
stungen, Zulieferungen, usw. Wie die Großunter- 
nehmen, müssen sich aber auch diese kleinen und 
mittleren Unternehmen einem Strukturwandel unter- 
ziehen. 

Der inner- und der außergemeinschaftiiche Wettbe- 
werb dürften den Umstrukturierungsprozeß be- 
schleunigen und die Unternehmen der Gemeinschaft 
schneller in Strukturen und Größenordnungen über- 
führen, die den neuen wirtschaftlichen Bedingungen 
angepaßt sind. 

Häufig ist der Grund für eine bescheidene Unter- 
nehmensgröße nicht so sehr in wirtschaftlichen Er- 
fordernissen, als in der Tradition des betreffenden 
Unternehmens zu suchen, wie auch umgekehrt die 
überkommene Struktur mancher Großunternehmen 
diesen nicht mehr genügend Rentabilität und Dyna- 
mik sichern kann. Der Übergang von einer einzel- 
staatlichen zu einer kontinentalen Wirtschaft macht 
gewisse Formen der Zusammenarbeit und eine ge- 
wisse Restrukturierung und Konzentration auf euro- 


päischer Ebene, die bisher zurückgestellt wurden, 
unerläßlich; andererseits eröffnet dieser Wandel 
auch neue Möglichkeiten für die Errichtung oder 
Erweiterung kleinerer Unternehmen. 

Die Schaffung eines gemeinsamen Marktes für alle 
Waren, die Freizügigkeit der Arbeitskräfte und der 
freie Verkehr der Produktionsmittel innerhalb des 
Gemeinschaftsraums bedeuten nicht nur größere Ab- 
satzmärkte für die europäischen Unternehmen und 
einen verstärkten Wettbewerb auf dem Markt der 
Sechs. Die auf diese Weise geschaffene Wirtschafts- 
union ändert auch von Grund auf die strategische 
Basis der Gemeinschaftsunternehmen und zwingt 
diese dazu, ihre Strukturen, ihre Methoden und häu- 
fig auch ihre Größe an die neuen Bedingungen des 
Gemeinsamen Marktes anzupassen. 

Gerade diese Umstellungen im Marktverhalten, in 
der Struktur und in der Größe der Unternehmen sind 
das angestrebte wirtschaftliche Ziel, wenn man sich 
von der Gemeinschaft eine gesteigerte Produktivität, 
eine erhöhte Finanzierungs- und Forschungskapazi- 
tät, eine verbesserte internationale Wettbewerbs- 
fähigkeit, kurz: ein rascheres und besser gesichertes 
Industriewachstum erhofft. 

Die Wettbewerbsfähigkeit in der Industrie hängt 
bekanntlich nicht nur von der Qualität und dem 
Preis der Ware ab, sondern je nach Fall auch von 
der Dynamik in der Absatzpolitik, von der Stand- 
ortpolitik, von der Wandlungs-, Diversifizierungs- 
und Wachstumsfähigkeit des Unternehmens, von 
den finanziellen Mitteln, vom Forschungspotential 
und von den mehr oder weniger engen Verbindun- 
gen mit anderen Unternehmen oder Unternehmens- 
gruppen im technischen, finanziellen und kaufmän- 
nischen Bereich. 

Dieser Wettbewerb zwingt die Unternehmen oder 
Unternehmensgruppen zu ständigen Kursberichti- 
gungen in ihrer Gesamtpolitik und verlangt 'ihnen 
eine echte Strategie ab, die zu tiefgreifenden Re- 
strukturierungen auf der Ebene des Konzerns, des 
Unternehmens, der Gesellschaft oder der Fabrik 
führen kann, wobei zu beachten ist, daß diese 
Restrukturierungen nicht immer in Richtung auf 
eine stärkere Konzentration gehen müssen, sondern 
auch die Form einer Spezialisierung oder Zusammen- 
fassung von Produktionszweigen annehmen können, 
die mit der Einstellung bisheriger Geschäftszweige 
einhergeht. 
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Würde man nicht gleichzeitig mit der Verwirk- 
lichung der Freizügigkeit der Menschen und des 
freien Verkehrs der Produktionsgüter, der Konsum- 
güter und des Kapitals den Unternehmen einen Ak- 
tionsraum schaffen, der die gleiche Sicherheit und 
die gleichen Bedingungen wie ein nationaler Wirt- 
schaftsraum bietet, so würden in bestimmten Fällen 
die von der Gemeinschaft mit Recht erwarteten gün- 
stigen Auswirkungen auf die Organisation, die Lei- 
stungsfähigkeit und die Dynamik der Unternehmen 
beträchtlich zusammenschrumpfen. 

Zwar haben verschiedene Unternehmen der Ge- ; 
meinschaft bereits in anderen Ländern der Gemein- ' 
Schaft oder in Drittländern Fuß gefaßt. 

Die damit verbundenen rechtlichen, steuerlichen und | 
politischen Schwierigkeiten — die zwischen Ländern, 
die nicht ein und derselben Gemeinschaft angehö- 
ren, gewiß unvermeidlich sind — müssen jedoch 
zwischen den Mitgliedstaaten im Interesse der ge- 
samten Industrie der Gemeinschaft verschwinden. 
Hierdurch könnten die Unternehmen, die bereits an 
mehreren Stellen in der Gemeinschaft Fuß gefaßt 
haben, ihr Potential besser nutzen, und jene, die sich 
bisher von den Schwierigkeiten und Kosten einer Fir- 
mengründung jenseits der nationalen Grenzen ab- 
schrecken ließen, würden endlich in der gesamten 
Gemeinschaft einfachere und gesichertere Bedingun- 
gen für ihre Entwicklung vorfinden. 

Deshalb sollte man sich das Ziel setzen, innerhalb 
der Gemeinschaft folgendes zu erreichen: 

— Änderung der bestehenden nationalen oder ge- 
meinschaftlichen gesellschaftsrechtlichen Bestim- 
mungen oder Einführung neuer Bestimmungen, 
die es den Gesellschaften der Gemeinschaft er- 
möglichen, auf dem gesamten Gebiet der Ge- 
meinschaft unter Bedingungen, die hinsichtlich 
der Formalitäten und der Rechtssicherheit mit 
den einzelstaatlichen Verhältnissen vergleichbar 
sind, unter Einhaltung der Wettbewcrbsregeln 
mit anderen Unternehmen zusammenzuarbeiten, 
Geschäfte abzuschließen, Firmen zu gründen oder 
mit anderen Unternehmen zu fusionieren. 

— Anpassung der bestehenden Steuerbestimmun- j 
gen in dem Sinne, daß in den Beziehungen zwi- ! 
sehen Gesellschaften und Niederlassungen, die in 
mehreren Ländern der Gemeinschaft angesiedelt 
sind, die steuerliche Neutralität gewahrt wird. 

— Die Unternehmer müssen sich der von der Ge- 
meinschaft geschaffenen neuen Dimensionen und 
Möglichkeiten bewußt werden. 

— Innerhalb der Gemeinschaft muß ein günstiges i 
politisches Klima für den Ausbau von Beziehun- 
gen jeder Art zwischen Gesellschaften mehrerer 
Länder der Gemeinschaft geschaffen werden. 

Um dieses Ziel zu erreichen, haben die Mitglied- 
staaten und die Kommissionen verschiedene Initia- 
tiven ergriffen, durch die die Neugründung von Fir- 
men, die Zusammenarbeit und die Fusion von Unter- 
nehmen über die Grenzen innerhalb der Gemein- 
schaft hinweg erleichtert werden sollen. Die bisheri- 
gen Ergebnisse sind jedoch noch weit davon ent- 
fernt, den Erfordernissen der Lage zu entsprechen. 


Im Interesse der Gemeinschaft wie auch im Inter- 
esse der Unternehmen ist es daher angesichts des 
sich verstärkenden internationalen Wettbewerbs un- 
erläßlich, die begonnenen Initiativen rasch zu Ende 
zu führen und sie im Bedarfsfall zu ergänzen. 

I. Der rechtliche und finanzielle Rahmen 

Die Unternehmensfusion als juristischer Begriff ist 
in der Regel nur das letzte Stadium eines Prozesses 
der Zusammenarbeit zwischen den betreffenden Ge- 
sellschaften. Im übrigen gibt es nicht wenige Fälle, 
in denen die Gesellschaften eine Fusion nicht für 
zweckmäßig erachten. Den übrigen rechtlichen In- 
strumenten kommt daher erhebliche Bedeutung zu. 

Von einer großen Zahl dieser Instrumente machen 
die Unternehmen heute bereits Gebrauch. Im Hin- 
blick auf die vielfältigen Bedürfnisse der Unterneh- 
men der Gemeinschaft sind indessen weitere Ver- 
besserungen und Lockerungen anzustreben. 

Die folgende Übersicht über die einzelnen Instru- 
I mente ist nicht als erschöpfende Aufzählung ge- 
dacht, sondern soll nur die wichtigsten Rechtsfor- 
i men berücksichtigen. Außerdem ist zu beachten, daß 
in der Praxis die Erfordernisse des jeweiligen Ein- 
, zelfalls zu Varianten, Zwischenformen, kombinierten 
: Formen oder Ad-hoc-Konstruktionen führen. Jeder 
; Zusammenschluß ist eine „maßgeschneiderte"' juri- 
stische Konstruktion. 

1. Vertragliche Zusammenarbeit 

Die vertragliche Zusammenarbeit läßt alle Varian- 
ten hinsichtlich des Gegenstandes der Zusammen- 
arbeit und der Wahl der Geschäftspartner zu. Ver- 
breitete Formen sind Verträge über gemeinsamen 
Einkauf oder Verkauf, Forschungs- und Entwick- 
lungsvereinbanmgen sowie Spezialisierungsverein- 
barungen. 

Aus einer Erhebung der deutschen Abteilung des 
CEPES über nahezu 1500 Fälle von internationaler 
Unternehmenskooperation geht hervor, daß von 850 
Beispielen einer Zusammenlegung von Unterneh- 
mensfunktionen (ohne Lizenzverträge) 55 Vo eine 
Zusammenarbeit im Vertrieb, 35 Vo eine Zusammen- 
j arbeit in der Forschung und Entwicklung und 20 Vo 
eine Zusammenarbeit in der Produktion betreffen^). 

Die vertragliche Zusammenarbeit bedeutet natür- 
lich keine Unternehmenskonzentration, da sie jeder- 
zeit wieder eingestellt werden kann und in den 
meisten Fällen auch keine organische Verbindung 
schafft. Dennoch kann diese Form der Zusammen- 
arbeit zu einer gewissen Einheit führen, wenn sich 
im Laufe der Zeit eine Verzahnung und eine schwer 
rückgängig zu machende Verflechtung herausbilden. 

Die vertragliche Zusammenarbeit kann sogar eine 
strukturierte Form annehmen, d. h. sie kann ge- 
wisse gemeinsame Verwaltungsorgane erhalten. 

Die Kooperationsverträge stellen in der Regel eine 
unerläßliche Etappe auf dem Weg zu einer stärker 

h CEPES/RKW, Grenzüberschreitende Unternehmens- 
kooperation in der EWG, Stuttgart 1968 
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integrierten Zusammenarbeit zwischen zwei oder 
mehreren Unternehmen dar. Da weder die Person^ 
lichkeit noch die Autonomie der Partner angetastet . 
werden, entfallen die psychologischen Barrieren, wie 
sie bei einer Fusion oder Firmenübernahme beste- 
hen. 

Diese Phase gibt Gelegenheit, die Vorteile und 
Schwierigkeiten der Kooperation abzuwägen; sie 
stellt damit häufig ein unerläßliches Experiment für 
eine weitergehende wirtschaftliche Integration dar. j 

In vielen Fällen müssen diese Kooperationsverträge 
im Laufe der Zeit angepaßt werden, da sie nicht 
immer eine befriedigende Lösung für die Probleme I 
der Organisation, des Managements oder der Fi- 
nanzierung der Partnerunternehmer bringen. 

Insbesondere auf finanziellem Gebiet dürfte die 
vertragliche Kooperation die Fremdfinanzierungs- 
kapazität der Partner kaum wesentlich über die 
Summe der Finanzierungskapazität jedes beteilig- 
ten Unternehmens hinaus erhöhen. Dies kann für 
die betreffenden Unternehmen ein zwingender 
Grund sein, zu einer stärker strukturierten Integra- 
tionsform überzugehen. 

Kooperationsvereinbarungen können auch Schwie- 
rigkeiten hinsichtlich der Wettbewerbsregeln der 
europäischen Verträge aufwerfen. Wiederholt hat 
die Industrie der Gemeinschaft die Auffassung ver- 
treten, daß diese Wettbewerbsregeln und ihre Aus- 
legung oder Anwendung durch die Gemeinschafts- 
instanzen die erforderlichen Kooperationsbemühun- 
gen der Unternehmen der Gemeinschaft eher be- 
hindern: In den Wettbewerbsregeln des EWG-Ver- 
trags, in den hierzu ergangenen Durchführungsver- 
ordnungen und in den Verwaltungsvorschriften 
komme ein vorgefaßtes Mißtrauen der Gemeinschaft 
gegen Kooperationsverträge zum Ausdruck; die un- 
zureichende Zahl der Entscheidungen allgemeiner 
Art versetzten die Unternehmen in eine Situation 
der Rechtsunsicherheit; auch die komplizierten 
Melde- und Prüfungsverfahren stellen nach Ansicht 
der Industrie ein beträchtliches Hindernis dar. 

Wenn auch die mit jeder Neuregelung zwangsläu- 
fig verbundenen Ungewißheiten diesen Eindruck ent- 
stehen lassen konnten, so müßten doch die Grund- 
satzerklärungen und die richtungsgebenden indivi- 
duellen Entscheidungen der Kommission solche j 
Zweifel ausgeräumt haben. | 

Die Kommission hat in den letzten Jahren wieder- | 
holt klar zu verstehen gegeben, daß sie keineswegs ■ 
die Kooperationsbemühungen zu behindern beab- 
sichtigt, die der Gemeinsame Markt und der heutige 
Wettbewerb verlangen und die sie selbst fördert. | 
Insbesondere mit ihrer Mitteilung vom Juli 1968 | 
hat die Kommission Ihre Absicht, die Kooperation j 
zwischen kleinen und mittleren Unternehmen zu ; 
fördern und zu erleichtern und ihre Überzeugung I 
bekundet, daß auch zwischen Großunternehmen eine 
Zusammenarbeit zulässig und wünschenswert sein 
kann. i 

Aus den Entscheidungen des Gerichtshofs und der | 
Kommission geht hervor, daß Artikel 85 Absatz 1 i 


nur bei einer spürbaren Einschränkung des Wett- 
bewerbs anwendbar ist. 

Ferner hat die Kommission — selbst bei einer spür- 
baren Einschränkung des Wettbewerbs — die Aus- 
nahme gemäß Artikel 85 Absatz 3 genehmigt, sofern 
die Vereinbarung zur Verbesserung der Waren- 
erzeugung oder -Verteilung oder zur Förderung des 
technischen und wirtschaftlichen Fortschritts notwen- 
dig war und den Verbrauchern ein angemessener 
Gewinn gewährleistet wurde. 

Aus den Erfahrungen mit den Entscheidungen der 
Kommission und den Urteilen des Gerichtshofs in 
konkreten Einzelfällen lassen sich allmählich allge- 
meinverbindliche Regeln ableiten. 

Diese Regeln können verschiedener Art sein. Nach 
Artikel 85 Absatz 1 sind generell alle Vereinbarun- 
gen untersagt, deren Ziel oder Folge eine Ein- 
schränkung des Wettbewerbs im Gemeinsamen 
Markt Ist. Mit einem Negativtest erbringt die Kom- 
mission die rechtliche Bestätigung, daß eine be- 
stimmte Kooperationsvereinbarung nicht unter die- 
ses Verbot fällt, da der Wettbewerb nicht oder nur 
in unbedeutendem Umfange eingeschränkt wird: 

— Die Mitteilung der Kommission vom Juli 1968 
zählt verschiedene Kategorien von Vereinbarun- 
gen auf, die nicht unter das Verbot des Arti- 
kels 85 fallen, da sie keine Einschränkung des 
Wettbewerbs zum Ziel oder zur Folge haben. 

— Ferner plant die Kommission Maßnahmen zur 
Regelung der Fälle von Vereinbarungen mit 
geringerer Bedeutung zwischen Unternehmen, 
deren Gesamtumsatz und Marktanteil sich in be- 
stimmten Grenzen halten. 

Nach Artikel 85 Absatz 3 können Kooperationsfälle, 
die unter das Verbot nach Artikel 85 Absatz 1 fallen, 
von diesem Verbot freigestellt werden, wenn nach- 
gewiesen wird, daß die positiven Seiten der Ver- 
einbarung verglichen mit der spürbaren Einschrän- 
kung des Wettbewerbs überwiegen. So 

— gibt es eine erste Freistellungsverordnung nach 
Kooperationskategorien für Alleinvertretungs- 
vereinbarungen; 

— arbeitet die Kommission gegenwärtig an Vor- 
schlägen für Verordnungen, mit denen Aus- 
nahmegenehmigungen nach verwandten Kate- 
gorien für Kooperationstypen eingeführt werden, 
die sich auf gemeinsame Normen, Forschung und 
Entwicklung, Spezialisierung und auf bestimmte 
Vereinbarungen über gemeinsamen Einkauf oder 
Verkauf beziehen. 

Mit der Verordnung Nr. 17 ist eine Meldepflicht für 
alle Unternehmensvereinbarungen eingeführt wor- 
den, damit die Kommission die Anwendung von Ar- 
tikel 85 überwachen kann. Die Unternehmen der 
Gemeinschaft haben in der Regel die administrativen 
oder rechtlichen Schwierigkeiten einer solchen Mel- 
dung überschätzt und wollten darin einen Riegel 
sehen, den die Gemeinschaft derartigen Vereinba- 
rungen vorzuschieben versucht. 
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Um den Unternehmen die Arbeit zu erleichtern, sind 
indessen auch Freistellungen von der Meldepflicht 
nach Kategorien eingeführt worden (bisher für Ver- : 
cinbarungen betreffend gemeinsame Normen und i 
Typen und für Forschungs Vereinbarungen). 

Die Kommission beabsichtigt vorzuschlagen, diese | 
Freistellung von der Meldepflicht unter bestimmten 1 
Bedingungen auf Entwicklungs- und Spezialisie- ; 
rungsvereinbarungen auszudehnen. 

Die Kommission ist überzeugt, daß die bisher be- 
schlossenen bzw. in Vorbereitung befindlichen Maß- 
nahmen insgesamt den Unternehmen die Arbeit ' 
spürbar erleichtern werden. Sie beabsichtigt, ihre ^ 
Politik durch eine Auslegung von Artikel 85 fort- i 
zusetzen, die die Sache der Unternehmenskoopera- 
tion weitgehend unterstützt. j 

Die unterschiedliche Konzeption der Artikel 85 und 
86 mag zu der Annahme geführt haben, daß der 
EWG-Vertrag die Kommission auf dem Gebiet der 
Kooperation zu größerer Strenge als auf dem Gebiet 
der Unternehmenskonzentration anhält. Die Kom- ' 
mission interpretiert dies anders. Sie ist sich be- 
wußt, daß Kooperationsvereinbarungen häufig das 
Vorspiel zu einer weitergehenden Integration sind 
und daß es für die Unternehmen nicht immer mög- 
lich ist, sofort zu einer Konzentration überzugehen. ^ 
Selbst ohne Aussicht auf eine spätere Unterneh- 
menskonzentration ermöglicht Artikel 85, Absatz 3, ; 
eine Zusammenarbeit, die die gewünschten wirt- 
schaftlichen Auswirkungen gewährleistet. 

2. Zwischenformen zwischen Kooperation und 
Konzentration 

Im Recht der einzelnen Mitgliedstaaten gibt es ver- 
schiedene Rechtsformen, die den Unternehmen eine 
Zusammenlegung einer oder mehrerer Unterneh- ' 
mensfunktionen gestattet. 

Diese Rechtsformen sind, was ihr Zustandekommen 
und ihr Funktionieren anbelangt, durch eine Flexi- 
bilität gekennzeichnet, die sie in die Nähe der rein 
vertraglichen Kooperation rückt; auch hier tritt i 
grundsätzlich keine Änderung in der Persönlichkeit 
und rechtlichen Autonomie der beteiligten Unterneh- j 
men ein. | 

Auch wenn diese Formen Rechtspersönlichkeit 
haben, stehen sie damit ohne jeden Zweifel der Ko- 
operation näher als der Konzentration. 

In fiskalischer Hinsicht findet dies seinen Nieder- 
schlag in der Steuertransparenz. Dies bedeutet, daß ^ 
die auf die Mitglieder verteilten Gewinne als von i 
diesen direkt erwirtschaftete Gewinne gelten und 
nicht auf Ebene des Unternehmenszusammenschlus- ; 
ses versteuert werden, womit sich die Gefahr der ■ 
Doppelbesteuerung erheblich verringert. 

Hinsichtlich der Wettbewerbsregeln wird die Frage, 
ob es sich um eine Unternehmenskonzentration oder 
um eine Kooperation handelt, vor allem nach dem 
Sachverhalt und nicht nach der Rechtsform beurteilt. 
Nur selten führen die im folgenden behandelten 
Rechtsformen zu einer derartigen Verzahnung der 
zusammengelegten Funktionen, daß sie eine Ände- 


rung der internen Unternehmensstruktur nach sich 
ziehen und mehr als eine Kooperation darstellen 
können. 

Der große Vorteil dieser Rechtsformen besteht dar- 
in, daß sie bereits erprobte Kooperationsschemen 
bieten, gewisse Strukturen und Organe vorsehen 
und für etwaige Vergeßlichkeiten der Teilnehmer 
gesetzliche Abhilfe schaffen. Darüber hinaus bewe- 
gen sich die Unternehmen, die diese Rechtsformen 
wählen, auf bekanntem und sicherem Terrain, was 
psychologisch sehr vorteilhaft ist. 

Ohne diese Rechtsformen erschöpfend aufzählen zu 
wollen, seien hier einige genannt, die anerkannter- 
maßen bei einer Zusammenarbeit zwischen Unter- 
nehmen verschiedener Nationalität benutzt werden 
können. 

Die verbreitetsten Formen sind sicherlich die „Asso- 
ciation en participation" und die „Association mo- 
mentanen'' (Arbeits- oder Interessengemeinschaft), 
die in den meisten Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 
bekannt sind und Gesellschaften ohne Rechtsper- 
sönlichkeit darstellen. Diese Gesellschaften werden 
zur Erfüllung genau umrissener Aufgaben gebil- 
det (häufig im Sektor der öffentlichen Arbeiten). 

Das im italienischen Recht vorgesehene „consorzio" 
ist eine durch Vertrag geschaffene Gemeinschaft 
zwischen Unternehmen gleicher oder verwandter 
Branchen. Diese Rechtsform beläßt eine sehr große 
Freiheit hinsichtlich der Entscheidungsinstanzen und 
des Funktionierens. 

Die deutsche Interessengemeinschaft ist eine Ge- 
meinschaft zwischen Unternehmen ohne gegenseiti- 
ges Abhängigkeitsverhältnis, die gemeinsam einen 
oder mehrere Zwecke verfolgen und Übereinkom- 
men, die daraus resultierenden Gewinne und Kosten 
in einem im voraus festgelegten Verhältnis umzu- 
legen. 

Die zweifellos interessanteste Form ist das franzö- 
sische Groupement d'interet economique (G. I. E.), 
das speziell als Rahmen für eine Kooperation zwi- 
schen Unternehmen geschaffen worden ist und wach- 
senden Erfolg hat. Diese Rechtsform, die zwischen 
der Gesellschaft und der Gemeinschaft steht, beläßt 
den Partnern breiten Spielraum für die Festlegung 
der Strukturen. Das G. I. E. hat Rechtspersönlichkeit, 
obgleich es ohne Kapital gegründet werden kann. 
Ein G. I. E. kann gleichermaßen von natürlichen und 
juristischen Personen gebildet werden. Für die Un- 
ternehmensgröße ist keinerlei Grenze vorgesehen, 
so daß diese Rechtsform nicht den kleinen und mitt- 
leren Unternehmen Vorbehalten ist. Auch Auslän- 
dern steht das G. L E. offen. 

Die vorgenannten Formen der Zusammenarbeit kön- 
nen als Modell für eine grenzüberschreitende Ko- 
operation verwendet werden ^). 


h Wenn jedoch derartige Kooperationen eine spürbare 
Einschränkung des Wettbewerbs mit sich bringen, die 
den Handel zwischen den Mitgliedstaaten der Gemein- 
schaft zu beeinträchtigen geeignet sind, so müssen sie 
nach dem derzeitigen Gemeinschaftsrecht gemeldet 
werden, um in den Genuß einer Positiventscheidung 
zu gelangen. 
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Der bereits erwähnte psychologische Vorteil — Vor- 
handensein eines einheitlichen geeigneten Rahmens , 
für die Kooperation — könnte indessen die Kommis- 
sion veranlassen, gemeinsam mit der Industrie der i 
Gemeinschaft die Frage zu prüfen, ob das Recht der j 
einzelnen Mitgliedstaaten in diesem Sinne ange- 
paßt oder ergänzt oder ob sogar ein eigener gemein- 
schaftlicher Rahmen geschaffen werden sollte. 

Der Erfolg des französischen Groupement d'interet 
econom'ique läßt vermuten, daß hier ein echtes Be- 
dürfnis vorliegt. Bald wird man mit ausreichendem 
zeitlichen Abstand beurteilen können, ob der Ver- 
such geglückt ist und ob, wie verschiedene nationale 
Berufsverbände in Europa es wünschen, die übrigen 
Mitgliedstaaten oder die Gemeinschaft eine ähnliche 
Rechtsform übernehmen sollten. 


3. Finanzielle Bindungen 

Der Erwerb eines mehr oder weniger großen Teils 
des Kapitals einer Gesellschaft bedeutet an und für 
sich nicht zwangsläufig, daß der Investor gewillt ist, 
in die Unternehmensstruktur einzugreifen oder die 
Politik des Unternehmens, an dem er eine Beteili- 
gung übernimmt, zu beinflussen. Derartige Beteili- 
gungen können einfache Geldanlagegeschäfte sein. 

In den meisten Fällen entspricht indessen die Her- 
stellung von finanziellen Bindungen einer genau 
kalkulierten Strategie der investierenden Gesell- 
schaft. 

Diese Beteiligung, die entweder durch direkte frei- 
händige Abtretung eines Kapitalanteils oder durch 
Kauf von Aktien an der Börse (ggf. durch öffentliche 
Kaufangebote) oder durch Aktientausch erfolgen 
kann, sichert einen stärkeren Zusammenhalt, als dies 
durch rein vertragliche Bindungen möglich wäre. 
Sehr häufig besiegelt eine finanzielle Beteiligung 
©ine vorangegangene Kooperation, die zu einer so 
starken Verflechtung geführt hat, daß ihre Auflö- 
sung einem der Partner schweren Schaden zufügen 
könnte. 

Mitunter wird jedoch zur Konsolidierung der Zu- 
sammenarbeit zwischen Unternehmen eine andere 
Form der finanziellen Bindung vorgezogen: die 
Gründung einer gemeinsamen Tochtergesellschaft. 
Mit dieser Form der finanziellen Zusammenarbeit 
lassen sich die zusammengelegten Funktionen klar 
abgrenzen, die Risiken isolieren und die Ergebnisse 
der Zusammenarbeit klar erfassen. Verschiedentlich 
ist es jedoch bei gemeinsamen Tochtergesellschaften 
zu ernsten Schwierigkeiten gekommen, weil zwi- 
schen den Gründergesellschaften Meinungsverschie- 
denheiten über die Aufstockung des Kapitals der 
Tochtergesellschaft als unerläßliche Voraussetzung 
für deren Fortbestand oder Expansion auftraten. 


Die gegenseitige Kapitalbeteiligung ist jedoch eine 
Praktik, die vom Gesellschaftsrecht eher abgelehnt 
wird. So ist eine wechselseitige Kapitalbeteiligung 
zwischen Muttergesellschaft und Tochtergesellschaft in 
Italien verboten. In Frankreich, Italien und Deutsch- 
land ist sie beschränkt und reglementiert. 


Schwierigkeiten dieser Art wurden vor allem in 'sol- 
chen Fällen beobachtet, in denen die gemeinsame 
Tochtergesellschaft neue Produkte zu entwickeln 
hatte, bei denen das finanzielle Risiko größer ist. 

Die Beteiligung ist die häufigste Form der Unter- 
nehmenskonzentration. Die Kapitalbeteiligung, von 
der die Gesellschaften der Gemeinschaft — und 
infolge der finanziellen Möglichkeiten in noch stär- 
kerem Maße die Gesellschaften bestimmter dritter 
Länder — regen Gebrauch machen, ist nicht nur eine 
Ersatzlösung für eine aus rechtlichen und steuer- 
lichen Gründen nicht mögliche Unternehmensfusion, 
sondern bietet darüber hinaus den Vorteil einer vor 
allem zeitlich größeren Flexibilität bei der prakti- 
schen Abwicklung. 

Diese Kapitalbeteiligung, mit denen eine Kontrolle 
über das Unternehmen oder eine Beeinflussung der 
Unternehmenspolitik angestrebt wird, haben indes- 
sen nicht immer zu den erwarteten Strukturverbesse- 
rungen geführt. Wenn es in der Regel auch zu 
Änderungen im Verwaltungsrat (Vorstand) kommt, 
so entwickelt sich nicht immer eine ausreichend ge- 
schlossene Konzeption, um alle Vorteile der auf 
diese Weise eingeleiteten Konzentration zu nutzen. 
Dies ist vor allem dann der Fall, wenn mit der Be- 
teiligung nicht die Mehrheit des Aktienpakets er- 
worben wird. Aus diesem Grund nehmen die Unter- 
nehmen Zuflucht zu komplizierteren Organisations- 
formen, die eine straffere und einheitlichere Unter- 
nehmenspolitik und Unternehmensführung gewähr- 
leisten sollen. 

Dies trifft besonders auf die Holding-Gesellschaft zu, 
in der die Errichtung einer gemeinsamen Mutterge- 
sellschaft gesehen werden kann. Neben Holding- 
Gesellschaften in Form einfacher Finanzgesellschaf- 
ten beobachtet man heute in der Gemeinschaft die 
Entwicklung von Holding-Gesellschaften, die eine 
Koordinierung zwischen den einzelnen Gesellschaf- 
ten herbeizuführen haben. 

Die verschiedenen hier genannten Formen der finan- 
ziellen Verflechtung sind samt und sonders zwischen 
Gesellschaften der Gemeinschaft wie auch zwischen 
Gesellschaften der Gemeinschaft und Gesellschaften 
dritter Länder möglich. Eine sehr ernste Schwierig- 
keit bleibt dabei die Steuerregelung, die bei der 
Übertragung der Gewinne zwischen Gesellschaften 
verschiedener Länder der Gemeinschaft anwendbar 
ist. Auf diesen Aspekt wird noch an späterer Stelle 
eingegangen. 

Außerdem besteht für die Gesellschaften der Ge- 
meinschaft bei einer Beteiligung ein ernstes Handi- 
cap gegenüber den Gesellschaften bestimmter drit- 
ter Länder. Dieses Handicap sind die geringeren 
finanziellen Möglichkeiten der Gemeinschaftsunter- 
nehmen. Es kann hier nur an die Notwendigkeit er- 
innert werden, auf Gemeinschaftsebene so rasch wie 
möglich die erforderlichen rechtlichen Instrumente 
für eine Fusion zwischen Gesellschaften mehrerer 
Mitgliedstaaten zu schaffen, da Fusionen (ausge- 
nommen die Übernahme von Unternehmen) in der 
Regel nicht mit einem so großen Finanzaufwand wie 
die Beteiligung an Unternehmen verbunden ist. 
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4. Das Recht der verbundenen Unternehmen 

Neben der Fusion und der Übernahme von Unter- 
nehmen dm rechtlichen Sinne gibt es Formen der 
Unternehmenskonzentration, die eine neue wirt- 
schaftliche Realität geschaffen haben: die verbunde- 
nen Unternehmen. Die finanzielle Beteiligung — ' 
mit oder ohne Personalunion — und die kaufmän- 
nische oder technologische Abhängigkeit schaffen 
zwischen rechtlich selbständigen Gesellschaften ein 
Beherrschungs- oder Gemeinschaftsverhältnis. 

Die Beziehungen zwischen den Konzernunterneh- 
men sind in den meisten Mitgliedstaaten gesetzlich 
nicht geregelt. 

Von Deutschland abgesehen kennt das Gesellschafts- 
recht der Mitgliedstaaten nur die Gesellschaft als 
selbständige juristische Person, deren Vermögen 
vom Verwaltungsrat im ausschließlichen Interesse 
der Gesellschaft selbst und alle Aktionäre verwaltet 
wird. i 

In der Praxis liegen die Dinge erklärlicherweise 
häufig anders, und nicht selten werden die Inter- 
essen einer Gesellsdiaft denen einer anderen Ge- i 
Seilschaft, die sie beherrscht, untergeordnet. Damit ; 
stellt sich das Problem der Haftung (auch der straf- 
rechtlichen Haftung) der Verwaltungsratsmitglieder, 
des Schutzes der Interessen der Minderheitsaktio- 
näre und des Schutzes der Gläubiger der beherrsch- 
ten Gesellschaft. 

Im deutschen Recht ist diese Erscheinung der wirt- 
schaftlichen Konzentration im neuen Akliengesctz 
von 1965 kodifiziert worden. Dieses Gesetz bringt 
eine rechtliche Definition des Begriffs der verbunde- 
nen Unternehmen, der beherrschenden und abhängi- 
gen Gesellschaften, des Konzerns (mehrere abhän- 
gige Gesellschaften unter der einheitlichen Leitung 
einer beherrschenden Gesellschaft), sowie des Gleich- 
ordnungskonzerns (mehrere voneinander nicht ab- 
hängige Gesellschaften, die sich durch Vertrag unter 
einheitliche Leitung stellen). Das neue Aktiengesetz 
regelt auch die Bedingungen (insbesondere Publizi- 
tät und vertragliche Festlegung), unter denen der- 
artige Bindungen gesetzlich anerkannt werden kön- 
nen. Schließlich regelt das Aktiengesotz auch die . 
Frage der Grenzen, der Strafen, der Kompensatio- 
nen, der Haftung und der Kontrollen, die die Inter- 
essen der Minderheitsaktionäre und Gläubiger j 
sichern sollen. 

In anderen Mitgliedstaaten sind Vorarbeiten in die- 
sem Sinne im Gange. 

Diese Anpassung des rechtlichen Kontextes an die 
wirtschaftliche Realität ist auf der Gemeinschafts- 
ebene erforderlich, da die Entwicklung der Kon- 
zerne sich auf das gesamte Gebiet der Gemeinschaft 
ausdehnen wird. 

Der Entwurf eines Statuts für eine Europäische Han- 
delsgesellschaft (Entwurf Sanders) enthält ein Kapi- 
tel, in dem die Gruppenbeziehungen zwischen recht- 
lich autonomen Gesellschaften geregelt werden (wo- 
bei eine dieser Gesellschaften eine europäische Ge- 
sellschaft sein muß). 

Ferner muß auch eine rechtliche Regelung für die 
Beziehungen gefunden werden, die zwischen Gesell- 


schaften unterschiedlichen nationalen Rechts beste- 
hen können. Dies erfordert, 

— daß die Gemeinschaft nach Artikel 54 Abs. 3 
Buchstabe g in einer Richtlinie die gemeinsamen 
Grundsätze für ein Recht der verbundenen Unter- 
nehmen aufstellt, in dem der Schutz der Mitglie- 
der und Gläubiger der Konzernunternehmen ver- 
ankert wird. Die Kommission hat im übrigen in 
diesem Sinne bereits Arbeiten eingeleitet; 

— daß die Mitgliedstaaten (ausgenommen Deutsch- 
land) mit der Ausarbeitung eines Rechts der ver- 
bundenen Unternehmen beginnen oder diese 
Ausarbeitung fortsetzen müssen. 

5. Unternehmensformen öffentlichen Rechts 

Zur Erreichung bestimmter gemeinsamer Ziele grei- 
fen die Staaten mitunter zu Rechtskonstruktionen 
eigener Art, die die Gründung multinationaler Ge- 
sellschaften ermöglichen. Die Aufgaben solcher Ge- 
sellschaften sind sehr vielfältig; sie reichen vom 
wettbewerbsfreien öffentlichen Dienst bis zu fast 
privatwirtschaftlichen Tätigkeiten ^). 

Die Aushandlung eines internationalen Vertrags zur 
Regelung der Rechtsstellung und der Arbeitsbedin- 
gungen derartiger Gesellschaften ist indessen derart 
komplex, daß nicht ohne weiteres auf diese Lösung 
zurückgegriffen werden kann. An ein solches Vor- 
gehen wäre höchstens dann zu denken, wenn sich 
die Notwendigkeit ergeben sollte, Unternehmen der 
öffentlichen Lland und öffentliche Dienste aus ver- 
schiedenen Mitgliedstaaten zu fusionieren oder zu 
einer Zusammenarbeit zu bringen. 

Im Euratom-Vertrag ist eine weitere multinationale 
Rechtsform vorgesehen: das gemeinsame Unter- 
nehmen. 

Beim gegenwärtigen Stand der Dinge ist das ge- 
meinsame Unternehmen die ausgefeilteste Form 
einer Gesellschaft im Gemeinschaftsrahmen. Aller- 
dings beschränkt sich sein Aufgabenbereich auf die 
Kernindustrie. Zudem erscheinen die Regeln für die 
Gründung gemeinsamer Unternehmen die Gründung 
von gemeinsamen Tochtergesellschaften, die sich auf 
eine ganz bestimmte Zielsetzung beschränken, eher 
zu fördern als eine echte Umstrukturierung. 

Man kann zwar bedauern, daß die Industrie der 
Gemeinschaft nur wenig Gebrauch davon gemacht 
hat“), doch muß man sich ebenso fragen, ob nach 


^) Als Beispiele seien genannt; 

— der Flughafen Basel-Mülhausen 

— Eurofima (Europäische Gesellschaft zur Finanzie- 
rung von Eisenbahnmaterial) 

— die Internationale Moselgesellschaft 

— die Scandinavian Airlines (SAS) 

— die Union charbonniere Saaro-Lorraine (SAARLOR), 
die eine französisch-deutsche Aktiengesellschaft mit 
doppeltem Gesellschaftssitz ist und Tochtergesell- 
schaften nach deutschem und nach französischem 
Recht hat. 

I -) Gegenwärtig bestehen vier gemeinsame Unternehmen, 
j von denen aber nur eins einer plurinationalen Zu- 
sammenarbeit entspricht. 
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einer Änderung der vorhandenen Rechtsgrundlagen 
diese Sonderform nicht auch anderen Bereichen 
außerhalb der Kernindustrie zugänglich gemacht 
werden könnte, insbesondere der fortgeschrittenen 
Technologie ^). 

Das Verfahren für die Gewährung dieser Rechts- 
stellung könnte es den Mitgliedstaaten ermöglichen, : 
durch eine gemeinschaftliche Entscheidung bestimm- 
ter Sonderformen industrieller Zusammenarbeit 
(wenn sich z. B. ein oder mehrere öffentliche Unter- 
nehmen an dieser Zusammenarbeit beteiligen) eine 
Rechtsgrundlage zu geben. 

6. Die Fusionen 

Unter Fusion ist die höchste Konzentrationsform zu 
verstehen, bei der entweder beide Partner ihre 
Rechtspersönlichkeit verlieren und zu einer neuen 
Rechtspersönlichkeit verschmelzen oder einer von 
ihnen in dem anderen aufgeht (Übernahme). 

Solche Fusionen und Übernahmen sind bei Gesell- 
schaften verschiedener Nationalität fast unmöglich, 
da das Gesellschaftsrecht der Mitgliedstaaten dem 
fast unüberwindliche Hindernisse in den Weg stellt. 
So unterliegen in der Bundesrepublik Deutschland 
Fusionen der richterlichen Nachprüfung. Da eine 
solche Nachprüfung bei einer Person ausländischen 
Rechts juristisch unmöglich ist, ist auch die Fusion 
zwichen einer deutschen Gesellschaft und einer aus- 
ländischen Gesellschaft unmöglich. 

In den Niederlanden kennt das Gesellschaftsrecht 
die Fusion weder auf nationaler noch auf internatio- 
naler Ebene. „Fusionen" sind Finanzkonzentrationen 
(Beteiligungen oder Gesamtübernahme und Um- 
wandlung der absorbierten Gesellschaft in eine Hol- 
ding-Gesellschaft) . 

In Belgien, Frankreich, Italien und Luxemburg ist 
die internationale Fusion rechtlich möglich, wenn es 
sich um die Übernahme einer ausländischen Gesell- 
schaft durch eine inländische Gesellschaft handelt. 

In den übrigen Fällen verlangt das Gesellschaftsrecht 
in Frankreich, Belgien und Luxemburg Einstimmig- 
keit der Aktionäre, eine bei weitgestreutem Aktien- 
besitz unmöglich zu erfüllende Voraussetzung. In 
Italien wird diese Einstimmigkeit nicht verlangt; 
dort haben die Aktionäre, die gegen die Übernahme 
sind, nur einen Anspruch auf Rücknahme der Aktien. 
Diese Bedingungen beschränken die Möglichkeiten 
einer internationalen Fusion sehr stark. 

Außer den im folgenden noch genannten Hindernis- 
sen sind die Unterschiede im Gesellschaftsrecht der 
Mitgliedstaaten auch noch dazu angetan, die Zusam- 
menarbeit zwischen Gesellschaften aus verschiede- 
nen Mitgliedsländern zu behindern. 

Auf mehreren Wegen, die alle auf das eine Ziel hin- 
streben, hat sich die Gemeinschaft bemüht, diese 
Hindernisse zu beseitigen. 

Von den Arbeiten nach Artikel 54 Absatz 3 Buch- 
stabe g des EWG-Vertrags (Niederlassungsrecht: 

^) Die Kommission führt derzeit eine Studie über die 
Ausweitung dieses Status durch. 
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Richtlinien zur Koordinierung der Schutzbestimmun- 
gen, die den Gesellschaften mit Erwerbszweck vor- 
geschrieben sind) sind folgende zu erwähnen: 

— als erste Maßnahme die Richtlinie vom 9. März 
1968 über die Publizität der Gesellschaftsakte, 
die Gültigkeit der Gesellschaftsverpflichtungen 
und die Nichtigkeitsregelungen; 

— ein demnächst dem Rat von der Kommission vor- 
zulegender Vorschlag für eine Richtlinie über die 
Aufbringung, die Beibehaltung und die Ände- 
rung des Gesellschaftskapitals; 

— die für die nächste Zeit vorgesehene Vorlage 
eines Vorschlags für eine Richtlinie über die Har- 
monisierung (oder — wie sie noch nicht beste- 
hen — die Verabschiedung) der Vorschriften zur 
Regelung der Fusion von Gesellschaften ein und 
desselben Landes. Die Annahme einer Regelung 
für Gemeinschaftsfusionen wird nämlich durch 
eine gleichzeitige Harmonisierung der für die 
inländischen Gesellschaften eines Landes gelten- 
den Regelungen weitgehend erleichtert; 

— ein Vorentwurf zur Harmonisierung der Jahres- 
abschlüsse und der Bewertungsmethoden. 

Im Rahmen des Artikels 220 Absatz 3 des EWG- 
Vertrages 

— haben die Mitgliedstaaten am 29. Februar 1968 
ein Abkommen über die gegenseitige Anerken- 
nung der Gesellschaften und der juristischen Per- 
sonen unterzeichnet. 

— Vorbereitet wird ferner ein Vorentwurf für ein 
Abkommen über die Möglichkeit der Fusion 
duch Übernahme sowie durch Gründung einer 
neuen Gesellschaft zwischen Gesellschaften aus 
verschiedenen Mitgliedstaaten. Der Abkommens- 
entwurf könnte im Laufe des Jahres 1970 dem 
Ministerrat vorgelegt werden. Er würde den 
nötigen Rahmen für die Durchführung echter Fu- 
sionen innerhalb der Gemeinschaft abgeben. 

Schließlich wurde 1965 von der Regierung eines Mit- 
gliedstaates der Gedanke vorgetragen, ein Statut 
für eine Europäische Handelsgesellschaft auszuarbei- 
ten, um damit eine spezifische und schnelle Lösung 
der Probleme herbeizuführen, die bei der Zusam- 
menaibeit und der Konzentration von Gesellschaf- 
ten der Gemeinschaft auftreten. 

Dieser Gedanke fand in der Wirtschaft sofort ein 
lebhaftes Echo. Eine einheitliche Rechtsform ist näm- 
lich für die Unternehmen leichter anzuwenden als 
unterschiedliche harmonisierte Rechtsformen. Das er- 
hebliche psychologische Hindernis, das die Ände- 
rung der Nationalität unausweichlich darstellt, 
würde verschwinden oder weitgehend abgebaut wer- 
den, wenn die multinationale Fusion zu einer Euro- 
päischen Gesellschaft führte. 

Die sich daraus ergebenden Erleichterungen würden 
von mittelgroßen Betrieben besonders geschätzt, da 
es diesen schwerer fällt als sehr großen Unterneh- 
men, über die Grenzen hinwegzugreifen. 

Bereits im April 1966 hat die Kommission dem 
Ministerrat ein Memorandum über eine Europäische 
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Aktengesellschaft zugeleitet. Im selben Jahr hat sie 
Herrn Professor Sanders beauftragt, eine Studie über 
den Entwurf eines Statuts einer Europäischen 
Aktiengesellschaft auszuabeiten. Der Rat hat seiner- 
seits eine Sachverständigengruppe beauftragt, die 
Probleme zu prüfen, die sich aus der Ausarbeitung 
eines entsprechenden Abkommens ergeben würden. 
Wegen erheblicher Divergenzen technischer und 
politischer Art konnten keine entscheidenden Fort- 
schritte erzielt werden. 

Die Kommission kann nur immer wieder auf die Be- 
deutung hinweisen, die sie selbst und auch die Wirt- 
schaft einem schnellen Abschluß dieses Vorhabens 
beimessen, das einen wesentlichen Fortschritt in der 
Schaffung der juristischen Möglichkeiten darstellt, 
die für die Entwicklung der Unternehmen in der Ge- 
meinschaft nötig sind. Die noch bestehenden tech- 
nischen Schwierigkeiten sind keineswegs unüber- 
windlich. Ob nun Namens- oder Inhaberaktien aus- 
gegeben werden, ob es sich um die Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer handelt oder um den Zugang zu 
dieser Rechtsform, der politische Wille muß es er- 
möglichen, zu allgemein akzeptablen Lösungen zu 
kommen. Die Kommission hat daher im Frühjahr 
1969 beschlossen, selbst den Entwurf eines Statuts 
einer Europäischen Aktiengesellschaft auszuarbei- 
ten; sie wird dem Ministerrat diesen Entwurf in 
Kürze vorlegen. 

Eine Wiederaufnahme der Arbeiten zusammen mit 
dem politischen Willen, die letzten Hindernisse zu 
beseitigen, würde besser als jede andere Initiative 
die Absicht der Regierungen erkennen lassen, zu 
einer Entwicklung von Beziehungen zwischen Ge- 
sellschaften aus verschiedenen Gemeinschaftslän- 
dern beizutragen. 

Die Annahme des Europäischen Statuts würde be- 
trächtliche psychologische Wirkungen haben, vor 
allem, wenn sie mit weiteren Fortschritten in der 
Errichtung der Wirtschafts- und Währungsunion ein- 
hergehen würde. Es würde dies von der Wirtschaft 
als eine Emutigung zur Gründung wirklich pluri- 
nationaler Unternehmen aufgefaßt werden und 
könnte, da die nationale Zugehörigkeit der Unter- 
nehmen keine oder nur noch eine stark abge- 
schwächte Rolle spielen würde, viel dazu beitragen, 
die schwierigen Probleme der Verlegung oder Bei- 
behaltung des Entscheidungszentrums zu lösen, von 
denen noch weiter unten die Rede sein wird. 

Abschließend sei gesagt, daß zwar bei den den 
Unternehmen in der Gemeinschaft zur Verfügung 
stehenden rechtlichen Mitteln noch ganz erhebliche 
Lücken bestehen, andererseits aber schon jetzt Mög- 
lichkeiten gegeben sind. Diese werden allerdings 
noch sehr wenig genutzt, wofür eine Reihe von 
Gründen maßgebend ist, die eine nähere Unter- 
suchung verdient. 

Vorher muß jedoch noch ein letztes Problem ange- 
schnitten werden: das der Auslegung von Artikel 86 
EWGV hinsichtlich der Unternehmenskonzentration 
in der Gemeinschaft. 

Bisher haben sich die Bemühungen der Kommission 
vor allem auf die Festlegung von Kooperationsfor- 
men gerichtet, die die Unternehmen in die Lage ver- 


setzen, rationeller zu arbeiten und ihre Produktivi- 
tät und Wettbewerbsfähigkeit auf einem erweiter- 
ten Markt zu steigern. 

Man kann nämlich mit Recht zu der Auffassung ge- 
langen, daß in den meisten Industriezweigen der 
Gemeinschaft die Strukturen eher eine große Ver- 
schiedenartigkeit der produktiven Kräfte als eine 
übermäßige Konzentration aufweisen. 

Schon jetzt besteht allerdings in einigen Sektoren 
ein hoher Konzentrationsgrad, und die Zahl dieser 
Bereiche dürfte noch zunehmen, wenn der innerge- 
meinschaftliche Kooperations- und Konzentrations- 
prozeß sich so entwickelt, wie dies erforderlich ist. 

Diese Entwicklungen stellen das politische und wirt- 
schaftliche Problem der Aufrechterhaltung eines wir- 
kungsvollen Wettbewerbs innerhalb der Gemein- 
schaft unter Berücksichtigung der außergemein- 
schaftlichen Konkurrenz. 

Die Kommission hat bereits in ihrem Memorandum 
aus dem Jahre 1965 zum Problem der Konzentration 
im Gemeinsamen Markt die Auffassung vertreten, 
daß eine Unternehmenskonzentration, die zur Mono- 
polisierung des Marktes führt, als Mißbrauch einer 
beherrschenden Stellung behandelt werden muß. 

Der Grundsatz der Überwachung und nachträglichen 
Sanktionierung, der sich gegenwärtig aus Artikel 86 
auf allen Gebieten außer dem der Kohle und des 
Stahls ergibt, kann für die Unternehmen vorteilhaft 
sein. Man darf sich jedoch nicht verhehlen, daß die 
öffentliche Gewalt vor gewissen Entwicklungen nicht 
die Augen verschließen darf. Deshalb wird zu ge- 
gebener Zeit sicher eine modernere und präzisere 
Konzentrationsgesetzgebung ausgearbeitet werden 
müssen, die das Verwaltungsverfahren weitgehend 
vereinfacht und es der Kommission gleichzeitig er- 
möglicht, für die Aufrechterhaltung eines wirksamen 
Wettbewerbs zu sorgen, gleich welche Formen die 
Konzentration annimmt ^). Außerdem könnte es 
zweckmäßig sein, wenn für diejenigen Bereiche, in 
denen die Konzentration sehr weit vorgeschritten 
ist, die Verantwortlichen aus Gemeinschaft und Mit- 
gliedstaaten schon jetzt ein gewisses Konsultations- 
verfahren einführen. 

Die Bildung multisektoraler Mischkonzerne, die in 
den meisten hochindustrialisierten Volkswirtschaf- 
ten immer häufiger auftritt, stellt eine neue Konzen- 
trationsform dar. Dieser Prozeß, der sowohl im Hin- 
blick auf den Wettbewerb als auch auf die indu- 
strielle Leistungsfähigkeit ernste Probleme schafft, 
muß von den zuständigen Gemeinschaftsstellen ein- 
gehend geprüft werden. 

M. Die steuerlichen Hindernisse 

Abgesehen von den bereits beschriebenen Fällen 
rechtlicher Unmöglichkeit sind die größten Hinder- 
nisse, die internationalen Unternehmenszusammen- 
i Schlüssen im Wege stehen, steuerlicher Art. Die 

In ihrer Mitteilung über die erste Orientierung für 
i eine gemeinschaftliche Energiepolitik hat die Kommis- 
I sion bereits einen entsprechenden Vorschlag für den 
I Energiesektor unterbreitet. 
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Kommission hat sich deshalb bemüht, sie in ihrem ; 
Programm zur Harmonisierung der direkten Steuern 
in einem Verzeichnis zusammenzufassen ^). 

Diese Hindernisse sind verschiedener Art, entspre- 
chend den Konzentrationsformen: 

— Für die eigentlichen Fusionen und die Vermö- 
gensübertragungen ist der Steueraufwand im Zu- 
sammenhang mit dem Vorgang allgemein ein 
unüberwindliches Hindernis. 

— Bei den Beteiligungen ist die Besteuerung der | 
Gruppe (Mutter und Töchter) ein erhebliches 
Hindernis. 

Die Bedeutung dieser beiden Fragen hat die Korn- i 
mission veranlaßt, sie vordringlich zu behandeln und ! 
den Rat am 15. Januar 1969 mit zwei Richtlinienvor- 
schlägen zu befassen; der eine betrifft die Besteue- 
rung von Fusionen, der andere die Besteuerung der 
Mutter- und Tochtergesellschaften. ! 

Der Richtlinienvorschlag für die gemeinsame Be- 
steuerung von Fusionen, Spaltungen und Vermö- 
gensübertragungen von Gesellschaften aus verschie- 
denen Mitgliedstaaten geht von dem Grundsatz aus, j 
daß die Besteuerung der Fusionen neutral sein muß, ; 
d. h. sie darf die Konzentration weder behindern 
noch fördern. Für die Fusion müssen wirtschaftliche, 
nicht aber steuerliche Gründe maßgebend sein. 

Dieser Richtlinienvorschlag soll im wesentlichen die j 
beiden Probleme der Besteuerung des im Augenblick j 
der Fusion entstehenden Wertzuwachses und der 
Besteuerung der fusionierten Gesellschaft und ihrer j 
ausländischen Niederlassungen (d. h. der übernom- | 
menen alten Gesellschaft) regeln. j 

Nach der vorgesehenen Regelung würde der Ver- | 
äußerungsgewinn nicht mehr im Augenblick der 
Fusion, sondern nur bei der tatsächlichen Realisie- 
rung (beispielsweise durch Veräußerung der betref- ; 
fenden Güter oder durch Liquidierung der fusionier- 
ten Gesellschaft) besteuert. Dieser Steueraufschub 
wird von zwei Voraussetzungen abhängig gemacht: 
Die übernommenen Vermögensteile müssen in den 
Büchern einer festen Niederlassung im Lande der 
übernommenen Gesellschaft geführt und auf der 
Grundlage desjenigen Wertes amortisiert werden, 
zu dem sie in der Steuerbilanz der übernommenen 
Gesellschaft aufgeführt waren. 

Bei der Besteuerung des Gewinns der neu entstan- 
denen Gesellschaft läßt die Richtlinie den Unterneh- 
men die Wahl zwischen zwei Regelungen: 

— Entweder wird der Gewinn in dem Lande be- 
steuert, in dem er entstanden ist, 

— oder es wird der Gesamtgewinn besteuert, d. h. 
die Steuer wird im Sitzlande nach den dort gel- 
tenden Vorschriften auf den gesamten in der Ge- 
meinschaft erzielten Gewinn errechnet, und es 
werden die Steuern abgezogen, die in den übri- 
gen Mitgliedstaaten gezahlt wurden; bei dieser 
Regelung bleiben die festen Niederlassungen in 
dem Mitgliedstaat, in dem sie sich befinden, 
steuerpflichtig. 


q Mitteilung an den Rat vom 26. Juni 1967. 
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Beide Möglichkeiten bieten den Vorteil, daß sie eine 
zur Zeit etwa noch bestehende Doppelbesteuerung 
beseitigen. 

Der zweite Richtlinienvorschlag betrifft die gemein- 
same Besteuerung der Mutter- und Tochtergesell- 
schaften in verschiedenen Mitgliedstaaten. Da Betei- 
ligungen bereits möglich und innerhalb der Gemein- 
schaft auch häufig sind, ist seine praktische Bedeu- 
tung groß. 

Ziel dieser Richtlinie ist die Beseitigung der Doppel- 
besteuerung bei der Gewinnausschüttung der Toch- 
ter an die Mutter. Das Netz der Doppelbesteuerungs- 
abkommen zwischen den Ländern der Gemeinschaft 
ist nämlich unvollständig und führt nicht immer zu 
befriedigenden Ergebnissen. In dem Richtlinienvor- 
schlag ist nun folgendes vorgesehen: 

— Der von der Tochter transferierte oder ausge- 
schüttete Gewinn, der bereits bei dieser besteuert 
wurde, wird bei der Muttergesellschaft nicht 
mehr besteuert; 

— der Gewinn wird weder bei der Tochter noch bei 
der Mutter dem Quellensteuerabzug unterworfen 
(ein Abzug findet selbstverständlich dann statt, 
wenn die Muttergesellschaft diesen Gewinn an 
ihre eigenen Aktionäre ausschüttet). 

Diese Regelung kann jedoch erst dann Anwendung 
finden, wenn die Beteiligung einen bestimmten Pro- 
zentsatz des Kapitals ausmacht. Den Staaten bleibt 
es aber unbenommen, ihre eigenen, günstigeren 
Sätze vorzusehen. 

In der Richtlinie wird vorgeschlagen, daß später die 
Gemeinschaft den Gruppen, wenn die Beteiligung 
an der Tochter 50 Vo übersteigt, die Möglichkeit 
bietet, für die Besteuerung des konsolidierten Ge- 
winns zu optieren. 

Mit diesen beiden Richtlinienvorschlägen werden 
noch nicht alle steuerlichen Probleme geregelt, die 
sich aus der Konzentration von Gesellschaften aus 
verschiedenen Mitgliedstaaten ergeben. Sie dürften 
jedoch geeignet sein, die wichtigsten Fragen zu 
regeln; die übrigen können bei der Harmonisierung 
der Besteuerung, die schrittweise in der Gemein- 
schaft durchgeführt werden muß, eine Lösung fin- 
den. Deshalb kann eine schnelle Entscheidung über 
die beiden Richtlinien einen entscheidenden Beitrag 
zur Umstrukturierung der Industrien der Gemein- 
schaft leisten. Ein derartiger Beschluß ist um so drin- 
gender erforderlich, als die konkurrierenden Gesell- 
schaften aus Drittländern, soweit sich diese Gesell- 
schaften bereits in der Gemeinschaft niedergelassen 
haben, oft eine Reihe von steuerlichen Kniffen an- 
wenden ^), die die Wirkung der Doppelbesteuerung 
mildern. 

^) etwa die Zwischenschaltung einer „Steuerparadiesge- 
sellschaft" zwischen die ausländische Muttergesell- 
schaft und die ertragbringenden Anlagen in Europa, 
wodurch es über die Preise und verschiedenen Gebüh- 
ren zwischen den Gesellschaften der Gruppe möglich 
ist, das steuerpflichtige Einkommen in den einzelnen 
Mitgliedsländern möglichst niedrig zu halten, indem 
der wesentliche Teil des Gewinns auf die „Steuerpara- 
diesgesellschaft" übertragen wird, die in einem Dritt- 
land mit günstigerer Besteuerung liegt. 
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III. Die Rolle der Unternehmer 

Unnötig ist es zu betonen, daß die Abschaffung oder 
Änderung der vorstehend erwähnten Hindernisse 
und Schwierigkeiten so lange bedeutungslos bleibt, 
wie nicht die Unternehmer in der Gemeinschaft die 
Möglichkeiten ergreifen, die ihnen hier geboten wer- 
den. Man muß feststellen, daß bisher die Unterneh- 
men nur in beschränktem Maße auf die bereits vor- 
handenen Mittel zurückgegriffen haben. Die in den 
letzten Jahren innerhalb der Gemeinschaft zustande 
gekommenen Kooperationen und Konzentrationen 
betrafen vor allem Unternehmen aus ein und dem- 
selben Mitgliedstaat; bei multinationalen Vorgän- 
gen wurden mehr Beziehungen zwischen Gesellschaf- 
ten aus Mitgliedstaaten und solchen aus Drittländern 
hergestellt als zwischen Gesellschaften aus verchie- 
denen Mitgliedstaaten, wie sich im übrigen aus dem 
Ersten Teil, Kapitel II, ergibt. Diese bisherige Ent- 
wicklung läßt sich leicht erklären. Infolge der star- 
ken Dispersion der Industriestrukturen in zahlrei- 
chen Industriebereichen in der Gemeinschaft und 
insbesondere in bestimmten Ländern erwiesen sich 
gewisse Zusammenschlüsse im nationalen Rahmen — 
zumal sie wesentlich leichter durchzuführen waren — • 
vor jeder neuen Entwicklung der Unternehmens- 
strategie als unumgänglich. Die Dynamik einiger 
Unternehmen aus Drittländern bei der Suche nach 
europäischen Partnern, ihre finanziellen Vorschläge, 
die für die nächste Zukunft bei Übernahme oder Be- 
teiligung günstiger waren'), ihr technischer Vor- 
sprung, all dies hat oft die europäischen Unterneh- 
men dazu bewogen, den Angeboten von Unterneh- 
men aus Drittländern den Vorzug zu geben. Ohne 
das Interesse oder die Vorteile verkennen zu wol- 
len, die nationale oder Drittlandsbindungen für die 
Unternehmen der Gemeinschaft bieten, ist die Kom- 
mission überzeugt, daß eine Fortsetzung der festge- 
stellten Entwicklung weder für die Errichtung eines 
echten gemeinsamen Marktes in der Gemeinschaft 
noch für die künftige Dynamik der Gemeinschafts- 
industrie förderlich wäre. 

Wie weiter oben bereits angeführt wurde, haben die 
Länder der Gemeinschaft in den letzten Jahren eine 
beträchtliche Entwicklung in der nationalen Konzen- 
tration durchgemacht, die in einigen Industrieberei- 
chen zur Entstehung von Unternehmen geführt hat, 
die zwar auf nationaler Ebene mächtig sind, deren 
Ausmaße jedoch immer noch nicht genügen, um sich 
dem internationalen Wettbewerb zu stellen und die 
Forschungs- und Investitionsmaßnahmen durchzu- 
führen, die nötig sind, um sich auf der Höhe der 
technischen und wirtschaftlichen Entwicklung einer 
modernen Industrie zu behaupten. Infolge dieser 
zahlreichen Zusammenschlüsse werden die Möglich- 
keiten, die noch auf nationaler Ebene bestehen, in 
Zukunft in gewissen Bereichen eingeengt, entweder 
weil der erreichte Konzentrationsgrad es nicht ge- 
stattet, im nationalen Rahmen weiter fortzuschreiten. 


Die günstigeren Vorschläge scheinen nicht nur auf eine 
dynamischere Strategie und eine stärkere Finanzkraft 
bestimmter Firmen aus Drittländern zurückzugehen, 
sondern auch auf die Unterschiede zwischen realer 
Kaufkraft der Währungen und ihrer Wechselkurse 


I oder weil die etwaigen Partner als technisch, kom- 
merziell oder finanziell unzureichende Ergänzung er- 
scheinen. Sehr oft ist die Wirksamkeit von Konzen- 
trationen im nationalen Rahmen schon deswegen be- 
schränkt, weil der Rationalisierung der Produktions- 
mittel keine analoge Erweiterung des Marktes ent- 
spricht. 

Wenn eine solche Konzentration in bestimmten Fäl- 
len nötig ist, insbesondere in solchen Industriebe- 
reichen, deren Fortschritt gering ist, oder die sich 
im Rückgang befinden, so ist sie für dynamische Be- 
reiche weder die beste Antwort auf die modernen 
Formen des Wettbewerbs noch die beste Ausnutzung 
■ der neuen Möglichkeiten, die sich mit der Schaffung 
der Gemeinschaft bieten. Der Erfolg der großen 
weltweiten Gesellschaften beruht eher auf einer 
rationellen Verteilung mächtiger Produktions- oder 
^ Handelseinheiten auf zahlreiche Länder, als auf der 
Ausfuhr aus dem Ursprungsland. Die Veränderung 
der Wettbewerbsbedingungen hat zur Folge gehabt, 
daß man oft auf einem Markt nur dann Erfolg hatte, 
wenn man dort nicht nur durch ein gutes Vertei- 
lungsnetz, sondern auch auf der Produktionsstufe 
vertreten war, weil man sich dann den Marktge- 
gebenheiten besser anpassen konnte. Diese Erwä- 
gungen gelten genauso innerhalb der Gemeinschaft. 
Die Abschaffung der Zölle war nämlich nur eine 
erste Stufe für die Errichtung eines Gemeinsamen 
Marktes. 

Schon die Preisunterschiede, die von einem Land 
zum anderen für identische Erzeugnisse bestehen, 
beweisen, daß der Gemeinsame Markt in seinem 
jetzigen Zustand noch unvollkommen ist. Im vor- 
hergehenden Kapitel wurden einige der Gründe an- 
geschnitten, die für diese Abkapselung ursächlich 
sind. 

Auf diese Lage, deren Folgen noch für gewisse Zeit 
fortbestehen können, kann ein Unternehmen ver- 
schieden reagieren: 

— Es kann sich auf seinen eigenen Markt beschrän- 
ken, was für das Unternehmen darauf hinaus- 
läuft, daß es auf die Möglichkeiten des Gemein- 
samen Marktes verzichtet und eine defensive 
Haltung einnimmt, die es auf lange Sicht hin zum 
Verlierer stempelt. 

— Es kann versuchen, allein oder in Verbindung 
mit Firmen aus dem eigenen Lande diese Hinder- 
nisse zu überwinden, indem es ein völlig neues 
Verteilungsnetz aufbaut oder neue Produktions- 
stätten in anderen Ländern der Gemeinschaft 
gründet. 

( — Es kann die Zusammenarbeit oder die Konzen- 
tration mit einer Gesellschaft des Landes suchen, 
in dem es sich niederlassen will. 

Es ist nicht möglich, im voraus festzulegen, welche 
dieser beiden letzten Lösungen den Vorzug verdient. 
Es kommt auf den Sektor und die Größe des Unter- 
nehmens an, das sich niederlassen will. Man kann 
nur feststellen, daß die Errichtung eines völlig neuen 
Vertriebsnetzes oder einer Produktionsstätte in 
einem Land, das man schlecht kennt und mit dessen 
1 Handelsbräuchen und Käufermentalität man nicht 
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vertraut ist, zu großen Anpassungsschwiorigkeiten ! 
führt und hohe Kosten verursacht. Diese Kosten sind 
für kleine und mittlere Unternehmen oft prohibitiv. 
Zusammenfassend ist zu sagen, daß bei einer Aus- 
weitung des Aktionsbereichs eines Unternehmens 
häufig besondere Vorteile darin liegen können, 
diese Ausweitung durch Konzentration oder Zusam- 
menarbeit auf multinationaler und nicht auf natio- 
naler Basis vorzunehmen. 

Auch das Problem der Wahl zwischen einem Partner 
aus der Gemeinschaft und einem solchen aus einem 
Drittland stellt sich entsprechend den Besonderhei- 
ten des Unternehmens, des betreffenden Sektors und 
der beabsichtigten Beziehungen in ganz verschiede- 
ner Weise. 

Aufgabe der Unternehmensleitung ist es, die Vor- 
und Nachteile der einzelnen Möglichkeiten bei der 
Zusammenarbeit, der Beteiligung, der Gründung von 
Tochtergesellschaften und gemeinsamen Holding- 
Gesellschaften zu beurteilen. Soweit solche Entschei- 
dungen bereits getroffen wurden, hat es indessen 
den Anschein, als seien zwei wichtige Faktoren in 
ihrem Wert nicht richtig erkannt worden. 

Der erste betrifft die rechtliche und politische Sicher- 
heit und die Möglichkeiten, die der Gemeinschafts- 
rahmen bereits jetzt bietet und in Zukunft in ver- 
stärktem Umfang bieten wird. Wenn auch innerhalb 
der Gemeinschaft noch Hindernisse und Schwierig- 
keiten bestehen, so gibt es doch andererseits Einrich- 
tungen und Verfahren, um diese zu lösen, und die 
Verträge garantieren den Gesellschaften für das 
Gebiet der Gemeinschaft die gleiche Sicherheit — 
und in absehbarer Zeit auch die gleichen Möglich- 
keiten — wie früher im nationalen Raum. Viele 
Unternehmen indessen, denen die internationale 
Größe noch fehlt, versuchen, diese vorrangig durch 
Beziehungen zu Gesellschaften aus Drittländern zu 
erwerben, bevor sie sich einen Partner in der Ge- 
meinschaft suchen, wo die Bedingungen leichter und 
erfolgversprechender wären. Eine solche Beziehung 
könnte zudem noch als Versuchsobjekt für spätere ■ 
Ausweitungen auf Drittländer dienen. ^ 

Der zweite Faktor betrifft die Bedeutung des Er- 
werbs von Unternehmen, die nicht mehr selbständig 
bleiben wollen oder können und in einem anderen ' 
Gemeinschaftsland tätig sind. 

Die Gesellschaften aus der Gemeinschaft haben un- 
bestreitbar weit weniger Interesse an solchen Ope- 
rationen gezeigt als ihre Konkurrenten aus Dritt- 
ländern. Eine solche Haltung dürfte die Perspektiven i 
für ein starkes Wachstum der Gemeinschaftswirt- 
schaft außer acht lassen. Aus Mangel an Unter- 
suchungen, manchmal wohl aus Mangel an hinrei- 
chenden Angeboten, haben die potentiellen Bewer- 
ber aus der Gemeinschaft Gelegenheiten Vorbei- 
gehen lassen, die für ihre spätere Entwicklung ent- j 
scheidend geworden wären. | 

Die Kommission kennt die vielschichtigen Probleme 
und die Risiken der Kooperation oder Konzentra- 
tion, sobald sie nicht mehr in Form einer zur Beherr- 
schung des Unternehmens führenden Beteiligung i 
erfolgt, vor allem dann, wenn sie zwischen Unter- j 
nehmen aus verschiedenen Ländern vor sich geht. | 


Bei vielen Zusammenschlüssen dürfte der Mißerfolg 
auf soziologische und psychologische Schwierigkei- 
ten zurückzuführen sein. 

Die wenigen Erhebungen^), die vorgenommen wor- 
den sind, zeigen, daß die Gründe für die Auflösung 
bereits vollzogener Zusammenschlüsse in der Haupt- 
sache auf diesem Gebiet zu suchen sind, nämlich 
Uneinigkeit über die Ziele, mangelndes Vertrauen, 
unüberwindliche Unterschiede im Geschäftsführungs- 
stil. Nach den Erfahrungen der Praxis dürften eben 
diese Faktoren auch der Grund dafür sein, daß eine 
wesentlich höhere Zahl von Zusammenschlüssen be- 
reits im Stadium der Verhandlungen fehlgeschlagen 
ist. 

Jeder Zusammenschluß, der zu einer einheitlichen 
Geschäftsführung führen soll, erfordert schwierige 
Kompromisse zwischen Unternehmen, deren jedes 
seine Eigenheiten, seine Führungstradition, seinen 
eigenen Stil, seine Personalpolitik, seine Produk- 
lions- und Absatzverfahren hat. Zwischen Partnern 
verschiedener Nationalilät kommt dann noch das 
sprachliche Flandicap hinzu, ebenso wie auch die 
Verbundenheit mit nationalen Gebräuchen, insbe- 
sondere bei den Beziehungen zwischen den Sozial- 
partnern, zur Konkurrenz und zu den. Behörden. 
Verkennt man, was jenseits der Grenzen üblich ist, 
so führt dies leicht zu Mißverständnissen und Miß- 
trauen. 

Diese Art Schwierigkeiten eignen sich ihrer Natur 
nach nicht für ein unmittelbares Eingreifen der Be- 
hörden. Nur die Unternehmen selbst können die 
Schwierigkeiten vermeiden und beseitigen, und 
zwar durch sorgfältigste systematische Vorbereitung 
des Zusammenschlusses. 

Die Erfahrungen aus der Praxis, die allerdings in 
Europa noch sehr gering sind, ermöglichen die An- 
wendung bestimmter Verhaltensregeln, einer Art 
„Fusionsmanagement", deren Einhaltung Enttäu- 
schung und Fehlschläge vermeidet. 

So setzt eine Zusammenarbeit oder Konzentration 
bei jedem Partner die Kenntnis seiner eigenen Mög- 
lichkeiten und seiner Ziele voraus. Langfristige Vor- 
ausschauen ermöglichen es, die Entwicklung der ein- 
zelnen Partner genau zu beurteilen, und sind des- 
halb eine wesentliche Voraussetzung für ein Gelin- 
gen. 

Der Zusammenschluß selbst muß geplant und orga- 
nisiert werden. Durch Analyse und Vergleich der 
Strukturen der zusammenzuschließenden Unterneh- 
men, ihres technischen, wirtschaftlichen und mensch- 
lichen Potentials, wird es möglich, die besonders 
wichtigen Gebiete und die Ziele des Zusammen- 
schlusses festzulegen. 

Die Struktur, die man einem Zusammenschluß gibt, 
wird im allgemeinen, vor allem bei gleichwertigen 
Partnern, eine stufenweise Entwicklung durch- 

h Insbesondere die bereits erwähnte des CEPES, in der 
20 Mißerfolge auf fast 1500 Fälle internationaler Zu- 
sammenarbeit festgestellt wurden, wo aber auch ge- 
sagt wird, daß der tatsächliche Anteil der Versager, 
über die die Beteiligten oft verständlicherweise schwei- 
gen, bedeutend höher sein muß. 
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machen. Die völlig organische Verschmelzung ist 
nicht nur technisch schwer durchzuführen, sondern 
birgt auch das Risiko, daß man die Zwischenstufen 
ausläßt und zu einer künstlichen Struktur gelangt. 
Sehr oft muß also der Zusammenschluß schrittweise 
vor sich gehen. 

Schließlich führen die Zusammenschlüsse oft nicht 
sofort zu finanziellen Ergebnissen, sondern erfor- 
dern Organisations- und Investitions- bzw. Desin- 
vestitionskosten, die während einer mehr oder weni- 
ger langen Zeit die Geschäftsergebnisse der Partner 
beeinträchtigen. 

Eine genaue Planung des Zusammenschlusses ge- 
stattet es, dem Rechnung zu tragen und die erforder- 
lichen Rückstellungen vorzunehmen, wodurch man 
schneller zu einer gesteigerten Rentabilität kommt, 
die schließlich das Ziel der Operation ist. 

Abschließend möchte die Kommission noch die Rolle 
und die Verantwortung der Unternehmer in dem sich 
vollziehenden Strukturwandel unterstreichen. Von 
ihnen hängt es zum großen Teil ab, ob diese Ver- 
änderungen zu einem wirklich gemeinsamen Markt 
und schließlich auch dazu führen, daß Unternehmen 
geschaffen werden, die dem harten Wettbewerb auf 
dem Weltmarkt gewachsen sind. Auch kommt es auf 
die Unternehmer an, wenn wichtige Bereiche der 
europäischen Industrie nicht in die Rolle des Zu- 
lieferers außereuropäischer Firmen geraten sollen. 
Deshalb erscheint es der Kommission unerläßlich, 
daß die Unternehmensleiter in der Gemeinschaft, die 
Verbindungen zu anderen Unternehmen anknüpfen 
wollen, sich zunächst fragen, ob es nicht zweckmäßig 
ist, einen Partner innerhalb des Gemeinschafts- 
raumes zu suchen. Die Berufsverbände und die 
Arbeitgeberorganisationen in der Gemeinschaft 
könnten in diesem Zusammenhang eine noch akti- 
vere und besonders nützliche Rolle spielen, wenn 
sie ihre Mitglieder auf die Umstrukturierungspro- 
bleme hinwiesen, die sich in der einen oder anderen 
Branche stellen, und die verschiedenen Interessenten 
miteinander in Verbindung brächten. Die Schwierig- 
keiten der Industrie bei der Anpassung an die 
Größenordnung der Gemeinschaft erklären sich teil- 
weise aus der mangelnden Dokumentation und man- 
gelnden Unterrichtung über die Entwicklung der 
Branche auf Gemeinschaftsebene und im weltweiten 
Rahmen. Eine systematische Untersuchung der Lage 
innerhalb der Berufsverbände der Sechs auf der 
Grundlage einer gründlichen Dokumentation würde 
zu einer besseren Vorbereitung der unerläßlichen 
Entwicklungen führen. 

Besonders wünschenswert wäre es, wenn die Klein- 
und Mittelbetriebe eine Unterstützung bei der Suche 
nach etwaigen Partnern in anderen Mitgliedstaaten 
fänden. Trotz einiger begrenzter Versuche gibt es in 
Europa praktisch kein Gremium, an das solche An- 
fragen oder Angebote unter Wahrung der unerläß- 
lichen Diskretion gerichtet werden könnten. 

Die Banken scheinen zunächst am besten gerüstet zu 
sein, um derartige Aktionen zu unternehmen oder 
zu intensivieren. Das zeigt sich übrigens am Vor- 
gehen der amerikanischen Banken in der Gemein- 
schaft, die Dienstleistungen dieser Art für Firmen 


übernehmen, die mit Unternehmen in der Gemein- 
schaft Beziehungen anknüpfen wollen. 

Es wäre also sehr wünschenswert, wenn die Groß- 
banken der einzelnen Mitgliedstaaten in Zusammen- 
arbeit und gegebenenfalls unter Bildung gemein- 
samer spezialisierter Tochtergesellschaften der Indu- 
strie auf diesem Gebiet helfen könnten und damit 
die erforderlichen Umstrukturierungsmaßnahmen 
unterstützten. Diese Dienstleistung dürfte sich aber, 
wenn sie wirklich Erfolg haben soll, nicht nur auf 
die Kunden der beteiligten Banken beschränken, 
sondern müßte sich an alle interessierten Unter- 
nehmen richten. 


iV. Die politischen und sozialen Probleme 

Die Regierungen der Mitgliedstaaten haben bisher 
verschiedentlich starke Bedenken gegen die Zusam- 
menarbeit, gegen Beteiligungen und Konzentra- 
tionen erhoben, die zwischen Unternehmen aus der 
Gemeinschaft vor sich gehen sollten. Diese Bedenken 
haben mitunter sogar zu einer Ablehnung der ge- 
planten Maßnahme geführt. 

Die Gründe, von denen man sich bei einer solchen 
Haltung hat leiten lassen, dürfen nach Auffassung 
der Kommission nicht als unüberwindliche Hinder- 
nisse auf dem Wege zu einer Umstrukturierung der 
Gemeinschaftsindustrie bestehenbleiben. Für die 
Zukunft der Wirtschaft der Gemeinschaft und der 
betreffenden Industrien steht zu viel auf dem Spiel, 
als daß man nicht gegen die Ursachen für diese 
, Schwierigkeiten angehen müßte, um zu einer kon- 
zertierten oder gemeinsamen Lösung zu gelangen. 

1. Die sozialen Aspekte 

Zusammenschlüsse können, wenn sie erfolgreich sein 
sollen, in einer ersten Stufe zu Rationalisierungs- 
maßnahmen führen, die mit dem Wegfall oder der 
Umwandlung von Arbeitsplätzen einhergehen. Ein 
solcher Wegfall von Arbeitsplätzen hat bei multi- 
nationalen Zusammenschlüssen, auch wenn sie mit 
der Schaffung neuer Arbeitsplätze anderer Art oder 
an anderen Orten einhergehen, eine besonders große 
soziale und psychologische Wirkung. Solche sozialen 
Veränderungen werden um so weniger leicht hin- 
genommen, als sie den einzelnen Mitgliedstaaten zur 
Last fallen. Die schwierige und erhebliche Umsetzung 
j der Arbeitnehmer in der Kohlen- und Stahlindustrie 
i in der Gemeinschaft konnte nur dank der erheblichen 
Mittel, die die Hohe Behörde den verschiedenen 
Sozialmaßnahmen im Zusammenhang mit dieser Um- 
stellung hat widmen können, unter besseren Vor- 
aussetzungen vor sich gehen. 

I Die Kommission hält es für unerläßlich, daß die Er- 
weiterung der Gemeinschaftssolidarität auf sozia- 
lem Gebiet vorrangig zugunsten solcher Industrien 
vor sich geht, deren Umstrukturierung eine Folge 
der Gemeinschaftsintegration ist. 

') vgl. Stellungnahme der Kommission an den Rat zur 
Reform des Europäischen Sozialfonds vom 4. Mai 1969 
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Ferner stellen die transnationalen Neustrukturie- 
rungen und die sich daraus eventuell ergebenden 
Verlagerungen der Entscheidungszentren die Sozial- 
partner und vor allem die Arbeitnehmervertreter 
vor schwierige Probleme, denn der Dialog findet 
mehr und mehr auf internationaler Ebene statt und 
die Verhandlungsmethoden und -bedingungen wer- 
den sich möglicherweise ändern. Diese Probleme 
müssen in einer verstärkten Zusammenarbeit auf 
Gemeinschaftsebene, innerhalb der Gewerkschafts- 
organisationen und zwischen den Sozialpartnern ge- 
löst werden. 

2. Die Auslandsinvestitionen 

Die Kommission hat wiederholt hervorgehoben, wel- 
chen wertvollen Beitrag Investitionen aus Dritt- 
ländern zur Gemeinschaftswirtschaft leisten können. 
Diese Investitionen bedeuten oft einen beträchtlichen 
Zuwachs an Produktivität, Technologie und finan- 
ziellen Mitteln für die Industrie der Gemeinschaft ' 
und sind eines der wirksamsten Mittel zur Herbei- 
führung der internationalen Arbeitsteilung. 

Die Kommission ist überzeugt, daß die rechte Ant- 
wort auf diesen Wettbewerb, vor dem die Industrie 
der Sechs auf ihrem eigenen Gebiet, in der Gemein- 
schaft, steht, nicht in einer restriktiven Haltung, son- 
dern in der Verstärkung der Struktur und der Dyna- 
mik der europäischen Unternehmen Liegt. 

Ein „Protektionismus'' zugunsten der europäischen ^ 
Unternehmen würde diese nur in einer künstlichen ^ 
Umwelt halten, die der Expansion innerhalb und 
außerhalb der Gemeinschaft wenig förderlich ist. 

Aus dem sehr schnellen Anwachsen der Auslands- l 
Investitionen in der Gemeinschaft in den letzten 10 ^ 
Jahren können sich indessen für einige Bereiche 
erhebliche politische und wirtschaftliche Probleme 
ergeben, wie dies die Haltung der Mitgliedstaaten 
bei der einen oder anderen Maßnahme zeigt. 

Bei Neuinvestitionen stellen sich diese Probleme 
anders als bei Minderheits- oder Mehrheitsbeteili- 
gungen an Gesellschaften in der Gemeinschaft. 

Im ersten Falle führt der Nettozuwachs an Produk- 
tivmitteln zwar zu einem intensiveren Wettbewerb, 
doch hat er auch die Schaffung neuer Arbeitsplätze 
und die Zuführung neuer technischer Kenntnisse zur 
Folge. Diese Neuinvestitionen gaben im allgemeinen 
keinen Anlaß zu divergierenden Auffassungen sei- 
tens der Mitgliedstaaten. Man kann sogar feststellen, | 
daß das allgemeine Bemühen um solche Investitionen | 
dazu führte, daß man sich gegenseitig in der Gewäh- 
rung öffentlicher Hilfen überbot, was mitunter den 
ausländischen Unternehmen vorteilhaftere Investi- ; 
tionsbedingungen verschaffte, als sie ihren Kon- 
kurrenten aus der Gemeinschaft geboten wurden. 

Eine Harmonisierung der Beihilfen ist also nötig '), ' 
um die Erfordernisse der Regionalentwicklung mit 1 
der Gleichheit der Wettbewerbsbedingungen in Ein- 
klang zu bringen. 

Für Mehrheits- oder Minderheitsbeteiligungen von 
Unternehmen aus Drittländern an Unternehmen aus 


0 vgl. Dritter Teil, Kapitel 1 
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der Gemeinschaft haben die Mitgliedstaaten eine oft 
unterschiedliche Haltung eingenommen, die sich aus 
den Unterschieden in der Beurteilung der Bedeutung 
dieses oder jenes Wirtschaftsbereiches und in der 
verfolgten Politik erklärt. Diese Unterschiede der 
nationalen Politik machen den Regierungen der Mit- 
gliedstaaten bei einigen innergemeinschaftlichen Zu- 
sammenschlüssen ganz ohne Zweifel erhebliche Sor- 
gen. Die Gründung multinationaler Gruppen in der 
Gemeinschaft erfordert es, daß die Mitgliedstaaten 
in dieser Hinsicht eine gemeinsame Politik ver- 
folgen. 

Wesentlicher Faktor einer derartigen gemeinsamen 
Politik ist es, daß die Mitgliedstaaten gegenüber den 
Übernahmen von Unternehmen in gewissen Be- 
reichen durch Firmen aus Drittländern eine konzer- 
tierte Haltung einnehmen. Die Mitgliedstaaten sind 
nämlich besorgt über die tiefgreifenden Änderungen, 
die derartige Beteiligungen in der Struktur des einen 
oder anderen Industriebereichs zur Folge haben, 
denn diese verändern weitmehr als die Gründung 
neuer Unternehmen mit Auslandskapital das Kräfte- 
verhältnis in dem betreffenden Sektor. 

Dieses Problem stellt sich vor allem in den Be- 
reichen, in denen infolge der derzeitigen Schwäche 
der europäischen Industrie solche Übernahmen auf 
lange Zeit das Entstehen und die Entwicklung trans- 
nationaler europäischer Industrien behindern. Die 
sich daraus ergebenden Folgen, nicht nur für den 
Wettbewerb der Erzeugnisse, sondern auch für die 
Zukunft des betreffenden Sektors (finanzielles und 
technologisches Kräfteverhältnis, Möglichkeit der 
Beibehaltung einer nationalen oder gemeinschaft- 
lichen Tätigkeit in dem Sektor, kurzum: die Notwen- 
digkeit zur Änderung der gesamten Strategie auf 
diesem Sektor), zeigen die Komplementarität, die 
zwischen einer Industriestrukturpolitik und der Hal- 
tung gegenüber Ausländsbeteiligungen besteht. Eine 
gemeinschaftliche Industriestruklurpolitik wäre prak- 
tisch sehr schwer durchzuführen, wenn die gemein- 
same Haltung gegenüber derartigen Beteiligungen 
nicht festgelegt ist. 

Nach Auffassung der Kommission dürfte sich eine 
deraitige Konzertierung keineswegs in einer restrik- 
tiven Gesamtpolitik gegenüber Übernahmen und Be- 
teiligungen von Unternehmen aus Drittländern 
äußern. Es gibt jedoch zweifellos Beteiligungen, die 
den von den Regierungen angestrebten Zielen zu- 
widerlaufen. Diese Ziele können nicht nur wirtschaft- 
licher Art sein, sondern ihnen können auch Sicher- 
heitserwägungen zugrunde liegen, die die öffentliche 
Hand veranlaßt haben, beträchtlichen wirtschaft- 
lichen und finanziellen Opfern zuzustimmen. Die 
Kommission glaubt, daß in diesen Fällen eine Kon- 
zertierung erforderlich ist. Es dürfte dabei notwendig 
sein, daß die Mitgliedstaaten in Zukunft auf Gemein- 
schaftsebene diejenige Aktion fortsetzen, die sie bis- 
her auf nationaler Ebene durchgeführt haben und die 
gerade wegen der Enge des nationalen Rahmens ge- 
fährdet ist. Diese Konzertierung müßte es ermög- 
lichen, zu einer gemeinsamen Haltung für die weni- 
gen Sektoren zu gelangen, in denen die Übernahme 
von großen Unternehmen die berechtigten Ziele der 
Mitgliedstaaten oder die von der Gemeinschaft fest- 


73 



Drucksache VI/606 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


gelegten Ziele gefährden würde. Es wäre Sache der 
für die Industriepolitik verantwortlichen Stellen, ge- 
meinsam auf der Ebene der Gemeinschaft etwa mög- 
liche Ersatzlösungen zu finden. 

3. Die Probleme der Landesverteidigung 

Einige Unternehmen befassen sich zum Teil mit Pro- 
duktionen, die die Landesverteidigung der Mitglied- 
staaten betreffen. Ob es sich nun um spezifisch mili- 
tärische Erzeugnisse handelt oder ob dafür auch ein 
ziviler Markt besteht, die betreffenden Unternehmen 
können jedenfalls auch Organisations- und Wachs- 
tumsprobleme haben, die eine Zusammenarbeit oder 
einen Zusammenschluß mit anderen Unternehmen 
aus der Gemeinschaft begründet erscheinen lassen. 
Da die Gemeinschaft auf dem Gebiet der Verteidi- 
gung und der Rüstung keine Zuständigkeit besitzt, 
können derartige Vorhaben auf eine berechtigte Zu- 
rückhaltung der betreffenden Regierungen stoßen. 


' meinschaft kaum über das hinaus gefördert hat, was 
bereits im größeren internationalen Rahmen einge- 
leitet war. Es erscheint wünschenswert, die gesamte 
Gemeinschaftswirtschaft in den Genuß der Vorteile 
kommen zu lassen, die sich zweifellos aus einer 
engeren Zusammenarbeit und vielleicht in einigen 
; Fällen aus einer gewissen Integration der öffent- 
. liehen Dienste des wettbewerbsfreien Bereichs der 
j Gemeinschaft ergeben können. Eine mögliche Form 
wäre etwa eine konzertierte Beschaffungspolitik. 

I Eine Zusammenarbeit oder Konzentration von öffent- 
lichen Unternehmen des Wettbewerbsbereichs stellt 
sicher juristische, vor allem aber heikle politische Pro- 
bleme. Hier kommt es übrigens darauf an, ob beide 
Partner öffentliche Unternehmen sind oder einer ein 
öffentliches und der andere ein privates Unter- 
nehmen ist. Im letzten Falle haben die Unterschiede 
in der Zielsetzung und den Betriebsführungsmetho- 
den sich bisher als besonders schwer zu überwin- 
dende Hindernisse erwiesen. 


Es versteht sich von selbst, daß dynamische Unter- 
nehmen einer der unerläßlichen Faktoren eines Ver- 
teidigungspotentials sind und daß das Abkapseln 
eines Unternehmens vom internationalen Wett- 
bewerb keine Leistungsgarantie bietet. Deshalb kön- 
nen im Gemeinschaftsrahmen diese Probleme nur 
von Fall zu Fall mit besonderen Lösungen, die ge- 
gebenenfalls zwischen Regierungen ausgehandelt 
werden müßten, geregelt werden. 

Jedoch können die Probleme der für die Landesver- 
teidigung arbeitenden Industriezweige nur dann eine 
wirklich befriedigende Lösung finden, wenn in Rich- 
tung auf die politische Union erhebliche Fortschritte 
erzielt werden. Das Fehlen einer europäischen poli- 
tischen Union ist ein ganz besonders großes Handi- 
cap für die rationelle Organisation einer hochtechni- 
sierten Rüstungsproduktion. 


4. Die öffentlichen Unternehmen 

Bisher haben die Kooperation und die Umstrukturie- 
rung, die zwischen Firmen aus der Gemeinschaft vor 
sich gehen, die im Wettbewerb stehenden öffent- 
lichen Unternehmen noch nicht erfaßt. In den letzten 
Jahren sind zwar einige technische Abkommen ge- 
schlossen worden, doch haben diese bisher nicht zur 
Spezialisierung oder Umstrukturierung geführt. Dies 
liegt hauptsächlich an der Zielsetzung und an der 
Struktur der öffentlichen Unternehmen. 

Die Vorteile der multinationalen Zusammenarbeit 
und Konzentration gelten jedoch ebensogut für die 
im Wettbewerb stehenden öffentlichen Unternehmen 
wie für Privatunternehmen, und kein wirtschaftlicher 
Grund spricht dafür, erstere von der Möglichkeit 
oder Notwendigkeit einer Zusammenarbeit oder 
Fusion auszuschließen. 

Das gleiche gilt übrigens auch für die öffentlichen 
Dienste des wettbewerbsfreien Bereichs. Man muß 
allerdings feststellen, daß die Errichtung des Ge- 
meinsamen Marktes die Zusammenarbeit zwischen 
den öffentlichen Diensten der sechs Länder der Ge- 


Die Lösung, eine gemeinsame Tochtergesellschaft zu 
gründen, erscheint gegenwärtig als bestes Mittel, 
eine Zusammenarbeit zwischen öffentlichen Unter- 
nehmen oder zwischen öffentlichen und privaten 
I Unternehmen in der Gemeinschaft herbeizuführen. 

I Die Beispiele dafür sind allerdings wenig zahlreich. 

I Wie bereits an anderer Stelle hervorgehoben wurde, 

I muß man sich deshalb fragen ob es zur Förderung 
! einer derartigen Zusammenarbeit nicht nötig wäre, 
j das Gebiet zu erweitern, auf welchem gemeinsame 
I Unternehmen im Sinne des Euratom-Vertrages ge- 
j bildet werden können. Diese Unternehmensform 
i könnte aufgrund ihres Statuts in der Lage sein, den 
j Erfordernissen aller Parteien gerecht zu werden. 

i 

I Die Frage der Konzentration von öffentlichen Unter- 
I nehmen aus verschiedenen Mitgliedstaaten verdient 
eine gründlichere Untersuchung, insbesondere im 
Hinblick auf die etwaige Schaffung einer besonderen 
Rechtsform für solche Konzentrationsvorhaben. Im 
; Augenblick bleibt die Möglichkeit, zu einer Ad-hoc- 
I Gründung im Wege von Regierungsverhandlungen 
I zu gelangen. 

Von der Tätigkeit des öffentlichen Unternehmens, 
auch im Wettbewerbsbereich, soll die gesamte Wirt- 
schaft profitieren. In der Gemeinschaft kann diese 
Tätigkeit nicht mehr allein im nationalen Rahmen 
ausgeübt werden, sondern muß die Zielsetzungen 
des neuen, größeren Wirtschaftsraumes berücksich- 
tigen, in welchem die nationale Wirtschaft sich hin- 
fort entfaltet. Sache der öffentlichen Unternehmen 
ist es deshalb, nicht etwa sich von der Bewegung 
zur Kooperation und Umstrukturierung der Gemein- 
schaftswirtschaft fernzuhalten, sondern ihrem Auf- 
: trag entsprechend in ihrem eigenen Bereich die 
i Modernisierung und Umstrukturierung im Gemein- 
I schaftsrahmen zu erleichtern und durchzuführen. 

' Die öffentlichen Unternehm.en können und müssen, 
vielleicht auch auf anderen als den von der Privat- 
' Wirtschaft genutzten Wegen der Zusammenarbeit, 
einen besonders wichtigen Beitrag zur Erreichung 
der Ziele einer gemeinschaftlichen Industriepolitk 
I leisten. 
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5. Die Verlegung des Entscheidungszentrums 

Dieses psychologische und politische Problem ist 
wahrscheinlich dasjenige Hindernis für eine multi- 
nationale Fusion innerhalb der Gemeinschaft, das 
am schwierigsten zu überwinden ist. 

Die Union zwischen den sechs Ländern ist so ange- 
legt, daß diese zusammen zu einer großen Wirt- 
schaftsmacht werden können. Allerdings entstehen 
durch die wirtschaftliche Integration, solange eine 
politische Integration fehlt, nationale Rivalitäten, die 
die Gemeinschaft daran hindern, ihr wirkliches Ziel 
zu erreichen. So haben die jüngsten Initiativen so- 
fort zu Unruhe, zu Vorbehalten, ja sogar zum Wider- 
stand der öffentlichen Gewalt in den einzelnen Staa- 
ten und zu wenig gemeinschaftskonformen Stellung- 
nahmen der Öffentlichkeit geführt. Es ist indessen 
unmöglich, Produktion und Märkte zusammenzu- 
legen, wenn man sich gleichzeitig weigert, deren 
Organisation und Überwachung zu teilen. 

In den vergangenen Jahren haben sich einige Mit- 
gliedstaaten mit Recht um die unzulängliche Struk- 
tur und die unzureichende Dimension einiger ihrer 
Unternehmen gekümmert, Zusammenschlüsse auf 
nationaler Ebene waren notwendig, wo die nationale 
Struktur eines Wirtschaftsbereichs nicht nur zu 
schwach war, um das überleben der Unternehmen 
zu sichern, sondern auch um eine Umstrukturie- 
rungspolitik auf der Ebene der Gemeinschaft zu er- 
möglichen. Außerdem haben die Mitgliedstaaten ge- 
wisse Zusammenschlüsse im nationalen Rahmen wei- 
terhin gefördert, ja sogar verlangt, um ihren Unter- 
nehmen eine bessere Verhandlungsposition gegen- 
über potentiellen Partnern der Gemeinschaft zu ver- 
schaffen. Da die Entwicklung in den einzelnen Mit- 
gliedstaaten weitgehend parallel verlaufen ist, hat 
sich zwar der Maßstab der Dimensionsunterschiede 
geändert, doch sind diese nach wie vor geblieben. 

Die Möglichkeiten für einen Zusammenschluß hän- 
gen von dem Gesamtausmaß des betreffenden Indu- 
striebereichs ab, der von einem Land zum anderen 
praktisch niemals gleich ist. Deshalb führt die Suche 
nach einem Gleichgewicht durch rein nationale Lö- 
sungen zu nichts. Für die Länder, deren Industrie 
nicht von Anfang an den ersten Platz einnimmt, be- 
steht bei diesem Vorgehen die Gefahr, daß es im 
Falle einer späteren Umstrukturierung bei ihnen 
praktisch zu einem Gesamtverlust des Entscheidungs- 
zentrums führt. 

Die nationale Konzentrationsbewegung kann in eini- 
gen Sektoren schon nicht mehr weiter fortgesetzt 
werden, wenn nicht jede spätere europäische Um- 
strukturierung unmöglich gemacht werden soll und 
ohne daß eine Reihe von monopolistischen Situa- 
tionen auf nationaler Ebene entstehen. Würde dieser 
Prozeß nicht gestoppt, dann könnten die in dieser 
Art konzentrierten Industriebereiche nicht mehr in 
den Genuß einer plurinationalen Struktur kommen; 
man würde damit auch die völlige Errichtung eines 
gemeinsamen Marktes behindern, insbesondere in 
den Spitzensektoren, deren Entwicklung von Öffent- 
lichen Aufträgen und öffentlichen Mitteln abhängt. 
Schließlich riskiert man bei diesem Prozeß, daß der 
vom Vertrag von Rom gewollte ausgewogene und 
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stimulierende Wettbewerb zu einer Frontstellung 
führt, in der politische Erwägungen und nationales 
Prestige mehr Gewicht haben als wirtschaftliche 
Gründe. 

Ein anderes Problem ist das der Dimensionsunter- 
schiede bei Partnern, die eine Zusammenarbeit und 
insbesondere eine Konzentration suchen. Wenn sich 
Operationen dieser A^rt zwischen Großunternehmen 
abspielen, glaubt das mächtigste Unternehmen, seine 
Größe müsse ihm ein Übergewicht sichern. Das führt 
oft dazu, daß die Persönlichkeit des anderen Unter- 
nehmens praktisch, wenn nicht sogar juristisch ver- 
schwindet, was wiederum das weniger bedeutende 
Unternehmen dazu bringt, durch Hinhalten eine an- 
dere Lösung zu suchen, die es ihm ermöglicht, seine 
Persönlichkeit zu retten oder sich in eine bessere 
Verhandlungsposition zu manövrieren. Beide Hal- 
tungen führen zum Aufschub von Umstrukturie- 
rungsvorhaben, die mitunter für die Industrie in der 
Gemeinschaft unerläßlich wären. 

Praktisch ist auf Betriebsebene die Aussicht, von 
dem einen oder anderen Riesen geschluckt zu wer- 
den, nur selten unabänderlich. Wenn man keine ge- 
eigneten Partner findet, so kann man doch auf Lö- 
sungen zurückgreifen, bei denen die Unternehmens- 
identität bestehenbleibt, gleichzeitig aber einige 
Vorteile des Zusammenschlusses genutzt werden. 
Wie wir gesehen haben, gibt es Lösungen, wie etwa 
die Zusammenarbeit, die Gründung gemeinsamer 
Tochter- oder Holding-Gesellschaften, die es zusam- 
men mit zweckmäßigen Bestimmungen für den Ein- 
zelfall möglich machen, Unternehmen unterschied- 
licher Dimension zusammenzubringen, ohne auto- 
matisch das weniger große unter die Vormundschaft 
des größeren zu stellen. 

Ferner sehen die Probleme oft anders aus, wenn man 
den gesamten Sektor betrachtet. Auf Sektorenebene 
müßten die größten Unternehmen eines Landes nicht 
unbedingt die entsprechenden Unternehmen eines 
Nachbarlandes absorbieren, vor allem nicht unter 
dem Gesichtspunkt der Aufrechterhaltung eines 
effektiven Wettbewerbs auf dem Gemeinsamen 
Markt. Es bestehen oft vielfältige Möglichkeiten, die 
es einem LInternehmen, das nicht das größte in der 
Gemeinschaft ist, gestatten, kleinere Gesellschaften 
anderer Mitgliedsländer zu übernehmen, in denen 
der betreffende Sektor trotzdem insgesamt besser 
entwickelt ist. So eröffnet der multinationale Weg 
zweifellos viel mehr Möglichkeiten, zu einem Gleich- 
gewicht in der Unternehmensdimension und der Auf- 
teilung der Entscheidungszentren zu gelangen, als 
es in einem rein nationalen Rahmen möglich wäre. 

In bestimmten, für die Zukunft der Gemeinschaft 
lebenswichtigen Bereichen, insbesondere in dem der 
fortgeschrittenen Technologie (vgl. Vierter Teil), ist 
allerdings kein Platz für so viele Unternehmen, wie 
die Gemeinschaft Länder hat, und mitunter ist in die- 
sem Sektor sogar der Gemeinschaftsraum eine unzu- 
reichende Existenzgrundlage. Oft messen die Öffent- 
lichkeit und die öffentliche Gewalt diesen Bereichen 
ein sehr hohes Prestige zu; die mit einem Verlust 
des Entscheidungszentrums verbundenen Probleme 
machen sich dann äußerst schmerzhaft bemerkbar. 
Aber die Wahl liegt hier zwischen Beibehaltung des 
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Entscheidungszentrums in der Gemeinschaft und ' 
dessen Verlegung in ein Drittland. 

Verlegungen der Entscheidungszentren innerhalb 
der Gemeinschaft sind unausweichlich, doch sind sie . 
so zu lenken, daß sie nicht zur „Einbahnstraße" wer- 
den. Besonders akut wird dieses Problem deshalb, 
weil die Mitgliedstaaten eine wirtschaftliche Inte- ’ 
gration beschlossen haben, die oft über die Wirt- 
schaft hinaus zu politischen Entscheidungen führt. 
Eine Antwort auf diese Frage läßt sich nicht dadurch 
finden, daß man der Wirtschaftsintegration Einhalt 
gebietet, sondern indem man den politischen Ent- 
scheidungsprozeß verbessert. 

Die Kommission teilt zwar die Sorgen der Regierun- 
gen hinsichtlich der Notwendigkeit einer schnellen 
Umstrukturierung der Industrien in der Gemein- 
schaft, doch ist sie der Auffassung, daß eine solche 
Umstrukturierung nicht allein im nationalen Rahmen 
vor sich gehen kann. Deshalb müssen die bisher ver- 
folgte Politik und das Vorgehen der Behörden oder 
spezialisierten Agenturen, die bereits bestehen oder 
noch geschaffen werden, Gegenstand einer Konzer- 
tation auf Gemeinschaftsebene sein. 

Schlußfolgerungen 

In dem Maße, in dem die Europäische Gemeinschaft 
ihre echte Dimension annimmt, erscheint es uner- 
läßlich, daß sie über ein Instrumentarium und über 
Verfahren verfügt, die für eine gemeinsame Indu- 
striestrukturpolitik nötig sind. Eine derartige Politik 
kann sich nicht nur mit den Anpassungsmaßnahmen 
für die in Schwierigkeiten befindlichen Sektoren und 
auch nicht allein mit den Förderungsmaßnahmen 
für Sektoren der fortgeschrittenen Technologie be- 
fassen. Sie muß auch die Industriestrukturen selbst 
mit einbeziehen, d. h. sie muß sich mit den großen 
Entscheidungen für die Reorganisation beschäftigen, 
denen sich die öffentliche Gewalt nicht verschließen 
kann, weil sie mehr oder weniger endgültig jede 
künftige Entwicklung in den betreffenden Bereichen i 
festlegen. 

Es besteht bereits ein erstes Verfahren, das es er- 
möglicht, gemeinsam die allgemeinen Probleme der ■ 
Industriestruktur zu prüfen und die großen Leit- i 
linien festzulegen: die Ausarbeitung der Programme j 
für die mittelfristige Wirtschaftspolitik. Für einige | 
große Bereiche, wie etwa Schiffbau, Elektronik und 
Textilindustrie, sind bereits erste gemeinsame Leit- 
linien festgelegt oder sollen demnächst festgelegt j 
werden. 

Derartige Leitlinien gestatten jedoch nicht immer ! 
die Bestimmung einer gemeinsamen Haltung zu spe- 
zifischen Problemen, die entweder wegen der un- 1 
zulänglichen Organisation des Sektors, wegen eines 
zu starken Konzentrationsprozesses oder wegen 
einer zu weitgehenden Durchdringung mit auslän- 
dischen Investitionen zu Besorgnissen führen und 
Entscheidungen bei dem einen oder anderen Mit- 
gliedstaat verlangen. 

Aus den in diesem Kapitel dargelegten Gründen 
glaubt die Kommission, daß eine Gegenüberstellung 
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und Koordinierung der Maßnahmen der Mitglied- 
staaten auf diesen Gebieten nicht mehr aufgescho- 
ben werden kann. Eine derartige Konfrontation 
müßte die Politik auf dem Gebiet der Unterneh- 
mensumstrukturierung und deren Folgen für die Ge- 
meinschaft betreffen. Sie müßte sich ferner mit der 
Haltung befassen, die man gegenüber bestimmten 
Investitionen aus dem Ausland einnehmen will, und 
dabei insbesondere die Aufrechterhaltung eines ef- 
fektiven Wettbewerbs auf dem Gemeinschaftsmarkt 
sowie die Notwendigkeit berücksichtigen, eine 
Entwicklung europäischer Unternehmen in einigen 
Sektoren zu ermöglichen. Sie könnte schließlich un- 
beschadet der eigenen Rechte der Kommission auf 
dem Gebiet der Konzentration für einige Bereiche, 
in denen nur eine beschränkte Zahl von Unterneh- 
men bestehenbleiben kann, sich mit der Ausrich- 
tung der erforderlichen Zusammenschlüsse befassen. 
Eine derartige Prüfung müßte auf diejenigen Sek- 
toren beschränkt bleiben, für die der eine oder an- 
dere Mitgliedstaat die größten Besorgnisse hegt, 
und das Verfahren wäre auf Antrag eines Mitglied- 
staates oder der Kommission einzuleiten. Zusam- 
menfassend ist die Kommission der Auffassung, daß 
es ein gemeinschaftliches Verfahren und einen Rah- 
men für die Diskussion geben müßte, welche eine 
Behandlung von spezifischen Strukturproblemen, 
die wegen ihrer Wichtigkeit die Zukunft eines In- 
dustriebereiches in der Gemeinschaft betreffen, ge- 
statten. 

Der Rahmen für eine derartige Konfrontation ist so 
zu ziehen, daß schnelle, elastische und wirksame 
Verfahren gewährleistet sind. Unter Berücksichti- 
gung der politischen und wirtschaftlichen Bedeutung 
der zu behandelnden Probleme müßte diese Kon- 
frontation auf Ministerebene erfolgen. 

Das Problem eines Instruments zur Erleichterung 
und Förderung der Umstrukturierung von Unter- 
nehmen in der Gemeinschaft über die Grenzen hin- 
weg stellt sich bereits seit einiger Zeit. 

Diese Instrumente haben zwei Funktionen. Einer- 
seits können sie eine finanzielle Hilfe für Unterneh- 
men sein, die Kapital für bestimmte Operationen 
des Aufkaufs oder für Finanzierungen aller Art be- 
nötigen, die allgemein durch Fusionen oder Über- 
nahmen entstehen können. Andererseits können 
diese Instrumente Maklerfunktionen haben, indem 
sie die etwaigen Partner ausfindig machen, die dann 
wissen, wer sich an wen wenden kann. 

Was die Maklerfunktion anbetrifft, so haben die 
nationalen Gremien, die bereits bestehen oder ge- 
plant sind, die Aufgabe, auf nationaler Ebene ein- 
zugreifen. Die Banken der Gemeinschaft haben bis- 
her trotz der Schaffung einiger spezialisierter mul- 
tinationaler Tochtergesellschaften nur wenige Er- 
folge auf Gemeinschaftsebene zu verzeichnen; es 
steht fest, daß eine Intensivierung ihres Vorgehens 
auf diesem Gebiet einem besonders dringenden An- 
liegen der Unternehmen entsprechen würde. Diese 
Intensivierung sollte insbesondere durch Gründung 
oder Verstärkung spezialisierter Tochtergesellschaf- 
ten erfolgen, die den Auftrag haben, sich mit der 
Kontaktaufnahme der Gemeinschaftspartner und mit 
dem gesamten Dienstleistungskomplex zu befassen, 
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der mit Fragen der Umstrukturierung zusamnien- 
hängt. Falls diese Initiativen sich nicht zufrieden- 
stellend entwickeln sollten, wäre eventuell die 
Schafjung einer entsprechenden Stelle auf Gemein- 
schaftsebene denkbar. 

Die in Großbritannien von der Industrial Reorgani- 
sation Corporation erzielten Ergebnisse zeigen in- 
dessen, daß ein mit ausreichenden finanziellen Mit- 
teln ausgestattetes öffentliches Gremium wirksam 
zur Umstrukturierung der Industrie beitragen kann, , 
wenn es elastisch und dynamisch geführt wird und i 
das Vertrauen der Wirtschaft erwirbt. Die franzö- 
sische Regierung verfolgt mit der Gründung des ; 
Instituts de Developpement Industriel das gleiche 
Ziel. Oft wird gefragt, ob es nicht angebracht wäre, 
die Gemeinschaft mit einem solchen Instrument aus- 
zustatten. Man müßte gründlich prüfen, eventuell 
im Rahmen der Arbeiten über die Erweiterung der 
Gemeinschaft oder die Fusion der Verträge, ob diese . 
Lösung auf Gemeinschaftsebene übertragen werden 
kann. 

Schon jetzt hält es die Kommission auf jeden Fall für 
unerläßlich, daß die zuständigen nationalen Stellen 
durch eine organisierte Zusammenarbeit dazu bei- : 
tragen, daß die industrielle Umstrukturierung Ge- 
meinschaftsdimensionen annimmt. 

Obwohl in einigen Sektoren, insbesonder denen der , 
fortgeschrittenen Technologie, der Anteil der öffent- ^ 
liehen Hand an der Finanzierung der industriellen | 
Entwicklung besondere Interventionen rechtfertigt, 
ist die Kommission der Ansicht, daß im allgemeinen ' 
die Initiative für die europäischen Industriekonzen- 
trationen den Unternehmen belassen bleiben muß. 
Die Unternehmen sollten indessen ermutigt werden, 
sich auf diesen Weg zu begeben, und zwar insbeson- 
dere durch Beseitigung der noch bestehenden Schwie- 
rigkeiten. Die Europäische Investitionsbank könnte 
diese Initiativen, die anerkanntermaßen im euro- 
päischen Interesse liegen, nutzbringend unterstützen. 


KAPITEL III 

Die Finanzierung der Unternehmen 

Da dieses Kapitel zu ganz allgemeinen Schlußfol- | 
gerungen führt, erübrigt es sich, hier eine lange 
Reihe von Vorbehalten wegen der mangelnden Ho- 
mogenität der verfügbaren Angaben sowie wegen 
der Vielzahl und der Besonderheiten der erfaßten 
Situationen zu machen, weswegen die Genauigkeit 
von Untersuchungen auf Basis der vorgelegten An- 
gaben erheblich beeinträchtigt wird ^). 

Da die Finanzierungsquellen (Selbst- und Fremd- 
finanzierung) sowie die Finanzstruktur der Unter- 
nehmen sehr global analysiert wurden, konnte man 
nur einige Probleme aufzeigen, die sowohl sämt- 
liche als auch bestimmte Gruppen von Unternehmen 
betreffen (kleine und mittlere Unternehmen, Unter- i 
nehmen mit starker Innovationstätigkeit, öffentliche | 
Unternehmen). Genauere Vorschläge zu diesen ein- | 
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Schon jetzt sind die Europäische Investitionsbank 
und die Kommission (diese mit EGKS-Mitteln) bei 
Umstrukturierungsmaßnahmen aufgetreten, indem 
sie Darlehen für Vorhaben gewährt haben, die un- 
mittelbar reale Investitionen erforderten. Diese 
Maßnahmen sind in verstärktem Maße fortzuset- 
zen ^). 

Im Rahmen des Artikels 130 des Vertrages von 
Rom könnte die EIB sicher ihre Aktionen verstär- 
ken und die Modalitäten den tatsächlichen finanziel- 
len Problemen anpassen, die sich aus den Umstruk- 
turierungs- und Zusammenarbeitsmaßnahmen der 
Industrie auf den einzelnen Stufen ergeben. 

Die Wirksamkeit der Maßnahmen der Europäischen 
Investitionsbank würde erheblich verstärkt, wenn 
es der Gemeinschaft möglich wäre, für die als wirk- 
lich unerläßlich und dringend anerkannten Umstruk- 
turierungsmaßnahmen gewisse Vorteile zu gewäh- 
ren. Derartige Vorteile wären im übrigen dadurch 
gerechtfertigt, daß im allgemeinen multinationale 
Fusionen im Gegensatz zu nationalen Fusionen auf 
besondere Schwierigkeiten stoßen. Diese Vorteile 
könnten nach Schaffung der nötigen Rechtsgrund- 
lage die Form von Garantien annehmen, die aus 
dem ordentlichen Haushalt der Gemeinschaft zu 
finanzieren wären und die Politik, die die EIB mit 
der Gewährung von Umstrukturierungsdarlehen 
verfolgt, unterstützen könnten. 

Die Frage, ob es möglich ist, die Aufgaben der Bank 
auch auf Nichtdarlehensgeschäfte auszudehnen, um 
bestimmte Umstrukturierungsmaßnahmen zu för- 
dern, ohne übermäßig in die Finanzstruktur der Un- 
ternehmen einzugreifen, müßte ebenfalls eingehend 
geprüft werden, besonders im Hinblick auf die not- 
wendigen Rechtsgrundlagen. 

ß Die hier entwickelten Gedanken nehmen nicht die Vor- 
schläge vorweg, die die Kommission später im Hinblick 
auf die verschiedenen Gemeinschaftsinstrumente für 
Industriekredite unterbreiten könnte. 


zelnen Punkten erfordern noch eingehende Unter- 
suchungen. 


Auf Grund dieser Mängel wurden zweierlei Angaben 
verwendet: 

— Angaben der volkswirtschaftlichen Gesamtrech- 
nung, die alle Unternehmen umfassen. Sie haben 
den Nachteil, den Durchschnitt sehr verschieden- 
artiger Situationen widerzuspiegeln; 

— • Angaben, die sich auf die Bilanzen einer möglichst 
repräsentativen Auswahl von Gesellschaften stüt- 
zen, wobei jedoch die Auswahlkriterien ebenso 
wie die Buchführungsmethoden von Land zu Land 
unterschiedlich sind. 

Diese beiden unabhängig voneinander erstellten Rei- 
hen werden bedeutsam, wenn sie die gleichen Ten- 
denzen zum Ausdruck bringen. 
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I. Die Finanzierungsqueilen der Unternehmen 

Eine erste Form der Analyse der Finanzierungsquel- 
len der Unternehmen besteht darin, die Eigenmittel 
(Selbstfinanzierung) von den Fremdmitteln (Aktien, 
Schuldverschreibungen, Verbindlichkeiten) zu tren- 
nen. Angesichts der Verschiedenartigkeit der Situa- 
tionen, der Auswirkung der konjunkturellen Fakto- 
ren und der Komplementarität der einzelnen Finan- 
zierungsarten ist es nicht zweckmäßig, sich hier über 
die Vor- und Nachteile der beiden Finanzierungs- 
arten auszulassen oder das optimale Verhältnis zwi- 
schen beiden zu ermitteln. Die Analyse der Unter- 
nehmensfinanzierung soll jedoch durch eine Prü- 
fung des Verhältnisses zwischen Eigenmitteln (Kapi- 
tal und Rücklagen) und Verbindlichkeiten in der 
Unternehmensbilanz ergänzt werden. Das Verhält- 
nis zwischen diesen beiden Faktoren ermöglicht ge- 
wisse Schlußfolgerungen, die aufschlußreicher sind 
als diejenigen, die sich aus dem Verhältnis zwischen 
Selbstfinanzierung und Fremdfinanzierung ergeben. 


1 . Selbstfinanzierung 


Die summarischen Definitionen stellen die Selbst- 
finanzierung „dem Überschuß der Betriebseinnah- 
men über die tatsächlichen Betriebsausgaben" 
gleich. Einer genaueren Definition zufolge, die sich 
allgemein durchgesetzt hat, entspricht die Selbst- 
finanzierung der „Erhöhung der Vermögenswerte 
bzw. der Verringerung der Verbindlichkeiten, die 
ein Unternehmen im Laufe eines Geschäftsjahres 
durch Mittel erzielt, die es während des Geschäfts- 
jahres erwirtschaftet hat und die weder aus Ein- 
lagen, noch aus Darlehen, noch aus dem Verkauf 
anderer Vermögenswerte stammen" ^). 


Tabelle 1 gibt die Verteilung der Finanzierungs- 
quellen der Unternehmen und ihre Verwendung an. 
Dieser Tabelle zufolge wird der Finanzbedarf in den 
einzelnen Ländern wie folgt durch Eigenmittel ge- 
deckt: 


— Vereinigte Staaten und Deutsch- 
land 

— Niederlande, Vereinigtes Kö- 

nigreich, Belgien und Frank- 
reich 

— Italien 

— Japan 


65 o/o 


55 o/o bis 60 o/o 
45 o/o 

25 o/o bis 30 o/n 


In erster Linie ist der geringe Satz Italiens und 
Japans festzustellen, also der beiden Länder, in 
denen das industrielle Wachstum im Beobachtungs- 
zeitraum am stärksten war. Geht man davon aus, 
daß die Selbstfinanzierung in erster Linie die 
Bruttoanlageinvestitionen decken muß, so stellt man 
fest, daß dies erreicht ist zu: 

— rund 100 0/0 in den Vereinigten Staaten, im Ver- 
einigten Königreich und in den Niederlanden, 


Ein und derselbe Prozentsatz kann sehr verschie- 
dene Situationen widerspiegeln: ein schwaches 
Wachstum in Verbindung mit einer schlechten Ren- 
tabilität oder ein starkes Wachstum mit einer zu- 
friedenstellenden Rentabilität. Daher kann man aus 
diesen Ziffern keinesfalls negative Schlußfolgerun- 
gen über die Finanzierungsmethoden oder die Ren- 
tabilität der italienischen bzw. japanischen Industrie 
ziehen. Eine Verdoppelung, ja Verdreifachung der 
Produktion zu 70 o/o selbst zu finanzieren, wie es in 
Italien und Japan im Beobachtungszeitraum der Fall 
war, ist eine erheblich höhere Leistung als die der 
Vereinigten Staaten, die einen Anstieg ihrer Pro- 
duktion um nur 60 ^/o im gleichen Zeitraum zu 
100 o/o selbst finanzierten. 

Umgekehrt ist die 800/oige Selbstfinanzierung eines 
Produktionsanstiegs der gleichen Größenordnung 
wie der der Vereinigten Staaten Ausdruck einer re- 
lativen Schwäche Deutschlands, Belgiens und Frank- 
reichs, während die Selbstfinanzierung zu 100 o/o des 
Vereinigten Königreichs kaum bedeutsam ist, da sie 
mit einem sehr schwachen Produktionswachstum 
einhergeht. 

An dieser Stelle wird nicht untersucht, wie sich die 
Deckung der Bruttoanlageinvestitionen durch Selbst- 
finanzierung in den letzten zehn Jähen entwickelt 
hat, da anhand der verfügbaren Angaben nur der 
konjunkturelle Einfluß deutlich zutage tritt, der aus 
diesem Dokument absichtlich ausgeklammert wird. 
Als Ergebnis bleibt, daß die Unternehmen der Mit- 
gliedstaaten, insbesondere Italiens, aus verschiede- 
nen Gründen in stärkerem Maße als die Vereinigten 
Staaten die Fremdfinanzierung in Anspruch nehmen 
müssen. 


2. Fremdfinanzierung 

Die in Tabelle 1 aufgeführten Fremdfinanzierungs- 
quellen finden sich in Tabelle 2 wieder, aber dies- 
mal ausgedrückt im prozentualen Anteil an der ge- 
samten Fremdfinanzierung. Trotz der Uneinheitlich- 
keit der Systeme lassen sich einige auffallende Phä- 
nomene beobachten. 

Erstens ist die Finanzierung durch Aktienemission 
in den Vereinigten Staaten relativ gesehen weit we- 
niger verbreitet als in den europäischen Ländern. 
Dies ist im wesentlichen darauf zurückzuführen, daß 
die amerikanischen Unternehmen aufgrund ihrer 
Rentabilität ihre gegenwärtige Entwicklung finan- 
zieren können, ohne auf Kapitalerhöhungen durch 
Aktienemission zurückgreifen zu müssen. Aller- 
dings hatten sich die amerikanischen Gesellschaften 
früher eine hinrreichend breite Kapitalbasis geschaf- 
fen, was daraus hervorgeht, daß der Börsenwert der 
Gesellschaften der Gemeinschaft 1966 insgesamt nur 
11 o/o des Börsenwerts der amerikanischen Gesell- 
schaften ausmachte. 

Deutschland 18 Milliarden S 


— 70 bis 80 o/o in Deutschland, Frankreich und Bel- Frankreich 18 Milliarden S 

Italien 9 Milliarden S 

Z “Lt® Niederlande 8 Milliarden S 

h Marcel Malissen Belgien 4 Milliarden $ 
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Tabelle 1 


Gesamtfinanzierung der Unternehmen 

Jährliche Kapitalströme 
in ^/o 


i 

! 



Finanzierungsquellen 


! 

- 

Verwendung 

i 

Eigen- 
finanzie- ; 
rung | 

Aktien 

j Schuld- 
veibchrei 
bungen 

Freindfinanzicrung 

Lang- und ; 

■ i fris\Tgo i tristigo Sonstiges ' 

; DaUehln ! | 

Insgesamt 

Brutto- 
anlage- i 
invosti- ' 
tionon 

i Vorräte 

Kapital- 

aniago 

Deutschland 










0 1960/66 

68,3 

4,1 

1,4 

11,2 6,8 

8,2 

31,7 . 

80,8 

6,4 

12,8 

0 1960/65'^) 

62,8 

11,3 

12,8 13,1 


37,2 

1 

74,6 

8,1 

17,3 

Belgien 






1 




0 1964/67’’) 

55,1 


9,4 

11,9 23,6 


44,9 

77,0^) 

5,0 

18,0 

1 

Frankreich 










0 1961/66“) 

52,9 

6,5 

3,6 

20,0 14,3 

2,7 

47,1 i 

78,1 

6,3 

15,6 

0 1960/66”) 

55,9 

10,3 

15,3 7,8g 

10,7 

44,1 

62,1 

15,1 

22,8'^) 

Italien 










0 1960/66”) ' 

45,1 

19,0 

6,2 

17,0 12, 7^) 


54,9 1 

71,0 

15,1 

13,9'^) 

Niederlande 










0 1960/66”) 

; 58,0 

1 8,3 


17,1 14,5 

2,1 

42,0 

60,6 

14,0 

25,4 

Japan 










0 1960/65“) 

31,6 

i 7,5 

2,3 

58,1 

0,5 

68,4 

42,8 

7,7 

49,5 

0 1961/64”) 

25,1 

10,3 

1,6 

14,5 48,5 


74,9 

43,4 

9,1 

47,5 

Vereinigtes 







i 



Königreich 










0 1963/66“) 

73,5 


10,6 

15,9 


26,5 

55,1 

13,2 

31,7 

0 1961/66’’) 

i 55,4 

11,6 

11,5 

21,3 

0,2 

44,6 

54,1 

13,5 

32,4 

USA 

1 









0 1960/66”) 

^ 67,5 

1 

1,7 

1 

7,4 

3,6 14,9 

4,9 

32,5 

64,3 

8,1 

27,6 


In diesem Prozentsatz sind auch Investitionen in Wertpapieren enthalten. 

2) Die kurzfristigen Verbindlichkeiten und die kurzfristigen Aktiva sind nicht in ihrer Gesamthöhe in den Spalten 
Finanzierungsquellen und Verwendung aufgeführt: nur der Saldo (Überschuß der Verbindlichkeiten über die 
Aktiva) ist unter Finanzierungsquellen angegeben. 

3) Residualwert 

Quellen: a) Angaben aus der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 
Angaben aus ausgewählten Bilanzen, veröffentlicht von: 

— Deutschland: Deutsche Bundesbank 
— Belgien: Kredietbank 
— Frankreich: SEDES 
— Italien: Banca d'Italia 

— Niederlande: Centraal Bureau voor de statistiek 
— Japan: Finanzministerium 

— Vereinigtes Königreich: Ministry of Labour, Board of Trade 
— USA: Federal Reserve 
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Tabelle 2 


Struktur der Fremdfinanzierung der Unternehmen 




Schuld- 

Lang- und 

Kurz- 




Aktien 

verschrei- 

mittel- 

fristige 

Sonstiges 

Insgesamt 



bringen 

Darlehen 

Darlehen 



Deutschland 







0 1960/66 ■*) 

12,9 

4,6 

35,3 

21,4 

25,8 

100 

0 1960/65*’) 

30,4 

34,4 


35,2 


100 

Belgien 







0 1964/67*’) 


21,0 

26,5 

52,5 


100 

Frankreich 







0 1961/66“) 

13,8 

.7,6 

42,5 

30,4 

5,7 

100 

0 1960/66'’) 

23,3 

34,7 


17,7 

24,3 

100 

Italien 







0 1960/66'’) 

34,6 

11,3 

31,0 

23,1 


100 

Niederlande 






. 

1 

0 1960/66*’) 

' 19,8 

40,7 


34,5 

5,0 

100 

Japan 






1 

0 1960/65“) 

11,0 

3,4 

84,9 


0,7 

! 100 

0 1961/64 >>) 

13,7 

2,1 

19,4 

64,8 


100 

Vereinigtes Königreich 






i 

0 1963/66“) 


40,0 

60,0 



100 1 

0 1961/66'’) 

26,0 

25,8 

47,8 


0,4 

100 i 

USA 







0 1960/66 '’) 

5,2 

22,8 

11,1 

45,8 

15,1 1 

100 1 

i 


Quellen: ») Angaben aus der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 
b) Angaben aus ausgewählten Bilanzen, veröffentlicht von: 

— Deutschland: Deutsche Bundesbank 
— Belgien: Kredietbank 
— Frankreich; SEDES 
— Italien: Banca d'Italia 

— Niederlande: Centraal Bureau voor de statistiek 
■ — Japan: Finanzministerium 

— • Vereinigtes Königreich: Ministry of Labour, Board of Trade 
— USA: Federal Reserve 


EWG 57 Milliarden § 

USA 515 Milliarden S 

Vereinigtes Königreich . 161 Milliarden 8 

Japan 29 Milliarden 8 

Zweitens machen die amerikanischen und britischen 
Unternehmen von der Ausgabe von Obligationen 
mehr Gebrauch als die Gesellschaften der anderen 
europäischen Länder und Japans, wo Obligationen 
für die Industrieunternehmen nur ein sekundäres 


Finanzierungsinstrument sind. Der Rentenmarkt in 
der Gemeinschaft wird weitgehend durch Staatsan- 
leihen, Anleihen der öffentlich-rechtlichen Körper- 
schaften, der staatlichen Unternehmen oder von auf 
lang- oder mittelfristigen Industriekredit speziali- 
sierten öffentlichen oder halböffentlichen Organen 
in Anspruch genommen, die gewöhnlich eine Ver- 
mittlerrolle zwischen dem Kapitalmarkt und den 
Unternehmen, vor allem den kleinen und mittleren 
Unternehmen, spielen. 
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Ein weiterer Grund ist in den Kosten zu sehen, die 
Obligationen verursachen. Diese Kosten, ausge- 
drückt in Prozent des dem Emittenten zufließenden 
Betrags, beliefen sich im September 1966 auf fol- 
gende Höhe: 

Wieder- 



kehrende 

Ein- 

Ins- 


Kosten 

(ohne 

malige 
Kosten -) 

gesamt 


Zinsen) 



Deutschland 

1,10 

0,46 

1,56 

Belgien 

. . 0,46 

0,43 

0,89 

Frankreich 

. . 0,47 

1,66 

2,13 

Italien 

. . 2,92^) 

0,57 

3,49 

Niederlande 

. . 0,37 

0,42 

0,79 

USA 

.. 0,16 

0,09 

0,25 

Vereinigtes Königreich 

. . 0,39 

0,20 

0,59 

Japan 

. . 0,48 

0,56 

1,09 


Auch die Emission von Wandelschuldverschreibun- 
gen und der Markt der Euro-Emission werden von 
den europäischen Unternehmen wenig in Anspruch 
genommen, obwohl hier eine Zunahme festzustellen 
ist. 

Diese begrenzte Finanzierung durch Emission von 
Schuldverschreibungen gleichen die europäischen 
Unternehmen im allgemeinen durch Inanspruch- 
nahme der obengenannten öffentlichen oder halb- 
öffentlichen Vermittler aus, wobei sie entweder be- 
sondere Techniken privater Anleihen benutzen, die 
praktisch Schuldverschreibungs-Charakter tragen 
(Schuldscheindarlehen, onderhandse leningen), oder 

h Bankprovisionen und Kuponsteuern zu Lasten des 
Emittenten 

-) Eigentliche Emissionskosten, Stempelsteuern, Emis- 
sionsprämien und Rückprämien 

Im Falle Italiens sei jedoch vermerkt, daß diese Ko- 
sten die Steuer auf die „Ricchezza mobile" ein- 
schließen. 

Quelle: O.E.C.D. 


sich der üblichen Formen der Bankenfinanzierung 
bedienen. 

So machen die kurz-, mittel- und langfristigen 
Kredite gewöhnlich den größten Teil des Fremd- 
kapitals der Unternehmen aus. Die wachsende Liqui- 
ditätsneigung der Öffentlichkeit führt zu einem 
relativ reichen Angebot an kurzfristigen Krediten im 
Vergleich zu den verfügbaren mittel- oder lang- 
fristigen Krediten, was mit einer orthodoxen Finan- 
zierung der industriellen Expansion nicht immer 
vereinbar ist. 

Dieses Phänomen ist in Japan am stärksten ausge- 
prägt, da dort die Finanzierung der Unternehmen 
hauptsächlich auf dem Bankkredit, insbesondere 
dem kurzfristigen Kredit beruht, bei dem sehr häu- 
fig eine automatische Erneuerung vereinbart wird. 
Daher konnte der Präsident einer großen japani- 
schen Bank erklären: 

„Wenn sich Japan auf die orthodoxen kreditpoliti- 
schen Maßnahmien beschränkt hätte, wäre das Wirt- 
schaftswachstum des Landes mittelmäßig geblieben, 
und sein erstaunlicher Aufstieg unter den Industrie- 
nationen bis an die Spitze der Weltwirtschaft wäre 
nicht möglich gewesen." Um dem entgegenzuwirken, 
sind mehrere öffentliche Institute und drei Privat- 
banken in Japan ermächtigt, Kapital hauptsächlich 
durch Ausgabe von Schuldscheinen mit einer Lauf- 
zeit von ein und fünf Jahren zu sammeln und dar- 
aus den Unternehmen mittel- oder langfristige Dar- 
lehen in einer Höhe zu gewähren, die das Zwanzig- 
fache ihres Kapitals und ihrer Rücklagen erreichen 
kann. 

Die nachstehende Tabelle enthält für die EWG-Län- 
der die kurzfristigen Kredite, die in den letzten 
Jahren in mittel- und langfristige Kredite umge- 
wandelt werden konnten. 

Der italienische Prozentsatz ist wesentlich niedriger 
als der der anderen Länder, da in Italien die Banken 
nicht die gesetzliche Möglichkeit haben, mittel- oder 
langfristige Kredite zu gewähren. In Italien erfolgt 
daher die Finanzierung ebenso wie in Japan ent- 
weder durch Spezialinstitute für mittel- und lang- 


Aus täglich kündbaren und kurzfristig angelegten Spargeldern 
finanzierte mittel- und langfristige Kredite an die Wirtschaft 

jährliche Veränderungen 



1965 

1966 

1967 

1968 ; 

(1) 

i (2) 

(1) 

1 (2) 

( 1 ) 

! (2) 

( 1 ) 

i (2) i 

Deutschland 

5,54 

78,9 

5,57 

88,8 

4,75 

82,7 

5,15 

78,3 

Frankreich 

2,76 

78,6 

2,96 

75,1 

4,78 

84,2 

5,52 

85,7 

Italien 

1,33 

56,3 

1,33 

49,1 

2,06 

56,6 

2,15 

53,1 

Niederlande 

; 1,31 

86,2 

1,62 

87,6 

1,72 

87,3 

1 2,05 

89,5 i 

: Belgien 

0,47 

73,4 

0,76 

82,6 

0,60 

1 

64,5 

0,62 

60,2 1 


(h in Milliarden Dollar 

(“) in Prozent des Gesamtbetrags der mittel- und langfristigen Kredite an die Wirtschaft 

Quelle: EIB, Jahresbericht 1968 
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fristige Kredite, die Obligationen ausgeben, oder 
durch automatisch erneuerte kurzfristige Darlehen, 
ein Verfahren, das natürlich mit gewissen Risiken 
verbunden ist. 

3. Die Finanzstruktur der Unternehmen 

In den Tabellen 3 und 4 sind die wichtigsten Aktiv- 
und Passivposten am Ende des Geschäftsjahres auf- 
geführt, und zwar in der einen Tabelle in Prozent- 
sätzen und in der anderen in Form von finanziellen 
Kennziffern für 6 Länder, für die sie berechnet wer- 
den konnten. 


Was die solide Beschaffenheit der Finanzstruktur 
anbelangt, stehen die amerikanischen und eng- 
lischen Unternehmen an erster Stelle, da sie 

— den höchsten Prozentsatz an Eigenkapital, 

— die höchsten Anteile an der Investitionsfinanzie- 
rung in Form von Eigenkapital und langfristigem 
Fremdkapital, 

— die günstigsten Verhältnisse zwischen Eigen- 
kapital und mittel- und langfristigen Verbindlich- 
keiten 

aufweisen. 


Tabelle 3 

Finanzstruktur der Unternehmen 

Vergleich zusammengefaßter Bilanzen 
in Prozent 




Aktiva 



Passiva 


i i 

i 


Netto- 

anlage- 

vermögen 

Vorräte 

Finanz- 
iiml auf- 
vermögen 

Eigen- 

kdpital 

lang- und 
mittel- 
fristige 
Verbind- 
1 lichkeiten 

kurz- 

fristige 

Verbind- 

lichkeiten 

Quellen 


1 

3 

2 

4 

1 5 

6 

^ 1 

Deutschland 








1960 

57,8 

18,3 

23,9 

48,1 

19,2 

32,7 

Statistisches Bundesamt 
Wirtschaft und Statistik 

1965 

59,6 

16,9 

23,5 

46,3 

22,8 

30,9 

Ausgewählte Bilanzen von 
etwa 1 900 Aktiengesell- 
schaften 

Frankreich 








1959 

43,9 

25,3 

30,8 

47,0 

14,8 

38,2 

Centrale des bilans de la 
SEDES 

1966 

50,9 

20,8 

28,3 

47,7 

15,3 

37,0 

Ausgewählte Bilanzen von 
400 großen Gesellschaften j 

Italien 







1965 

69,2 

17,1 

13,7 

37,4 

27,4 

35,2 

Mediobanca 

Ausgewählte Bilanzen von 

1967 

68,7 

16,9 

14,4 

36,6 

27,0 

36,4 

354 Gesellschaften 

Japan 








1960 , 

51,9 

15,0 

33,1 

28,9 

25,8 

45,3 

Bank of Japan 

Economic Statistics 

1966 

46,7 

11,8 

41,5 

23,6 

27,2 

49,2 

of Japan 

Ausgewählte Bilanzen von 
etwa 500 Industrie- i 

uriLernehnien 

Vereinigtes Königreich 








1960 

43,2 

26,6 

30,2 

62,5 

11,6 

25,9 

Ministry of Labour, 

Statistics on Incomes, 

1966 

46,2 

24,6 

29,2 

57,6 

14,1 

28,3 

Prices, Employment and 
Production — Board of 

Trade Journal 

USA 








1960 

47,7 

23,6 

28,7 

65,5 

13,7 

20,8 

Federal Trade Commission 
Securities and Exchange 

1966 

47,4 

24,3 

28,3 

58,9 

16,8 

24,3 , 

i 

1 

Commission, Quarterly 
Finanzial Reports for 
Manufacturing 

Corporations 
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Was hingegen das Verhältnis zwischen mittel- und 
langfristigen Verbindlichkeiten und dem Cash Flow 
anbelangt (das leider nicht in vergleichbarer Weise 
für die Vereinigten Staaten berechnet werden | 
konnte), stehen die britischen Unternehmen zwi- ! 
sehen den deutschen und den französischen Unter- 
nehmen: diese Verbindlichkeiten entsprechen etwa , 
dem Cash Flow von zweieinhalb Jahren. Dies be- ; 
stätigt, daß der Vorrang des Vereinigten König- 
reichs vor der EWG auf dem Gebiet der Finanzie- 
rung vor allem auf sein schwächeres Wirtschafts- 
wachstum im Beobachtungszeitraum zurückzuführen 
ist. 

Diesen Zahlenangaben zufolge dürfte die Lage der 
französischen Unternehmen etwas besser sein als 
die der deutschen; die Finanzierung der Investitio- 
nen durch Eigenkapital und langfristiges Fremd- 


kapital ist dort höher und das Verhältnis zwischen 
Eigenkapital und mittel- und langfristigen Verbind- 
lichkeiten günstiger. Die Deckung der kurzfristigen 
Verbindlichkeiten durch kurzfristige Aktiva und die 
Deckung der Vorräte durch Betriebskapital ist 
jedoch in den beiden Ländern weitgehend gleich. 
Dagegen besteht bei den deutschen Unternehmen 
ein besseres Verhältnis zwischen langfristigen Ver- 
bindlichkeiten und Cash Flow (2,5 Jahre Cash Flow 
gegenüber 3 Jahren bei den französischen Unter- 
nehmen), Dies dürfte darauf hindeuten, daß gewisse 
französische Kennziffern deshalb etwas günstiger 
sind, weil das Wachstumstempo im Vergleich zu 
Deutschland in diesem Zeitraum schwächer war und 
weil sich eine Reihe deutscher Unternehmen inso- 
fern in einer besonderen Lage befinden, als sie ihren 
Finanzierungsbedarf durch Geldaufnahme bei Ban- 
ken, mit denen sie verbunden sind, decken. 


Tabelle 4 


Finanzielle Kennziffern 

an Hand von Tabelle 3 berechnet 


I Investitionsfinanzierung 


j 

durch 

Eigen- 

kapital 

4 

1 

durch 

langfristiges 

Kapital 

4 + 5 

1 

1 

Deutschland 



I960 

0,83 

1,16 

1965 ' 

0,77 

1,16 

Frankreich 

1959 ^ 

1,07 

1,41 

1966 i 

! 

0,94 

1,24 

Italien 1 



1965 

0,54 

0,94 

1967 

0,53 

0,93 

Japan ; 



1960 1 

0,56 

1,05 

1966 ' 

0,51 

1,09 

Vereinigtes Königreich 



I960 

1,45 

1,71 

1966 

1,25 

1,55 

USA 



1960 ^ 

1,37 

1,66 

1966 

1,24 

1,60 


*) Betriebskapital negativ 
**) Jahr 1961 


Eigen- 
kapital / 
mittel- und 
langfristige 
Verbind- 
lichkeiten 

4 

5 

kurzfristige | 
Aktiva / 
kurzfristige 
Verbind- 
lichkeiten 

2 !- 3 

6 

: Betriebs- 

kapital / 
Vorräte 

4 + 5-1 

! ^ 

Mittel- und 
langfristige : 

Verbind- j 
lichkeiten / 
Selbstfinan- 
zierung des 
Jahres 

2,50 

1,27 

0,52 

1,85 

2,03 

1,28 

0,56 

2,34 

3,18 

1,45 

0,71 

1,73 

3,12 

1,29 

0,58 

2,87 

1,36 

0,87 

*) 

6,61 

1,36 

0,86 

*) 

6,10 

1,12 

1,05 

0,19 


0,87 

1,07 

0,35 


5,41 

2,11 

1,16 

2,11 n 

4,05 

1,80 

1,04 

2,64 

4,80 

2,51 

1,33 


3,51 

2,16 

1,16 
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Die italienischen und japanischen Unternehmen wei- 
sen überall die ungünstigsten Kennziffern auf. Ita- 
lien ist das einzige Land, in dem die Investitions- 
finanzierung durch langfristiges Fremdkapital nied- 
riger als 1 ist, weshalb der Posten Betriebskapital 
negativ ist. 

Bei einem Gesamtüberblick über diese verschiede- 
nen Angaben wird etwas Wesentliches deutlich. 
Manche Unternehmen haben eine schwache Finanz- 
struktur, weil sie ein äußerst rasches Wachstum zu 
bewältigen haben (Japan und Italien). Manche wie- 
derum haben aus dem entgegengesetzten Grund 
eine solide Struktur (Vereinigtes Königreich). Nur 
die Unternehmen der Vereinigten Staaten konnten 
dank ihrer hohen Gewinnraten einen Selbstfinan- 
zierungssatz von 100 ^/o oder mehr mit einem Wachs- 
tumsrhythmus verbinden, der in der letzten Zeit 
dem der Niederlande, Deutschlands und Belgiens 
ähnlich und höher als der in Frankreich war. 


II. Die Verbesserung der Finanzierungsbedin- 
gungen der Unternehmer in der Gemeinschaft 

Die Maßnahmen zur Verbesserung der Finanzie- 
rungsbedingungen der Unternehmen können nur 
dann erfolgreich sein, wenn die Investitionsneigung 
der Unternehmen ausreichend groß ist. Es besteht 
nicht zwangsläufig ein Zusammenhang zwischen den 
verfügbaren Mitteln und der Investitionstätigkeit 
der Unternehmen, wie die früheren Erfahrungen ge- j 
zeigt haben, da z. B. die Verbesserung der Selbst- 
finanzierung die Unternehmen veranlaßt hat, die 
Kontrolle über andere Gesellschaften zu überneh- 
men, anstatt neue Produktionsanlagen zu schaffen. 

In einigen Ländern der Gemeinschaft scheint die In- 
vestitionsneigung in bestimmten Industriezweigen 
noch verhältnismäßig gering zu sein. Hierfür gibt es 
verschiedene Ursachen. In struktureller Hinsicht 
üben in einigen Ländern die zahlreichen Familien- 
unternehmen, deren Eigenmittel rasch erschöpft sind 
und deren Leiter die Kontrolle nicht mit anderen tei- 
len wollen, sicherlich eine negative Wirkung aus. 
Das Fehlen langfristiger Planungen in den meisten 
Unternehmen und mitunter auch gewisse negative 
Aspekte der Wirtschaftspolitik der Regierungen 
können ein Grund dafür sein, daß viele Gelegen- 
heiten verpaßt werden. 

Was die Denkweise angeht, so obsiegt der Wunsch, 
bereits Erreichtes zu erhalten, im allgemeinen über 
das Wachstumsstreben. Daher sind die Reform der 
Unternehmensstruktur und die Verbesserung der 
Betriebsführung die unerläßliche Ergänzung jeder 
Aktion des Staates auf diesem Gebiet. 

1. Die Finanzierung der Unternehmen 
im allgemeinen 

a) Die Selbstfinanzierung 

Von den Maßnahmen zur Verbesserung der Finan- 
zierungsbedingungen betreffen diejenigen, die im 
allgemeinen an erster Stelle genannt werden, die 
Selbstfinanzierung. Wenn dieses Finanzierungs- 


system zuerst aufgeführt wird, so ist dies jedoch 
nach Ansicht der Kommission nicht als Priorität für 
eine Finanzierungsweise zu betrachten, die, wenn 
ein bestimmter Prozentsatz überschritten wird, mit- 
unter vorteilhaft durch andere Methoden ersetzt 
werden kann. Es ist sehr schwierig, die Punkte anzu- 
geben, wo diese Maßnahmen zugunsten der Selbst- 
finanzierung ansetzen sollten. In Wirklichkeit bilden 
nämlich die Rentabilität und die Gewinnspanne der 
Unternehmen die Grundlage der Selbstfinanzierung 
und bestimmen weitgehend ihre Höhe. 

In diesem Sinne sind die Maßnahmen zur Erhöhung 
der Selbstfinanzierungskapazität der Unternehmen 
weitgehend mit den Maßnahmen zur Verbesserung 
der wirtschaftlichen Umweltbedingungen identisch. 
Es braucht nicht eigens gesagt zu werden, daß die 
Qualität der Betriebsführung in dieser Hinsicht eben- 
falls eine entscheidende Rolle spielt. 

Da das Problem der wirtschaftlichen Umweltbedin- 
gungen in diesem Dokument an anderer Stelle ein- 
gehend behandelt wird, soll hier auf die Verbesse- 
rung der Bedingungen für den Zugang zum Kapital- 
markt und dessen Ausdehnung auf die Dimensionen 
der Gemeinschaft eingegangen werden. 

b) Die Verbesserung der Bedingungen 
für den Zugang zum Kapitalmarkt 

In den letzten Jahren scheinen die europäischen 
Unternehmen im allgemeinen keine unüberwind- 
lichen Schwierigkeiten bei der Fremdfinanzierung 
ihrer Investitionen gehabt zu haben. Zum größten 
Teil erfolgte diese Finanzierung durch die Banken 
und die sonstigen Kreditinstitute. Diese Finanzie- 
rungsweise ergibt sich nicht nur aus dem Funktionie- 
ren des europäischen Kapitalmarkts, sondern auch 
daraus, daß sehr viele europäische Unternehmen zu 
klein sind, um unmittelbar den Kapitalmarkt in An- 
spruch nehmen zu können, über die Finanzierung 
durch Banken und ähnliche Institute sowie über die 
Beziehungen zwischen den Banken und den Indu- 
strieunternehmen liegen nur bruchstückhafte Anga- 
ben vor, so daß man im gegenwärtigen Stadium 
keine Gesamturteile abgeben und keine Vorschläge 
unterbreiten kann. In den meisten Ländern der Ge- 
meinschaft dürften jedoch noch wesentliche Fort- 
schritte auf dem Wege zu den modernsten Formen 
der Zusammenarbeit zwischen Banken und Industrie 
zu erzielen sein. 

Im Bericht einer Sachverständigengruppe über den 
„Aufbau eines europäischen Kapitalmarkts" war her- 
vorgehoben worden, daß ein Ausbau der inter- 
nationalen Direktkredite und eine gegenseitige Ver- 
flechtung der Banken-Netze notwendig sind, und 
man hatte entsprechende Anregungen unterbreitet. 
Diese Probleme sollten weiter geprüft und es sollte 
nach Lösungen im Zusammenhang mit den Bürg- 
schaften und der Bildung von Finanzierungskonsor- 
tien gesucht werden, um die im Gange befindliche 
Modernisierung des Bankenapparats der Gemein- 
schaft zu beschleunigen. 

Die direkte Inanspruchnahme des Wertpapiermarkts, 
die für die Industrie ebenfalls von Bedeutung ist, 
wird zugegebenermaßen oft durch die geltenden 
Regelungen erschwert und auf jeden Fall mehr auf 
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die Emission von Schulverschreibungen als auf Er- | 
höhungen des Gesellschaftskapitals ausgerichtet. 
Hier sei jedoch betont, welche Vorteile den Unter- 
nehmen aus einer Finanzierung durch Aktien im 
Vergleich zu einer Finanzierung durch Schuldver- 
schreibungen oder Anleihen erwachsen können. Sie 
bestehen vor allem in einer geringeren Belastung bei 
Kassenschwierigkeiten in Zeiten schlechter Konjunk- 
tur und darin, daß Unternehmen mit innovations- 
intensiver Produktion dadurch mehr Freiheit gewin- i 
nen, gewisse Risiken einzugehen. 1 

Im allgemeinen neigen die Unternehmen übrigens 
kaum zur Emission neuer Aktien, die sie meistens 
nur zur Herstellung eines ausreichenden Gleich- 
gewichts zwischen Eigenmitteln und Verbindlich- 
keiten oder aus Prestigegründen gegenüber kon- 
kurrierenden Gesellschaften oder zur Erfüllung der 
Forderungen einer kreditgebenden Institution vor- 
nehmen. In mehr Fällen, als man annehmen möchte, 
ist eine Kapitalaufstockung ausgeschlossen, weil es 
sich um ein Familienunternehmen handelt oder weil 
man befürchtet, daß eine Gruppe damit die Kontrolle 
über einen Teil des Kapitals gewinnt. Außerdem hat 
die schwache Verfassung der Börse in den letzten 
Jahren in einigen Ländern dazu geführt, daß die 
Finanzierung weniger durch die Ausgabe neuer 
Aktien als durch die Aufnahme von Anleihen und 
Krediten erfolgt. Im Zeitraum von 1953 bis 1968 hat 
sich der Kurs der Industrieaktien, ausgedrückt in 
konstanter Kaufkraft, d. h. berichtigt mit dem Index 
der Verbraucherpreise, im Jahresdurchschnitt wie 
folgt erhöht: 

1 1 ^/o in Deutschland 
8 ®/ü in den Vereinigten Staaten 
7 '’/o im Vereinigten Königreich 
6 in Japan 

5.5 ®/o in den Niederlanden 
4 ‘Vo in Frankreich 

3.5 ^/o in Italien 

0,2 Vo in Belgien (ohne Kolonialwerte). 

Die Nachteile der recht schwachen Kurse in einigen 
Ländern wurden noch verschärft durch ihre plötz- 
lichen Schwankungen nach oben oder unten, welche 
die Sparer von größeren Aktien- Anlagen abge- 
schreckt haben. 

Eine Möglichkeit zur Wiederherstellung des Gleich- 
gewichts zwischen Risikokapital und Anleihekapital 
wäre die Ausgabe von Wandelschuldverschreibun- 
gen gewesen. Diese Zwischenlösung hat sich jedoch 
in der Gemeinschaft längst nicht hinreichend durch- 
gesetzt. Sie bietet Vorteile sowohl für den Sparer, 
der geringere Risiken eingeht als beim Aktienerwerb 
und trotzdem Wertsteigerungen erzielen kann, als 
auch für das Unternehmen, das auf diese Weise 
mittelbar Aktien zu einem Kurs emittieren kann, der 
etwa der Börsennotierung der Aktien der Gesell- | 
Schaft zum Zeitpunkt der Emission entspricht, was 
bei der Ausgabe neuer Aktien in der Gemeinschaft , 
nicht der Fall ist. : 

Aus diesen Gründen erhebt sich die Frage, ob der 
Staat nicht in allen Mitgliedsländern die Emission 
von Wandelschuldverschreibungen dadurch fördern ; 


sollte, daß er sie bis zur Umwandlung in Aktien 
steuerlich den normalen Schuldverschreibungen 
gleichstellt. 

Die Steuersysteme üben ebenfalls einen sehr starken 
Einfluß auf die Wahl der Finanzierungsart der Unter- 
nehmen und die Entscheidungen der Investoren aus. 

So hemmten die Steuersysteme einiger Mitglied- 
staaten die Kapitalerhöhung sowohl durch die Aus- 
gabe von Aktien wie von Obligationen dadurch, daß 
auf diese Transaktionen ziemlich hohe Steuern, pro- 
portional zum Wert des zugeführten Kapitals, er- 
hoben wurden. 

Diese Steuern hemmen die Neigung der Gesell- 
schaften, sich an den Kapitalmarkt zu wenden. 

Am 17. Juli 1969 hat der Rat eine Richtlinie zur Ab- 
schaffung der Steuer auf Kapitalzuführungen und zur 
Abschaffung der Stempelsteuer auf Obligationen so- 
wie zur Senkung dieser Steuern auf Aktien in eini- 
gen Mitgliedstaaten erlassen. 

Die verschiedenen Systeme des Quellenabzugs bei 
Dividenden und Zinsen auf Schuldverschreibungen 
sowie das System der Namensaktien in einigen Län- 
dern veranlassen die Unternehmen ebenfalls in den 
meisten Fällen, die Obligationen den Aktien vor- 
zuziehen. 

Bei den Dividenden ist das Hauptproblem die wirt- 
schaftliche Doppelbesteuerung, unabhängig davon, 
ob ein Quellenabzug erfolgt oder nicht. Während 
der Zinsendienst bei Schuldverschreibungen vom 
steuerpflichtigen Gewinn der Gesellschaft, die die 
Zinsen zahlt, abgezogen werden kann, unterliegen 
die Dividenden einerseits der Gewinnbesteuerung 
bei der ausschüttenden Gesellschaft und anderer- 
seits der Einkommensteuer beim Aktionär. Somit 
kann ein Unternehmen gegenwärtig nach Quellen- 
abzug bei einem Gewinn von 100 ungefähr folgende 
Beträge ausschütten: 



dem 

Aktionär 

(Devisen- 

inländer) 

dem 

Obligations- 
inhaber “) 
(Devisen- 
inländer) 

in Deutschland 

57 

100 

in Frankreich 

50 

75 

in Italien 

47,5 

69 

in den Niederlanden . . . 

42,5 

100 

in Belgien 

56 

80 

in Luxemburg 

51 

95 

Abzüge: 

Gewinn- 

Quellen- 


steuer: 

abzüge: 


Deutschland 

23,5 

-h 

19,1 

Frankreich 

50 

-h 

— 

Italien 

50 

+ 

2,5 

Niederlande 

46 

+ 

11,5 

Belgien 

30 

+ 

14 

Luxemburg 

40 

+ 

9 

Quellenabzüge: 

Italien: 38 ^/ü — Belgien: 

20 ®/o — Luxemburg: 5 ®/o — 


Frankreich: 25 ®/o mit befreiender Wirkung oder 12®/o 
als Abschlag für die vor dem 1. Januar 1965 ausgege- 
benen Anleihen und 10 Vo für die danach ausgegebe- 
nen Anleihen. 
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Bei dieser Tabelle sind natürlich Vorbehalte gebo- 
ten, da das persönliche Einkommen erst später der 
Besteuerung unterworfen wird und gegebenenfalls 
Steuerermäßigungen und Steuerrückerstattungen zu 
berücksichtigen sind. Die Wertpapierinhaber neigen 
allerdings dazu, den Nettobetrag, der ihnen ausge- 
schütttet wird, als Ertrag ihrer Anlage anzusehen. 

i 

Der Kapitalmarkt ist somit auf eine Finanzierungs- 
art ausgerichtet, die die Verbreitung der Risiken, 
der Gewinne und einer eventuellen Kontrolle 
hemmt und die nicht auf die Erfordernisse von rasch 
expandierenden Unternehmen zugeschnitten ist, die | 
umfangreiche Finanzierungsprogramme bewältigen ; 
müssen. Diese Lösung dürfte daher im Hinblick auf ‘ 
die wirtschaftliche Entwicklung nicht die beste sein. ! 
Es muß deshalb zwischen diesen beiden Finanzie- 
rungsarten ein Gleichgewicht hergestellt werden. ; 

Die Kommission hat in ihrem Memorandum an den 
Rat vom 5. März 1969 die Beseitigung des Quellen- ! 
abzugs für Zinsen aus Schuldverschreibungen vor- | 
geschlagen. Dabei ließ sie sich von folgenden Erwä- 
gungen leiten: 

- — Da sich der Quellenabzug bei Zinsen auf Schuld- | 
Verschreibungen im Zinssatz niederschlägt, 
würde die Beseitigung des Quellenabzugs dazu | 
beitragen, den Anstieg der Zinssätze zu hem- 
men und somit die Finanzierungskosten der In- 
vestionen der europäischen Unternehmen zu ver- 
ringern, was ein allen Mitgliedstaaten gemein- 
sames Ziel ist; 

■ — Dadurch würden die einheimischen Kapital- 
märkte und der Markt für Euro-Emissionen 
gleichgestellt, für die es keinen Quellenabzug 
gibt, da sie an Plätzen ausgegeben werden, an 
denen die Devisenausländer von einer solchen 
Besteuerung befreit sind; 

— Die Einführung des Quellenabzugs in Ländern, 
in denen er bisher nicht angewendet wird, 
könnte den Abfluß von internationalem und auch 
von Gemeinschaftskapital nach dritten Ländern 
fördern. 

Daher empfiehlt es sich nicht, den Qiiellenabzug für | 
Dividenden beizubehalten, wenn er aus den oben 
dargelegten Gründen für Zinsen aus Schuldver- 
schreibungen beseitigt wird. Der Wegfall des Qiiel- 
lenabzugs wirft natürlich das Problem der Steuer- 
umgehung auf. Dabei ist allerdings zu bedenken, 
daß dieses Problem heute schon besteht. 

Die gegenwärtig in den einzelnen Ländern gelten- 
den Systeme führen zu anomalen Kapitalbewegun- 
gen zum Zweck der Steuerumgehung und gewähr- 
leisten in Wirklichkeit keine Steuergleichheit. Im | 
allgemeinen können nämlich die größten Wert- ; 
papierinhaber ihre Portefeuilles leichter ins Aus- 
land transferieren, während die kleinen Sparer dem i 
Quellenabzug unterworfen sind. 

Der Gegensatz zwischen dem Streben nach Steuer- 
gerechtigkeit und nach einem besseren Funktionie- 
ren des Kapitalmarktes in der Gemeinschaft durch 
Abschaffung der Quellenbesteuerung scheint jedoch 
nicht unüberbrückbar zu sein. Eine strengere Ver- 
folgung der Steuerumgehung mit anderen Metho- 


den, u. a. einer internationalen Zusammenarbeit der 
Steuerbehörden in allen betroffenen Ländern, scheint 
geeignet, diesen beiden Zielen zu entsprechen. 

Obgleich die steuerliche Behandlung günstiger ist, 
haben die Anleihe-Emissionen in der Gemeinschaft 
unter den Einengungen zu leiden, die auf dem ge- 
samten Kapitalmarkt lasten: Präferenz der Sparer 
für liquidere Anlagen, Enge und mittelmäßige Ver- 
fassung der Kapitalmärkte, Verzerrungen zugunsten 
des Marktes der Euro-Emissionen. 

Auf diesem nicht sehr breiten Markt finanzieren 
sich in Konkurrenz mit den Privatunternehmen nicht 
nur Staats- und Gebietskörperschaften, sondern 
auch die öffentlichen Unternehmungen, die in um 
so stärkerem Maße auf die Emission von Schuld- 
verschreibungen zurückgreifen müssen, als sie in 
Anbetracht der Preise und Tarife, die ihnen aus 
politischen und sozialen Gründen vorgeschrieben 
werden, von der öffentlichen Hand nur schwer Ka- 
pitalerhöhungen erreichen oder zur Selbstfinanzie- 
rung greifen können. So beschafften sich die öffent- 
lichen Unternehmen in den Jahren 1962 bis 1965 
über Schuldverschreibungen oder Kapitalerhöhun- 
gen in Deutschland 7,7 Vo, in Frankreich 18,3 ®/o und 
in Italien 22,3 Vo der auf dem Kapitalmarkt verfüg- 
baren Mittel ^). 

In Tabelle 5 sind die Finanzierungsquellen der öf- 
fentlichen Unternehmungen und ihre Verwendun- 
gen in diesen 3 Ländern aufgegliedert. Kapital- 
zuführungen in Form von Aufstockungen des Dota- 
tionsfonds oder Aktienemissionen sind, ebenso wie 
die Selbstfinanzierung, wenig gebräuchlich. Diese 
Art von Unternehmen finanziert sich überwiegend 
durch längerfristige Verschuldung und die Begebung 
von Schuldverschreibungen. 

Die geltenden Bestimmungen oder Bedingungen ha- 
ben also die Unternehmen eher auf die Finanzie- 
rung über die Banken als auf den Wertpapiermarkt 
verwiesen, und wenn doch der Kapitalmarkt in An- 
spruch genommen wird, dann eher durch die Be- 
gebung von Schuldverschreibungen als von Aktien, 
Zwar sind auf einzelstaatlicher Ebene bereits be- 
stimmte Maßnahmen getroffen worden, um diese 
Entwicklung aufzuhalten, doch dürfte es sich emp- 
I fehlen, daß die Gemeinschaft — soweit eine Har- 
i monisierung vor allem zum Aufbau eines gemein- 
j schaftlichen Kapitalmarktes geboten ist — diejeni- 
I gen Finanzierungsarten fördert, die am besten auf 
die Dynamik und das schnelle Wachstum der Ge- 
meinschaftsindustrie zugeschnitten sind. 

c) Anpassung des Kapitalmarktes 

an die Dimensionen der Gemeinschaft 

Zwischen dem Wachstum der Industrie und der 
Verflechtung der Kapitalmärkte besteht ein enger 


In diesen von der Europäischen Zentrale der öffent- 
lichen Wirtschaft zusammengestellten Zahlen sind die 
Banken, Versicherungsgesellschaften und Gemeinde- 
betriebe nicht enthalten. Die Zahlen für Italien und 
Frankreich erklären sich vor allem durch die Investi- 
tionen der öffentlichen Unternehmen des Wettbe- 
werbs-Sektors. 
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Tabelle 5 


Gesamtfinanzierung der öffentlichen Unternehmungen 

pro Jahr (Zeitraum 1960- bis 1965) 

in V. H. 


Quellen 

Deutschland j 

Frankreich 

Italien 

Zuführung durch den Staat 

Dotationsfonds und Aktienemission 

10,6 

2,9 

7,6 

Bruttoselbstfinanzierung 

34,7 

56,9 

28,5 

Bruttoemission von Schuldverschreibungen sowie mit- 
tel- und langfristige Kredite 

16,5 

39,4 

50,6 

Kurzfristige Kredite 

38,2 

0,8 

13,3 

insgesamt ... 

100,— 

100,— 

100,— 

1 1 

Verwendung 

1 



1 Technische Investitionen 

85,8*) 

81,4*) 

67,3 

^ Finanzielle Investitionen 

10,0*) 

7,0*) 

27,— 

Rückzahlungen von Schuldverschreibungen sowie lang- 

i und mittelfristige Darlehen 

i 

1 

’ 4,2 

11,6 

5,7 

insgesamt . . . 

100,— 

100,— 

100,— 


*) ungefähr 

Quelle; Europäische Zentrale der öffentlichen Wirtschaft: Akten des 4. Kongresses vom April 1968: Das öffentliche 
Unternehmen angesichts der Wirtschaftsentwicklung in Europa 


Zusammenhang. Auf diesen Zusammenhang wurde 
bereits 1966 in dem Bericht einer Sachverständigen- 
gruppe der Gemeinschaft über den „Aufbau eines 
europäischen Kapitalmarktes" hingewiesen. Darin 
hieß es insbesondere; „Die Erweiterung der Kapi- 
talmärkte und eine enge Koordinierung der Wirt- 
schaftspolitik würden die Finanzierung des Wirt- 
schaftswachstums erleichtern, das in allen Mitglied- 
staaten mehr und mehr vom Kapitalmarkt abhängig 
ist: 

— die Unternehmen könnten leichter eine den Er- 
fordernissen des Gemeinsamen Marktes entspre- 
chende Größe erreichen, wenn die Zahl der ex- 
ternen Finanzierungsquellen erhöht würde; 

— die Angleichung der Finanzierungsbedingungen 
innerhalb der Gemeinschaft würde die Wettbe- 
werbsverzerrungen vermindern, die durch ihre 
Unterschiedlichkeit gegenwärtig bestehen; 

— die Erweiterung der Anlagemöglichkeiten würde ! 
zur Erhöhung des Kapitalangebots beitragen; 

— die Intensivierung des Kapitalverkehrs würde j 

die Gefahr von Störungen vermindern, die für | 
zu enge Märkte charakteristisch sind". | 


Ferner würde die Verflechtung der Kapitalmärkte 
die Finanzinstitute durch verstärkten Wettbewerb 
veranlassen, der Industrie günstigere Finanzierungs- 
bedingungen zu bieten, und damit ihre Leistungs- 
fähigkeit erhöhen. 

Man muß aber feststellen, daß auf dem Wege zum 
Aufbau eines europäischen Kapitalmarktes nur we- 
nige Fortschritte erzielt worden sind. Von einigen 
Ausnahmen abgesehen haben die Finanzierungs- 
' quellen der Unternehmen in der Gemeinschaft die 
i Dimension des Gemeinsamen Marktes noch nicht 
! erreicht. Nach wie vor wenden sie sich in der exter- 
I nen Finanzierung allein an den einheimischen Kapi- 
I talmarkt. 

; Die Ursachen hierfür sind bekannt und beruhen so- 
wohl auf dem Fehlen fester Wechselkurse zwischen 
den Mitgliedstaaten als auch auf deren Verwal- 
tungs- und Steuervorschriften, auf der Zurückhaltung 
der Anleger und der Haltung der Unternehmen. 

Schwankungen des Wechselkurses sind zweifellos 
das größte Hindernis für die Verflechtung der Kapi- 
talmärkte. Das Kursrisiko ist dafür verantwortlich, 
daß in einigen europäischen Ländern viele Gesell- 
schaften zögern, ihre Investitionen durch die auf den 
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Märkten anderer Mitgliedstaaten verfügbaren Mit- 
tel zu finanzieren. Die Erfahrung einiger Unterneh- 
men, die auf Auslandsmärkten Anleihen zu vorteil- 
haften Zinssätzen aufgenommen haben und später 
durch Wechselkursänderungen bestraft wurden, er- 
mutigt nicht gerade zur Wiederholung derartiger 
Operationen. 

Abgesehen von der anfänglichen Kapitalausstattung, 
die sie übrigens nach Möglichkeit auf ein Mindest- 
maß begrenzen, gehen außerdem die Muttergesell- 
schaften von dem Grundsatz aus, daß sich ihre Töch- 
ter in den übrigen Ländern der Gemeinschaft selb- 
ständig entwickeln müssen, indem sie sich die erfor- 
derlichen zusätzlichen Mittel auf dem einheimischen 
Markt beschaffen. Damit will man nicht nur ver- 
meiden, daß die Reserven der Muttergesellschaft an- 
gegriffen werden, sondern vor allem das Wechsel- 
kursrisiko umgehen. Die Arbitrage der Gesellschaf- 
ten in der Gemeinschaft bei der Finanzierung ihrer 
Ausgaben oder der ihrer Töchter nach Maßgabe der 
Kostendifferenzen auf den verschiedenen Kapital- 
märkten scheint sich daher auch in sehr engen Gren- 
zen zu halten. Selbst einen hohen Ausfuhranteil am 
Umsatz scheinen die großen Gesellschaften nicht für 
eine ausreichende Garantie gegen das Kursrisiko 
zu halten. 

Daher dürfte eine vollkommene Verflechtung der 
Kapitalmärkte innerhalb der Gemeinschaft ohne ein 
Währungsabkommen, das jede Wechselkursände- 
rung innerhalb der EWG zumindest für eine relativ 
lange Zeit ausschließt, nicht möglich sein. Gelingt 
dies nicht, so besteht die Gefahr, daß sich die Ver- 
flechtung auf den kurzfristigen Kredit beschränkt, 
bei dem das Kursrisiko normalerweise geringer ist. 
Um diesen Nachteil zu begrenzen, wäre zu prüfen, 
ob man nicht — falls dies gegenwärtig nicht möglich 
sein sollte — den Unternehmen, die Anleihen in 
anderen Ländern der Gemeinschaft begeben, die 
Bildung von Rücklagen für Kursrisiken gestatten 
sollte, die von der Steuerbemessungsgrundlage ab- 
zuziehen wären. 

Die Bemühungen der verschiedenen Gemeinschafts- 
instanzen und namentlich der Kommission zur Ko- 
ordinierung der Wirtschafts- und Währungspolitik 
und die ersten Fortschritte, welche die Gemeinschaft 
in diesem Bereich erzielt hat, tragen somit unmittel- 
bar zur Verbesserung der Voraussetzungen für das 
Wachstum der Gemeinschaftsindustrie bei. Zusam- 
men mit der Koordinierung der Wirtschafts- und 
Währungspolitik muß die Integration der Kapital- 
märkte gefördert werden, indem man die verschie- 
denen Hindernisse beseitigt, die dieser Verflech- 
tung noch im Wege stehen. 

Die Zulassung der Wertpapiere zur Börsennotierung 
in anderen Ländern wäre ein wichtiger integrieren- 
der Faktor. Bisher haben nur wenige Unternehmen 
ein echtes Interesse an dieser Möglichkeit bekundet. 
Die wenigen europäischen Großunternehmen, die 
eine Börsenzulassung an ausländischen Plätzen be- 
antragt haben, taten dies offenbar vor allem aus 
Prestige- und Werbegründen. Die Tatsache, daß man 
die relativ strengen und komplizierten Vorschriften 
für die Zulassung zur Notierung an anderen euro- 
päischen Börsen erfüllt, gilt als förderlich für das 


Ansehen der Firma. Sollte sich jedoch die Mehr- 
fachnotierung so durchsetzen, daß ein echter euro- 
päischer Wertpapiermarkt entsteht, dann könnte 
dies den Unternehmen neue Finanzierungsmöglich- 
keiten erschließen und gleichzeitig eine breitere 
Streuung ihres Kapitals und bessere Behauptung der 
Aktienkurse gewährleisten. Daher erscheint es an- 
gezeigt, auf Gemeinschaftsebene die Angleichungen 
vorzunehmen, welche die mehrfache Notierung er- 
leichtern. 

Bestehende Vorschriften engen außerdem die Mög- 
lichkeiten der institutionellen Anleger zum Erwerb 
von Wertpapieren anderer EWG-Länder ein. Diese 
Einschränkungen sind ein besonders schwerwiegen- 
des Hindernis für die Verflechtung der Kapital- 
märkte ebenso wie die Tatsache, daß Emittenten 
anderer Mitgliedstaaten nur beschränkten Zugang 
zum einheimischen Kapitalmarkt haben. Seit meh- 
reren Jahren fordert die Kommission immer wieder 
nachdrücklich die schrittweise Änderung dieser Vor- 
schriften oder Praktiken. 

Für den Sparer oder institutioneilen Anleger beein- 
trächtigen außerdem die Vorschriften für die Be- 
steuerung von Dividenden und Anleihezinsen die 
gegenseitige Durchdringung der Kapitalmärkte 
innerhalb der Gemeinschaft beträchtlich. In den 30 
möglichen Beziehungen zwischen Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft (jeder einzelne Mitgliedstaat zu 
den fünf anderen) gibt es noch 16 Fälle von Doppel- 
besteuerung bei Dividenden und 14 Fälle bei An- 
leihezinsen. Dies ist darauf zurückzuführen, daß von 
den fünfzehn möglichen Abkommen über eine Be- 
seitigung der Doppelbesteuerungen zwischen den 
Mitgliedstaaten gegenwärtig nur zwölf in Kraft und 
einige davon insofern unvollständig sind, als das 
Problem des Quellenabzugs darin nicht geregelt 
wird. 

In dem Memorandum über die Umgestaltung be- 
stimmter direkter Steuern im Hinblick auf die För- 
derung der Entwicklung und Verflechtung der Wert- 
papiermärkte in der EWG, das sie dem Rat am 
7. März 1969 übermittelt hat, gelangte die Kommis- 
sion zu dem Schluß, daß eine Angleichung der Quel- 
lenabzüge bei Dividenden innerhalb der Gemein- 
schaft kaum in Betracht kommt, bevor man sich nicht 
auf Gemeinschaftsebene über das System zur Er- 
leichterung der wirtschaftlichen Doppelbesteuerung, 
das sich zur Annahme empfehlen würde, geeinigt 
hat. 

Die Dividenden sind nämlich grundsätzlich durch 
eine wirtschaftliche Doppelbesteuerung belastet, da 
sie bei der ausschüttenden Gesellschaft der Körper- 
schaftsteuer und beim Aktionär der Einkommen- 
steuer unterliegen. 

Gegenwärtig praktizieren drei Mitgliedstaaten Sy- 
steme zur Abschwächung der Doppelbesteuerung: 

— Frankreich und Belgien durch die Gewährung 
einer Steuerrückerstattung für den Aktionär; 

— Deutschland durch Anwendung eines niedrigeren 
Körperschaftsteuersatzes für die ausgeschütteten 
Gewinne. 
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Im ihrem Memorandum hatte die Kommission ange- 
kündigt, daß sie vor einer Stellungnahme zunächst 
das Ergebnis von Untersuchungen über die wirt- 
schaftlichen, sozialen und steuerlichen Konsequen- 
zen der verschiedenen denkbaren Lösungsmöglich- 
keiten dieses Problems abwarten wolle. 

Die Ergebnisse dieser Untersuchungen werden ge- 
genwärtig von den Kommissionsdienststellen ge- 
prüft. Die Kommission wird in ihren Vorschlägen 
die größte technische Einfachheit bei der Steuerein- 
ziehung anstreben, die sich mit der Beseitigung der 
Verzerrungen vereinbaren läßt. 

Die Abkapselung der Kapitalmärkte kann also letzt- 
lich nur durch eine Reihe konvergierender Maßnah- 
men beseitigt werden, deren Grundsätze und Einzel- 
heiten die Kommission in ihrem Memorandum an 
den Rat vom 5. März 1969 erwähnt hat, und die im 
wesentlichen folgende Punkte umfassen: 

— Möglichkeit für die Sparer, durch schrittweise 
Aufhebung der noch bestehenden Beschränkun- 
gen für den Zugang von Emittenten anderer Mit- 
gliedstaaten zu den verschiedenen einzelstaat- 
lichen Kapitalmärkten frei alle Wertpapiere der 
Gemeinschaft zu erwerben oder zu veräußern; 

— Lockerung der Vorschriften für institutioneile 
Anleger, damit sie ihre Rolle auf den Kapital- 
märkten ungehindert ausüben und zur Verflech- 
tung der Kapitalmärkte beitragen können; 

— Erreichung einer tatsächlichen Steuertransparenz 
bei den Kapitalbewegungen, damit die Verzer- 
rungen beseitigt werden, die das Verhalten der 
Anleger und Sparer beeinflussen. 


2. Finanzierung 

der kleinen und mittleren Unternehmen 

Wegen ihrer Größe oder ihrer Rechtsform stehen 
den kleinen und mittleren Unternehmen im allge- 
meinen nicht die gleichen Finanzierungsquellen — 
Kapitalmarkt oder mittel- bzw. langfristiger Bank- 
kredit — offen wie den Großunternehmen. Sic 
stehen daher häufig vor schwierigen Finanzierungs- 
problemen, für die der Staat spezifische Lösungen 
finden mußte. Diese Lösungen sind nach Art, Aus- 
maß und Bedingungen in den einzelnen Ländern 
unterschiedlich und können in vier Gruppen ein- 
geteilt werden: 

— Bildung öffentlicher oder halböffentlicher Spezial- 
institute für die Gewährung von mittel- und lang- 
fristigen Krediten zu Verzugszinsen an die klei- 
nen und mittleren Unternehmen, verbunden mit 
einem elastischeren Bürgschaftssystem als bei 
den Banken. 

— Gewährung zinsverbilligter Kredite zu Sonder- 
konditionen über die Geschäftsbanken. 

— Gewährung von Bürgschaften durch Sonderein- 
richtungen (Kreditgenossenschaften, Bürgschaften 
auf Gegenseitigkeit usw.), die den kleinen und 
mittleren Unternehmen den Zugang zum Bank- 
kredit öffnen. 


I — Bildung öffentlicher oder halböffentlicher Ein- 
I richtungen mit der Aufgabe, Beteiligungen an 
I den Gesellschaften zu übernehmen. 


Diese verschiedenen Mechanismen dürften im all- 
gemeinen den üblichen Finanzierungsproblemen der 
kleinen und mittleren Unternehmen entsprochen 
haben. Bei außergewöhnlich hohem Finanzierungs- 
bedarf, vor allem infolge eines schnellen Wachs- 
tums, scheinen sie allerdings unzureichend zu sein. 
Da die Verschuldungsfähigkeit dieser Unternehmen 
begrenzt ist, liegt das Hauptproblem in der Ver- 
besserung des Verhältnisses zwischen Eigen- und 
Fremdmitteln. 


Die Erfahrung der Small Business Administration in 
I den Vereinigten Staaten bestätigt die Bedeutung 
' dieses Problems. Gelöst werden sollte es durch die 
' Schaffung der Small Business Investments Com- 
panies, von der SBA finanzierter und von ihr kon- 
: trollierter Privatgesellschaften. Sie sollten sowohl 
I Aktien kleiner und mittlerer Unternehmen zeichnen 
als auch Darlehen gewähren. Trotz ihrer geringen 
' Verschuldungsfähigkeit machten allerdings die Un- 
ternehmen, für die diese Einrichtungen geschaffen 
worden waren, nur in begrenztem Maße von dieser 
Möglichkeit der Kapitalerweiterung Gebrauch. Die 
Hauptursache hierfür dürfte darin zu suchen sein, 
daß diese Gesellschaften nur schwer Kapitalerweite- 
rungen mit allen dadurch bewirkten Änderungen 
akzeptieren. 

, Entsprechende Maßnahmen in Frankreich auf dem 
I Wege über die regionalen Entwicklungsgesellschaf- 
ten führten zu ähnlichen Ergebnissen. 

: Das Problem scheint somit zumindest ebensosehr 
' im Verhalten der Unternehmen wie in der Bereit- 
stellung der erforderlichen finanziellen Mittel zu 
liegen. Es erscheint nämlich schwierig, die Merkmale 
des Familienunternehmens mit den Erfordernissen 
einer umfangreichen externen Finanzierung in Ein- 
klang zu bringen. 

Die kleinen oder mittleren Unternehmen haben in 
einer technologisch fortschrittlichen Wirtschaft eine 
I beträchtliche Rolle zu spielen. Man hat insbesondere 
festgestellt, daß zahlreiche Innovationen auf Erfin- 
dungen zurückgehen, die in Kleinunternehmen ent- 
wickelt wurden. Das Kleinunternehmen dürfte tat- 
sächlich als Rahmen für bestimmte Innovationen 
! häufig besser geeignet sein als das Großunterneh- 
: men. 

Die Tätigkeit dieser stark innovationsorientierten 
Unternehmen ist selbstverständlich durch ein großes 
Risiko gekennzeichnet, und die Mittel, die sie be- 
nötigen, können nur in Form von haftendem Kapital 
bereitgestellt werden. 

Die herkömmlichen Finanzierungsapparate sind für 
diese Art von Finanzierung, die neuartige Probleme 
aufwirft und neuartige Instrumente erfordert, kaum 
vorbereitet. Die Gemeinschaft ist noch sehr unzurei- 
chend mit dieser Art von spezialisierten Finanzinsti- 
tuten versehen. Hierin ist zweifellos eine der Ur- 
sachen für die Tatsachen zu sehen, daß in Europa 
nur relativ wenige Unternehmen zur Auswertung 
neuer Techniken gegründet werden. Die industriel- 
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len Erfolge dieser Unternehmen in den Vereinigten 
Staaten und ihr Beitrag zur amerikanischen Wirt- 
schaft verdienen jedoch besondere Aufmerksamkeit. 
Eines der nächstliegenden Ziele in der Gemeinschaft 
müßte die Überwindung dessen sein, was die Ameri- 
kaner den „appraisal gap" genannt haben, d. h. die 
Schwierigkeit, die Chancen und Risiken der Innova- | 
tionsprozesse genau zu beurteilen. Dies setzt eine 
veränderte Einstellung bei denjenigen voraus, die 
sich finanziell daran beteiligen sollen, ob es sich 
nun dabei um die leitenden Persönlichkeiten der 
Finanzinstitute oder den Staat handelt. Bisher haben 
nur wenige Organe eine wirklich positive Haltung 
gezeigt. 

Einige in der Gemeinschaft unternommene Versuche 
haben jedoch den Weg gewiesen. 

Schon 1964 wurde auf Initiative von Außenstehen- 
den hin in Europa ein Privatinstitut gegründet mit 
der Aufgabe, „Männern, die ein neues Unternehmen 
gründen oder ein bestehendes Unternehmen zur 
Verwertung eines Erzeugnisses, eines Verfahrens 
oder einer neuen Dienstleistung erweitern wollen, 
Kapital zu beschaffen und aktive Unterstützung zu 
leisten". Dieses Institut interessiert sich für Innova- 
tionen und beteiligt sich an der Finanzierung der 
Produktion und ihrer Vermarktung, da die erforder- 
lichen finanziellen Mittel auf dieser Stufe am größ- 
ten sind und über die klassischen Finanzierungs- 
kanäle nicht beschafft werden können. Die Erfahrung 
hat gelehrt, daß sich diese Operation durchaus ren- 
tierte, wobei allerdings alle Voraussetzungen für 
eine genaue Abschätzung der Risiken geschaffen 
worden waren. 

In Frankreich hat der Credit National seit 1965 
Finanzierungsmethoden in Form von „Entwicklungs- 
hilfen" eingeführt, bei denen es sich in Wirklichkeit 
um Darlehen handelt, die nur bei Erfolg zurückzu- 
zahlen sind und Unternehmen gewährt werden, die 
an prioritären Forschungsplänen arbeiten. Ein ähn- 
liches Beispiel gibt es im Vereinigten Königreich mit 
den Darlehen der National Research and Develop- 
ment Corporation. 

Diese wenigen — wenn auch nicht erschöpfend auf- 
gezählten — Fälle bilden allerdings nach wie vor 
Ausnahmen, und zweifellos kommen zahlreiche In- 
dustrieinvestitionen in der Gemeinschaft nicht zu- 
stande, weil es an passenden Finanzierungsmethoden 
fehlt. Dieses neue Betätigungsfeld müßte noch syste- 
matischer von den Finanzinstituten der Gemeinschaft 
erforscht werden. 

Manche relativ neue Finanzierungstechniken, die das 
Anlagekapital der Unternehmen begrenzen und den 
Bedarf an Eigenmitteln verringern sollen, bieten 
allerdings teilweise einen Ausweg aus der Schwie- 
rigkeit, sich Risikokapital zu verschaffen und schei- 
nen besonders auf die Bedürfnisse der kleinen und 
mittleren Unternehmen zugeschnitten zu sein. 

Die bekannteste Finanzierungstechnik dieser Art, 
das Leasing, tauchte in den Vereinigten Staaten in 
den fünfziger und in Europa in den sechziger Jahren 
auf (in Frankreich und Deutschland 1962, in Italien 
1965). 


Für ein endgültiges Urteil über die Wirksamkeit 
dieser Technik ist es wohl noch zu früh. Allerdings 
ist festzuhalten, daß das Leasing in Frankreich nur 
3 Jahre brauchte, um die gleiche relative Bedeutung 
zu erreichen, wie in den Vereinigten Staaten nach 
10 Jahren, und daß es 1965 rund 1 ^/o der Brutto- 
investitionen des dem Wettbewerb ausgesetzten 
Teils der französischen Wirtschaft ausmachte. Diese 
Lösung ist an keine besonderen Voraussetzungen 
hinsichtlich Eigenmitteln und Bürgschaften geknüpft. 
Der Vertrag wird nach kommerziellen Erwägungen 
aufgestellt, die zwischen den Leasing-Gesellschaften 
und ihren Kunden ausgehandelt werden. Im Gegen- 
satz zu den Anleihen und Krediten schränken 
Leasing-Geschäfte die sonstigen Finanzierungsmög- 
lichkeiten kaum ein. Dadurch, daß ein Leasing-Ver- 
trag jederzeit unterbrochen und durch einen neuen 
Vertrag ersetzt werden kann, mit dem modernere 

I Anlagen bereitgestellt werden, ist dieser Weg be- 
sonders auf die Bedürfnisse von Unternehmen zuge- 
schnitten, die in Wirtschaftszweigen mit raschem 

I technologischen Fortschritt tätig sind und wegen der 
schnellen Veraltung ihrer Ausrüstung mit ernst- 
haften Amortisierungsproblemen zu kämpfen haben. 

j 

Das Leasing-back als Variante des Leasing gibt 
einem Unternehmen die Möglichkeit, investierte 

I Summen zu realisieren, indem es das Eigentum an 
Anlagen einer Leasing-Gesellschaft abtritt, die An- 
lagen jedoch gleichzeitig zur Miete behält. Auf diese 
Weise können Unternehmen mit Finanzierungspro- 
blemen durch Wiederbeschaffung der erforderlichen 
Liquidität für eine ausgeglichene Kassenlage sorgen. 

Das in Europa weniger bekannte Factoring schließ- 
lich besteht darin, daß ein Unternehmen seine For- 
derungen an ein anderes Unternehmen abtritt, das 
zuvor die Kreditwürdigkeit der Kunden prüft, das 
volle Kreditrisiko übernimmt und alle damit zusam- 
menhängenden Buchhaltungsarbeiten erledigt. Da- 
durch verringern sich für das betreffende Unterneh- 
men die kommerziellen Risiken, die Verwaltungs- 
kosten und der Bedarf an Betriebskapital. 

Die vorstehend kurz skizzierten neuen Finanzie- 
rungsformen dürften zahlreiche finanzielle Probleme 
der kleinen und mittleren Unternehmen lösen. Aller- 
dings ist darauf hinzuweisen, daß derartige Finan- 
zierungsformen nur bei moderner Betriebsführung 
und hoher Rentabilität in Frage kommen. 


Aussichten und Schlußfolgerungen 

Aus Tabelle 6, in der die Tendenzen der Anlage- 
investitionen sowie der Abschreibungen und der 
Ersparnisbildung während der letzten Jahre in den 
Ländern der Gemeinschaft sowie in Japan, im Ver- 
einigten Königreich und in der Vereinigten Staaten 
aufgezeichnet sind, können gewisse Schlußfolgerun- 
gen für die Finanzierungsprobleme gezogen wer- 
den, die im Zusammenhang mit der voraussicht- 
lichen Steigerung der Investitionen entstehen könn- 
ten. 

Neueste Untersuchungen in den einzelnen Mitglied- 
staaten über die Aussichten für den Finanzierungs- 
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Tabelle 6 


Brutto-Anlageinvestitionen und ihre Finanzierung 

Durchschnittliche jährliche Zuwachsraten (zu jeweiligen Preisen) 


i 

Deutsch- 1 
land 

1958/1967 

Belgien 
1958 '1967 

i 

Italien ■ 
1958 1967 : 

i 

Luxem- 

burg 

1958 1965 j 

Frank- 
reich ; 

1958 1966 1 

Nieder- i 
lande 

1958 1966 

i 

Japan ' 
1958 1966 

Ver- 
einigtes 
König- 
reich ' 

1958/1966 1 

USA 

1958/1966 

Brutto- 










Anlageinvestitionen 

9,1 

10,5 

8,7 

9,4 

11,1 

11,4 

17,8 

8,4 

6,6 

Private Unternehmen . . i j 





10,4 

10,9 

16,9 

7,3 

6,7 

1 

öffentliche 

^ 8,4 

9,9 

9,2 

12,6 






Unternehmen J 





10,9 

12,5 


8,9 

7,0 

‘ öffentliche ' 







19,7 



Verwaltungen 

12,9 

15,3 

5,8 


15,0 

12,2 


10,7 

6,4 

i Abschreibungen ! 

11,8 

6,8 

9,5 

5,8 

10,6 

8,0 

18,2 

6,3 

6,3 

Private Unternehmen . . ^ 

1 






7,7 

18,1 

6,3 

6,3 

öffentliche 

1 

1 

Ml, 8 

6,8 

9,5 

7,6 

10,6 





Unternehmen 

J 

1 





8,8 ] 


6,8 1 

1 

öffentliche 






1 

17,4 

1 

1 

\ 6,2 

Verwaltungen 

i 

12,9 

9,9 

10,4 

neg. 

13,0 

9,8 J 


3,9 J 

1 

Ersparnis 

i 4.8 

10,0 

9,7 

8,0 

11,1 

9,8 

17,2 

10,2 

11,1 

Private Haushalte .... 

■ 6,0 

8,8 

6,2 ^) 

1,2 

13,0 

10,5 

18,0 

22,1 

3,7 

Private Unternehmen . . 


1 





5,0 

15,3 


12,1 

Öffentliche 

Ineg. 

3,7 

5,5 1) 


2,2 



3,7 


Unternehmen 






2,8 1 

1 



Öffentliche 






1 

1 

> 17,1 


8,8 

Verwaltungen 

4,3 


6,6 

15,4 

13,3 

14,0 J 

1 

13,6 


' 

_ 











Quelle: Für Deutschland, Belgien, Italien und Luxemburg: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, SAEG; für die 
anderen Länder: Yearbook of National Accounts Statistics, Vereinte Nationen, 
h Basisjahr 1961 
-) Basisjahr 1959 


bedarf der Industrie deuten allerdings darauf hin, 
daß sich die Zuwachsrate der Investitionen in den 
nächsten Jahren in Deutschland, in den Niederlan- 
den und in geringerem Maße auch in Frankreich 
und Belgien etwas verlangsamen, in Italien dage- 
gen leicht beschleunigen dürfte. 

Während in den Vereinigten Staaten die Zuwachs- 
raten der Anlageinvestitionen des öffentlichen und 
des privaten Sektors ziemlich nahe beieinander lie- 
gen, entwickelt sich in allen anderen Ländern (mit 
Ausnahme Luxemburgs) der öffentliche Sektor 
schneller als der Privatsektor. 

Bei der Finanzierung sind sehr unterschiedliche Ten- 
denzen für die Vereinigten Staaten, das Vereinigte 
Königreich und die Niederlande einerseits und für 
die übrigen Länder andererseits kennzeichnend. 

In den Vereinigten Staaten und im Vereinigten Kö- 
nigreich nimmt die Ersparnisbildung der Unterneh- 


men weit schneller zu als die Abschreibungen. In den 
Niederlanden sind zwar die Zuwachsraten bei den 
Privatunternehmen fast gleich groß, bei den öffent- 
lichen Unternehmen zeigt sich jedoch das gleiche 
Ungleichgewicht wie in den übrigen Ländern der 
Gemeinschaft. Bei der zweiten Gruppe, d. h. in den 
meisten Ländern der Gemeinschaft und in Japan, 
nimmt die Ersparnis der privaten und öffentlichen 
Unternehmen erheblich langsamer zu als die Ab- 
schreibungen. 

Bei den öffentlichen Verwaltungen ist die Lage 
höchst unterschiedlich. In Italien und Deutschland 
steigen die Abschreibungen schneller als die Erspar- 
nis (die in Italien sogar zurückgeht). In Frankreich 
und in den Niederlanden sind beide Zuwachsraten 
im Gleichgewicht. In Japan, im Vereinigten König- 
reich und in den Vereinigten Staaten wächst die 
Sparquote schneller als die Abschreibungsquote. 
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Im Vergleich zur Zunahme des Bruttoanlagekapitals 
nimmt die Ersparnisbildung der privaten Haushalte 
im Vereinigten Königreich besonders schnell, in 
Frankreich, Japan, den Niederlanden und Belgien in 
befriedigendem und in Deutschland, Italien und den 
Vereinigten Staaten in etwas geringerem Maße zu, 
während die Zuwachsrate in Luxemburg noch niedri- 
ger ist. 

In allen Ländern sind zwar die Abschreibungen der 
Unternehmen und die Ersparnis der privaten Haus- 
halte und der öffentlichen Verwaltungen die wich- 


tigsten Finanzierungsquellen, doch spielt in den Ver- 
einigten Staaten und im Vereinigten Königreich auch 
die Ersparnis der Unternehmen eine beträchtliche 
Rolle. 

Diese Lage bringt für die künftige Industriefinanzie- 
rung in der Gemeinschaft gewisse Probleme mit sich. 
Da die Sparquote der Unternehmen nur gering ist, 
hängt die Finanzierung der Industrieinvestitionen 
stärker vom Angebot auf dem Kapitalmarkt ab, wo 
privater und öffentlicher Sektor miteinander im 
Wettbewerb liegen. 


Tabelle 7 

Brutto-Anlageinvestitionen und ihre Finanzierung 

in V. H. 



Deutsch- 

land 

0 

196:^/1967 

Belgien 

0 

1963/1967 

Frank- 

reich 

0 

1963/1966 

Italien 

0 ' 
1963/1967 ^ 

Luxem- 
burg i 

0 

1963/1965 

Nieder- 

lande 

0 

1963/1966 

Japan ' 
0 

j 1963/1966 

Ver- 
einigtes i 
König- 
reich 

0 

1963/1966 

' USA 

0 

1963/1966 

i 

Bruttokapital 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

Bruttoanlageinvestitionen i 

97,8 

97,8 

95,6 

95,1 

99,5 

93,5 

91,8 

94,0 

94,1 

der privaten 










Unternehmen 



59,6 



59,4 

63,2 

51,9 

76,8 

i 

81,0 

84,7 


• 82,8 

86,0 





der öffentlichen 










Unternehmen 



23,0 



16,0] 

1 

29,8 

2,4 

der öffentlichen 






i 

1 

1 28,6 



Verwaltungen 

16,8 

13,0 

12,9 

12,2 

13,5 

18, ij 

1 

12,2 

14,8 

Vorratsveränderung .... 

2,1 

2,3 

4,3 

4,8 

U3 

6,4 

8,1 

5,9 

5,8 

Finanzierung 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

Abschreibungen 

41,3 

43,9 

41,6 

41,0 

45,4 

33,8 

36,4 

41,4 

54,9 

der privaten 










Unternehmen 






25,6 

32,3 

24,7 

48,0 


^ 39,4 

42,9 

40,9 

39,5 

42,3 





der öffentlichen 










Unternehmen 






5,7l 


13,91 


1 j 

der öffentlichen ^ 






1 

1 

l 2,7 

1 

1 

l 6,6 ' 

Verwaltungen 

1,8 

0,9 

0,7 

1,4 

3,1 

2,3 J 


2,7 J 


Ersparnis 

60,2 

56,6 

55,0 

69,0 

40,6 

65,3 

65,8 

58,9 

49,6 ; 

1 

der privaten 










Haushalte -) 

33,5 

43,9 

28,5 

53,1 

26,0 

35,9 

34,9 

19,1 

21,1 

der privaten 










Unternehmen 






14,4 

11,1 

30,5 

17,6 


. 4,0 

7,8 

7,7 

7,6 

” 2,1 





der öffentlichen 










Unternehmen 






i,n 


“1,0^ 


der öffentlichen 






1 

1 

19,7 

1 

1 

10,8 

Verwaltungen 

22,6 

3,3 

18,7 

8,3 

16,6 

13,7j 


10,3j 


Fehlbetrag/Überschuß . . . 

1,6 

D4 

-3,4 

10,0 

-13,9 

-0,9 

3,0 

-1,6 

3,1 


ü einschließlich statistischer Beriditigung 
“) einschließlidi Ersparnis der Einzelunternehmen 

Quelle: Für Deutschland, Belgien, Italien und Luxemburg: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, SAEG; für die 
anderen Länder: Yearbook of National Accounts Statistics, Vereinte Nationen. 
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Zwar scheint sich das Volumen der verfügbaren 
Mittel auf dem Kapitalmarkt relativ zufriedenstel- 
lend zu entwickeln, doch finanzieren sich die euro- 
päischen Unternehmen auf einem Markt, der aus fol- 
genden Gründen stark beschränkt sein könnte: 

— umfangreiche und zunehmende Beanspruchung 
durch die Anleihen des Staates und der öffent- 
lichen Unternehmungen; 

— Abkapselung der Kapitalmärkte innerhalb der 
Gemeinschaft; 

— Abfluß der Mittel auf den Euro-Emissionsmarkt 
und Beanspruchung durch Investmentfonds, die 
die Gelder weitgehend in Drittländerunterneh- 
men anlegen. 

Die Finanzierung des Wachstums der Gemeinschafts- 
industrie könnte zweifellos dadurch erleichtert wer- 
den, daß die öffentlichen Unternehmen ein besseres 
Gleichgewicht zwischen Eigen- und Fremdmittel an- 
streben, indem sie erstens zum Prinzip der Renta- 
bilität zurückkehren und zweitens Kapitalerhöhun- 
gen vornehmen. Durch das Anziehen der Steuer- 
schraube wird zwar die gesamte Industrie in Mitlei- 
denschaft gezogen, doch beschneidet eine Finanzie- 
rung der öffentlichen Ausgaben durch Erhöhung der 
öffentlichen Verschuldung die Finanzierungsmöglich- | 
keiten der Industrie zweifellos noch stärker, indem | 
sie zu einer Verknappung des Angebots auf dem ^ 
Kapitalmarkt führt. Das Streben nach einem besse- 
ren Gleichgewicht zwischen Eigen- und Fremdmitteln 
betrifft nicht nur die öffentlichen und privaten Un- 
ternehmen, sondern auch die öffentlichen Finanzen. 

Auf die negativen Konsequenzen der Abkapselung 
der Kapitalmärkte innerhalb der Gemeinschaft für die 
Finanzierung der Unternehmen braucht nicht noch- 
mals eingegangen zu werden. Eine Konsequenz ist 
unbestreitbar das Entstehen eines Parallelmarktes l 
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für Euro-Emissionen ’) der fast allen europäischen 
Unternehmen, deren finanzielle Basis nicht zur Inan- 
spruchnahme dieses Marktes ausreicht, auch weiter- 
hin unzugänglich ist. Dieser Markt zieht damit einen 
beträchtlichen Teil des Angebots von den Kapital- 
märkten der Gemeinschaft zu den Drittländern ab. 

Alle Maßnahmen zur stärkeren Verflechtung der Ka- 
pitalmärkte tragen auch zur Verbesserung dieser 
Situation bei, ob es sich nun um steuerliche Trans- 
parenz, den Zugang zum Kapitalmarkt anderer Mit- 
gliedstaaten oder um Käufe von Wertpapieren sämt- 
licher Länder der Gemeinschaft seitens der institu- 
; tionellen Anleger handelt. 

i Schon dadurch, daß die emittierenden Organe der 
Gemeinschaft — Europäische Investitionsbank und 
; die einschlägigen Dienststellen der EGKS — in stär- 
I kerem Maße an den Euro-Emissionsmarkt oder die 
I verschiedenen Kapitalmärkte der Gemeinschaft her- 
i antreten, könnte — sofern die Emissionssätze nicht 
j prehibitiv sind — für eine größere Verflechtung der 
Kapitalmärkte und eine breitere Finanzierung der 
Gemeinschaftsunternehmen gesorgt werden, selbst- 
verständlich unter Beachtung der in den Verträgen 
festgesetzten Ziele. 

Schließlich wäre zu wünschen, daß die Privatbanken, 
die sich normalerweise an den Euro-Dollarmarkt 
wenden, diese Mittel zur Unterstützung der euro- 
päischen Unternehmen verwenden. Durch Bildung 
spezifisch europäischer Investmentfonds könnten die 
Gefahren vermieden werden, die sich für die Finan- 
zierung der Gemeinschaftsindustrie insofern erge- 
ben, als Spargelder der Gemeinschaft in Papieren 
von Drittländergesellschaften angelegt werden. 


Ü Betrag der Euro-Emissionen in Millionen Dollar: 


1965 

950 

1966 

1 429 

1967 

1 878 

1968 

3 660 


KAPITEL IV 

Die Unternehmen der Gemeinschaft und die übrige Welt 


Im Jahre 1968 hat sich die Gemeinschaft an die Spitze 
der Handelsmächte der Welt gesetzt. Der Handel der 
Gemeinschaft mit dritten Ländern (Einfuhr und Aus- 
fuhr) erreichte 65 Milliarden Rechnungseinheiten. 
Diese Zahl stellt nahezu ein Fünftel des Bruttosozial- 
produkts der Gemeinschaft dar, während im gleichen 
Jahr das Außenhandelsvolumen der Vereinigten 
Staaten lediglich 8 Vo des Bruttosozialprodukts aus- 
machte. Die gewerblichen Waren gewinnen dabei 
zunehmend an Bedeutung. Ihr Anteil an den Ein- 
fuhren betrug 1958 27,7 Vo, 1968 dagegen bereits 
40,7 Vo; die entsprechenden Zahlen auf der Ausfuhr- 
seite waren 79,8 ®/o 1958 und 84,4 ^/o 1968. 

Aus diesen Zahlen geht eindeutig hervor, daß der 
Wohlstand der Gemeinschaft zu einem erheblichen 


Teil von den Bedingungen auf dem Weltmarkt ab- 
hängt. In zunehmendem Maße muß die Industrie der 
Gemeinschaft exportieren, um ihre Produktion zu 
steigern und durch Auflegen größerer Serien die 
Kosten senken zu können. In zunehmendem Maße 
zwingt der wachsende Bedarf großer Produktions- 
zweige und der steigende Inlandsverbrauch zu einer 
raschen Ausweitung der Einfuhr von Rohstoffen und 
Fertigwaren, die in der Gemeinschaft nicht in aus- 
reichender Menge zur Verfügung stehen. In zuneh- 
mendem Maße führt das Spiel der komparativen 
Kostenvorteile zu einer Intensivierung der Inter- 
nationalen Arbeitsteilung. Diese Interdependenz 
kann sich mit dem Wirksamwerden der Ergebnisse 
der Kennedy-Runde, mit der mehr oder weniger all- 
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gemeinen Tendenz zu einer Liberalisierung des Welt- 
handels und vor allem mit der Erweiterung der Ge- 
meinschaft nur verstärken. 

Die Auswirkungen dieser Entwicklung sind in der 
Gemeinschaft und in den übrigen westeuropäischen 
Ländern aufgrund des Verhältnisses von Außen- 
handelsvolumen zum Bruttosozialprodukt besonders 
spürbar geworden und werden für die europäischen 
Unternehmen zusätzlich durch den Zustrom ausländi- 
schen Investitionskapitals verstärkt. Der Konkur- 
renzdruck, dem die Unternehmen somit sowohl im 
Bereich der Produktion wie im Bereich der Investi- 
tionen ausgesetzt sind, darf indessen nicht als ein 
Handicap gewertet werden, sondern ist als ein 
wesentlicher Faktor für die Dynamik der Gemein- 
schaftsindustrie anzusehen. Die Öffnung der Ge- 
meinschaft gegenüber den Drittländern im Industrie- 
bereich hat allerdings zur Folge, daß die gewerbliche 
Wirtschaft auf die handelspolitischen Entscheidun- 
gen der Gemeinschaftsorgane und der Regierungen 
der Drittländer sehr empfindlich reagiert. Deshalb 
muß eine immer engere Beziehung zwischen der 
Industriepolitik und der Handelspolitik hergestellt 
werden. Die Ziele müssen harmonisiert und die Aus- 
wirkungen vorhergesehen und vorbereitet werden. 

Mit ihren bisherigen Entscheidungen hat die Ge- 
meinschaft eindeutig zum Ausdruck gebracht, daß 
sie sich gegen den Industrieprotektionismus ent- 
schieden hat. Mit dem Verzicht auf eine protek- 
tionistische Handelspolitik hat sie jedoch noch nicht 
alle Konsequenzen aus dieser Entscheidung gezogen. 
Das heißt mit anderen Worten, daß sich die Unter- 
nehmen der Gemeinschaft darum bemühen müssen, 
ihre Exporte und ihre Auslandsinvestitionen ent- 
sprechend der überall erfolgten Öffnung der Märkte 
auszuweiten. 


I. Handelspolitik und Industriepolitik 

Die Handelspolitik nimmt heute immer komplexere 
Formen an-, ihre herkömmlichen Instrumente wie 
Zölle und Kontingente sind nurmehr ein Aspekt. Die 
anderen Aspekte erscheinen zwar nicht immer in 
internationalen Vereinbarungen und Verträgen, sind 
aber deshalb nicht weniger wirksame Instrumente. 

1. Zölle und mengenmäßige Beschränkungen 

Die Industriepolitik setzt den in diesem Bereich mög- 
lichen Zugeständnissen gewisse Grenzen, wie ande- 
rerseits die handelspolitischen Entscheidungen die 
Aktionsmöglichkeiten im Bereich der Industriepoli- 
tik einengen. So können z. B. die Maßnahmen zur 
Verbesserung der Struktur des Textilsektors oder 
zur Lenkung der Entwicklung gewisser technologi- 
schen Spitzenbereiche nicht erörtert werden, ohne 
die handelspolitischen Ziele der Gemeinschaft zu be- 
rücksichtigen. Genausowenig kann die Handelspoli- 
tik unabhängig von den Zielen der globalen oder 
sektoriellen Industriepolitik betrieben werden. 

Die Gemeinschaft hat in den früheren Verhandlun- 
gen, insbesondere in der Kennedy-Runde, die indu- 
striepolitischen Aspekte niemals außer acht ge- 


lassen. Dennoch sind die Auswirkungen der getrof- 
fenen Entscheidungen und gewährten Zugeständnisse 
von den Unternehmen nicht immer in ihrem vollen 
Ausmaß erkannt worden. Es ist deshalb ein Ziel der 
Industriepolitik der Gemeinschaft, die Unternehmen 
in der Gemeinschaft auf einen immer intensiveren 
Wettbewerb vorzubereiten und Maßnahmen zu pla- 
nen, um die in einzelnen Branchen beziehungsweise 
in einzelnen Regionen erforderlichen Anpassungen 
zu erleichtern ^). In der Gemeinschaft sollte die Stär- 
kung der Gemeinschaftssolidarität im sozialen Be- 
reich und die Intensivierung der in jedem Fall uner- 
läßlichen und von der Kommission bereits vorge- 
schlagenen Regionalmaßnahmen diesen Anpassungs- 
prozeß ermöglichen. 

Ein besonderes Problem ergibt sich für die Branchen, 
die im Wettbewerb mit den Entwicklungsländern 
stehen, deren komparativer Kostenvorteil in den 
niedrigen Arbeitslöhnen liegt. Entgegen einer nach 
wie vor ziemlich weit verbreiteten Ansicht bietet 
das Lohnniveau in einem Ausfuhrland keine aus- 
reichende Rechtfertigung für spezifische Schutzmaß- 
nahmen seitens eines Industriestaats. Es liegt im 
Gegenteil durchaus im Interesse der Industrieländer, 
eine Erweiterung des Kreises zahlungsfähiger Han- 
delspartner zu fördern und dementsprechend ihre 
Märkte in stärkerem Maße für die Ausfuhren der 
Entwicklungsländer zu öffnen. 

Jedoch müßte diese Entwicklung, die vor allem im 
Rahmen der Assoziierungsabkommen bereits weit- 
gehend angelaufen ist und die in den Arbeiten der 
UNCTAD einen erfolgreichen Abschluß finden sollte, 
so genau wie möglich programmiert werden, damit 
die betroffenen Industriezweige im voraus wissen, 
welche Fristen ihnen für eine Anpassung an die ver- 
änderte Situation zur Verfügung stehen. Außerdem 
sollte nach Möglichkeit durch vertragliche Verein- 
barungen dafür gesorgt werden, daß Angebote zu 
anormal niedrigen Preisen, die Marktstörungen ver- 
ursachen und den Interessen der ausführenden Ent- 
wicklungsländer durch eine Verringerung der Ex- 
porterlöse nur schaden können, ausgeschaltet wer- 
den. 

Die Aussicht auf Erweiterung der Gemeinschaft läßt 
es ratsam erscheinen, diesen Problemen größtmög- 
liche Aufmerksamkeit zu widmen, da die Verantwor- 
tung der Gemeinschaft gegenüber den Drittländern 
als Folge des wahrscheinlichen Beitritts des Ver- 
einigten Königreichs erheblich vergrößert wird. 

b Der Kongreß der Vereinigten Staaten hatte bereits 1962 
im Rahmen des „Trade Expansion Act" der Regierung 
ziemlich umfangreiche Befugnisse für die Unterstützung 
von Industriezweigen und Unternehmen übertragen, 
die unter den Auswirkungen des internationalen Wett- 
bewerbs zu leiden haben. Diese Regelung ermöglicht 
eine finanzielle Unterstützung in Form von Garantien 
oder Darlehen bzw. bestimmte Steuererleichterungen 
für die in Schwierigkeiten geratenen Unternehmen so- 
wie eine Unterstützung der Arbeitnehmer mit dem 
Ziel ihrer Umschulung. Allerdings sind die Vorschriften 
bisher nur in sehr begrenztem Umfang angewandt 
worden, da die Kriterien für die Gewährung dieser 
Hilfe äußerst streng sind. Mit dem Gesetzentwurf, 
den Präsident Nixon im November 1969 dem Kongreß 
vorgelegt hat, sollen diese Kriterien wesentlich weiter 
gefaßt werden. 
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Die Gegenseitigkeit in der schrittweisen Liberalisie- 
rung des Handels gilt in erster Linie als ein handels- 
politisches Problem. Man darf jedoch die Auswir- 
kungen dieses Problems auf die Industriepolitik 
nicht verkennen, deren Ziel die Herstellung gleicher 
Wettbewerbsbedingungen nicht nur innerhalb der 
Gemeinschaft, sondern auch gegenüber den wichtig- 
sten Konkurrenten außerhalb der Gemeinschaft sein 
muß. Wenn man die Handelspolitik einzelner großer 
Industrieländer betrachtet, so zeigt sich jedoch ein- 
deutig, daß man von einer ausreichenden Harmoni- 
sierung des Zoll- und Kontingentsschutzes noch weit 
entfernt ist. Im Rahmen der Kennedy-Runde hatte 
die Gemeinschaft ihre Partner bereits auf das Pro- 
blem der Zolldisparitäten hingewiesen. Trotz ge- 
wisser Fortschritte besteht dieses Problem nach wie 
vor — der Zollschutz der Vereinigten Staaten liegt 
für gewerbliche Waren um 82 LO, der Zollschutz 
Japans um 40 ^/o höher als derjenige der Gemein- 
schaft ^). 

Außerdem weisen die genannten Zolltarife, insbe- 
sondere derjenige der Vereinigten Staaten, zum Teil 
äußerst hohe „Spitzenzölle" auf, so daß einzelne 
Industriezweige oder Produkte einen besonders 
wirksamen Schutz genießen. 

Die Wettbewerbsverzerrungen, die sich aus diesen 
Disparitäten der Zolltarife ergeben, werden insbe- i 
sondere im Falle Japans zum Teil noch durch um- | 
fangreiche mengenmäßige . Beschränkungen ver- 
stärkt. Da Leistungsfähigkeit und Selbstkosten der 
Industrie in Japan häufig keineswegs geringer sind 
als in der Gemeinschaft, wird dadurch die Beseiti- 
gung der letzten mengenmäßigen Beschränkungen in 
einigen Ländern der Gemeinschaft erschwert. Diese 
Situation kann auf mittlere Sicht dem Welthandel 
nur abträglich sein. 

Es erscheint unerläßlich, in den bilateralen und 
multilateralen Verhandlungen zu einer gewissen 
Nivellierung des Schutzes der großen Industrieländer 
zu gelangen. Andernfalls würden einige Länder 
eines Tages schutzlos und ohne Verhandlungsmög- 
lichkeiten dastehen, während andere, die ein hohes 
Schutzniveau für einzelne Erzeugnisse oder Sektoren 
beibehalten haben, kein Interesse mehr daran 
hätten, den Zugang zu ihren Märkten weiter zu er- 
leichtern. 

Ein ähnlicher Weg muß in der Frage der Zugeständ- 
nisse eingeschlagen werden, die die Industriestaaten 
den Entwicklungsländern einräumen werden. Durch 
eine „gerechte Verteilung der Lasten", die im übri- 
gen in den Verhandlungen im Rahmen der OECD 
über ein allgemeines Präferenzsystem zugunsten der 
Entwicklungsländer als Prinzip anerkannt worden 
ist, muß vermieden werden, daß sich die Konkurrenz 
der Entwicklungsländer mit niedrigen Gestehungs- 
preisen auf die Märkte der Gemeinschaft und der- 
jenigen Länder konzentriert, die eine liberale Politik 
betreiben. 

Schließlich ist — insbesondere bei einem Abbau des 
Handelsschutzes — eine kohärente Industriepolitik 


Nicht gewichtetes Mittel aller Zölle. Dieser Durch- 
schnittswert liegt nämlich bei 7,0 Vo für die EWG, 
12,8 Vo für die USA und 9,8 W für Japan. 


nur möglich mit Flilfe wirksamer handelspolitischer 
Instrumente zur Abwehr „anormaler" Situationen. 
An erster Stelle steht hierbei das Problem von Ex- 
portpreisen, die in keinem Verhältnis zu den Ge- 
stehungspreisen stehen und damit nicht mehr Aus- 
druck eines echten komparativen Kostenvorteils 
sind. Dabei kann es sich um politisch manipulierte 
Preise handeln, um Preise, die eine Folge zeitweili- 
ger Produktions- oder Lagerüberschüsse sind, oder 
um Dumping-Preise. Die Gemeinschaft hat eine dies- 
' bezügliche Politik in ihren großen Linien festgelegt, 

’ muß jedoch noch gewisse Lücken in den Rechtsvor- 
schriften ausfüllen. So stellen die Gemeinschafts- 
kontingente, die gegenüber den Staatshandelslän- 
dern angewandt werden könnten, keine voll befrie- 
digende Lösung des Problems der durch anormal 
niedrige Preise verursachten Störungen auf den 
Märkten der Gemeinschaft dar. Dieses Problem ist 
auch durch die „Antidumping-Verordnung" nicht ab- 
j gedeckt, da diese Preise nicht mit den Inlandspreisen 
j der Ausfuhrländer verglichen werden können, die 
staatlich festgesetzte „politische" Preise sind. Es 
dürfte daher notwendig sein, daß die Gemeinschaft 
in ihre zukünftigen Handelsabkommen mit den be- 
treffenden Ländern Klauseln aufniinmt, die eine Ab- 
wehr derartiger Störungen ermöglicht; Klauseln 
dieser Art sind in den von den meisten Mitglied- 
staaten geschlossenen Abkommen übrigens bereits 
enthalten. 

Es ist nicht zu bestreiten, daß die Gemeinschaft be- 
reits heute über das nötige „klassische" Instru- 
mentarium verfügt, um eine kohärente Handels- 
politik zu betreiben und sich an den in der ganzen 
Welt unternommenen Bemühungen um eine Libera- 
lisierung des Handels zu beteiligen; die Zollsätze 
des Gemeinsamen Zolltarifs werden bereits einheit- 
lich angewandt und können nach Gemeinschafts- 
verfahren ausgehandelt werden; für die übrigen 
Aspekte der Handelspolitik sieht der Vertrag mit 
Ablauf der Übergangszeit gemeinschaftliche Ver- 
waltungs- und Verhandlungsverfahren vor. Es han- 
delt sich also im wesentlichen darum, die Verwirk- 
lichung der Vertragsbestimmungen unter Berück- 
sichtigung der Erfordernisse und Ziele der Industrie- 
politik sicherzustellen. 

2. Andere Faktoren, die den Welthandel beinflussen 

Die Beziehungen der Gemeinschaftsunternehmen zur 
übrigen Welt werden nicht mehr ausschließlich mit 
den klassischen Instrumenten der Handelspolitik — 
Zölle, mengenmäßige Beschränkungen, Antidumping- 
Vorschriften usw. — geregelt. Neben den genannten 
Instrumenten wenden die Regierungen Maßnahmen 
oder „Strategien" an, die manchmal wichtiger sind 
als das klassische handelspolitische Instrumentarium. 
Es ist daher selbstverständlich, daß die Gemeinschaft 
die Auswirkungen dieser Maßnahmen analysieren 
und eine entsprechende gemeinsame Politik fest- 
legen muß, die der Industrie annehmbare Wett- 
bewerbsbedingungen sichert. Dies ist auch nötig, um 
den verantwortlichen Stellen der Gemeinschaft die 
Führung von kohärenten Verhandlungen mit den be- 
treffenden Drittländern zu ermöglichen. 
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Die Rohstoffversorgung 

Bei nahezu allen von den Verarbeitungsindustrien 
verwendeten Rohstoffen ist die Versorgungsbilanz 
der Gemeinschaft defizitär. Mit einem Einfuhrvolu- 
men von 7,2 Mrd. Dollar (1968) ist die Gemeinschaft 
der erste Rohstoffimporteur der Welt. Das zeigt, daß 
für die Gemeinschaftsindustrien eine, gesicherte Ver- 
sorgung zu Preisen, die nicht ungünstiger sind als die 
von der Konkurrenz in anderen Teilen der Welt ge- 
zahlten Preise, von lebenswichtiger Bedeutung ist. 

Obgleich es unproblematisch erscheint, diese Ziel- 
setzung zu bejahen, darf man nicht übersehen, daß 
sowohl in der Gemeinschaft als auch in einigen Dritt- 
ländern gewisse Faktoren die volle Verwirklichung 
dieses Ziels erschweren. 

In der Gemeinschaft fallen einige Erzeugnisse, die 
— wie Fette und Alkohole — als Rohstoffe für die 
Industrie dienen, direkt oder indirekt in den Bereich 
der gemeinsamen Agrarpolitik, ganz abgesehen von 
den Rohstoffen für die Nahrungsmittelindustrie. Die 
Errichtung einer Marktordnung für diese Erzeug- 
nisse hat häufig Preise zur Folge, die wesentlich über 
dem Niveau des Weltmarktes liegen. Es erscheint 
notwendig, den durch diese Maßnahmen betroffenen 
Industrien soweit wie möglich Gelegenheit zu geben, 
sich die betreffenden Erzeugnisse innerhalb oder 
außerhalb der Gemeinschaft zu Weltmarktpreisen zu 
verschaffen, um berechtigte Forderungen nach höhe- 
rem Schutz bzw. nach Ausfuhrvergütungen für die 
Fertigprodukte zu vermeiden. 

Vor einem ähnlichen Problem stehen bestimmte 
metallverarbeitende Industrien. Bei den von ihnen 
benötigten Rohstoffen steht die Gemeinschaft vor 
einer schwierigen Wahl: Entweder sie erhält oder 
verbessert die Versorgungslage für ihre Verarbei- 
tungsindustrie durch eine protektionistische Politik 
zugunsten ihrer Grundstoffindustrie, was jedoch fast 
unvermeidlich zu einer Verteuerung der Versorgung 
führt, oder aber sie gibt ihrer Verarbeitungsindustrie 
die Möglichkeit, sich auf dem Weltmarkt zu versor- 
gen und nimmt alle Gefahren einer mehr oder weni- 
ger vollständigen Abhängigkeit von externen Ver- 
sorgungsquellen in Kauf. Diese Wahl wird durch das 
Fluktuieren der Weltmarktnotierungen für die be- 
treffenden Rohstoffe und durch die Protektions- und 
Lagerhaltungspolitik einzelner Drittländer zusätzlich 
erschwert. Die Schwierigkeiten, die sich aus dieser 
Situation für die Grundstoffindustrie wie für die 
Verarbeitungsindustrie in der Gemeinschaft ergeben, 
sollten global untersucht werden, damit die Vorteile 
und Kosten einer gesicherten Versorgung, das wirt- 
schaftliche Interesse der Erhaltung von Unternehmen 
des Bergbaus oder der ersten Verarbeitungsstufe in 
der Gemeinschaft sowie die Erfordernisse der Ver- 
arbeitungs- und Abnehmerindustrien genauer abge- 
wogen werden können. Es ist nicht ausgeschlossen, 
daß diese Untersuchung zu dem Ergebnis führt, daß 
die Gemeinschaft genau wie ihre wichtigsten Kon- 
kurrenten eine aktivere Politik des Zugangs zu den 
außerhalb der Gemeinschaft gelegenen Rohstoff- 
quellen betreiben muß. 

Ein vergleichbares Problem stellt sich auf dem 
Energiesektor, insbesondere bei Erdöl, wo eine ge- 
sicherte Versorgung durch die Erschließung ein- 


heimischer Vorkommen oder durch umfangreiche 
Vorratshaltung sowie durch die Sicherung des Zu- 
gangs zu den verschiedensten Rohstoffquellen außer- 
halb der Gemeinschaft erkauft werden muß. 

Es handelt sich auf jeden Fall um Gebiete, auf denen 
die Industriepolitik und die Handelspolitik so eng 
miteinander verknüpft sind, daß sie nicht unabhän- 
gig voneinander konzipiert und verwirklicht werden 
können. 

Neuartige Vereinbarungen in Handelsabkommen 
mit Staatshandeisiändern 

Der Inhalt der mit den Staatshandelsländern abge- 
schlossenen Regierungsabkommen hat sich im Laufe 
der letzten Jahre erheblich verändert. Während die 
Frage der Kontingente auf Grund der von den Mit- 
gliedstaaten autonom beschlossenen Liberalisie- 
rungsmaßnahmen und die Lockerung der Embargo- 
Bestimmungen für die Ausfuhr strategischer Güter 
an Bedeutung eingebüßt hat, rücken die Fragen der 
wirtschaftlichen und technischen Zusammenarbeit so- 
wie die Kreditprobleme in den Vordergrund. 

Trotzdem werfen die Regierungsabkommen mit 
Staatshandeisiändern häufig Probleme hinsichtlich 
einer günstigeren Zoll- oder Kontingentsregelung 
für bestimmte Erzeugnisse auf. Auf dem Zollgebiet 
ist auf Gemeinschaftsebene zu prüfen, ob über die 
Regelung für den Veredelungsverkehr hinaus spe- 
zifische Bestimmungen vorgesehen werden können 
und sollen. In der Frage der Kontingente machen die 
abweichenden Auffassungen der Mitgliedstaaten die 
Definition einer gemeinsamen Haltung erforderlich, 
die sowohl die Grundsätze der gemeinsamen Han- 
delspolitik als auch der Industriepolitik berück- 
sichtigt. 

Die schwerwiegendsten Probleme entstehen jedoch 
auf Grund der im Rahmen dieser Regierungsabkom- 
men geschlossenen privaten Verträge. Bei diesen 
Verträgen ist in der Tat eine Zunahme der Tausch- 
operationen festzustellen, die sich auf einen Teil 
oder die Gesamtheit der Transaktion erstrecken. 
Diese Tauschoperationen sind ein ständiger Markt- 
störungsfaktor. Um die ihm mehr oder weniger auf- 
gezwungenen Waren absetzen zu können, wofür er 
nicht entsprechend ausgerüstet ist, muß der Expor- 
teur unter Umständen anormale Verkaufsbedingun- 
gen akzeptieren. In diesem Fall ist es weniger das 
Staatshandelsland als der Exporteur der Gemein- 
schaft, der zu anormalen Bedingungen verkauft. Mög- 
licherweise lassen sich die Tauschgeschäfte wegen 
des Devisenmangels in einigen Staatshandelsländern 
zur Zeit nicht ganz vermeiden. Doch dürfen die dem 
Exporteur von seinem Mitgliedstaat eingeräumten 
Kreditbedingungen wie auch die im Tauschgeschäft 
gehandelten Waren keine ernsthaften Störungen für 
die Gemeinschaftsindustrie verursachen. Es sollte 
auf eine strikte Anwendung der Schutzklauseln ge- 
achtet werden, um keinen Anreiz für anormale 
Praktiken zu bieten. 

Ferner kann die Ausfuhr von Investitionsgütern und 
von „know how" — insbesondere durch die Liefe- 
rung schlüsselfertiger Fabriken zu besonders günsti- 
gen Bedingungen — in Staaten, in denen der Handel 
von grundsätzlich anderen Erwägungen bestimmt 
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wird als in marktwirtschaftlich orientierten Ländern, 
in bestimmten Fällen und auf längere Sicht Folgen 
haben, die der Industrie der Gemeinschaft abträglich 
sind. 

Die in diesen Fabriken hergestellten Erzeugnisse 
stehen häufig qualitätsmäßig den im Westen produ- 
zierten Gütern nicht nach und können deshalb um so 
eher sowohl auf dem Markt der Gemeinschaft als 
auch auf den Märkten der Drittländer in Wettbewerb 
mit den Gemeinschaftserzeugnissen treten. Hinzu 
kommt, daß für die vorausgegangenen Investitionen 
u. U. günstigere Bedingungen bestanden haben, daß 
der Absatz der Produktion unter den besonderen Be- 
dingungen erfolgt, die für die Ausfuhr dieser Länder 
kennzeichnend sind und daß das Ausfuhrland durch- 
aus nicht immer auf die Inlandsnachfrage Rücksicht 
nehmen muß. Zudem ist der Markt dieser Länder für 
Erzeugnisse der Gemeinschaft nicht unbeschränkt 
zugänglich. 

Dies besagt keineswegs, daß die Entwicklung der 
Ausfuhr von Ausrüstungsgütern und insbesondere 
von schlüsselfertigen Fabriken seitens der Industrie 
der Gemeinschaft nicht erstrebenswert ist, doch be- 
dürfen die Bedingungen für derartige Ausfuhren 
einer eingehenden Prüfung, die nur auf Gemein- 
schaftsebene erfolgen kann. Wenn der Gemeinschaft 
später schwierige handelspolitische und industrielle 
Probleme erspart bleiben sollen, müssen bestimmte 
Gegenleistungen gefordert und bestimmte Garantien 
geboten werden. 

Die Ausfuhrförderung 

Fast sämtliche Industrieländer fördern die Ausfuhr 
ihrer Industrien, indem sie bestimmte Vorteile, ins- 
besondere in Form von Versicherungen und Kre- 
diten, gewähren. Die Harmonisierung der Ausfuhr- 
regelungen innerhalb der Gemeinschaft, wie sie in 
den Artikeln 112 und 113 des Vertrages vorgesehen 
ist, hat bereits spürbare Fortschritte gemacht. Bis zu 
einer echten gemeinsamen Politik bleibt jedoch noch 
viel zu tun. 

Es ist insbesondere bedauerlich, daß die schon vor 
fast 10 Jahren in Angriff genommenen Arbeiten zur 
Harmonisierung der Kreditversicherungsbedingun- 
gen und der Laufzeiten bisher nur bescheidene Er- 
gebnisse gebracht haben, und daß vor allem der Plan 
einer gemeinsamen Police, den die Kredit-Versiche- 
rungsinstitute ausgearbeitet haben, noch nicht zur 
Anwendung gelangen konnte. Desgleichen müßten 
formelle Verpflichtungen bezüglich der in gegen- 
seitigem Einvernehmen festgesetzten Kreditmodali- 
täten und -laufzeiten beim Export nach Drittländern 
übernommen werden; die Einhaltung dieser Ver- 
pflichtungen wäre in geeigneter Form zu über- 
wachen. 

Da jede Divergenz auf diesem Gebiet zu Wettbe- 
werbsverfälschungen zwischen Unternehmen der 
Mitgliedstaaten auf dem Weltmarkt führt, müssen 
hier einheitliche Bestimmungen erlassen werden; 
das gilt insbesondere für Investitionsgüter, für de- 
ren Absatz die Kreditbedingungen oft ebenso wich- 
tig sind wie Preis, Qualität und Lieferfrist. 

Eine gemeinsame Politik erfordert jedoch mehr: Die 
Gemeinschaft muß mit einem ähnlichen Instrumen- 


' tarium für die Absatzförderung ausgestattet werden 
wie ihre Konkurrenten. Eine solche Absatzförde- 
rung besteht in einer Reihe von Dienstleistungen 
zugunsten der Exporteure, wie z. B. im Anreiz zur 
Beteiligung an Industriemessen und -ausstellungen 
oder in der Förderung anderer Arten der Werbung, 
'insbesondere unter Einschaltung der in Drittländern 
tätigen Wirtschaftsreferenten. Sie macht den Einsatz 
j umfangreicher und zuweilen kostspieliger admini- 
strativer Mittel notwendig. Eine gemeinsame Aktion 
auf diesem Gebiet würde die Wirksamkeit der ein- 
gesetzten Mittel wesentlich erhöhen und somit das 
Eindringen und die Expansion der Industrien der 
Gemeinschaft auf den Märkten der Drittländer er- 
leichtern. 


i II. Die Niederlassung von Gemeinschaftsunter- 
nehmen außerhalb der Gemeinschaft 

Die Kommission wird dem Rat in Kürze eine be- 
sondere Mitteilung über die Auslandsinvestitionen 
in der Gemeinschaft verlegen. Das Problem ist be- 
reits im Zweiten Teil, Kapitel II, dieses Memoran- 
dums behandelt worden. Es genügt daher, einige 
I Tatsachen in Erinnerung zu rufen, 
j 

Der Aufkauf und die Beherrschung von Unterneh- 
! men der Gemeinschaft durch Gesellschaften dritter 
Länder — vor allem durch amerikanische Firmen — - 
hat in den vergangenen Jahren ständig zugenom- 
men. Das gleiche gilt für die Errichtung von Tochter- 
unternehmen ausländischer Gesellschatfen in der 
I Gemeinschaft. Die Auswirkungen dieser Direktin- 
vestitionen auf die Struktur bestimmter Gemein- 
schaftsindustrien waren zweifellos groß. Der Buch- 
wert der amerikanischen Investitionen belief sich 
bis 1968 auf rund 9 Mrd. Dollar. Diese Zahl erfaßt 
! nur einen Teil der tatsächlich durch die amerika- 
nischen Investitionen kontrollierten Industriekapa- 
zitäten. Die Zunahme der Aktiva, die Neuinvestie- 
, rung der Gewinne usw. sind nicht darin enthalten. 

I Die Ziffer der tatsächlich kontrollierten Aktiva 
I dürfte wesentlich höher liegen. Man schätzt, daß der 
' Beitrag der amerikanischen Direktinvestitionen zur 
I Bildung des Bruttoanlagekapitals in Industrie und . 
Bergbau in der Gemeinschaft zwischen 1964 und 
1966 von 8,6 auf 12,4 Vo gestiegen ist. 

Angesichts dieser Zahlen nehmen sich die Aus- 
landsinvestitionen von Unternehmen der Gemein- 
schaft recht bescheiden aus. Nach amerikanischen 
j Schätzungen betrug ihr Gesamtwert in den Verei- 
nigten Staaten Ende 1967 rund 2,5 Mrd., wovon 
I 1,5 Mrd. von den niederländischen Weltunterneh- 
: men stammten. Das Gesamtvolumen der Direktin- 
i vestitionen der Gemeinschaft in den Vereinigten 
Staaten entspricht somit demjenigen Kanadas und 
i liegt etwa 25 Vo unter demjenigen Großbritanniens. 

I Allerdings ist darauf hinzuweisen, daß die Gemein- 
schaftsinvestitionen in den Vereinigten Staaten seit 
1 1965 rascher zunehmen, insbesondere im Chemie- 
■ Sektor. 

i 

I Entsprechende Zahlen für Investitionen der Gemein- 
I Schaft in dem restlichen Teil der Welt liegen noch 
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nicht vor. Die bisherigen Angaben lassen erkennen, 
daß die Gemeinschaftsindustrien eher zu Investitio- 
nen in den Entwicklungsländern als in den Indu- 
strieländern neigen. 

Dies wirft einige Probleme auf. Die mehr auf Ex- 
porten als auf eigenen Niederlassungen beruhende 
Präsenz auf den Märkten der Drittländer erhöht die 
Verwundbarkeit der Gemeinschaftsindustrie gegen- 
über politischen Ereignissen und handelspolitischen 
Abwehrmaßnahmen. Ferner gibt es in diesem Zu- 
stand für die Industrien der Gemeinschaft keine 
Möglichkeit, tarifäre und nichttarifäre Hemmnisse 
in Drittländern ' zu überwinden, die besonders in 
einigen Sektoren beträchtlich sind. Hinzu kommt die 
Schwierigkeit der Unmöglichkeit, öffentliche Auf- 
träge in diesen Ländern zu erhalten, sich schnell 
den durch die spezifischen nationalen Umweltbedin- 
gungen bedingten Besonderheiten anzupassen oder 
schließlich die bei Niederlassungen möglichen kom- 
merziellen und betrieblichen Vorteile sowie die 
technologischen Fortschritte zu nutzen, deren 
Kenntnis eine Präsens auf dem Markt der großen 
Industrieländer überhaupt erst möglich macht. 

Ein wesentlicher Grund für die geringen Direktin- 
vestitionen im Ausland ist sicher darin zu suchen, 
daß zahlreiche Gemeinschaftsunternehmen wirt- 
schaftlich und finanziell nicht stark genug sind. In 
den Vereinigten Staaten macht es insbesondere die 
Größe des Marktes erforderlich, daß das neue Un- 
ternehmen eine ausreichende Größe hat, um rasch 
einen großen Teil des Marktes beliefern zu können, 
da sich andernfalls der Kunde dem amerikanischen 
Konkurrenten zuwendet, der die besseren Voraus- 
setzungen bietet. Ein umfassendes Vertriebsnetz 
muß in den meisten Fällen von der Firma selbst auf- 
gebaut werden, da der Absatz über ein nationales 
Verteilernetz schwierig ist. Auch verfügen nur we- 
nige europäische Unternehmen über die für die 
Führung eines Unternehmens in den Vereinigten 
Staaten notwendigen „Manager". Alle diese Vor- 
aussetzungen sind mit hohen Kosten verbunden und 
erfordern eine lange Anlaufzeit, bevor die Rentabi- 
litätsschwelle erreicht ist. 

Da die meisten europäischen Firmen nicht über ge- 
nügend Mittel verfügen, um die Ansiedlung ihre 
Tochterunternehmen aus eigener Kraft zu finanzie- 
ren, sind sie häufig gezwungen, den jeweiligen Ka- 
pitalmarkt in Anspruch zu nehmen. Die Schwierig- 
keiten, sich auf dem Markt Kapital zu beschaffen, 
sind für ausländische Unternehmen im allgemeinen 
groß. 

Die Unternehmen der Gemeinschaft, die bereit sind, 
sich in bestimmten Drittländern niederzulassen, sto- 
ßen außerdem auf bestimmte rechtliche und admini- 
strative Schwierigkeiten. 

Von den weniger ins Gewicht fallenden Schwierig- 
keiten, die in den Vereinigten Staaten bestehen, 
seien genannt: Problem der Visa-Erteilung für das 
für die neue Niederlassung vorgesehene europäische 
Personal, die Auswirkungen der „Interest Equali- 
zation Tax" auf die Kapitalkosten, die Bedeutung 
der Landesabgaben und der Steuern in den ameri- 
kanischen Staaten, die nicht durch die internationale 


Doppelbesteuerungsabkommen abgedeckt sind und 
die besonders bei Niederlassungen hoch sein kön- 
nen, oder die Unmöglichkeit, Verteidigungsaufträge 
zu erhalten, sofern nicht das gesamte leitende Per- 
sonal des Unternehmens die amerikanische Staats- 
bürgerschaft besitzt. Daneben sind zwei ernsthafte 
Schwierigkeiten administrativer oder rechtlicher Na- 
tur hervorzuheben, denen sich europäische Unter- 
nehmen bei einer Niederlassung ausgesetzt sehen: 

— die Beschränkung oder das Verbot von Auslands- 
investitionen in bestimmten Sektoren wie Flug- 
zeugbau, Stromversorgung, Bergbau und Küsten- 
schiffahrt sowie — in einigen Staaten — Depot- 
banken, Versicherungen und Herstellung alkoho- 
lischer Getränke; 

— die Anwendung der amerikanischen Antitrust- 
gesetze nicht nur auf die Tochterunternehmen 
in den Vereinigten Staaten selbst, sondern auch 
auf die Muttergesellschaft. Bisweilen stellt der 
Clayton Act einen Unsicherheitsfaktor dar und 
erschwert den Erwerb amerikanischer Unterneh- 
men durch europäische Gesellschaften, wenn 
durch diesen Aufkauf ein zu großer Teil des 
Marktes kontrolliert wird. So komplex die Pro- 
bleme auch sein mögen, die eine solche Gesetz- 
gebung den Gesellschaften aufgibt, so könnte 
ihre Anwendung doch nur dann als Hindernis 
für die europäischen Unternehmen angesehen 
werden, wenn sie diese diskriminieren würde. 
Außerdem muß die im Ausland ansässige Mut- 
tergesellschaft nach dem Grundsatz der Anwen- 
dung der amerikanischen Rechtsvorschriften 
außerhalb der USA in bestimmten Fällen mit 
Beschränkungen rechnen, sofern sie auf Grund 
der Bindungen zu ihrer amerikanischen Tochter- 
gesellschaft den Handel der Vereinigten Staa- 
ten beeinflussen kann. 

Eine derartige Einmischung kann in bestimmten 
Fällen zu einem Verzicht auf Investitionsvorhaben 
in den USA führen. 

In Japan sind die Schwierigkeiten besonders groß. 
Die japanischen Rechtsvorschriften verbieten prak- 
tisch jede ausländische Niederlassung und jede aus- 
ländische Mehrheitsbeteiligung an japanischen Fir- 
men. Angesichts dieser Schwierigkeit, die sich noch 
dadurch erhöht, daß zwischen den einheimischen In- 
dustrien und der Regierung eine sehr enge Zusam- 
menarbeit besteht, mußten zahlreiche Firmen aus 
der Gemeinschaft auf eine Ausweitung ihrer Tätig- 
keit auf einem der dynamischsten Märkte der Welt 
verzichten ^). 


b Sie erstreckt sich auch auf andere Bereiche-, das be- 
merkenswerteste Beispiel sind die Rechtsvorschriften 
für die Handelsbeziehungen mit den Ostblockländern, 
b Zu bemerken ist ferner, daß europäische Unterneh- 
men, die zwar nicht direkt investieren konnten, aber 
trotzdem an der Entwicklung des japanischen Marktes 
durch die Vergabe von Lizenzen an japanische Unter- 
nehmen teilnehmen wollten, auch auf Schwierigkeiten 
gestoßen sind. Jeder Lizenzvertrag muß vom Ministe- 
rium für Außenhandel und Industrie genehmigt wer- 
den. Das Ministerium macht seine Zustimmung oft von 
Verbesserungen der Vertragsbedingungen zugunsten 
der japanischen Unternehmen abhängig und verwei- 
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Verschiedene Schwierigkeiten, die der Errichtung | 
ausländischer Industrien in den skandinavischen i 
Ländern entgegenstehen, hindern ebenfalls die In- i 
dustrie der Gemeinschaft an der Errichtung von Be- : 
trieben in der Nähe bestimmter Rohstoff- und Ener- i 
giequellen, die ihnen gegenüber ihren Konkurren- 
ten eine vergleichbare Ausgangsbasis ermöglichen 
würde. Diese Hemmnisse sind insbesondere für die- 
jenigen Industriezweige nachteilig, die gegenüber 
der skandinavischen Konkurrenz besonders anfäl- 
lig sind. 

Die Gemeinschaftsindustrien sind noch weit von 
einer befriedigenden Entwicklung ihrer Investitio- 
nen in den Drittländern entfernt. Um ein besseres 
Gleichgewicht herzustellen, ist in zahlreichen Sek- 
toren eine Umstrukturierung notwendig, damit die 
Unternehmen der Gemeinschaft in eine internatio- 
nale Größenordnung hineinwachsen. Der Beseiti- 
gung der Hemmnisse jeder Art, die die transnatio- 
nale Integration der Unternehmen in der Gemein- | 
Schaft bremsen und in Kapitel II eingehend unter- ' 
sucht werden, kommt in diesem Zusammenhang 
große Bedeutung zu. Wahrscheinlich ist der' Aufbau ^ 
einer über die Staatsgrenzen hinausreichenden | 
Struktur auf Gemeinschaftsebene die beste Vorbe- 
reitung und mitunter die Voraussetzung für eine 
wirksame Niederlassung auf Drittmärkten. 

Die rechtlichen und administrativen Schwierigkeiten, | 
die gegenwärtig die Bereitwilligkeit zu einer Nie- | 
derlassung auf dem Markt eines Dritlandes dämp- 
fen, werfen jedoch schon jetzt das allgemeine Pro- 
blem gleicher Bedingungen für die Errichtung einer 
Niederlassung auf den Märkten der Industrieländer 
auf. Die wirtschaftlichen Außenbeziehungen können 
nicht auf die Handelspolitik beschränkt werden. Sie 
gelten für jede den internationalen Handel beein- 
flussende Maßnahme und insbesondere für die In- . 
vestitionen, bei denen der Standort des Unterneh- | 
mens so gewählt werden kann, daß er nach Ansicht : 
der Investoren die wirtschaftlich günstigsten Vor- 
aussetzungen bietet. i 

Die Gemeinschaft sollte jede Gelegenheit bilatera- | 
1er und multilateraler Verhandlungen wahrnehmen, 
um eine Lockerung der bestehenden Erschwernisse 
zu erreichen. 

Im Zusammenhang mit der Präsenz der Gemein- 
schaftsunternehmen in Drittländern stellen die Ent- 


gelt sie, wenn die Verträge Klauseln enthalten, die 
die Ausfuhr der auf Grund der Lizenz hergestellten 
Erzeugnisse verbieten, wenn sie eine bestimmte Lauf- 
zeit überschreiten oder Lizenzgebühren vorsehen, die 
über einen bestimmten Satz liegen. 


wicklungsländnr einen Sonderfall dar. Ihre Indu- 
strialisierung ist — mit unterschiedlichem Tempo — 
bereits im Gange und wird weiter vorangetrieben. 
Bekanntlich erstreckt sie sich zunächst zum Groß- 
teil auf Sektoren, deren relative Bedeutung in In- 
dustrieländern zurückgeht, und auch auf die Gewin- 
nung von Rohstoffen (Bergbau, Steine und Erden) 
mit oder ohne Erstverarbeitung, da die Vorkommen 
in diesen Ländern oft zu den wichtigsten der Welt 
gehören. 

So gesehen, ist es angebracht, eine aktive Beteili- 
gung der Unternehmen der Gemeinschaft an diesem 
notwendigen und erstrebenswerten Entwicklungs- 
prozeß zu begünstigen. 

Diesem Sachverhalt ist durch geeignete Instrumente 
in der bilateralen und gemeinschaftlichen Politik der 
Entwicklungshilfe Rechnung zu tragen; diese Politik 
ist gegebenenfalls mit sektoralen Maßnahmen zu- 
gunsten bestimmter rückläufiger Industriezweige in 
der Gemeinschaft zu koppeln. 


Schlußfolgerungen 

Die Intensivierung der internationalen Wirtschafts- 
beziehungen jeglicher Art, die durch die erstaun- 
liche Entwicklung der Verkehrsmittel und Verbin- 
dungswege einen weltweiten Aufschwung erlebt 
hat, muß die Mitgliedstaaten dazu führen, ihre Soli- 
darität über den traditionellen Bereich der Handels- 
politik im engeren Sinne hinaus auch auf deren 
Randgebiete auszudehnen. Die Erfahrung hat ge- 
zeigt, daß die Mitglicdstaaten ihre Interessen nur 
dann wirksam zu vertreten und ihre Ansichten in 
internationalen Verhandlungen nur dann durchzu- 
setzen vermögen, wenn sie mit einer Stimme im 
Namen der Gemeinschaft sprechen. 

Schon jetzt sollten gemeinsame Überlegungen der 
Vorbereitung der Wirtschaftsverhandlungen in den 
kommenden Jahren gelten. Deren wichtigste wer- 
den weder den Zöllen noch den Kontingenten ge- 
widmet sein. Die Entstehung und Entwicklung mul- 
tinationaler Weltunternehmen, die heute größten- 
teils ihr Entscheidungszentrum jenseits des Atlan- 
tiks haben und in verstärktem Umfang in der neuen 
Form der Konglomerate auftreten, werfen eine 
Reihe von Problemen auf, beispielsweise auf dem 
Gebiet des Wettbewerbs und der Besteuerung, die 
in dem Rahmen des vorliegenden Memorandums 
nicht behandelt werden konnten. Die Kommission 
hat indessen mit der Untersuchung dieser Probleme 
begonnen und wird zu gegebener Zeit den Rat damit 
befassen. 
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DRITTER TEIL 

Die Anpassungsfähigkeit der industrie der 


Einleitung 

Die Industrie in der Gemeinschaft hat in den vergan- 
genen zwölf Jahren einen Wandlungs- und Anpas- 
sungsprozeß durchgemacht. Den Anreiz dazu bot 
zweifellos die Gründung der Gemeinschaft selbst, 
d. h. die vollständige Öffnung der Märkte innerhalb 
der Sechsergemeinschaft. 

Dieser Wandlungsprozeß ist nicht nur oder nicht 
einmal hauptsächlich eine unvermeidliche und bit- 
tere Folge des gemeinschaftlichen oder internatio- 
nalen Wettbewerbs. Er entspricht vor allem den Er- 
fordernissen des wirtschaftlichen und sozialen Fort- 
schritts. Durch diese Wandlung wird die Anhebung 
des Lebensstandards und die qualitative Verbesse- 
rung der Lebensbedingungen möglich. 

Die Anpassung, die dadurch für die Gemeinschafts- 
industrie notwendig wurde, erscheint jedoch gering- j 
fügig im Vergleich zu den Veränderungen, die im | 
Hinblick auf die Erfordernisse des Fortschritts und | 
im Zuge der sozialen Entwicklung, der Konkurrenz 
von außen und des technologischen Fortschritts noch 
notwendig sein werden. 

Da sich die Bedürfnisse sowohl quantitativ wie qua- 1 
litativ ständig ändern, wird die Industrie stets aufs ■ 
neue zur Anpassung des Umfangs und der Art der ' 
Produktion gezwungen. Diese Entwicklung eröffnet 
ihr immer neue Expansionsaussichten. Insofern ist 
die rasche Verbesserung des Lebensstandards in 
der Gemeinschaft für die Entwicklung der Gemein- i 
Schaftsindustrie ein besonderer Vorteil. 

Die Entwicklung der Außenmärkte und des Inter- ' 
nationalen Wettbewerbs ist nicht weniger von Be- ; 
deutung. Infolge des in den einzelnen Teilen der ’ 
Welt mehr oder weniger rasch steigenden Lebens- : 
Standards ergeben sich neue Bedürfnisse und neue 
Exportmöglichkeiten für bestimmte Zweige der Ge- I 
meinschaftsindustrie, während das Auftauchen neuer 
leistungsfähigerer oder von bestimmten Kostenvor- j 
teilen begünstigter Konkurrenten auf den Welt- | 
märkten den Verlust von Außenmärkten und in 
manchen Fällen sogar des Inlandsmarktes nach sich 
zieht. Infolge der niedrigeren Frachten, des rasche- 
ren Transports sowie der zunehmenden Auslands- 
investitionen hat sich der Wettbewerb in allen Sek- 
toren verschärft, so daß die Industrie in allen Län- 
dern zu gewissen Umstellungsmaßnahmen im Sinne 
einer größeren Spezialisierung und einer zuneh- 
menden internationalen Arbeitsteilung gezwungen 
ist. 

Die immer rascher werdende technologische Innova- 
tion schließlich erfaßt allmählich alle Industrie- 
zweige. Jede gewerbliche Wirtschaft, die überleben 
und sich weiterentwickeln will, muß künftig die In- I 
novation übernehmen oder sogar selbst schaffen. ; 


Gemeinschaft 


Das erfordert eine grundlegende Umgestaltung der 
industriellen Strukturen. 

Durch diese verschiedenen Faktoren wird also die 
Industrie in der Gemeinschaft wie in allen anderen 
Ländern der Welt gezwungen, sich immer rascher 
fortzuentwickeln und sich den ständig wechselnden 
Gegebenheiten anzupassen. Die ständige Anpassung 
der Produkte, der Produktionsmittel, der Produk- 
tionsstandorte, der Unternehmensstruktur und der 
Beschäftigung sind künftig eine unerläßliche Vor- 
aussetzung für die Wettbewerbsfähigkeit der Ge- 
meinschaftsindustrie. 

Das heißt natürlich nicht, daß sich die Industrie 
zu Veränderungen verleiten lassen darf, die keine 
echte technologische oder wirtschaftliche Grund- 
lage haben. Eine unvernünftige Beschleunigung der 
Veränderungen von Ausrüstung und Erzeugnissen 
könnte nur einen Überverbrauch nach sich ziehen, 
der zu einer Vergeudung der Produktivkräfte füh- 
ren würde, die einem echten wirtschaftlichen Fort- 
schritt widerspricht. 

Wichtig ist, daß im Anpassungsprozeß der Industrie 
die besonderen wirtschaftlichen und sozialen Ge- 
gebenheiten der Gemeinschaft berücksichtigt und 
nicht einfach Erfahrungen anderer Industrieländer 
übernommen werden. Die geographischen, demo- 
graphischen, sozialen, kulturellen und menschlichen 
Faktoren weichen in den verschiedenen Wirtschafts- 
räumen stark voneinander ab; deshalb wären Miß- 
erfolge unvermeidlich, wenn diese Unterschiede 
außer acht gelassen würden. In diesem Zusammen- 
hang sind die gleichbleibende Zahl der Erwerbs- 
bevölkerung in den meisten Mitgliedstaaten, die 
soziale Solidarität, die ein sehr positiver Faktor der 
europäischen Gesellschaft ist, und die Bedeutung zu 
nennen, die den Lebensbedingungen beigemessen 
wird. 

Deshalb müssen sich die für die Wirtschaft Verant- 
wortlichen — - Staat, Arbeitnehmer und Arbeitgeber, 
deren gemeinsames Ziel eine dynamische Gemein- 
schaftswirtschaft ist — darum bemühen, diese An- 
passungen zu ermöglichen. Sie müssen dabei den 
Umfang der erforderlichen Veränderungen abwä- 
gen, gemeinsam alle Hindernisse aus dem Weg räu- 
men, die Mobilität der verschiedenen Produktions- 
faktoren, die Voraussetzung für eine krisensichere 
Anpassung der Wirtschaft ist, erleichtern und vor 
allem die erforderlichen Instrumente schaffen, um 
die Veränderungen vorzubereiten und zu flankie- 
ren oder um ihre unvermeidlichen sozialen und 
regionalen Auswirkungen annehmbar zu gestalten, 

Diese verschiedenen Fragen werden im ersten Kapi- 
tel dieses Teils — über die Anpassung der Indu- 
strieproduktion in der Gemeinschaft — behandelt. 
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Die beiden folgenden Kapitel sind den beiden Fak- 
toren gewidmet, die die Anpassungsfähigkeit einer 
Industrie bestimmen: Management und Innovation. 

Es erscheint vielleicht überraschend, daß den Pro- 
blemen der Innovation, die im Vergleich zu den 
Problemen der Produktions- und der Unternehmens- 
anpassung im allgemeinen als unwesentlich betrach- 


tet werden, eine derartige Bedeutung beigemessen 
wird. Die Kommission ist jedoch der Auffassung, 
daß die Fähigkeit zur Innovation der Schlüssel für 
jede künftige Entwicklung der Industrie in der 
Gemeinschaft ist. Sie hat es deshalb für notwendig 
gehalten, dieser Frage ein ganzes Kapitel zu wid- 
men. 


KAPITEL I 

Die Anpasung der Industrieproduktion in der Gemeinschaft 


Die bevorstehenden Produktions- und Produktions- ' 
mittelverlagerungen zwischen den einzelnen Wirt- 
schaftszweigen in der Gemeinschaft sind kaum be- , 
kannt und werden sicherlich stark unterschätzt. ' 
Diese Feststellung gilt nicht nur für die einzelnen 
Bereiche der Gesamtwirtschaft, sondern auch für 
die einzelnen Branchen der Industrie. 

Die jüngste Entwicklung der Wirtschaft und der , 
Industrie in der Gemeinschaft läßt bereits grund- 
legende Veränderungen erkennen. Ihren Umfang I 
genau zu ermitteln, ist zweifellos schwierig. Die 
Angaben über die Entwicklung des Umsatzes oder 
des Produktionsvolumens der einzelnen Sektoren ^ 
sind sehr unvollständig und vor allem uneinheit- ' 
lieh, vermitteln aber ohnehin nur einen sehr lücken- i 


Landwirtschaft 

Vereinigtes Königreich 
Vereinigte Staaten . . . 

EWG 

Japan 

Industrie 

Vereinigte Staaten . . . 

Japan 

EWG 

Vereinigtes Königreich 

Dienstleistungssektor 

EWG 

Japan 

Vereinigtes Königreich 
Vereinigte Staaten . . . 


haften Überblick über das Ausmaß der strukturel- 
len Veränderungen. 

Die nachstehenden Zahlenangaben sollen die Ent- 
wicklung der Beschäftigung veranschaulichen. An 
Hand dieser Entwicklung, die das Ergebnis und 
gewissermaßen die letzte Konsequenz des Wandels 
der Wirtschaftsstruktur ist, läßt sich ermessen, wie 
tiefgreifend diese Veränderungen sind und wie be- 
deutsam sie letzten Endes für die Gesellschaft sind. 
Vergleicht man den Anteil der Erwerbsbevölkerung 
(1967), ihres Beitrags zum Bruttosozialprodukt und 
den — • durch Division dieser beiden Größen errech- 
neten — relativen Beitrag je Erwerbsperson in den 
drei wichtigsten Wirtschaftszweigen ■ — • Landwirt- 
schaft, Industrie und Dienstleistungssektor — , so 
gelangt man zu folgenden Ergebnissen: 


Erwerbs- 

bevölkerung 

Bruttosozial- 

produkt 

I Relativer Beitrag 

1 je Erwerbsperson | 

3% 

30/0 

1 

100 

SVo 

30/0 

60 

mo/u 

8 0/0 

50 

23 o/o 

120/0 

52 

34 o/o 

40 0/0 

118 

34 o/o 

38 0/0 

112 

44 o/o 

44 0/0 

100 ■ 

47 o/o 

47 0/0 

100 1 

40 o/o 

48 0/0 

120 

43 o/o 

50 0/0 

116 

50 o/o 

50 0/0 

100 

61 o/o 

57 0/0 

93 


I 
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Angesichts der Zahlen über den relativen Beitrag 
wird leicht verständlich, daß die Landbevölkerung 
in allen Ländern außer im Vereinigten Königreich 
bestrebt ist, in anderen Wirtschaftszweigen mit 
besseren Vordienstmöglichkeiten Arbeit zu suchen. 
Zwischen 1958 und 1966 ist in der Gemeinschaft, in 
den Vereinigten Staaten und in Japan nahezu ein 
Drittel der landwirtschaftlichen Erworbsbevölkerung 
in die beiden anderen Wirtschaftszweige überge- 
wechselt, in der EWG und in Japan etwa zu glei- 
chen Teilen in die Industrie und in den Dienstlei- 
stungssektor, in den Vereinigten Staaten ausschließ- 
lich in den Dienstleistungssektor. 

Allein im Zuge dieses Wandlungsprozesses sind in 
den Vereinigten Staaten 1 607 000, in Japan 3 470 000 
und in der Gemeinschaft 4 704 000 Arbeitsplätze ver- 
lagert worden. 

Allerdings waren die übrigen Umstände nicht über- 
all gleich. Während des gleichen Zeitraums hat sich 
die Zahl der beschäftigten Erwerbspersonen in den 
Vereinigten Staaten um 9 859 000, in Japan um 
5 230 000 und in der Gemeinschaft nur um 1 407 000 
erhöht. Während in Italien ein Rückgang um 
1 300 000 zu verzeichnen war, der der Abwanderung 
italienischer Arbeiter in andere Länder zuzuschrei- 
ben ist, stieg in den übrigen Mitgliedstaaten aller- 
dings die Zahl der Erwerbspersonen um insgesamt 
2,7 Millionen. 

Dem Wandel der Landwirtschaft, der im Rahmen 
der gegenwärtigen wirtschaftlichen Entwicklung un- 
bestreitbar den größten Einfluß hat, stehen zahl- 
reiche Veränderungen in den übrigen Wirtschafts- 
zweigen gegenüber. 

Ein fast ebenso weit verbreitetes Phänomen ist 
der Beschäftigungsrückgang in der Kohleindustrie. 
Infolge der scharfen Konkurrenz von Erdölerzeug- 
nissen und Erdgas und auch infolge der höheren 
Wirtschaftlichkeit der Verwendungsverfahren, die 
die Nachfrage einschränkt, waren überall drakoni- 
sche Rationalisierungsmaßnahmen geboten, die Pro- 
duktivität mußte erhöht, und in vielen Gebieten 
mußten die unrentabelsten Betriebe stillgelegt wer- 
den. Dadurch entfielen zwischen 1958 und 1968 in 
der Gemieinschaft 538 000 Arbeitsplätze. 

Auch die Eisenerzgewinnung in der Gemeinschaft 
geriet hauptsächlich infolge der geologischen Ver- 
hältnisse, des Einsatzes von Großraum-Erzfrachtern 
und des Rückgangs der Transportkosten in Schwie- 
rigkeiten, so daß die Zahl der Arbeitsplätze zwi- 
schen 1958 und 1968 um 37 000 verringert werden 
mußte. 

Daneben hatten in fast allen Industrieländern be- 
stimmte Zweige der Be- und Verarbeitungsindustrie 
mit besonders großen Schwierigkeiten zu kämpfen. 
Es handelt sich vor allem um die Textil- und Leder- 
industrie und um den Schiffbau. Diese Schwierigkei- 
ten waren in der Regel nicht auf einen Rückgang der 
Nachfrage oder auf eine Zunahme der allgemeinen 
Tätigkeit des Sektors, sondern auf einen verstärkten 
Wettbewerb zurückzuführen, der die Unternehmen 
entweder zu drakonischen Rationalisierungsmaßnah- 
men und Entlassungen oder zu Stillegungen zwang. 
In den vergangenen zehn Jahren ist die Zahl der Ar- 


beitsplätze in der Textilindustrie in der Gemein- 
schaft um 477 000, im Vereinigten Königreich um 
195 000 verringert worden. Die entsprechenden Zif- 
fern für die Lederindustrie betragen 55 000 in der 
Gemeinschaft, 6 000 im Vereinigten Königreich. In 
den Vereinigten Staaten stieg in derselben Zeit die 
Zahl der Beschäftigten in der Textilindustrie um 
38 000 und in der Lederindustrie um 11 000. 

Neben diesen weitreichenden Veränderungen war 
die gesamte Be- und Verarbeitungsindustrie von an- 
deren, weniger allgemeinen und im übrigen unter- 
I schiedlich gearteten Verlagerungen gekennzeichnet, 

I wodurch alle Industriezweige zu ständigen Anpas- 
: sungsmaßnahmen gezwungen wurden. So wurden in 
I der Bekleidungs- und Schuhindustrie in Italien in 
! den Jahren von 1956 bis 1966 156 000 Arbeitsplätze 
I geschaffen, während in Deutschland, in Frankreich 
j und in den Niederlanden 249 000 Arbeitsplätze im 
gleichen Sektor verlorengingen. 

I Ferner sind seit zehn Jahren in Deutschland 99 000 
' Arbeitsplätze in der Holz- und Möbelindustrie, und 
25 000 in verschiedenen Industriezweigen, in Frank- 
reich 39 000 in der Metallverarbeitung, 11 000 in der 
: Hüttenindustrie, 7 000 in den Erdölraffinerien und 
16 000 in verschiedenen Industriezweigen und in den 
Niederlanden 28 000 in verschiedenen Industriezwei- 
gen verlorengegangen. 

In der Gemeinschaft ist die Zahl der Arbeitsplätze in 
der Be- und Verarbeitungsindustrie, die mehr als die 
Hälfte der arbeitslos werdenden Landwirte und 
Bergleute aufnehmen soll, in den vergangenen zehn 
Jahren um mehr als 1 Million gesunken. 

Demgegenüber haben zahlreiche Industriezweige 
ihre Tätigkeit ausgebaut. Die Zahl der Arbeitsplätze 
‘ im Maschinen- und Elektrobau ist um 1 600 000 und 
in der chemiischen Industrie (einschließlich Kau- 
tschuk, Plastikwaren und Erdöl) um 620 000 gestie- 
^ gen. Auch in der Papierindustrie und im Druckerei- 
; gewerbe, in der Lebensmittelindustrie und in der 
! Holz- und Möbelindustrie hat sich die Gesamtzahl 
■ der Arbeitsplätze erhöht. 1967 waren in der Be- und 
, Verarbeitungsindustrie der Gemeinschaft 1911000 
j Arbeitskräfte mehr beschäftigt als 1957 (gegenüber 
: 412 000 mehr im Vereinigten Königreich, 2 122 000 
j mehr ln Japan und 2 629 000 mehr in den Vereinig- 
I ten Staaten). 

Die vorgenannten Gesamtzahlen vermitteln nur eine 
I sehr lückenhafte Vorstellung von den eingetretenen 
I Veränderungen. Diese Angaben beziehen sich nur 
^ auf die Gesamtzahl der Arbeitnehmer je Sektor. 

I Nicht berücksichtigt wurden die Arbeitnehmer, die 
ihren Arbeitsplatz infolge von Personalabbau oder 
' Stillegungen verloren haben und im gleichen Sektor 
wiederbeschäftigt worden sind. Außer acht gelassen 
wurden auch diejenigen Arbeitnehmer, die infolge 
Arbeitslosigkeit vorzeitig in den Ruhestand getreten 
und von jüngeren Erwerbspersonen oder Einwande- 
rern ersetzt worden sind. 

Dennoch sind auch in den expandierenden Sektoren 
und in den Ländern, deren Industrie fraglos sehr 
dynamisch ist, zahlreiche Betriebe geschlossen wor- 
den^). Allein von diesen Schließungen sind in der 

1) vgl. Erster Teil, Kapitel II, Tabelle 6 
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Gemeinschaft vermutlich mehr als 200 000 Erwerbs- 
personen jährlich betroffen. In allen Zweigen der Be- 
und Verarbeitungsindustrie konzentriert sich das 
Personal auf die rationellsten Betriebe. Das führt zu 
einem ständigen Ausfall und zur ständigen Schaf- 
fung von Arbeitsplätzen. 

Eine weitere sehr grundlegende Veränderung der 
Beschäftigungsstruktur in anderer Form, die sich lei- 
der mit den bisherigen statistischen Instrumenten 
nicht messen läßt, ergibt sich aus der Entwicklung 
der beruflichen Qualifikationen innerhalb eines Sek- 
tors oder eines Unternehmens. Diese Veränderun- 
gen, die das Ergebnis der Anpassungsmaßnahmen 
des Unternehmens an neue Proiduktionen oder neue 
Produktionsmittel sind, können jedoch in bezug auf 
die Beschäftigung radikalere Veränderungen nach 
sich ziehen als der Übergang von einem Industrie- 
zweig zum anderen. Arbeitsentgelt, geforderte Vor- 
aussetzungen und Arbeitsbedingungen können da- 
durch grundlegend geändert werden. 

Der gesamte oben kurz beschriebene Wandlungs- 
prozeß scheint sich keineswegs zu verlangsamen, 
sondern sich angesichts der verhältnismäßig rück- 
ständigen Industriestruktur der Gemeinschaft viel- 
mehr zu besdileunigen. 

Im ersten Teil dieses Dokuments wurde auf den Un- 
terschied zwischen der Produktivität der Gemein- 
schaftsindustrie und der amerikanischen Industrie 
hingewiesen, der auf mehr als 50 ®/o der Wertschöp- 
fung zu Faktorkosten je beschäftigte Erwerbsperson 
geschätzt werden kann-). Dieser Produktivitätsrück- 
stand der Gemeinschaftsindustrie kann nur durch 
grundlegende strukturelle Veränderungen aufge- 
holt werden, die sich sowohl auf die Art der Pro- 
duktionen — • von denen einige eliminiert und ande- 
re eingeführt werden — als auch auf die Produktions- 
mittel oder die Struktur der Gemeinschaftsunterneh- 
men erstrecken müssen, die in vielen Sektoren nicht 
ihre optimale Größe erreicht haben. 

In der Gemeinschaft sind auf diesem Gebiet noch 
keine ernsthaften Vorausschätzungen unternommen 
worden. Auf Wunsch des Rates versucht die Kom- 
mission, ein System zur Vorausschätzung der Ar- 
beitsplatzverlagerungen zu erarbeiten. Es war noch 
nicht möglich, die Nachteile der bisherigen statisti- 
schen Vorausschätzungssysteme zu beseitigen. In 
einigen Sektoren sind jedoch erste Untersuchungen 
durchgeführt worden. Demnach ist vorauszusehen, 
daß im kommenden Jahrzehnt in der Gemeinschaft 
240 000 Arbeitsplätze im Kohlenbergbau, 200 000 in 
der Metallindustrie und mehr als 300 000 in der Tex- 
tilindustrie aufgegeben werden müssen. 

Diese Anpassungsmaßnahmen müssen es der Indu- 
strie der Gemeinschaft gestatten, ihren Rückstand 
aufzuholen, zu den ersten zu gehören, ohne sich von 
den dynamischsten Neulingen der internationalen 
gewerblichen Wirtschaft überrunden zu lassen, und 
so der gesamten Erwerbsbevölkerung der Gemein- 
schaft einen angemessenen Lebensstandard zu si- 
chern. Obwohl eine gerechte Verteilung der Be- 

ü vgl. Erster Teil, Kapitel II, Tabelle 5 
“) zu amtlichen Wechselkursen 
vgl. Erster Teil, Kapitel I 


triebserträge zugunsten der Arbeitnehmer wesent- 
lich ist, hängen Lohnmasse und Gesamtentgelt der 
Arbeitnehmer vor allem von der Produktivität und 
vom Wertzuwachs des Sektors und des Unterneh- 
mens ab. Hinsichtlich des Verhältnisses zwischen Ge- 
samtarbeitsentgelt und Betriebsergebnis sind nach 
wie vor nur geringe Schwankungen möglich*^). Die 
Verbesserung ergibt sich im wesentlichen aus den 
Schwankungen des Wertzuwachses, wo, wie die Ent- 
wicklung der letzten Jahre zeigt, beträchtliche An- 
stiegsmöglichkeiten vorhanden sind. 

Obwohl diese Veränderungen Voraussetzung für 
einen höheren Lebensstandard in der Gemeinschaft 
sind, werfen sie doch heikle Probleme sozialer und 
regionaler Art auf. Die Veränderungen dürfen des- 
halb nur begünstigt werden, wenn ihre Folgen vor- 
hersehbar sind und wenn alle Mittel aufgeboten 
werden, nicht nur um gegebenenfalls die Arbeitneh- 
mer und ihre Familien zu schützen, sondern auch 
um zu gewährleisten, daß sich aus diesen Verände- 
rungen echte Fortschrittsaussichten für die Lebens- 
und Arbeitsbedingungen ergeben. 

Unter diesem Blickwinkel erscheinen ausreichende 
Kündigungsfristen und die Aufnahme von Verhand- 
lungen zwischen den Sozialpartnern auf der Ebene 
des Unternehmens, des Wirtschaftszweiges oder der 
Region, wie dies in einigen Ländern der Gemein- 
schaft praktiziert wird, geeignet, die besten Anpas- 
sungsbedingungen für Arbeitnehmer und Unterneh- 
men zu gewährleisten. 

Unter diesen Bedingungen werden Arbeitnehmer 
und Führungskräfte durch ihren persönlichen Ein- 
satz zu diesen Veränderungen beitragen, ohne da- 
bei befürchten zu müssen, ihren Arbeitsplatz zu ver- 
lieren und einen neuen nur unter weniger günstigen 
Umständen in einer ihnen nicht zusagenden Umge- 
bung zu finden. 

Eine derart realistische und dynamische Einstellung 
rechtfertigt sich durch die Aussichten, die sich den 
verschiedenen europäischen Ländern eröffnen. Aus 
den Statistiken und Prognosen geht hervor, daß in 
Europa in den kommenden Jahren mit einem großen 
Arbeitskräftemangel zu rechnen ist und daß bereits 
jetzt qualifizierte Führungskräfte fehlen. 

Die Angst vor Veränderungen, vor Arbeitslosigkeit 
und die sich daraus ergebende Unaufgeschlossenheit 
bleiben nur begründet, sofern die Instrumente, mit 
denen die Veränderungen gefördert, ermöglicht und 
flankiert werden sollen, nicht vorhanden sind. 

Zu diesen Instrumenten gehören in erster Linie so- 
ziale Maßnahmen. Insbesondere sind eine bessere 
Anpassung der Berufsausbildung für Jugendliche an 
die neuen Erfordernisse, die berufliche Umschulung 
der Erwachsenen und ganz allgemein die Möglich- 
keit der Umschulung aller Berufsgruppen unerläß- 
liche Voraussetzung für rasche und erfolgreiche Ver- 
änderungen. Ohne eine besonders dynamische Be- 
rufsausbilduiigspolitik besteht die Gefahr, daß das 
in bestimmten Sektoren oder Gebieten bereits beob- 
achtete und sozial und wirtschaftlich verhängnisvolle 
Phänomen eines bedenklichen Arbeitskräftemangels 
bei gleichzeitiger hoher regionaler Arbeitslosigkeit 
in der ganzen Gemeinschaft um sich greift. 
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Die Maßnahmen der sozialen Solidarität sind eben- 
falls von Bedeutung. Der Arbeitnehmer oder die 
Führungskraft, die den Arbeitsplatz verliert, muß j 
über die notwendigen Mittel verfügen, um die Zeit 
bis zur Wiederbeschäftigung zu überbrücken. 

Der Tendenz gewisser Unternehmen, nur junges Per- 
sonal und junge Führungskräfte einzustellen und 
die älteren zu entlassen, müßte durch eine Aufklä- 
rungskampagne Einhalt geboten werden, durch die 
den Unternehmern vor Augen geführt werden soll- 
te, daß ihnen an einem ständigen natürlichen Gleich- ' 
gewicht zwischen den Altersgruppen ihrer Beleg- 
schaft gelegen sein muß. Die Erfolge einer solchen 
Kampagne könnten gegebenenfalls durch steuerliche ' 
Maßnahmen verstärkt werden. Die Wiedereingliede- 
rung älterer Arbeitnehmer wird immer schwierig , 
bleiben. Für sie müssen besonders günstige Maß- 
nahmen getroffen werden, vor allem wenn sie kurz 
vor Erreichung des normalen Rentenalters ihren Ar- 
beitsplatz verlieren. Schließlich dürfen auch die zu- 
sätzlichen Kosten, die sich aus der Verlegung des ' 
Arbeitsortes oder gar des Wohnsitzes ergeben, nicht 
allein dem Arbeitnehmer aufgebürdet werden, der , 
gezwungen ist, seinen Arbeitsplatz zu verlassen. 

Die umweltbezogenen Maßnahmen, die mit diesen 
Veränderungen einhergehen müssen, sind ebenfalls 
entscheidend. Die wirtschaftliche und soziale Infra- 
struktur, insbesondere der Wohnungsbau spielen 
eine immer wichtigere Rolle. Dagegen tragen die in 
mehreren Mitgliedstaaten gesetzlich vorgesehenen 
Vorteile für Inhaber alter Mietverträge dazu bei, die 
geographische Mobilität der Arbeitnehmer einzu- 
schränken. Ausreichende Infrastrukturen sind Vor- 
aussetzung für die geographische Mobilität der Un- 
ternehmen wie der Arbeitnehmer, und ihr Fehlen ist 
ebenfalls eine direkte Ursache des erwähnten Ar- 
beitskräftemangels bei gleichzeitiger Arbeitslosig- 
keit. 

In diesem Dokument sollen nicht alle Expansions- 
und Umstollungsprobleme und dazu erforderlichen 
Maßnahmen behandelt werden. Gegenstand dieses 
Kapitels sind nur die unmittelbar die Industrie be- 
treffenden Aspekte im Zusammenhang mit der Bei- 
behaltung, dem Ausbau oder der Aufgabe von Pro- 
duktionszweigen, d. h. im Zusammenhang mit den 
allgemeinen Problemen der Sektorwahl. 

Dennoch sind Sozialpolitik, Regionalpolitik und In- 
dustriepolitik miteinander verbunden und ergänzen 
sich und dürfen keinesfalls voeinander getrennt wer- 
den. Die Kommission hat dem Rat bereits eine Reihe 
von Sozialvorschlägen auf dem Gebiet der Politik, 
insbesondere den Entwurf einer Reform des Sozial- 
fonds vorgelegt. Ferner hat sie ihm Vorschläge über 
die Aktionsmöglichkeiten der Gemeinschaft auf dem 
Gebiet der Regionalentwicklung unterbreitet, Die in 
diesem Kapitel enthaltenen industriepolitischen 
Überlegungen bilden somit den dritten Teil einer 
kohärenten Gemeinschaftsaktion, unter Berücksich- 
tigung der Sozialpolitik, der Regionalpolitik und der 
industriepolitischen Erfordernisse. 

Die industrielle Entwicklung muß in die allgemeine 
Ausrichtung der Wirtschafts- und Sozialpolitik ein- 
gefügt, durch Prognosen überschaubar gemacht, nöti- 
genfalls durch sektorales Vorgehen ergänzt und 


durch geeignete soziale und regionale Maßnahmen 
vorbereitet werden. Auf diese Weise kann der Staat 
die Veränderungen des industriellen Gefüges ermög- 
lichen, flankieren, ja beschleunigen und sie gegebe- 
nenfalls bremsen, um sozialen Erfordernissen zu ent- 
sprechen. 

Werden, einige der soeben aufgezählten Maßnahmen 
allein auf nationaler Ebene durchgeführt, so entste- 
hen dadurch Probleme, die nicht mehr ausgespart 
werden können, denn die Volkswirtschaften der Mit- 
gliedstaaten sind mittlerweile so eng verflochten, 
daß einzelstaatliche Maßnahmen oft wirkungslos 
bleiben oder sogar in den übrigen Mitgliedstaaten zu 
ernsthaften Schwierigkeiten Anlaß geben. 

Vor allem ist zu prüfen, wie diese verschiedenen 
Maßnahmen wirksamer gestaltet werden können, da- 
mit die Gemeinschaftsindustrie ihren Rückstand auf- 
holen, d. h. ihren Anpassungsrhythmus beibehalten 
oder sogar beschleunigen und sich darauf vorberei- 
ten kann, im kommenden Jahrzehnt einen großen 
Teil der zwei Millionen Landwirte, die für den Ruhe- 
stand noch zu jung sind, und der fünf Millionen zu- 
sätzlich verfügbaren Erwerbspersonen aufzunehmen. 


I. Allgemeine Ausrichtung und Untersuchung 
der Aussichten 

Das Bestehen eines Rahmens für die gesamtwirt- 
schaftliche Entwicklung, durch den das fundamentale 
Gleichgewicht gewahrt werden kann, ist die erste 
Voraussetzung für eine wirksame Industriestruktur- 
politik des Staates. Dies erfordert — über eine bloße 
Konjunktursteuerung hinaus — • die Einhaltung eines 
ausgewogenen Wachstums bei gleichzeitiger Preis- 
stabilität, wodurch nachteilige Verzerrungen beim 
Einsatz der Produktionsfaktoren vermieden werden 
können. Ein Gesamtrahmen für die industrielle Ent- 
wicklung setzt systematische Bemühungen um die 
Erstellung von Vorausschätzungen voraus, auf 
Grund derer die richtungweisenden Entscheidungen 
getroffen und die Ziele für das Wachstum, die Be- 
schäftigung und das Außenhandelsgleichgewicht 
festgelegt werden können. 

Insbesondere muß vorausgeschätzt werden, inwie- 
fern mit Arbeitskräfteschwankungen zu rechnen ist, 
und wie groß der Bedarf an Arbeitsplätzen sein wird. 
Insofern ist die Vorausschätzung für eine wirksame 
Berufsausbildungspolitik unerläßlich, denn sie allein 
gibt Aufschluß darüber, welchen Problemen sich die 
Arbeitnehmer und die Verantwortlichen für die Be- 
schäftigungspolitik gegenübersehen werden. 

überdies sollen die Arbeitnehmer und die öffentliche 
Meinung auf die Veränderungen vorbereitet werden, 
die viel günstigere Aufnahme finden, wenn sie recht- 
zeitig angekündiigt werden und wenn ihre Notwen- 
digkeit einzusehen ist. Indem die Vorausschätzung 
die dynamischen Aspekte der industriellen Entwick- 
lung herausstellt, kann sie es den Führungskräften 
und Arbeitnehmern ermöglichen, die notwendigen 
Bemühungen zu entfalten, um die Veränderung mit 
der Verbesserung ihrer Lebensbedingungen in Ein- 
klang zu bringen. 


104 



Deutscher Bundestag — ■ 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/606 


Die allgemeine Ausrichtung bezweckt nicht die Fest- 
setzung quantitativer Ziele, die immer wieder über- > 
prüft werden müssen, sondern die Einführung einer | 
mittelfristigen Wirtschaftspolitik, der die Voraus- i 
Schätzungen als Grundlage dienen. Diese Politik soll 
den oben erwähnten Maßnahmen — spezifische 
Maßnahmen auf sektoraler Ebene oder die notwen- i 
digen Sozial- oder Regionalmaßnahmen — als äuße- | 
rer Rahmen dienen. Die Vorausschätzung muß ins- | 
besondere die Anpassung der Umweltbedingungen i 
an die voraussichtliche industrielle Entwicklung er- 
möglichen und manchmal beschleunigen. Denn die 
Aufgabe der mittelfristigen Politik besteht auch 
darin, alles weitgehend aus dem Wege zu räumen, 
was die Entwicklung der Wirtschaft und insbesonde- 
re der Industrie behindert. Diese Hindernisse im 
Veränderungs- und Modernisierungsprozeß werden 
nicht immer rechtzeitig erkannt und können, ob es 
sich um ungeeignete Rechts- und Steuervorschrif- 
ten, um eine unzulängliche Infrastruktur, besonders 
in bezug auf den Wohnungsbau, oder um eine man- 
gelhafte Anpassung der Berufsausbildung handelt, 
nicht rasch beseitigt werden. In der Vergangenheit 
haben Umweltbedingungen und Infrastruktur nicht 
immer mit der wirtschaftlichen und besonders indu- 
striellen Entwicklung Schritt gehalten. Dadurch wur- 
de die Modernisierung der Wirtschaftszweige stark 
verzögert, und, schlimmer noch, es kam zu unerträg- 
lichen sozialen Spannungen. Deshalb ist die Schaf- ' 
fung besserer und günstigerer Umweltbedingungen | 
eine der wichtigsten Aufgaben jeder mittelfristigen 
Politik. 

Mit der mittelfristigen Politik schließlich soll die Zu- 
kunft nicht nur vorbereitet, sondern in einigen Fäl- 
len sogar vorausbestimmt werden. Insbesondere 
müssen dabei durch eine Vereinigung der politi- 
schen und sozialen Kräfte die Prioritäten für die i 
wirtschaftliche und soziale Entwicklung festgelegt ! 
werden. Anteil und Zweckbestimmung der Kollek- 
tiveinrichtungen sind hierbei von großer Bedeutung. 
Erziehung, Forschung, Medizin, Städtebau und Frei- 
zeitgestaltung erfordern erhebliche Mittel und eine 
von langer Hand vorbereitete Ausrichtung der Wirt- 
schaft und der Industrie. 

Alle Gemeinschaftsländer verfügen seit mehr oder 
weniger langer Zeit über ein Instrumentarium für 
Wirtschaftsprognose und -planung. Nachdem auch 
die Gemeinschaft eine mittelfristige Politik mit Vor- 
ausschätzungen und Programmierung erarbeitet hat, 
haben die Mitgliedstaaten ihre Arbeiten auf die Ge- 
meinschaftsarbeiten abgestimmt. Die Gemeinschaft 
verfügt somit über das für die Ausrichtung ihrer In- 
dustriepolitik erforderliche Instrument. 

Die Vorausschätzungen nach Sektoren sind als die 
notwendige Ergänzung der oben erwähnten Global- 
programmierung zu betrachten. Durch die Notwen- 
digkeit gerechtfertigt, den Wirtschaftssubjekten Ent- 
scheidungsgrundlagen zu liefern, ist die Prognose 
für Entwicklungen in einzelnen Sektoren von der 
Globalprogrammierung weitgehend unabhängig, in- 
sofern sie — vor allem in einer offenen Wirtschaft — 
weniger Steuerungs- als vielmehr Indikatorfunk- 
tion haben soll. 


Die Prognosemöglichkeiten der Gem'einschaft sind 
jedoch nach wie vor unzureichend. Wie im ersten 
Teil hervorgehoben wurde, ist die statistische Basis 
der Gemeinschaft im Industriebereich unzulänglich. 
Obwohl auf dem Gebiet der volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung wesentliche Fortschritte erzielt 
worden sind, könnte das Instrumentarium der Ge- 
meinschaft durch (die Einführung vergleichbarer Vor- 
ausschätzungen nach Sektoren noch bedeutend ver- 
bessert werden. 

Auch durch systematischere technologische Progno- 
sen könnte, wie im dritten Kapitel dieses Teils her- 
vorgehoben wurde, das verfügbare Datenmaterial 
wesentlich verbessert werden. 

Bei der Äußerung dieser Wünsche und Anregungen 
unterschätzt die Kommission keineswegs die Schwie- 
rigkeiten, die sich bei der Ausarbeitung globaler 
Vorausschätzungen nach Sektoren für die Gemein- 
schaft ergeben. Sie möchte nur unterstreiichen, daß 
diesen Arbeiten, von denen das ausgewogene und 
rasche Wachstum der Gemeinschaftsindustrie weit- 
gehend abhängt, ein gewisser Vorrang eingeräumt 
werden muß. 

II. Sektorale Aktionen 

In diesem Memorandum sollen weder die verschie- 
denen sektoralen Probleme analysiert noch Einzel- 
lösungen für bestimmte Industriezweige vorgeschla- 
gen werden. Die Kommission hat bisher nicht gezö- 
gert, innerhalb ihres Zuständigkeitsbereichs Empfeh- 
lungen auszusprechen, Vorschläge zu machen und 
selbst zu handeln. Die folgenden Überlegungen sol- 
len lediglich zeigen, in welchem Geist sie ihre Auf- 
gabe auf diesem Gebiet fortzusetzen beabsichtigt. 

Alle Regierungen beeinflussen die Entwicklung der 
Produktion und der Industriestrukturen unmittelbar 
durch spezifische Maßnahmen oder mittelbar durch 
Beschlüsse, die einen anderen wirtschaftlichen Zweck 
verfolgen. Rückgang, Aufrechterhaltung oder Wachs- 
tum bestimmter Produktionszweige werden somit 
weitgehend durch ein Bündel staatlicher Maßnah- 
men bestimmt. Auch die Gemeinschaft trifft durch 
ihre Handelspolitik, ihre Agrarpolitik, ihre Beihilfe- 
politik und morgen vielleicht durch ihre Verkehrs- 
politik Entscheidungen, die sehr weitreichende Be- 
deutung für die einzelnen Sektoren haben. 

Man denkt häufig zu unrecht, daß sektorale Aktion 
gleichbedeutend mit Subventionen oder Darlehen ist 
und daß es ohne Mittelübertragung zugunsten eines 
Produktionszweiges keine ihres Namens würdige 
sektorale Politik gibt. Diese Auffassung führt zu der 
Annahme, daß nur in rückläufigen Industriezweigen 
oder Zukunftsindustrien, die beide aus verschiede- 
nen Gründen öffentliche Mittel fordern und zuwei- 
len auch erhalten, erwünschte sektorale Aktionen 
durchgeführt werden können. Wer dagegen nicht 
ohne Grund jegliche Subventionspolitik mit Arg- 
wohn betrachtet, könnte in sektoralen Aktionen 
einen bewußten Versuch sehen, die Mechanismen 
der Wirtschaft zu verfälschen, unrentable Produktio- 
nen zu erhalten und den bestmöglichen Einsatz der 
Produktionsfaktoren zu verhindern. 
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Es dürfte verfehlt sein, das Problem so zu stellen. 
Früher ergab sich die Notwendigkeit einer sektora- 
len Maßnahme häufig aus den Schwierigkeiten eines 
Industriezweigs. Das Fehlen offensichtlicher Schwie- 
rigkeiten in gewissen Industriezweigen hält jedoch 
den Staat nicht davon ab, Entscheidungen zu tref- 
fen, die das Leben dieser Branchen berühren. Diese 
gelangen somit zwar nicht in den Genuß einer „sek- 
toralen Politik", werden aber immerhin von einer 
derartigen Politik betroffen. Der einzige Unterschied 
zwischen diesen beiden Möglichkeiten liegt prak- 
tisch vor allem in den verwendeten Mitteln und dem 
Ausmaß an Analyse, Vorausschätzung und zweifel- 
los auch an Publizität, die mit der Durchführung be- 
stimmter staatlicher Beschlüsse verbunden sind. 

Die sektoralen Maßnahmen neu entstehenden oder 
schrumpfenden Produktionszweigen vorzubehalten, 
hat immer weniger Sinn. Während Produktions- und 
Wettbewerbsbedingungen dazu führen können, daß 
festverwurzelte Produktionszweige rasch veralten, 
wenn nicht rechtzoitig Modernisierungs- oder Diver- 
sifizierungsanstrengungen unternommen werden, 
während die Innovation in alle Industriezweige ein- 
dringt und den neuen Aufschwung von Produktions- 
zweigen bewirken kann, denen man keine Zukunft 
mehr gegeben hat, wird es immer schwieriger, zwi- 
schen förderungswürdigen schrumpfenden oder zu- 
kunftsträchtigen Sektoren und den übrigen Sektoren 
ZU unterscheiden. Diese Unterscheidung ist sogar ge- 
fährlich, sofern sie dazu führt, daß als problemlos 
geltende Industriezweige vernachlässigt oder sogar 
benachteiligt werden. 

Diese anonymen Sektoren, für die es keine eigene 
„sektorale Politik" gibt, sichern jedoch den Haiipt- 
teil der Industrieproduktion und damit des Volks- 
einkommens. Ihr Wachstum ist weitgehend für das 
Wachstum der Wirtschaft entscheidend. Wenn ihnen 
die Gunst des Staates auch nicht ausschließlich Vor- 
behalten werden soll, so muß man doch bedenken, 
daß diese blühenden Industriezweige den wesentli- 
chen Teil des Steueraufkommens für die Übertra- 
gungen liefern, die anderen IndustriezweigGn zwar 
nur in beschränktem Maße, anderen Wirtschaftsbe- 
reichen aber in großem Umfang zugute kommen, und 
daß die staatlichen Subventionen oder die massive 
Inanspruchnahme der Spargelder die Bedingungen 
für ihre Entwicklung auf nicht näher zu bestimmen- 
de, aber tiefgreifende Weise beeinflussen. Eine über- 
mäßige Unterstützung des Bergbaus, des Verkehrs 
oder der Landwirtschaft birgt die Gefahr, daß letzten 
Endes die Chemie oder der Maschinenbau zum Rück- 
gang verurteilt werden. 

Die Regierungen werden auf sektoralenr Gebiet auf 
verschiedene Weise tätig. Die Kommission hält es 
für zweckmäßig, kurz die interessantesten Aktionen 
zu prüfen und zu ermitteln, inwieweit sie durch Ein- 
satz auf Gemeinschaftsebene noch an Wirksamkeit 
gewinnen können. 

Die erste dieser Aktionen ist unbestreitbar die Vor- 
ausschätzung für die einzelnen Sektoren. Etwas wei- 
ter oben wurde die Gesamtvorausschätzung für die 
Wirtschaft erwähnt, die einen Überblick über die 
Entwicklung der globalen Gleichgewichte und der 
relativen Stellung der einzelnen Sektoren innerhalb 


dieses Entwicklungsprozesses vermittelt. Eine der- 
artige Vorausschätzung genügt jedoch weder als 
Hilfe für die Unternehmen hei der Programmierung 
ihrer Investitionen noch als Anhaltspunkt für den 
I Staat bei der Wahl einer bestimmten sektoralen 
Aktion. Diese globale Vorausschätzung muß durch 
qualitative und quantitative, sektorale Vorausschät- 
i Zungen ergänzt werden. Die Kommission unter- 
schätzt durchaus nicht die Fehlergefahren bei diesen 
I Vorausschätzungen, ist jedoch der Ansicht, daß sie 
durch Bemühungen um mehr Systematik nicht unbe- 
trächtlich vermindert werden könnten. 

I Die Großunternehmen oder Berufsverbände führen 
schon häufig selbst derartige Vorausschätzungen 
durch. Der dabei gewählte Rahmen ermöglicht je- 
doch nicht immer einen vollständigen Überblick über 
I die Verhältnisse. Künftig müßten derartige Voraus- 
: Schätzungen nicht nur ausschließlich auf nationaler 
; Ebene, sondern auch auf Gemeinschaftsebene erstellt 
I werden, da heute kein Teil des Binnenmarktes der 
: Gemeinschaft mehr für sich allein betrachtet werden 
kann. Diese Vorausschätzungen, die nur indikativ 
sein könnten, müßten im übrigen, wie dies bereits in 
I der OECD für gewisse Zweige der Fall ist, alle ver- 
I fügbaren Perspektiven für die Pro/duktion und den 
Markt in der übrigen Welt einbeziehen. Sie müßten 
in enger Zusammenarbeit mit den Berufsverbänden 
und Gewerkschaften erarbeitet werden und würden 
einen sehr nützlichen Beitrag darstellen, den die 
Verwaltung der Gemeinschaft für die Industrie der 
sechs Länder liefern kann. Der Industrie würden sie 
helfen, die voraussichtlichen Entwicklungen besser 
zu beurteilen und den Unternehmen würden sie hel- 
fen, im günstigen Augenblick die notwendigen Be- 
schlüsse über Wachstum, Diversifizierung oder auch 
Umstellung zu fassen. 

Man hat sich auf Gemeinschaftsebene bereits um sek- 
torale Vorausschätzungen bemüht. Hier sind außer 
den kurzfristigen Vorausschätzungen (ein Jahr) der 
Automobilindustrie die von der Kommission mit Un- 
terstützung der Gewerkschaften und Arbeitgeberver- 
bände erstellten Entwicklungsperspektiven für die 
Textilindustrie, den Schiffbau, die NE-Metallindu- 
strie usw. zu nennen. Diese Vorausschätzungen wer- 
den jedoch bislang noch nicht regelmäßig auf den 
neuesten Stand gebracht. Die Kommission bittet da- 
her die Berufsverbände der Gemeinschaft und die 
europäischen Gewerkschaften, sie bei der Erstellimg 
von Vorausschätzungen für die Hauptzweige der Ge- 
meinschaftsindustrie zu unterstützen. 

Schließlich muß man sich überlegen, ob die Auswei- 
tung dieser sektoralen Vorausschätzungen zu einer 
echten Konzertierung zweckmäßig ist. Auf Grund 
der europäischen Verträge besteht eine derartige 
Konzertierung bereits für den Stahl- und den Kern- 
energiesektor. Auf diesen beiden Sektoren werden 
in regelmäßigen Abständen von allen Beteiligten ge- 
i meinsam ausgearbeitete allgemeine Ziele oder hin- 
weisende Programme veröffentlicht. Die Kommis- 
sion muß von allen bedeutsamen Investitionsvorha- 
ben so rechtzeitig Kenntnis erhalten, daß sie zur 
I Übereinstimmung dieser Vorhaben mit den Gemein- 
schaftszielen Stellung nehmen kann. Diese an die 
! Unternehmen und die betreffenden Mitgliedstaaten 
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gerichteten Stellungnahmen sind nicht verbindlich 
und werden nicht veröffentlicht. 

Die Kommission hält eine Prüfung der Frage für not- 
wendig, ob dieses Verfahren auch in anderen Indu- 
striezweigen angewendet werden könnte, in denen 
„die Investitionen eine längere Reifezeit beanspru- 
chen und nur mit großem Kostenaufwand zu ver- 
wirklichen sind, während die Produktion dieser In- 
dustriezweige eindeutig spezifische Merkmale trägt 
und sich in so starkem Maße auf die Gesamtwirt- 
schaft verteilt, daß sich die voraussichtliche Entwick- 
lung der Nachfrage aus der erwarteten Allgemein- 
entwicklung ableiten läßt" ^). Dies trifft insbeson- 
dere für die Zweige der Energiewirtschaft zu, außer 
Kohle und Kernenergie, auf die dieses Verfahren be- j 
reits angewandt wird ^). 

Eine zweite Art sektoraler Aktionen, die häufig von j 
den Regierungen und künftig auch überwiegend von 
der Gemeinschaft eingesetzt werden, sind die han- 
delspolitischen Maßnahmen. In Kapitel IV des zwei- 
ten Teils wurde bereits ausführlich auf die Beziehun- 
gen zwischen den handelspolitischen Entscheidungen 
und der sektoralen Politik hingewiesen, so daß es 
sich erübrigt, darauf zurückzukommen. Es sei ledig- 
lich daran erinnert, daß unter handelspolitischen 
Maßnahmen nicht nur die Handhabung des Zollta- 
rifs, die Eröffnung von Zollkontingenten, die Besei- 
tigung der Kontingentierung oder Antidumping- 
Maßnahmen zu verstehen sind. Darunter fallen auch 
die Handelsabkommen, die Kreditversicherung und 
ganz allgemein alle wirtschaftlichen und administra- 
tiven Dienstleistungen, durch die eine Regierung ih- 
rer Industrie den Zugang zu dritten Märkten erleich- 
tert. Ebenso können in einem immer intensiveren 
weltweiten Wettbewerb bestimmte, in Drittländern 
getroffene Entscheidungen über den Zugang zum 
Markt oder über die Kontrolle der Rohstoffe die Ge- 
meinschaft zu bestimmten sektoralen Aktionen ver- 
anlassen, 

Eine weitere Reihe sektoraler Aktionen wirken in 
der Praxis auf indirektem Wege; Sie gelten in erster 
Linie nicht dem betroffenen, sondern einem anderen 
Industriezweig, einem anderen Wirtschaftsbereich 
oder sogar der Wiederherstellung des Gesamtgleich- 
gewichts der Wirtschaft. Diese Aktionen können für 
einige Zweige positiv oder negativ sein. Es ist Auf- 
gabe einer zusammenhängenden sektoralen Planung, 
ihre Auswirkungen zu messen und ihre Berechti- 
gung zu beurteilen, idamit die Entscheidungen in vol- 
ler Sachkenntnis getroffen werden können. So ist es 
beispielsweise kaum nötig, auf die engen Beziehun- 
gen zwischen Agrarpolitik und Nahrungsmittelindu- 
strie hinzuweisen, wenn die Konjunkturpolitik zum 
Preisstopp führt. Entscheidungen, die ohne Prüfung 
der sektoralen Folgen getroffen wurden, haben die 
betreffenden Industrien zuweilen in nicht wiedergut- 
zumachender Weise geschwächt, obwohl dies nicht 

’) Politischer Bericht der Hohen Behörde der EGKS, 
Februar 1965 

“) Der Ministerrat der Gemeinschaft hat kürzlich darauf 
hingewiesen, „daß es zweckmäßig wäre, die mittel- 
fristigen Vorausschätziingen und Orientierungen für 
die verschiedenen Energieträger weiter auszu- 
bauen . . .". 
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beabsichtigt war. Ausgleichsmaßnahmen können das 
Gleichgewicht nur unter Schwierigkeiten wiederher- 
stellen. Die meisten damit verbundenen verwal- 
tungsmäßigen Komplikationen sind außerdem ein 
ständiges Handicap für die betreffende Industrie. 
Weil dieser Aspekt der sektoralen Aktionen sich nur 
indirekt auswirkt, wird er sehr häufig vernachläs- 
sigt. Dennoch muß man darin die Ursache zahlreicher 
ernster Schwierigkeiten in einzelnen Sektoren sehen. 

Eine weitere Art sektoraler Aktionen, die weniger 
auffällig sind, stellt zweifellos die modernste Form 
des staatlichen Eingreifens dar: es handelt sich um 
die vom Staat gegebenen Anreize, um bestimmte 
Sektoren zu verjüngen und auf die Zukunft auszu- 
richten. Diese Aktionen erfolgen in verschiedenster 
Form, beispielsweise als Subventionen, die bestimm- 
ten Forschungsinstituten der Industrie, Dokumenta- 
tions- und Informationszentren, Produktivitätsförde- 
rungsstellen oder Fortbildungs- und Berufsausbil- 
dungslehrgängen Vorbehalten sind. Diese Aktionen, 
die sich von den umfassenden technologischen För- 
derungsmaßnahmen unterscheiden, können dennoch 
mit geringen Kosten neue Methoden und eine neue 
Denkweise einführen. Es dürfte zweckmäßig sein, 
einige dieser Aktionen auch auf Gemeinschaftsebene 
in Betracht zu ziehen, wenn die Probleme, deren Lö- 
sung man anstrebt, einen bedeutenden Teil dieses 
Sektors in der Gemeinschaft angehen und wenn eine 
Zusammenfassung der Mittel eine größere Wirksam- 
keit verspricht. Diese Probleme haben nach Ansicht 
der Kommission eine derartige Bedeutung, daß sie 
ihnen in diesem Teil ein Kapitel gewidmet hat (Ka- 
pitel III). 

Schließlich sind noch die am besten bekannten sek- 
toralcn Aktionen zu nennen, nämlich die Darlehen 
und Beihilfen jeglicher Form. Zu unterscheiden sind 
hier die Darlehen, die von staatlichen oder halb- 
staatlichen Organen zu Marktbedingungen an Unter- 
nehmen gegeben werden, die auf Grund ihrer Größe 
oder der Konjunkturlage nicht die Möglichkeit ha- 
ben, die üblichen Finanzierungsquellen in Anspruch 
zu nehmen. Der Grund für derartige Darlehen ist da- 
her weniger in einer anormalen Lage der betreffen- 
den Unternehmen zu suchen als in den Eigenarten 
i und ggf. in dem mangelhaften Funktionieren des 
! Kapitalmarktes. Diese Darlehen sind daher dazu be- 
stimmt, den weniger begünstigten Unternehmen wie- 
I der gleiche Bedingungen für den Zugang zu den Fi- 
nanzierungsquellen zu bieten. 

I Soweit die Subventionen oder Darlehen mit Zinsver- 
I billigungen hauptsächlich sektoralen Zwecken die- 
nen, muß die Kommission sie jedoch mit großer 
Aufmerksamkeit betrachten. Angesichts der Folgen, 

I die sie für konkurrierende Produktionszweige in den 
I übrigen Mitgliedstaaten haben können, haben die 
Verfasser der europäischen Verträge für diese Art 
j von Beihilfen ein Verfahren zur vorherigen Prüfung 
i durch die Gemeinschaft eingeführt. 

I Läßt man die Beihilfen für Forschung und Entwick- 
I hing außer acht, so muß man feststellen, daß viele 
I dieser Beihilfen in der Praxis die Erhaltung ungeeig- 
I neter Strukturen oder unzweckmäßiger Produktio- 
j nen bewirken und zu oft eine unausweichliche Um- 
1 Stellung verzögern. 
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Auf die regionalen Aspekte derartiger Beihilfen 
wird weiter unten hingewiesen. Sie rechtfertigen am 
meisten die Gewährung beträchtlicher finanzieller j 
Vergünstigungen für die Unternehmen. 

Außer diesen sozialen und regionalen Anliegen kön- ; 
nen auch die Bemühungen um die eigentliche indu- j 
strielle Entwicklung unter gewissen Umständen eine | 
lanspruchnahme dieser sektoralen Beihilfen rechtfer- i 
tigen; dabei ist jedoch darauf zu achten, daß diese 
Entwicklung nicht nur für das Land, sondern auch für 
die Gemeinschaft von Vorteil ist. Die Beihilfe kann 
insbesondere gewährt werden: 

— • wenn die Unbeweglichkeit der Unternehmen oder 
eine schwierige Ausgangsposition im Hinblick 
auf den Auslandswettbewerb (fortgeschrittene 
Technologie) nur durch direktes Eingreifen des 
Staates (vor allem durch Starthilfen) überwunden 
werden kann; 

— wenn das öffentliche Interesse einen staatlichen 
Eingriff erfordert, um eine bessere Nutzung der 
Produktionsfaktoren dadurch zu bewirken, daß 
die Rationalisierungs- und Umstrukturierungsbe- 
mühungen der Unternehmen unterstützt oder be- 
schleunigt werden; 

— ■ wenn die Schwierigkeiten in den Gemeinschafts- 
industrien die Folge von künstlichen Wettbe- 
werbsverzerrungen sind, die durch dritte Länder 
verschuldet werden. 

Ein Beispiel für diese sektoralen Beihilfen sind die 
Sanierungsbeihilfen. Sie sollen die Stillegung von 
Produktion.skapazitäten in gewissen Sektoren för- 
dern und erleichtern, in denen Überkapazität besteht 
und die Produktionsmittel veraltet sind. Die Textil- 
industrie ist ein Beispiel aus jüngster Zeit für die 
Anwendung derartiger Maßnahmen. Zweck dieser 
Beihilfen ist es, einen Sektor rascher und unter bes- 
seren Bedingungen zu sanieren als es allein über 
den Markt möglich wäre. Diese Beihilfen können da- 
her im Sinne einer Modernisierung der Gemein- 
schaftsindustrie wirken. Da ihr Einsatz jedoch 
schwierig zu kontrollieren ist und das Risiko einer 
Zweckentfremdung stets beträchtlich ist, muß die 
Kommission derartige Interventionen entweder aus- 
schließen oder ihre Genehmigung an sehr strikte Be- 
dingungen knüpfen. 

Zum Abschluß dieser kurzen Analyse dürfte ein Hin- 
weis auf die drei Grundsätze jeglicher sektoraler 
Aktion angebracht sein. 

Der erste Grundsatz besagt, daß eine wirksame sek- 
torale Aktion selten für sich allein stehen darf. Sie 
ist im allgemoinen mit anderen Aktionen verbun- I 
den, die von der Vorausschätzung bis zur Beihilfe 
für die Forschung reichen können. Vor allein muß [ 
sie sich auf Aktionen in anderen Bereichen, insbe- 
sondere regionaler und sozialer Art stützen. 

Zweitens dürfen sich die sektoralen Aktionen nicht 
auf Katastrophenfälle beschränken. Im Gegenteil : 
muß durch die Aktionen versucht werden, Negativ- 
lösungen, z. B. teilweise oder völlige Stillegungen, 
die wirtschaftlich kostspielig und in menschlicher 
Hinsicht kaum tragbar sind, zu vermeiden. Durch 
rechtzeitige Vorausschätzungen müssen sie, wenn es 
auf Grund der Unternehmenssubstanz möglich ist, . 


die auf zukunftsreiche Sektoren ausgerichtete Um- 
stellung erleichtern. 

Schließlich dürfte eine richtig verstandene sektorale 
Aktion nicht auf eine bestimmte Produktion abge- 
stellt sein, sondern vielmehr auf den Einsatz der 
Menschen und die Dynamik der Unternehmen, die 
die Grundlage dafür ist. Dies bedeutet, daß bei 
schlechten Zukunftsaussichten für einen Produk- 
tionszweig der Bestand des Unternehmens und die 
Vorbereitung der erforderlichen Diversifizierungen 
oder Umstellungen den Vorrang vor der Erhaltung 
eines Produktionszweiges haben muß. 

Die Kommission muß die in diesem Memorandum 
enthaltenen Anregungen und Vorschläge allgemei- 
ner Art in entsprechende sektorale Aktionen Umset- 
zen. 

Um diesen Aktionen zu Erfolg zu verhelfen, will die 
Kommission mit der Industrie die Analyse der Lage 
und der Entwicklungsaussichten der verschiedenen 
Setkoren vertiefen. 

Diese Analyse soll es gestatten, die Aktionen in 
den verschiedenen Industriesektoren, die bisher so- 
wohl auf nationaler wie auf Gemeinschaftsebene 
vielfach isoliert erfolgten, in einer zusammenhän- 
genden Weise durchzuführen. 

III. Soziale und Regionale Maßnahmen 

Zu Beginn dieses Kapitels wurde darauf hingewie- 
sen, unter welchen Bedingungen rasche und tiefgreii- 
fende Veränderungen vorgenommen werden kön- 
nen. Erste Voraussetzung sind angemessene Metho- 
den der Berufsausbildung für Jugendliche und Er- 
wachsene. Alle Mitgliedstaaten sind auf diesem Ge- 
biet sehr aktiv und wenden umfangreiche Mittel auf. 
Trotzdem scheint eine Intensivierung dieser Maß- 
nahmen notwendig, um die paradoxe Lage in meh- 
reren Sektoren und Regionen zu beseitigen, in de- 
nen gleichzeitig eine verhältnismäßig hohe Arbeits- 
losigkeit und ein ernster Mangel an qualifizierten 
Arbeitskräften herrschen. Wie bereits gesagt, erfor- 
! dert die erfolgreiche Intensivierung der Ausbil- 
dungsmaßnahmen eine verbesserte Vorausschätzung 
der Arbeitsmarktentwicklung. Aber auch Aufklä- 
rungsarbeit muß geleistet werden, um den betroffe- 
nen Arbeitnehmern die Bedingungen, unter denen 
sie einer Umschulung zustimmen könnten, und die 
Vorteile zu erläutern, die daraus für sie entstehen 
könnten. 

In der Stellungnahme, die die Kommission kürzlich 
dem Ministerrat zur Reform des Sozialfonds unter- 
breitet hat, schlägt sie umfassende Maßnahmen vor, 
die es der Gemeinschaft ermöglichen sollen, die Ar- 
beitnehmer aller Kategorien bei den notwendigen 
Anpassungen, vor allem auf dem Gebiet der Berufs- 
ausbildung und -Umschulung, zu unterstützen. Indem 
die Kontinuität der Einkünfte während der Warte- 
odor Umschulungszeit gewährleistet, die Wiederein- 
gliederung von Führungskräften erleichtert und in- 
dem. den Arbeitnehmern geholfen wird, ihren Wohn- 
sitz unter Berücksichtigung des optimalen Standorts 
der Unternehmen zu wählen, kann der Sozialfonds 
die notwendigen Einschränkungs-, Konzentrations- 


108 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


und Modernisierungsvorgänge in erheblichem Maße 
fördern. Durch die Unterstützung der Angleichung 
der beruflichen Qualifikation kann er auch den Un- 
ternehmen interne Umstellungen und die Anpassung 
an neue Wettbewerbsbedingungen ermöglichen. 

Bisher konnten die Europäischen Gemeinschaften 
durch die Beihilfen der EGKS und des Sozialfonds in 
über 1 500 000 Umschulungsfällen finanzielle Zu- 
schüsse in Höhe von über 225 Millionen Rechnungs- 
einheiten gewähren. 

Die Kommission legt größten Wert darauf, daß diese 
Bemühungen aus wirtschaftlichen, sozialen und psy- 
chologischen Gründen auf erweiterter Basis fortge- 
setzt werden. Es ist nicht unwichtig, daß die Gemein- 
schaft, der in der Öffentlichkeit die Folgen der Ver- 
änderungen im Zusammenhang mit der Erweiterung 
des Wettbewerbs häufig zur Last gelegt werden, sich 
selbst an den erforderlichen Anstrengungen betei- 
ligt, um den sozialen Auswirkungen dieser Verän- 
derungen ziivorzukommen oder sie zu mildern. Die 
Reform des Sozialfonds, die dem Rat vor mehreren 
Monaten von der Kommission vorgeschlagen wurde, 
soll der Gemeinschaft die Meisterung dieser Pro- 
bleme mit neuen Mitteln ermöglichen. 

Auch die regionalen Maßnahmen sind für den Erfolg 
der industriellen Veränderungen sowohl in den ex- 
pandierenden als in den schrumpfenden Regionen 
wichtig. Nur wenn eine angepaßte oder erneuerte 
Infrastruktur vorhanden ist, kann die Industrie sich 
halten, sich entwickeln oder Fuß fassen. 

Die Regionalpolitik wird zu häufig mit der Umstel- 
lung schrumpfender Regionen gleichgestellt. Diese 
enge und zu wenig vorausschauende Betrachtungs- 
weise hat im allgemeinen eine Verzögerung der er- 
forderlichen Entwicklung zur Folge, ohne daß die 
Grundlagen der künftigen Expansion geschaffen 
werden. Bin entscheidender Faktor für die rasche 
Anpassung einer gewerblichen Wirtschaft ist unbe- 
stritten ihre räumliche Organisation. 

Da dieses Dokument nicht der Regionalpolitik ge- 
widmet ist, wünscht die Kommission hier lediglich 
an gewisse industrielle Erfordernisse zu erinnern, 
die bei der Wahl regionaler Maßnahmen berücksich- 
tigt werden müssen. 

Die Maßnahmen zur Förderung der industriellen 
Entwicklung in bestimmten Regionen müssen mit 
Vorrang auf die Schaffung günstiger Umweltbedin- ■ 
gungen abzielen, d. h. sie müssen nicht nur die ma- 
teriellen Voraussetzungen, u. a. Transportmittel, 
sondern auch die geistigen Voraussetzungen: Uni- 
versitäten, Ausbildungseinrichtungen, kulturelles i 
Leben, Möglichkeiten zur Freizeitgestaltung bieten. 
Zu oft waren die regionalen Aktionen auf die direk- t 
te Unterstützung der Investitionen ausgerichtet, 1 
während die Voraussetzungen für die Aufnahme der j 
Menschen nicht gegeben waren. 

Die Folge davon war häufig die zusammenhanglose 
Ansiedlung von Unternehmen, die kaum günstig für 
die Bildung eines hinreichend dichten gewerblichen 
Gefüges ist, welches vorhanden sein muß, damit die 
weitere Entwicklung spontan verläuft. Die Konzen- 
tration der staatlichen Aktionen auf bestimmte Ent- 
wicklungsgebiete oder — Schwerpunkte, vor allem 
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durch Schaffung der erforderlichen Infrastrukturen, 
dürfte eine Garantie für die Wirksamkeit der Regio- 
. nalpolitik im industriellen Bereich sein. 

Ferner dürfen regionale Erwägungen über die Schaf- 
fung von Arbeitsplätzen nicht der Einfachheit halber 
zur Entstehung neuer Industrieeinheiten in Branchen 
beitragen, die bereits ernsthafte Schwierigkeiten ha- 
; ben oder in naher Zukunft mit solchen rechnen müs- 
I sen. Hierdurch wird mit staatlicher Hilfe die Schaf- 
fung von Industrien gefördert, die bereits in naher 
Zukunft bedroht sein werden. Deshalb dürfen die 
Umstellungsmaßnahmen in den einzelnen Ländern 
j nicht den entsprechenden Maßnahmen an anderen 
1 Orten zuwiderlaufen, damit die geförderten Indu- 
striezweige mit gewisser Umsicht ausgewählt wer- 
den, und damit in der gesamten Gemeinschaft auf 
Beihilfemaßnahmen für Investitionen in den von 
Überkapazität bedrohten Sektoren verzichtet wird. 

Schließlich ist das Problem des gegenseitigen Uber- 
bietens der Regionen bei der Gewährung direkter 
! Investitionsbeihilfen hinlänglich bekannt, als daß 
I man ausführlicher darauf einzugehen braucht. Dieses 
Uberbieten verteuert die Maßnahmen zur Schaffung 
von Arbeitsplätzen in unnötiger Weise und ermög- 
licht durch die Gewährung übermäßiger Beihilfen 
! den Aufbau von Unternehmen, die in keinem Fall 
rentabel sein werden und die sich ohne Hilfe auch 
in solchen Regionen nicht hätten ansiedeln können, 
die von Natur aus besonders günstig für die Ent- 
wicklung der Industrie sind. Letzten Endes kommt 
' dieses Uberbieten vor allem den Unternehmen zu- 
gute, deren Grundlage oder Mobilität über die Re- 
gion oder das Land hinausreicht, und die dieses ge- 
! genseitige Uberbieten zum eigenen Vorteil ausnut- 
I zen können. Das Uberbieten wirkt sich im übrigen 
nicht nur in der großen Höhe der gewährten Hilfe 
i aus, sondern führt darüber hinaus zu einer schritt- 
weisen Erweiterung der Beihilfesysteme auf das ge- 
samte Gebiet der Gemeinschaft, sofern es noch nicht 
I unter Stauungserscheinungen leidet. 

' Im Interesse einer ausgewogenen regionalen Ent- 
wicklung der industriellen Tätigkeit bekräftigt die 
Kommission hier erneut, daß Disziplin und gemein- 
same Zielsetzung bei der Gewährung der Beihilfen 
für die regionale Entwicklung unerläßlich sind. 

Daher bemüht sich die Kommission gegenwärtig zu 
erreichen: 

— ■ daß die wichtigsten im Rahmen regional deter- 
minierter Beihilfesysteme gewährten Beihilfen 
vorher geprüft werden, 

— daß die Systeme selbst geändert werden, um ih- 
nen eine größere Transparenz zu geben und eine 
gewisse Harmonisierung der Interventionssätze 
zu bewirken. 

Die Notwendigkeit, für die vorstehend genannten 
Maßnahmen eine Rangfolge und eine Abstimmung 
herbeizuführen, erfordert die Formulierung einer 
j kohärenten Strategie für ihren Einsatz. Nur unter 
' dieser Voraussetzung ist es möglich, die Sozialkosten 
und die Wirkung des in verschiedene Sektoren durch 
. eine spezifische Politik geplanten Vorgehens abzu- 
I schätzen. 
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Dieses Streben nach einer einheitlichen Konzeption 
war der Anlaß für die Ausarbeitung und Durchfüh- 
rung der Programme für die mittelfristige Wirt- 
schaftspolitik. der Gemeinschaft. 

Der Beitrag, den diese zum gemeinschaftlichen Auf- 
bauwerk geleistet haben, ist von größter Bedeutung. 
Die Ausarbeitung dieses Memorandums, das die 


Verwirklichung der industriepolitdschen Vorstellun- 
gen der beiden ersten Programme für die mittelfri- 
stige Wirtschaftspolitik der Gemeinschaft darstellt, 
wäre nicht ohne diie Arbeiten verschiedenster Art im 
Ausschuß, seinen Arbeitsgruppen und seinen auf be- 
stimmte Gebiete spezialisierten Untergruppen mög- 
lich gewesen. 


KAPITEL II 

Unternehmensführung und Ausbildung von Kräften für die Industrie 


Eine leistungsfähige Unternehmensführung ist zwei- 
fellos einer der Faktoren, die — wie bereits im 
zweiten Programm für die mittelfristige Wirtschafts- 
politik dargelegt — die Anpassungsfähigkeit der 
Unternehmen bestimmen. Das Gewicht dieses Fak- 
tors wird bei der gegenwärtigen Wirtschaftsent- 
wicklung zunehmen, weil 

— die Verschärfung des Wettbewerbs eine Optimie- 
rung sämtlicher Wettbewerbsfaktoren erfordert; 

— die Erweiterung der Märkte eine rasche Anpas- 
sung an verschiedene Umweltbedingungen ver- 
langt; 

— die beschleunigte technologische Entwicklung 
häufiger strategische Entscheidungen notwendig 
macht. 

Da die Qualität der Unternehmensleitung sehr weit- 
gehend von der Qualität der Führungskräfte ab- 
hängt, müssen auch die Fragen der Ausbildung in 
diesem Kapitel behandelt werden. 

I. Die Unternehmensführung 

Nach dem gegenwärtigen Stand der Wirtschaftsfor- 
schung ist die Bedeutung, die der Faktor Unterneh- 
mensführung für die Wirtschaftsentwicklung eines 
Landes oder eines Unternehmens hat, nicht quantifi- 
zierbar. Jedoch sind die Beispiele, in denen innova- 
torische Entscheidungen zu spektakulären Neugrün- 
dungen, Sanierungen oder Erweiterungen geführt 
haben, zahlreich und überzeugend. Wenn anderer- 
seits europäische Unternehmen oder Wirtschafts- 
zweige — wie es häufig der Fall ist — weniger gün- 
stigere Ergebnisse als entsprechende amerikanische 
Unternehmen oder Wirtschaftszweige erzielen, und 
zwar auch dann, wenn die eingesetzten Mittel durch- 
aus vergleichbar erscheinen, so ist dies unwiderleg- 
bar weitgehend auf eine geringere Leistungsfähig- 
keit der Unternehmensführung zurückzuführen, und 
man spricht deshalb häufig vom „management gap". 

Sicherlich ist es nicht richtig, das Phänomen des Ni- 
veauunterschiedes zwischen der Wirtschaft der Ge- 
meinschaft und fortschrittlicheren Volkswirtschaften 
nur mit dem „management gap" zu erklären. Da die 
Unternehmensführung darin besteht, die gegebenen 
Mittel unter gegebenen Umweltbedingungen einzu- 
setzen, ist es offensichtlich, daß das Endergebnis 


! ganz erheblich vom Wesen dieser Mittel und Um- 
Weltbedingungen her beeinflußt wird. Dem steht 
nicht entgegen, daß die Erträge der Unternehmen 
I dritter Länder in der Gemeinschaft höher sind. Nur 
dynamische Unternehmen tätigen normalerweise im 
Ausland Direktinvestitionen und diese Investitionen 
liegen im allgemeinen in interessanten Bereichen, so 
daß es ohne weiteres verständlich ist, daß ihr Wachs- 
tum und ihre Rentabilität über dem Durchschnitt lie- 
gen. So nahmen beispielsweise die Gewinne der aus- 
ländischen Tochterunternehmen in den USA 1967 um 
15 ®/o zu, während die Gewinne der amerikanischen 
Industrie unverändert blieben. 

Es ist deutJich gezeigt worden, daß die Produktivität 
der Arbeitskräfte eines wirtschaftlichen Gebietes 
weitgehend vom durchschnittlichen Bildungsgrad der 
Bevölkerung abhängt ^). So wird beispielsweise in 
den Vereinigten Staaten der Produktivitätsunter- 
schied zwischen dem Gebiet an der pazifischen Küste 
und den Südstaaten auf 20 Vo geschätzt. 

Ferner gewährleistet die größere Mobilität der pro- 
fessionellen amerikanischen Manager den Wettbe- 
werb zwischen befähigten Kräften und zugleich eine 
I Diversifiziierung von Erfahrungen, was in Europa in- 
I folge der häufigen Kopplung von Eigentum und Un- 
I ternehmensführung, d. h. des Unternehmens und der 
j leitenden Persönlichkeit, nicht möglich ist. 

Diese allgemeinen Bemerkungen widerlegen indes- 
sen keineswegs, daß es in Europa ein Problem der 
I Unternehmensführung gibt oder daß eine allgemeine 
und kontinuierliche Anstrengung notwendig ist, um 
die Leistungsfähigkeit der europäischen Unterneh- 
mensführung zu verbessern. Insbesondere ist, wie 
I manche Kreise zu glauben scheinen, eine moderne 
I und leistungsfähige Unternehmensführung nicht aus- 
I schließlich den Großbetrieben Vorbehalten, die über 

I 

, erhebliche finanzAielle Mittel verfügen. 

j Die Analysen stimmen darin überein, daß das mo- 
! derne Management hauptsächlich auf einer Einstel- 
i lung, einer Geisteshaltung beruht, und daß Technik 
und Ausgestaltung des Management nur Hilfsmittel 
sind. Die Funktion des Chefs oder der einzelnen 
Unternehmensleiter wird stets der wichtigste Faktor 
I bleiben, um im Unternehmen rationale Beschlüsse 
i 

[ 

j b vgl. insbesondere E. Denison, Why growth rates differ, 
I Brookings Institution, 1967 


110 



Deutscher Bundestag 

im Rahmen systematischer Pläne und unter quantita- 
tiver Bewertung der verschiedenen Alternativen und 
ihrer Folgen, herbeizuführen. 

Es handelt sich darum, Intuition durch Ratio zu er- | 
setzen und Autorität durch Kommunikation und Be- ! 
teiligung zu ergänzen. 

Das Management soll hier nicht zu einem Komplex 
bloßer dechniken entwertet werden. Jedoch muß auf 
einige wesentliche Grundsätze hingewiesen werden, 
die sich in der europäischen Unternehmensführung 
noch nicht hinreichend durchgesetzt haben. 

1. Einer der Hauptaspekte der Unternehmensfüh- 
rung ist die in Europa noch nicht hinreichend er- 
kannte Notwendigkeit, für das Unternehmen 
langfristige Ziele festzulegen ^). 

In einer sich rasch verändernden Welt muß sich 
das Unternehmen regelmäßig über seine Zukunft 
Gedanken machen. Diese kritische Prüfung muß 
zu Entscheidungen über den optimalen Einsatz 
der technischen, wirtschaftlichen, finanziellen 
Mittel sowie der Arbeitskräfte unter Berücksich- 
tigung der gegebenen Umweltverhältnisse füh- 
ren. Der langfristige Plan umfaßt quantifizierte 
Ziele für die Rentabilität, die Produktivität und 
die Wachstumsquote, die — falls sie verwirklicht 
werden sollen — genau festgelegte Strategien 
(geographische Märkte, Erzeugnisse, Investitio- 
nen, Personal) erfordern. Dabei darf es sich nicht 
um eine Extrapolation der Vergangenheit han- 
deln, sondern um eine Entscheidung, um die Fest- 
legung eines Ziels, das das Unternehmen offen- 
siv und systematisch angehen will. 

Diese langfristige Planung muß auf Vorausschät- | 
Zungen (makro-ökonomischen Vorausschätzun- 
gen, Marktstudien, technologischer Vorausschau) 
beruhen. Hierzu ist zu bemerken, daß die euro- 
päischen Unternehmen in zu starkem Maße dazu 
neigen, die Erarbeitung von Vorausschätzungen j 
nicht als Aufgabe des Unternehmens zu betrach- . 
ten, sondern sie vielmehr völlig den Behörden 
überlassen. 

2. Das heutige Management zeichnet sich ferner da- 
durch aus, daß es stärker markt- als produktions- 
orientiert ist. 

Das europäische Unternehmen lebt immer noch in 
der Erinnerung an eine lange Zeit des Mangels, i 
in der diie Rohstoffversorgung und die techni- j 
sehen Produktionsprobleme lebenswichtig waren , 
und der Absatz keine Schwierigkeiten bereitete, j 
Seither hat die Erweiterung der verfügbaren Mit- j 
tel, die Produktivitätszunahme, der technische | 
Fortschritt und die gegenseitige Marktdurchdrin- j 


^) In den USA verfügten 1953 etwa 20 Vo der großen ! 
und mittleren Unternehmen über eine langfristige Pia- i 
nung. 1958 lag der Anteil bei 50 Vo. Gegenwärtig wird i 
er auf 80 bis 90 % geschätzt (CISDEC, Universitä Boc- ; 
coni, Mailand). Aus einer 1968 bei italienischen Un- 
ternehmen mit mehr als 250 Beschäftigten durchge- 
führten Erhebung ergibt sich, daß 44,9 ®/o der Unter- 
nehmen mittelfristig planen und 17,9 Vo über einen 
strategischen Plan verfügen (SUCCESSO, Dezember 
1968), ; 
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gung zu einem scharfen Wettbewerb auf der An- 
gebotsseite geführt. Die zunehmende Kaufkraft 
der Bevölkerung und die Wahlmöglichkeiten ha- 
ben dazu geführt, daß die Nachfrage qualitätsbe- 
wußter und strukturmäßig ständig verändert 
wird. Es besteht kein Zweifel darüber, daß die 
europäische Industrie bei der Anpassung an die 
neuen Umstände hier große Fortschritte gemacht 
hat. Aber wenngleich sich die europäischen Unter- 
nehmen zunehmend am Markt und der Befriedi- 
gung kollektiver und individueller Bedürfnisse 
orientieren, so sind die Marktziele und die Auf- 
fassung hinsichtlich marktgängiger Erzeugnisse 
oder Bedürfnisse in Europa immer noch unzurei- 
chend. Gerade in den wichtigsten Bereichen der 
Betriebswirtschaft, die für das Unternehmen von 
unmittelbarer Bedeutung sind, wie die Rentabili- 
tätskontrolle des Vertriebs nach Erzeugnis, nach 
Kunden, Verkäufern und Absatzgebiet, ist die 
europäische Untemehmensführung noch am wei- 
testen zurück. Dieser Rückstand findet seine Be- 
stätigung in der Tatsache, daß den europäischen 
Tochterunternehmen in den Vereinigten Staaten 
die Umstellung gerade im Bereich der Marketing- 
Problematik besonders schwerfällt. 

3. Die systematische Analyse von Alternativent- 
scheidungen im Kosten- und Gewinnbereich führt 
logischerweise zu quantitativen Methoden der 
Unternehmensführung auf wissenschaftlicher 
Grundlage. Vor einem gewissen Umfang und 
einem gewissen Perfektionsgrad an erfordern 
diese quantitativen Führungsmethoden den Ein- 
satz von Elektronenrechnern. 

Der Elektronenrechner ist indessen nur ein In- 
strument. Die systematische Überlegung hinsicht- 
lich der homogenisierten Elemente, für die der 
Elektronenrechner eingesetzt wird, war und 
bleibt auch ohne dieses Instrument möglich, 
wenngleich der Computer das Verfahren erheb- 
lich beschleunigt, die Genauigkeit erhöht und 
Kausalzusammenhänge sichtbar macht. 

ln der Praxis hat die Inbetriebnahme von Elek- 
tronenrechnern in einem Unternehmen häufig zu 
Enttäuschungen geführt. Mangels ausreichender 
Voruntersuchungen haben viele Unternehmen 
den Einsatz der Elektronenrechner auf rein admi- 
nistrative Aufgaben beschränken müssen. Bei 
vielen Unternehmensleitern haben diese unglück- 
lichen Erfahrungen zu einem Vorurteil gegen die 
wissenschaftlichen Management-Methoden ge- 
führt. 

Die Anwendung quantitativer Methoden unter 
Verwendung von Elektronenrechnern muß 
schrittweise erfolgen und kann nur dann frucht- 
bar sein, wenn gewisse Voraussetzungen gege- 
ben sind: 

• Die Gesamtleitung des Unternehmens muß 
sich der Vorteile einer rationalisierten Unter- 
nehmensführung bewußt sein, ihre Praxis 
kennen und die Vorteile beurteilen können 
(was um so wichtiger ist, als diese Vorteile 
nicht immer sofort buchmäßig sichtbar wer- 
den, sondern andere Formen annehmen: Zeit- 
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einsparung, bessere Unterrichtung des Unter- 
nehmens USW.); 

— der organisatorischen Seite der Informations- 
gewinnung muß Vorrang eingeräumt werden; 

— das Unternehmen muß Spezialisten einstellen, 
wobei es wichtig ist, daß sich diese Speziali- 
sten bemühen, die Informationen so darzu- 
stellen, daß sie auch Nicht-Spezialisten ver- 
ständlich sind; 

— die Auswahl der Probleme, die mit quantitati- 
ven Techniken gelöst werden sollen, muß 
überlegt sein. Es wäre überflüssig, den Elek- 
tronenrechner auf nebensächliche Probleme 
mit einer geringen Anzahl von Variablen an- 
zusetzen. Derartige Probleme ließen sich mit 
geringerem Aufwand durch gesunden Men- 
schenverstand lösen. Ebenso unsinnig wäre 
es, von dem Elektronenrechner die einzelnen 
Elemente einer Entscheidung zu verlangen, 
wenn man nur über unvollständige Informa- 
tionen verfügt oder nicht- algo rhythmische Mo- 
delle benutzt. In diesen Fällen gibt der Elek- 
tronenrechner zwar rasche aber falsche Ant- 
worten. 

Es muß hier darauf hingewiesen werden, daß die 
Systeme wissenschaftlicher Unternehmensfüh- 
rung immer weniger das Privileg von Großunter- 
nehmen sind. Die Entwicklung kleinerer Elektro- 
nenrechner, das sogenannte „time-sharing-Ver- 
fahren'b sowie die Zusammenarbeit auf dem Ge- 
biet der Untornehmensführung, ermöglichen es 
auch kleinen und mittleren Unternehmen in zu- 
nehmendem Maße Führungsmethoden anzuwen- 
den, die elektronische Datenverarbeitungsanla- 
gen erfordern. 

4. Eine rationelle Einstellung der leitenden Perso- 
nen, eine marktorientierte Strategie und der Ein- 
satz wissenschaftlicher Methoden werden durch 
einen 4. Faktor zur vollen Geltung gebracht: die 
Beteiligung aller Mitarbeiter und auf allen Ebe- 
nen am Betriebsgeschehen, an den Entscheidun- 
gen und am Fortschritt des Unternehmens. 

Es handelt sich hier ganz offenbar um ein quali- 
tatives Problem, für das es a priori keine Lösung 
gibt. Es muß eine aktive und kreative Zusammen- 
arbeit auf allen Ebenen angestrebt werden. 

Es dürfte einleuchten, daß dieser Faktor vor- 
nehmlich in organisatorischer Hinsicht Entschei- 
dungen erfordert; Kommunikation, Delegation, 
Beteiligung und größeres Verständnis für Perso- 
nalprobleme. 

In Europa wird eine verantwortliche Tätigkeit im 
Bereich des Personalwesens häufig zu unrecht 
als geringwertiger betrachtet als eine solche in 
den Bereichen Vertrieb oder Produktion. Sie be- 
schränkt sich daher häufig auf reine Routineauf- 
gaben. 

Diese Auffassung läßt nur einen sehr beschränk- 
ten persönlichen Einsatz des einzelnen zu, wenn 
sie im Rahmen bürokratischer Organisationsfor- 
men auftritt, bei denen die Impulse nur von oben 


nach unten verlaufen oder die Information auf 
Teile des Ganzen beschränkt ist. 

Das betriebliche Geschehen ist auf Verantwor- 
tung gegründet: ausgedehnte Unterrichtung über 
Ziele und Erfolge des Unternehmens, Planung 
der betrieblichen Laufbahnen und Unterrichtung 
der Betroffenen hierüber, sowie insbesondere De- 
legierung von Verantwortung auf sämtlichen 
Ebenen — dies dürften die Voraussetzungen für 
die Dynamik des modernen Unternehmens sein. 

Behörden, Wirtschaftsverbände und Ausbil- 
dungsstätten können dem Unternehmen hier nur 
dann helfen, wenn es zunächst selbst seine Wün- 
sche, seine Organisation und seine Strategie kri- 
tisch prüft und die sich daraus ergebenden Fol- 
gen für sämtliche Ebenen zieht. 

Bevor kostspielige Anlagen angechafft werden, 
erfordert die Verbesserung der Unternehmens- 
führung Investitionen v^erschiedener Art: 

— Den Absolventen der „Business-schools" wird 
bisweilen entgegengehalten, sie seien zu teuer 
und würden sich nicht in die Formen der klas- 
sichen Geschäftsführung einfügen. Diese Ein- 
stellung verkennt die Notwendigkeit, die 
Grundlage für Führungskräfte zu legen, die 
eine größere und rascher wirksame Leistungs- 
fähigkeit gewährleisten und den Preis dafür 
zu zahlen. Diese Einstellung birgt ferner die 
Gefahr, die bestehenden Handicaps zu ver- 
größern ^). 

• In vielen Fällen wird das Unternehmen viel 
Zeit und Geld sparen, wenn es seine Füh- 
rungsstruktur und -methoden durch betriebs- 
fremde Spezialisten untersuchen läßt. 

-- Das Unternehmen, das von der Bedeutung des 
Faktors Unternehmensführung überzeugt ist, 
muß notwendigerweise der Aus- und Weiter- 
bildungsfunktion im Rahmen seiner Organi- 
sation einen entsprechenden Platz einräumen. 

II, Die Ausbildung betrieblicher Kräfte 

Unabhängig von den Problemen der Berufsausbil- 
dung der Arbeitnehmer, die im vorigen Kapitel be- 
handelt wurden und für die in einem anderen Rah- 
men Vorschläge ergehen werden, wirft die Ausbil- 
dung betrieblicher Kräfte, von der Industriepolitik 
her gesehen, drei Hauptprobleme auf: 

— ■ Ausbildung von Führungskräften; 

— Einstellung hochqualifizierter Techniker, Forscher 
und Spezialisten; 

— Anpassung der allgemeinen Ausbildung an die 
Erfordernisse einer sich rasch verändernden 
Wirtschaft. 

Im Rahmen dieses Memorandums können solche 
Probleme natürlich nicht erschöpfend behandelt wer- 
den. Man muß sich auf die Aspekte beschränken, die 


b 20% der Absolventen der europäischen „Business- 
schools" werden von internationalen Unternehmen, 
fast stets amerikanischen Ursprungs, eingestellt. 
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die Entwicklung der Industrie unmittelbar beeinflus- ' 
sen. Die Kommission beabsichtigt, einen Beitrag zur 
Aufstellung einer europäischen Politik für die „Post- 
graduale" -Ausbildung im Rahmen ihres nächsten 
Memorandums über die Politik der Wissenschaft 
und Technik zu leisten, 

1. Die Ausbildung von Führungskräften in Europa 

Die Ausbildung von Führungskräften wird um so 
dringlicher, je wissenschaftlicher und weniger intui- 
tiv die Unternehmensführung wird. Unabhängig von 
den intellektuellen und charakterlichen Vorausset- 
zungen des einzelnen und des ihm zur Verfügung 
stehenden Erfahrungsschatzes ist es unzweifelhaft, 
daß eine angemessene Ausbildung zielsicherer und 
hauptsächlich rascher zu einer optimalen Leistungs- 
fähigkeit der Managerfunktionen führen wird. 

Ferner zwingt die rasche Entwicklung der wissen- ; 
schaftlichen Grundlagen der Unternehmensführung | 

dazu, regelmäßig neue Kenntnisse zu erwerben^). i 

i 

Die Aus- und Weiterbildung von Führungskräften i 
ist ein äußerst umfangreiches Gebiet, das verschie- 
dene Ebenen umfaßt (Unternehmensleiter, höhere i 
Führungskräfte, mittlere Führungskräfte und Mitar- | 
beiter), inhaltlich unterschiedlich ist (Kurse für eine 
Spezialisierung oder auch für die Entspezialisierung) , 
und verschiedene Gestaltungsmö-glichkeiten (Ausbil- I 
düng innerhalb oder außerhalb des Unternehmens) ' 
bietet. 

Diese verschiedenen Varianten 'entsprechen spezifi- 
schen und klaren Bedürfnissen. Von unserem Stand- 
punkt aus betrachtet dürften allerdings zwei Ausbil- 
dungsebenen und zwei Ausbildungstypen Vorrang , 
haben: 

— Die Ausbildung auf der Hochschule oder nach 
dem Hochschulstudium, die durch eine fachliche 
Vertiefung von längerer Dauer (1 oder 2 Jahre) 
der Industrie eine ausreichende Anzahl junger, 
in modernen Managementmethoden ausgebilde- 
te Führungskräfte gewährleisten soll, uus denen ' 
die künftigen Unternehmensleiter hervorgehen; 

— die Führungskräfte, die die höchste Verantwor- 
tungsstufe erreicht haben oder im Begriff sind, sie 1 
zu erreichen, müssen mit den Grundsätzen des I 


^) Das optimale Schema der Aus- und Weiterbildung 
eines Unternehmensleiters läßt sich wie folgt dar- 
stellen: 

Alter Dauer Art der Ausbildung 

23 bis 25 Jahre 2 Jahre „Post-graduate"-Ausbil- 

dung in Betriebswirtschaft 

29 Jahre 6 Wochen SpezialisierteUmschulung 

im Zusammenhang mit 
einer Änderung innerhalb 
des Unternehmens oder 
der Funktion des Betrof- 
fenen 

36 Jahre 12 Wochen Ausbildung in allgemei- 

nen Managementmetho- 
den 

47 Jahre 2 Wochen Einführung in neue Tech- 

niken 


modernen Management vertraut gemacht wer- 
den, um auf leistungsfähige Kräfte und Techni- 
ken zurückzugreifen. 

In Europa werden im allgemeinen beide Ausbil- 
dungsformen in den gleichen Ausbildungszentren 
gepflegt, obgleich die Probleme, die sie aufwerfen, 
unterschiedlich sind. 

Aus einer kürzlich durchgeführten Erhebung ^) bei 
den bedeutendsten europäischen „Business-schools" 
(22 Zentren in 12 europäischen Ländern) ^) läßt sich 
folgendes entnehmen: 

— Die Kapazität der europäischen „Business- 
schools" ist eindeutig unzureichend; alle Pro- 
gramme zusammengenommen, verzeichnen die 
22 Schulen jährlich 3 500 Teilnehmer, von denen 
etwa 500 Absolventen eine abgeschlossene Hoch- 
schulbildung haben. Für die gleichen Länder hat 
man den Jahresbedarf an neuen Führungskräften 
im Jahr 1980 auf 85 500 geschätzt. Dieser Anzahl 
von Absolventen europäischer Ausbildungszen- 
tren stehen 45 000 diplomierte Absolventen, 5 000 
„Post-graduate" -Absolventen und 350 Doktoren 
der Betriebswirtschaft (15 Vo der Universitäts- Ab- 
solventen) gegenüber, die jährlich von amerika- 
nischen Universitäten ausgebildet werden. 

— • Die Mittel, über die die Ausbildungsstätten ver- 
fügen, sind völlig unzureichend, was sich auf ihre 
Einrichtung und Organisation auswirkt: 

— im Durchschnitt verfügt eine Ausbildungs- 
stätte über weniger als 15 hauptberufliche 
Professoren und Assitenten, 

— 63 ^/o der Schulen haben keinen Elektronen- 
rechner zu ihrer Verfügung (10% verfügen 
über einen solchen, 27 ^/o sind einer EDV- 
Stelle angeschlossen), 

— • 70 % der „Business-schools" haben weder eine 
langfristige Planung noch ein Forschungspro- 
gramm. Nur 16 ^/o verfügen über ein For- 
schungszentrum mit getrenntem Budget. 

— Daraus ergibt sich eine starke Abhängigkeit von 
den amerikanischen „Business-schools": 40 ^/o des 
Lehrmaterials ist amerikanischer Herkunft; die 22 
europäischen Schulen haben in 38 Fällen Koope- 
rationsverträge mit amerikanischen Instituten. 

Die Initiativen der letzten 20 Jahre haben in der In- 
dustrie nicht immer das Interesse und die Unterstüt- 
zung gefunden, die sie verdienen. Hieraus erklärt 
sich zu einem großen Teil die weniger rasche Ent- 
wicklung dieser Art der Ausbildung in Europa. 
Wenngleich einige Unternehmen -den Betrieb und 
die Entwicklung von Ausbildungsstätten konsequent 
unterstützen, iSo hat doch diese Unterstützung nicht 
den wünschenswerten Umfang, weil viele Unterneh- 
mensleiter sowohl hinsichtlich der modernen Mana- 
gementmethoden wie auch der Wirksamkeit einer 


2) Auf Wunsch der Kommission von „European Busi- 
ness" durchgeführt. 

3) Deutschland — Frankreich — Italien — Belgien — 
Niederlande — Dänemark — Spanien — Großbritan- 
nien > — Irland — Norwegen — Schweiz — Tschecho- 
slowakei 
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systematischen Ausbildung immer noch skeptisch 
sind. 

Diese Einstellung, in einigen Mitgliedstaaten weiter 
verbreitet als in anderen, beruht nicht notwendiger- 
weise auf mangelnder Dynamik, sondern vielmehr 
auf einer Geisteshaltung der Unternehmensleitung, 
die mehr Wert auf Persönlichkeit und Erfahrung als 
auf Ausbildung legt. 

Ferner ist eine mangelnde Einbeziehung der „Busi- 
ness-schools" in das System der höheren Ausbil- 
dung oder — zumindest in einigen Ländern — sogar 
eine Kluft zwischen beiden festzustellen. Die Uni- 
versitäten tendieren dazu, die Management-Profes- 
soren, die eine neue Disziplin vertreten, zu ignorie- 
ren, während diese letzteren sich dem Dogmatismus 
des traditionellen Lehrwesens entziehen möchten. 

Diese Zäsur schadet beiden Teilen, denn sie bremst 
eine fruchtbare Entwicklung von Ideen und Metho- 
den durch Austausch von Professoren und Lehrmate- 
rial. Es ist wichtig, daß sich die post universitären 
Zentren bei gleichzeitiger Wahrung ihrer unabhän- 
gigen Tätigkeit auf eine aus mehreren Disziplinen 
zusammengesetzte Infrastruktur stützen können. 

Ein anderes Wesensmerkmal der europäischen „Bu- 
siness-schools" ist schließlich ihre mangelnde inter- 
nationale Ausrichtung. Von drei Fällen abgesehen, 
haben sie kaum mehr als 5 ®/o ausländische Teilneh- 
mer. Dies dürfte kaum noch mit den Bedürfnissen 
des Wirtschaftslebens im Einklang stehen, das sich 
von Tag zu Tag stärker internationalisiert. 

Erfahrungsvergleiche, Austausch von Professoren, 
Zusammenarbeit in der Forschung, ein größerer An- 
teil ausländischer Teilnehmer, Lehrpläne, die ein- 
deutig auf internationale Dimensionen abgestimmt 
sind — all dieses wird zur Notwendigkeit. 

Die Entwicklung transnationaler Industriestrukturen 
in Europa, deren Notwendigkeit in mehreren Kapi- 
teln dieses Memorandums dargelegt worden ist, er- 
fordert eine qualitative und quantitative Verbesse- 
rung sowie eine Internationalisierung der Ausbil- 
dung künftiger Führungskräfte, wenn nicht immer 
mehr europäische Studenten in die „Business- 
schools" jenseits des Atlantiks ab wandern sollen, 
ohne daß diese Bewegung durch ein ähnliches Phä- 
nomen in gegenläufiger Richtung kompensiert wird. 

2. Einstellung technischer Führungskräfte 

Was die Ausbildung von Technikern, Forschern und 
Spezialisten betrifft, mangelt es der Industrie der 
Gemeinschaft, mit einigen Ausnahmen, weder quan- 
titativ noch qualitativ an höheren Ausbildungsein- 
richtungen. 

Abgesehen von den Problemen, die die allgemeine 
Krise des höheren Bildungswesens aufwirft und die 
über den Rahmen dieses Memorandums hinausge- 
hen, müssen hier zwei Punkte untersucht werden: 

— die Transparenz des Arbeitsmarktes für Inge- 
nieure und Techniker mit höherer Ausbildung; 

— der Mangel an Informatikern. 


a) Die Transparenz des Marktes für Ingenieure 
und Techniker 

Die Kommission hat dem Rat drei Richtlinienvor- 
schläge für das Niederlassungsrecht für Ingenieure 
und Techniker unterbreitet. Sie enthalten Lösungen, 
durch die sofort eine größere Freizügigkeit erreicht 
würde und die es den Ingenieuren ermöglichen wür- 
den, unter gewissen Voraussetzungen von ihren im 
Heimatland erworbenen Befähigungsnachweisen 
Gebrauch zu machen. 

Diese Vorschläge lösen jedoch weder das Problem 
der gegenseitigen Anerkennung der Diplome noch 
die Angleichung der Studienprogramme und -metho- 
den. Man sollte nicht ab warten, bis dies erreicht ist, 
« sondern bereits jetzt den Austausch von Hochschul- 
professoren und die Beziehungen zwischen den Uni- 
versitäten intensivieren. 

Eine im Auftrag der Kommission vom Institut der 
Europäischen Gemeinschaft für Hochschulstudien 
(ICEEU) durchgeführte Untersuchung über die Aus- 
bildung der Ingenieure in der Europäischen Gemein- 
schaft hat, obwohl die endgültigen Ergebnisse noch 
nicht vorliegen, bereits gezeigt, daß in allen Mit- 
gliedstaaten weitgehend Unkenntnis über die Aus- 
bildung der Ingenieure in den anderen Mitgliedstaa- 
ten herrscht. 

Diese Unkenntnis hat im Verein mit den sozialen 
I (unterschiedliche Sozialordnungen), kulturellen 
j (Sprachschwierigkeiten, Erziehung der Kinder), funk- 
tionellen (in Unternehmen und öffentlichen Diensten 
Inländern vorbehaltenen Posten) und verwaltungs- 
' rechtlichen Hindernissen (Diplome, Titel und Aus- 
übung des Berufs) zur Folge, daß sich die Unterneh- 
men bei der Einstellung ihres leitenden technischen 
Personals de facto auf den inländischen Arbeits- 
markt beschränken müssen. 

Die Studie des ICEEU verfolgt drei Ziele*. 

— Sie soll nach ihrer Fertigstellung den Unterneh- 
men ein nahezu vollständiges Verzeichnis der 
Ingenieurschulen mit genauen Angaben über die 
Art der Ausbildung in die Hand geben; 

— • sie soll die notwendige Grundlage schaffen für 
die Beseitigung der in Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften begründeten Hindernisse für die 
Freizügigkeit des leitenden technischen Personals 
und die Verwirklichung dessen, was man als den 
Gemeinsamen Markt der technischen und wissen- 
schaftlichen Geistesarbeiter bezeichnen könnte. 

Die industriepolitische Bedeutung dieses zweiten 
Zieles darf nicht unterschätzt werden. Der interna- 
tionale Austausch des technischen Personals würde 
nämlich das Arbeitskräfteangebot für die Unterneh- 
men vergrößern und damit die Entwicklung zu euro- 
päischen Größenordnungen erleichtern, und könnte 
außerdem durch eine allmähliche Abschwächung der 
Traditionen und Vorurteile, die in vielen Bereichen 
den innergemeinschaftlichen Wettbewerb beschrän- 
ken, zur vollen Verwirklichung des gemeinsamen 
Gütermarktes beitragen. 

— Die Studie des ICEEU soll schließlich die Voraus- 
setzungen schaffen für die Ausarbeitung der Leit- 
linien und Ziele einer Ausbildungspolitik. Be- 


114 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/606 


reits jetzt läßt sich sagen, daß es völlig falsch 
wäre, sich auf europäischer Ebene auf die Auf- 
stellung eines Mindestprogramms für die Inge- 
nieurschulen zu beschränken, da so unter Um- 
ständen das Interesse an Verbesserungen und 
Neuerungen gebremst würde. Erfolgversprechen- 
der dürfte der Versuch sein, in prospektiver Wei- 
se die Laufbahn des Ingenieurs zu definieren; 
neben die Nachweise über den Erwerb einer 
Grundausbildung könnten als Ergänzung weitere 
Studiennachweise treten, die aufgrund der Teil- 
nahme an regelmäßigen Fortbildungslehrgängen 
erteilt werden. Gerade diese regelmäßige Fortbil- 
dung erscheint angesichts der immer rascheren 
technischen Entwicklung äußerst notwendig. 

b) Der Mangel an Fachkräften in der Informatik 

Nach einer in der Februar ausgabe 1968 der nieder- 
ländischen Zeitschrift „Maandblad voor Bestuurlijke 
Informatieverwerking" erschienenen Studie wird in 
den 6 Ländern der Gemeinschaft der Bedarf an Fach- 
kräften auf den verschiedenen Stufen der Datenver- 
arbeitung von 156 000 im Jahr 1968 auf 291 900 im | 
Jahr 1972 ansteigen. , 

Im Vergleich zu diesem rasch anwachsenden Bedarf 
sind die Ausbildungsmöglichkeiten nach wie vor j 
derart unzulänglich, daß in der Entwicklung dieses | 


Sektors und in der praktischen Anwendung der In- 
formatik in der Gemeinschaftswirtschaft ein regel- 
rechter „Engpaß" entsteht, was auch die PREST- 
Gruppe (Sachverständigengruppe Informatik) im 
Rahmen ihrer Arbeiten bestätigt hat. 

Nach der genannten Quelle liegt für die sechs Mit- 
gliedstaaten die Zahl der Ausbilder-Lehrkräfte für 
die verschiedenen Ausbildungsstufen der Informatik 
bei nur 1359, während es allein in Großbritannien 


457 Ausbilder gibt. 

Deutschland 576 

Frankreich 406 

Italien 205 

Niederlande 86 

Belgien/Luxemburg 86 

Gemeinschaft 1 359 

Großbritannien 457 


Auf nationaler wie auf europäischer Ebene sind ver- 
schiedene Initiativen im Hinblick auf eine Lösung 
dieses Problems zu verzeichnen. Im internationalen 
Bereich wären zu nennen: 

— das von der PREST-Gruppe entworfene Projekt 
eines Europäischen Instituts für Informatik 


Tabelle 1 


Fachkräftebedarf in der Informatik nach Land und Kategorien 



1968 

1969 

1970 

1971 

1972 

Niederlande 






Leitende und Führungskräfte 

1 300 

1 600 

1 800 

2 000 

2 300 

Systemingenieure — Systemplaner 

1 200 

1 400 

1 600 

1 900 

2 100 

Systemanalytiker 

800 

900 

1 000 

1 100 

1 300 

Programmierer — Analytiker 

1 000 

1 200 

1 400 

1 600 

1 800 

Programmierer 

2 000 

2 300 

2 600 

3 000 

3 400 

Personal für Auswertung und Vorbereitung .... 

5 500 

6 400 

7 300 

8 300 

9 500 


11 800 

13 800 

15 700 

17 000 

20 400 

Belgien/Luxemburg 






Leitende und Führungskräfte 

1 300 

1 500 

1 700 

2 000 

2 300 

Systemingenieure — Systemplaner 

1 100 

1 400 

1 600 

1 800 

2 100 

Systemanalytiker 

700 

800 

1 000 

1 100 

1 300 

Programmierer — Analytiker 

900 

1 100 

1 300 

1 500 

1 500 

Programmierer 

1 800 

2 200 

2 500 

2 900 

3 300 

Personal für Auswertung und Vorbereitung .... 

5 400 

6 200 

7 100 

8 000 

8 900 


11 200 

13 200 

15 200 

17 300 

19 600 
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noch Tabelle 1 



1968 

1969 

1970 ! 

1971 1 

1972 

Deutschland 






Leitende und Führungskräfte 

7 600 

8 900 

10 500 

12 300 

14 200 

Systemingenieure — Systemplaner 

7 000 

8 200 

9 700 

11 400 

13 100 

Systemanalytiker 

4 200 

4 900 

5 800 

6 900 

7 900 

Programmierer — Analytiker 

5 800 

6 700 

8 000 

9 300 

10 700 

Programmierer 

11 100 

13 000 

15 400 

18 000 

20 700 

Personal für Auswertung und Vorbereitung .... 

31 300 

36 500 

43 400 

50 800 

58 900 


67 000 

78 200 

92 800 

108 700 

125 500 

Italien 






Leitende und Führungskräfte 

2 500 

3 000 

3 600 

4 200 

4 800 

Systemingenieure — Systemplaner 

2 300 

2 800 

3 300 

3 800 

4 400 

Systemanalytiker 

1 400 

1 700 

2 000 

2 300 

2 700 

Programmierer — Analytiker 

1 900 

2 300 

2 700 

3 200 

3 600 

Programmierer 

3 600 

4 400 

5 200 

6 100 

7 000 

Personal für Auswertung und Vorbereitung .... 

10 300 

12 300 

14 700 

17 100 

19 700 


22 000 

26 500 

31 500 

36 700 

42 200 

Frankreich 






Leitende und Führungskräfte 

5 000 

6 000 

7 100 

8 300 

9 600 

Systemingenieure — Systemplaner 

4 600 

5 500 

6 600 

7 700 

8 900 

Systemanalytiker 

2 800 

3 300 

4 000 

4 700 

5 400 

Programmierer — Analytiker 

3 800 

4 500 

5 400 

6 300 

7 300 

Programmierer 

7 300 

8 800 

10 400 

12 200 

14 000 

Personal für Auswertung und Vorbereitung .... 

20 500 

24 700 

29 300 

34 400 

39 500 


44 000 

52 800 

62 800 

73 600 

84 700 

Großbritannien 






Leitende und Führungskräfte 

5 600 

6 700 

8 000 

9 400 

10 800 

Systemingenieure — Systemplaner 

5 200 

6 200 

7 400 

8 700 

10 000 

Systemanalytiker 

3 100 

3 700 

4 500 

5 200 

6 000 

Programmierer — Analytiker 

4 200 

5 100 

6 000 

7 100 

8 200 

Programmierer 

8 200 

9 800 

11 700 

13 700 

15 800 

Personal für Auswertung und Vorbereitung .... 

23 100 

27 700 

32 900 

38 500 

44 300 


49 400 

59 200 

70 500 

82 600 

95 100 


— das von der OECD entworfene Projekt eines In- 
ternationalen Instituts für das Management der 
Technologie zur Ausbildung von Management- 
Fachleuten 

im Bereich der technischen Neuentwicklungen. An 
diesem Institut würde ein Teil der Studenten eine 


auf diesen Spezialbereich der Informatik abgestellte 
Ausbildung erhalten. 

Außerdem wird an den meisten Universitäten gegen- 
wärtig der Lehrplan in den Fächern der Informatik 
ausgebaut. Allem Anschein nach haben allerdings 
selbst die Universitäten gewisse Schwierigkeiten bei 
der Binstellung des geeigneten Lehrpersonals. 
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Tabelle 2 


Zusammenfassende Übersicht über den Fachkräftebedarf in der Informatik 



1968 

1969 

1970 

1971 

1972 

Niederlande 

11 800 

13 800 

15 700 

17 900 

20 

400 

Belgien/Luxemburg 

11 200 

13 200 

15 200 

17 300 

19 

600 

Deutschland 

67 000 

78 200 

92 800 

108 700 

125 

000 

Italien 

22 000 

26 500 

31 500 

36 700 

42 

200 

Frankreich 

44 000 

52 800 

62 800 

73 600 

84 

700 

Gemeinschaft 

156 000 

184 500 

218 000 

254 200 

291 

900 

Großbritannien 

1 49 400 

i 

59 200 

70 500 

82 600 

95 

100 


3. Die Anpassung des Unterrichtswesens an die 
Erfordernisse der Industriegesellschaft 

Das Problem der Anpassung des Unterrichtswesens | 
und die Erfordernisse einer sich rasch entwickelnden ! 
Industriegesellschaft geht gleichfalls über den Rah- 
men dieses Memorandums hinaus. 

In Anbetracht der lebhaften Diskussionen und der 
umfangreichen Reformen, die in den meisten Indu- 
strieländern und insbesondere in den Mitgliedstaa- 
ten in diesem Bereich im Gange sind, dürfte es je- 
doch nicht überflüssig sein, hier kurz einige Aspekte 
dieses Problems aufzuzeigen. 

Mindestens genauso wichtig wie Fachausbildung ist 
die Einbeziehung der wirtschaftlichen Probleme in 
das nilgemeine Unterrichtswesen. Es ist kaum denk- 
bar, daß in Zukunft in den Unterrichtsplänen für die 
Schul- und Hochschuljugend, die sich zum großen 
Teil für eine Management-Laufbahn interessiert, die 
Vorbereitung auf diese Laufbahn nicht in gleicher 
Weise wie die Vorbereitung auf den Ingenieur- oder 
Arztberuf bereits vor der endgültigen Berufsent- 
scheidung stattfindet. 

In einem Dokument über die Industriepolitik muß 
auch nachdrücklich gesagt werden, daß es falsch ist, 
eine „utilitaristische" Konzeptio«n des Unterrichts- 
wesens, die ausschließlich auf die Versorgung der 
Industrie mit eng spezialisierten und „gebrauchsfer- 
tigen" Produzenten und Verbrauchern gerichtet ist, 
im Gegensatz zu der sogenannten „humanistischen" 
Konzeption zu sehen, die die einzige Rechtfertigung 
des Unterrichts darin sucht, die Menschen auf die 
höchste ihren Fähigkeiten zugängliche Kulturstufe 
zu heben, und die Erfordernisse der Wirtschaft völ- 
lig außer acht läßt. 

Der immer schnellere Wandel, der das hervorste- 
chende Merkmal der modernen Industriegesellschaft 
ist, muß nämlich dazu führen, daß die Anpassungs- 
fähigkeit schließlich wichtiger wird als alle anderen 
Fähigkeiten. Wenn man davon ausgeht, daß diese 
Fähigkeit eher eine solide Grundausbildung als eine 


zu enge oder vorzeitige Spezialisierung voraussetzt, 
so muß man feststellen, daß humanistische und uti- 
litaristische Bestrebungen ziemlich leicht in Einklang 
gebracht werden können. 

Die Unternehmen werden immer häufiger Kräfte su- 
chen, die zu einem Spezialisierungswechsel fähig 
sind. Aus diesem Grunde wird bereits heute zum 
Teil den beweglicheren jungen Führungskräften der 
Vorzug vor langjährigen Mitarbeitern gegeben, die 
als begrenzt anpassungsfähig gelten. Das ernste So- 
zialproblem der Arbeitslosigkeit der Führungskräfte, 
die das Alter von 50 Jahren überschritten haben, 
wird sich weiter verschärfen, wenn man nicht für 
eine größere Mobilität in allen Altersklassen sorgt, 
was nicht nur den Ausbau der „laufenden Fortbil- 
dung" voraussetzt, sondern auch die Entwicklung 
einer Bereitschaft zu Veränderungen vom Hochschul- 
alter an. 

Grundlegender — und den unmittelbaren industriel- 
len Problemen ferner liegend — dürfte die von 
einem Teil der heutigen Jugend mit Nachdruck ge- 
stellte Frage nach den Zielen des materiellen Fort- 
schritts sein. Indem die Gemeinschaft, wie die Kom- 
mission es in diesem Dokument versucht hat, den 
Akzent stärker auf die qualitativen Aspekte der Ent- 
wicklung legt, würde sie sinnvoll dazu beitragen, 
auch diejenigen Jugendlichen in den kulturellen und 
sozialen Aufbau Europas wiedereinzubeziehen, die 
sich heute daraus zu entfernen scheinen, und zu- 
gleich in der jungen Generation eine noch breitere 
Unterstützung für ihre Ideale finden als bisher. 

* 


III, Eine europäische Stiftung für Management 
und Ausbildung 

Die Verbesserung des Management der europä- 
ischen Unternehmen ist ein entscheidender Faktor 
für die Anpassung der Industrie an die veränderten 
Bedingungen eines erweiterten Marktes. Sie setzt 
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eine über den einzelstaatlichen Bereich hinausge- 
hende Ausbildungs- und Mobilitätspolitik voraus. 

Die europäische Industrie, vor allem die Großunter- 
nehmen, muß diesen Problemen gesteigerte Auf- 
merksamkeit widmen: Es läge in ihrem Interesse, 
die Untersuchung der Managementprobleme in Form 
eines ständigen Erfahrungsaustausches auf Gemein- 
schaftsebene zu organisieren und auf dieser Ebene 
ständig mit den Universitäten und höheren Ausbil- 
dungsstätten in Verbindung zu bleiben. 

Eine europäische Stiftung für Management und Aus- 
bildung, die sicherlich auf Betreiben der europä- 
ischen Industrie gegründet werden könnte und auch 
von ihr bestimmt teilweise finanziert würde, könnte 
in diesem Bereich von entscheidender Bedeutung 
sein. 

Dadurch daß sie in dem lockeren Rahmen einer von 
den Staaten und der Gemeinschaft unabhängigen 
Einrichtung die Vertreter der Universitäten, Schulen 
und Institute mit denen der Industrie vereinigen 
würde, könnte sie drei Aufgaben übernehmen: 

1. Sie könnte ein Zentrum für Management-Studien 
sein. Die bedeutendsten Management-Fachleute 
könnten hier ihre Erfahrungen austauschen und 
insbesondere die Möglichkeit einer Anpassung 
der in den Vereinigten Staaten erprobten Techni- 
ken an die besonderen Bedingungen Westeuro- 
pas untersuchen. 

2. Sie könnte möglichst genaue Vorausschätzungen 
hinsichtlich des Bedarfs der Industrie an techni- 
schen Führungskräften und Managementkräften 
vornehmen und diesen Bedarf mit den Möglich- 
keiten der Ausbildungsstätten vergleichen. 

3. Sie könnte in ständige Verbindung mit Universi- 
täten, Schulen und Instituten treten und deren 
Verbesserung und Entwicklung anregen und för- 
dern. Ferner könnte sie mithelfen, ein Verzeich- 
nis der öffentlichen und privaten Hochschulen, 
Schulen und Institute anzulegen und laufend zu 
ergänzen; dieses Verzeichnis, das Unternehmen 
wie Studierenden zur Verfügung stünde, würde 


möglichst genaue Angaben über die Besonder- 
heiten der einzelnen Institute enthalten. Außer- 
I dem könnte die Stiftung den internationalen Aus- 
j tausch von Professoren und Studenten erleich- 
tern, um auf diese Weise die Freizügigkeit des 
leitenden Personals innerhalb der Gemeinschaft 
I zu fördern und die zukünftigen Führungskräfte 
der überstaatlichen europäischen Unternehmen 
auszubilden. 

Die geplante Stiftung würde keineswegs an die 
Stelle bereits bestehender Einrichtungen, wie der 
Fondation Universite-Industrie in Belgien oder der 
unlängst gegründeten Fondation Nationale pour 
rEnseignement de la Gestion des Entreprises in 
Frankreich, der Foundation for Management Forma- 
tion in Großbritannien, der auf die Initiative der 
OECD zurückgehenden EIRMA (European Industrial 
Research Management Association), aus der ein 
Kontaktausschuß Hochschulen-Industrie hervorge- 
gangen ist, der EAMTC (European Association of 
Management Training Centers) in Brüssel oder der 
Association Europe-Universite-Industrie, treten, 
sondern Treffpunkt und geistiges Zentrum in einem 
Bereich sein, in dem ein Höchstmaß an unabhängi- 
gen Initiativen mit einer möglichst weitgehenden 
i Abstimmung auf gemeinschaftlicher oder europä- 
, ischer Ebene vereint werden muß. 

: Ob es zweckmäßig wäre, eine derartige Stiftung 
staatlich zu unterstützen, sollte später entschieden 
werden. Dabei wären die Aufgaben von allgemei- 
nem Interesse, die sie übernehmen könnte, und die 
verschiedenen Initiativen zu berücksichtigen, die 
schon jetzt die finanzielle Unterstützung des Staates 
verlangen oder beanspruchen könnten. Die derzeiti- 
gen Arbeiten auf dem Gebiet der „Post graduate"- 
Ausbildung, die in den Rahmen der Ausarbeitung 
einer europäischen Politik für Wissenschaft und 
Technik gehören, werden es ermöglichen, besser zu 
beurteilen, wie sich eine europäische Stiftung für 
Management und Ausbildung harmonisch in den Ge- 
samtrahmen von Einrichtungen einfügen könnte, de- 
ren Umrisse sich noch nicht klar abzeichnen. 


KAPITEL III 

Die industrielle Innovation 


Wie bereits im vorangehenden Kapitel hervorgeho- 
ben wurde, zwingt die immer raschere Entwicklung 
des Bedarfs, der Produktion und der Produktions- 
methoden die Industrie zu einem ständigen Anpas- 
sungsprozeß, dem sich kein Unternehmen mehr ent- 
ziehen kann, da es anderenfalls seine Existenz in 
Frage stellt oder unter sozial, technisch und finan- 
ziell häufig schwierigen Bedingungen „umgestellt" 
werden muß. 

Diese ständige Weiterentwicklung der Produktion 
und der Produktionsmethoden hängt zwar von einer 
geschickten Führung des Unternehmens und günsti- 
gen Umweltbedingungen ab, ihre eigentliche Trieb- 
kraft ist indessen die Innovation. 


j Die Errichtung eines neuen Betriebs, eine hohe Ge- 
! winnrate, die Eroberung neuer Märkte, die Senkung 
I der Selbstkosten, zuweilen allein die Behauptung im 
Konkurrenzkampf hängen heute fast immer von der 
I Fähigkeit zur eigenen Innovation oder zur Über- 
nahme fremder Innovation ab, d. h. davon, ob es 
' dem Unternehmen möglich ist, neue oder technisch 
1 überlegene oder nach neuen, rentableren Produk- 
tionsverfahren hergestellte Erzeugnisse auf den 
Markt zu bringen. 

i Diese Feststellung, die für die wissenschaftlichen In- 
j dustriezweige gilt, deren Tätigkeit auf der Entwick- 
I lung und Ausnutzung wissenschaftlicher Erkennt- 
I nisse beruht (z. B. Chemie und Elektronik), wird im- 
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mer mehr auch auf die Industriezweige zutreffen, | 
die zu den traditionellen gerechnet werden. 

Die Schaffung neuer Arbeitsplätze und des Wachs- 
tums der gewerblichen Wirtschaft eines Landes 
durch Errichtung neuer oder den Ausbau bestehen- 
der Unternehmen ist zum großen Teil durch die In- 
novation bedingt. Sie hat daher einen wesentlichen 
Einfluß auf die Vollbeschäftigung, die Höhe der Ein- 
kommen und die internationale Wettbewerbsfähig- 
keit (Tabelle 3). 

In der modernen Marktwirtschaft kann eine hohe 
Nettogewinnrate der Unternehmen im allgemeinen 
nur aus neuen Erzeugnissen stammen, während der 
Rückgang der finanziellen Resultate aus dem Ver- 
kauf alter Erzeugnisse seinerseits durch die Einfüh- 
rung neuer, produktiverer Fertigungsverfahren aus- 
geglichen werden muß. 

Der Vorteil, den die Neuheit eines Erzeugnisses 
oder eines Fertigungsverfahrens einem Unterneh- 
men bringt, ist meistens nur von kurzer Dauer. Kon- 
kurrenzerzeugnisse oder technisch weiterentwickelte 
Produkte erscheinen auf dem Markt und zwingen 
das Unternehmen zu weiterer Innovation, um seine 
Expansion aufrechtzuerhalten. Das Unternehmen 
muß praktisch mit einer immer rascheren Ersetzung 
seiner Erzeugnisse rechnen. Im Maschinenbau und 


I in der Elektronik beträgt die durchschnittliche „ak- 
tive" Lebenszeit der Erzeugnisse heute nur noch 7 
bis 8 Jahre. Investitionsgüter erreichen in diesen 
Zweigen nur noch eine Lebensdauer von 3 bis 4 
Jahren. Die Ergebnisse von amerikanischen Unter- 
suchungen für die landwirtschaftlichen und Nah- 
rungsmittelindustrien zeigen, daß in weniger als 10 
Jahren 80 ®/o der Konsumgüter neue Erzeugnisse sein 
werden. In der pharmazeutischen Industrie wird die 
Lebenszeit der Erzeugnisse mit rund 10 Jahren an- 
genommen. 

Neben den finanziellen Vorteilen, die der Besitz 
einer Neuerung für die Unternehmen mit sich bringt 
(insbesondere durch den Verkauf von Lizenzen und 
know-how), wird diese von den Unternehmen auch 
als ein Instrument der industriellen und komerziel- 
len Strategie benutzt. Der Besitz eines Patents oder 
des Know-how kann ein Unternehmen vorüberge- 
hend in eine Monopolstellung versetzen oder einen 
beachtlichen wettbewerblichen Vorteil geben indem 
es ihm auf einem bestimmten Produktionszweig eine 
beherrschende Position sichert. 

Abkommen über die Vergabe von Lizenzen oder 
Vermittlung von Know-how werden auch dazu ver- 
wendet, Druck auf andere Unternehmen auszuüben. 
Manche Unternehmen erlegen den Firmen, die von 
ihnen Lizenzen oder Know-how erwerben wollen. 


Tabelle 3 


Entwicklung der Beschäftigung, des Einkommens uhd des Innovationsgrades 
in einzelnen Sektoren in den Vereinigten Staaten 


Sektor 

Zahl der in der Produktion 
Beschäftigten 
in Tausend 

Einkommen nach Sektoren 
in Millionen Dollar 

Anteil der neuen 
Erzeugnisse 
am Verkauf 
in Prozent 


1963 

1 1965 1 

1967 

1963 1 

1965 1 

1967 

1963 

1965 

Verkehrsausrüstungen 

1 136 

1 138 

1 462 

9 445 

10 033 

13 894 

27 

34 

Elektroindustrie und Elektronik . . 

1 561 

1 659 

1 971 

10 717 

12 173 

15 380 

18 

22 

Maschinenbau 

1 578 

1 793 

2 025 

11 383 

14 201 

17 335 

16 

23 

Feinmechanik 

364 

386 

449 

2 677 

3 020 

3 779 

15 

18 

Chemie 

868 

912 

1 005 

6 939 

7 863 

9 480 

14 

16 

Automobilindustrie 

745 

845 

833 

7 095 

9 166 

9 225 

11 

10 

Baumaterial 

615 

647 

646 

3 904 

4 414 

4 826 

9 

13 

Textilindustrie 

897 

932 

967 

3 950 

4 616 

5211 

9 

13 

Nahrungsmittelindustrie 

1 779 

1 793 

1 813 

10 484 

11 398 

12 677 

8 

12 

Papier- und Pappeerzeugung 

623 

641 

681 

4 197 

4 662 

5 365 

8 

10 

Kautschuk 

419 

469 

517 

2 736 

3 289 

3 911 

7 

6 

Kohle 

156 

150 

146 

1 041 

1 124 

1 244 

4 

6 


1) Erzeugnisse, die vor fünf Jahren nicht existierten. Zahlenangaben für die Zeit nach 1965 stehen nicht zur Ver- 
fügung. 

Quelle: Survey of Current Business — United States Department of Commerce MacGraw-Hill Surveys 
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Bedingungen auf, die für die Besitzer der Innovation 
sehr günstig sind, wie z. B.: Verträge über den ge- 
nerellen Austausch von Kenntnissen, die Verpflich- 
tung, Lizenzen für alle Verbesserungen an der ur- 
sprünglichen Neuerung zu erteilen, die Verpflich- 
tung bestimmte Preise einzuhalten oder bestimmte 
Verkaufsorganisationen zu benutzen, Exportbe- 
schränkungen, Kapitabeteiligungen zuzulassen ^). 

Der Innovationsgrad eines Industriekomplexes ist 
schwer zu messen. Gründliche Untersuchungen im 
Rahmen der OECD erlaubten keine präzisen Ver- 
gleiche zwischen den einzelnen Industrieländern. 
Wegen der verschiedenartigen Situation der einzel- 
nen Sektoren und der einzelnen Unternehmen in- 


Zu diesem Punkt ist anzumerken, daß die mißbräuch- 
liche Nutzung von Patenten durch die Schaffung von 
technischen Monopolen oder durch die Verweigerung 
der Ausnutzung oder der Weitergabe von Lizenzen 
Gegenstand einer Studie der Gemeinschaft ist und 
zwar bei der Ausarbeitung eines europäischen Patents. 


j nerhalb eines Sektors dürften nur Vergleiche zwi- 
; sehen Unternehmen mit vergleichbarem Produktions- 
programm möglich sein. 

Als schwierig erweist es sich ebenfalls, die Ursachen 
für die unterschiedliche Innovationsintensität zu er- 
' mittein. Die wichtigsten Ursachen dürften jedoch im 
Umfang der öffentlichen und privaten Anstrengun- 
gen im Bereich der Forschung, in der mehr oder we- 
niger wirksamen Verbreitung der Kenntnisse, in der 
Dynamik des Marktes und in der stärkeren oder ge- 
: ringeren Fähigkeit der Unternehmen liegen, Nutzen 
aus den eigenen oder erworbenen technologischen 
Erkenntnissen zu ziehen. Diese verschiedenen Ursa- 
chen zusammen können wahrscheinlich die relative 
; Unterlegenheit der Gemeinschaft erklären, die ge- 
genwärtig im Vergleich zu den Vereinigten Staaten 
mit Sicherheit besteht und die auch im Vergleich zu 
' Japan und der UdSSR bereits in einigen Bereichen 
auftreten kann. Gewisse Anzeichen, wie die Zahl 
der Patentanmeldungen (Tabelle 4), die Struktur des 


Tabelle 4 


Zahl der Patentanmeldungen: 
von Europäern in den USA, Japan und Großbritannien 
und von Amerikanern, Japanern und Engländern in Eurpoa im Jahr 1967 


Ursprungsland 


Patontei teilungs- 


1 Land 

! 

1 Deutsch- 1 
iand 

Belgien 

Frankreich 

' Italien 

1 Luxom- 
! bürg 

1 Nieder- 
1 lande 

EWG 

insgesamt j 

USA 1 

Japan 

1 Groß- ! 

; britannien | 

Deutschland 

37 102 

359 

3 128 

1 000 

28 

1 445 

43 062 

11 884 

2 062 

3 870 1 


11 520 

140 

912 

198 

14 

535 

13 319 

3 406 

297 

964 

1 Belgien 

i 

3514 

1 607 

1 970 

460 

24 

943 

8518 

4 693 

357 

1 227 

3 465 

1 586 

1 963 

460 

24 

943 

8 441 

4 644 

357 

1 227 

Frankreich 

7615 

532 

17 347 

1 210 

33 

1 256 

27 993 

10 630 

1 457 

3 466 


7 632 

540 

15 246 2) 

1 145 

37 

1 208 

25 808 

10911 

1 116 

3 467 

1 Italien 

4917 

270 

2 433 

7 253 

27 

898 

15 798 

7 450 

786 

2 264 

i Luxemburg 

429 

254 

817 

64 

56 

118 

1 738 

396 

18 

159 

! 

377 

236 

753 

88 

63 

82 

1 599 

368 

14 

146 

1 Niederlande 

3 437 

452 

1 433 

396 

19 

2 491 

8 228 

5 131 

559 

1 521 


427 

65 

199 

41 

1 

322 

1 055 

602 

41 

193 

EWG insgesamt 

57 014 

3 474 

27 128 

10 383 

187 

7 151 

105 337 

40 184 

5 239 

12 507 


23 421 

2 567 

19 073 

1 932 

139 

3 090 

50 222 

19 931 

1 825 

5 997 

USA 

5 734 

319 

2 385 

866 


711 

10015 

64 118 

3 354 

4 597 


3 766 

176 

1 558 

471 

7 

507 

6 485 

14 378 

1 424 

2 799 

Japan 

3 975 

179 

1 162 

377 

12 

867 

6 572 

11 460 

61 721 

2319 


1 133 

41 

386 

106 

9 

281 

1 956 

3 432 

13 877 

611 

1 Groß- 

6 894 

377 

2 729 

900 

25 

848 

11 773 

13 740 

1 977 

25 786 

britannien 

6 870 

369 

2 686 

876 

25 

809 

11 635 

13 676 

1 980 



Ü Die Zahlen in der ersten Zeile betreffen Patentanmeldungen, in der zweiten Zeile Patenterteilungen. 

“) Die Zahlen enthalten die speziellen Arzneimittelpatente. 

Die Zahlen in der zweiten Zeile betreffen die vollständigen Beschreibungen und nicht die Patente. 

Quelle: „La Propriete Industrielle" — Dezember 1968 
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gewerblichen Warenverkehrs (Tabelle 5), oder Um- 
fang und Art der amerikanischen Investitionen in 
der Industrie der Gemeinschaft lassen kaum Zweifel 
an dieser relativen Unterlegenheit. 

Dieses Problem der Innovation, welche die gegen- 
wärtige Wettbewerbsfähigkeit, vor allem aber die 
künftige Entwicklung der Gemeinschaftsindustrie 
bedingt, steht im Mittelpunkt der Industriepolitik. 

In erster Linie muß die Umwelt des Unternehmens 
einen beständigen Anreiz zur Innovation ausüben. 
Die Möglichkeit, bedeutende Finanzmittel flüssig zu 
machen, die Anwesenheit fähiger Forscher und Tech- 
niker, ein Markt, der soweit entwickelt ist, daß er 
die neuen Erzeugnisse aufnehmen kann, und der 
groß genug ist, um eine rasche Abschreibung der 
kostspieligen Forschungs- und Entwicklungsinvesti- 
tionen zu erlauben, sind die Voraussetzungen für 


den Erfolg des Innovationseinsatzes der Unterneh- 
men. 

I 

I Nach dem zweiten Weltkrieg mußten die Länder der 
I Gemeinschaft, deren wirtschaftlicher und technologi- 
, scher Fortschritt mehrere Jahre lang unterbrochen 
j war, die während dieser Zeit von der übrigen Welt, 
insbesondere den Vereinigten Staaten, dem innova- 
tionsstärksten Land, abgeschnitten waren und die 
unter den Verwüstungen von über fünf Kriegsjah- 
ren litten, lange Jahre dem Wiederaufbau ihres Pro- 
duktionsapparates und dem Ausgleich ihres techno- 
' logischen Rückstands widmen. Zwar ist der Rück- 
I stand noch nicht aufgeholt, doch scheinen die Bedin- 
1 gungen für die Übernahme der Innovation durch die 
I Europäische Wirtschaft nunmehr fast alle erfüllt zu 
I sein. Die Ausweitung der Märkte durch die Errich- 
I tung der Gemeinschaft und die allgemeine Moderni- 


Tabelle 5 


Aufteilung der amerikanischen Ausfuhr in die EWG und der EWG-Ausfuhr 
in die USA sowie entsprechende Angaben für Japan und EFTA 


1 1 

; ! 

Be- 

EWG-Ausfuhr nach 

1 

EWG-Einfuhr aus 

1 Handelsbilanz der EWG mit 

Industriezweig 

■ 

zugs- 

jahr 

USA ' 

__(1)_J 

Japan ] 
(2) ) 

EFTA 

(3) 

USA 

(4) 

Japan 

(5) 

EFTA 

L ^ 

USA 1 
(1 bis 4) 

Japan 
(2 bis 5) ' 

EFTA 
(3 bis 6) 

Zellstoff- und Papier- j 

1966 

13,5 

1,7 

91,1 , 

161,7 

2,8 

i 

604,5 

^ -184,2 



1,1 

-513,4 

i erzeugung 

1967 

12,4 

10,5 

97,3 

159,3 

2,6 

569,5 

-146,9 

+ 

7,9 

-472,2 

1 Chemische Industrie 

1966 

248,0 

115,0 

1 016,0 

562,0 

56,0 

562,0 

i -314,0 

+ 

59,0 

+ 454,0 


1967 

241,0 

146,0 

1 125,0 

589,0 

46,0 

623,0 

1 -348,0 

+ 100,0 

+ 502,0 

: Textilindustrie 

1966 

203,1 

21,0 

680,8 

197,1 

50,0 

354,4 

1 + 6,0 

— 

29,0 

+ 326,4 

1 1 

1967 

184,0 

31,7 

668,8 

211,7 

40,7 

295,6 

1 - 27,7 

— 

9,0 

+ 373,2 

Fernmeldegeräte 

1966 

26,0 

1,1 

110,7 

' 48,2 

21,6 

56,2 

- 22,2 

— 

20,5 

+ 54,5 


1967 

29,8 

1,6 

126,6 

59,1 

19,7 

53,6 

' - 29,3 

— 

18,1 

+ 73,0 

Fahrzeugbau 

1966 ; 

820,4 

17,7 

1 111,2 

88,1 

15,0 

317,6 

: +732,3 

+ 

2,7 

+ 793,6 


1967 1 

811,2 

18,2 

1 089,4 

83,5 

38,8 

303,7 

+ 727,7 

— 

20,6 

+ 785,7 

! Luftfahrzeugbau 

1966 

56,6 

2,0 

48,5 

223,7 

0,8 

32,4 

-167,1 

+ 

1,2 

+ 16,1 


i 1967 

63,8 

0,5 

70,6 

316,4 

— 

67,2 

-242,6 

1 

+ 

0,5 

+ 3,4 

Wissenschaftliche, medi- 

1 

1 







1 




zinische und Kontroll- 

1966 

85,6 

7,0 

150,0 

i 117,5 

31,5 

126,3 

1 - 31,9 

— 

24,5 

+ 26,7 

j apparate und -instrumente 

1967 

95,0 

10,1 

162,8 

1 128,4 

34,1 

127,8 

- 33,4 

— 

24,0 

+ 35,0 

1 

Elektrische Meß- und 












1 Kontrollapparate und 

1966 

12,0 

2,1 

44,2 1 84,0 

3,0 

55,0 

- 72,0 

— 

0,9 

- 10,8 

■ -instrumente 

1967 

15,9 

3,1 

49,0 j 95,5 

3,8 

60,8 

- 79,6 

— 

0,7 

- 11,8 

Elektronenrechner 

1966 

10,8 

3,6 

83,2 

46,5 

2,7 

55,7 

- 35,7 

+ 

0,9 

+ 27,5 


1967 

1 12,3 

4,3 

79,8 

110,3 

5,2 

58,1 

- 98,0 

+ 

0,9 

+ 21,7 


b Zahlenangaben in Millionen Dollar auf Grund des angegebenen Transaktionswertes. 

Quelle: OECD Auf Grund der zugänglichen Statistiken können die Zahlen für die jeweiligen Industriezweige nicht 
für Großbritannien allein festgestellt werden; die Daten gelten daher für die EFTA insgesamt. 

Die Zahlen enthalten unter anderem die Transaktionen betreffend die Streitkräfte, die Auslands- 
hilfe, den Veredlungsverkehr und Reparaturen sowie die Transaktionen betreffend neue Schiffe und 
Luftfahrzeuge, Strom und Gas sowie direkt angelandete Erzeugnisse der Hochseefischerei. 

Die Zahlen enthalten nicht den direkten Durchgangsverkehr, zeitweilige Ein- und Ausfuhren sowie 
Transaktionen betreffend gebrauchte Schiffe und Luftfahrzeuge. 
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sierung der Wirtschaft schaffen schrittweise die er- 
forderliche Nachfrage für eine innovationsintensive 
Industrie. 


C. Numerisch gesteuerte Werkzeugmaschinen 

Zahl der installierten Geräte Ende 1968 


Der Markt der Gemeinschaft hat für neue Erzeug- 
nisse zweifellos noch lange nicht den gleichen Um- 
fang erreicht wie der amerikanische Markt. Der Kon- 
sum von Flugzeugen, Elektronenrechnern, numerisch 
gesteuerten Werkzeugmaschinen, wissenschaftlichen 
Meßgeräten und sogar von Kraftwerken ist in der 
Gemeinschaft immer noch erheblich geringer als auf 
dem Markt der Vereinigten Staaten (Tabelle 6). 

Tabelle 6 

A. Luftfahrt 


Zahl der Flugzeuge mit Strahltriebwerken und 
Turboproptriebwerken, die 1968 im Einsatz waren. 


Flugzeugtyp und 
Ursprungsland i 

Einsatzgebiet 
der Flugzeuge 


EWG 1 

> 

< 

Flugzeuge mit Strahltrieb- 




werken 

Langstreckenflugzeuge 

USA 

104 

692 

25 

Europa 

Kurz- und Mittelstrecken- 
flugzeuge 

USA 

60 

558 

46 

Europa 

89 

79 

50 

Insgesamt: 

USA 

164 

1 250 

25 : 

Europa 

89 

79 

96 

i Flugzeuge mit Turboprop- 
triebwerken 

USA 

14 

304 


i Europa 

68 

84 166 

j Sonstige 

1 

23 

1 


Quelle: Untersuchung SORIS 


B. Elektronenrechner 

Zahl der installierten Geräte Ende 1967 


Land 


I Deutschland 

j Belgien — Luxemburg . 

Frankreich 

Italien 

Niederlande 

EWG insgesamt 

I Vereinigte Staaten . . . . 
Vereinigtes Königreich 


j Durch- 

Zahl der ' sdinittlidie 
Geräte ' Z^warhs- 
' rate: 1961 
bis 1967 


3 800 ' 53,4 

520 j 45,9 

2 600 ! 48,3 

1 700 i 52,2 j 

600 j 47,2 

(1) 9 2201(3) 50,7 

(2) 40 100 j (3) 33,2 

(1) 2 850: (3) 42,4 


Quelle: (1) W. K. De Bruijn — Computer in Europe in 
1966 Recent Developments in European Mar- 
kets 

(2) EOF Industrie Report, Juli 1968 

(3) Untersuchungen SORIS 


Deutschland 1 100 

Belgien 50 

Frankreich 630 

Italien 400 

Niederlande 70 


EWG insgesamt 2 250 

Vereinigte Staaten 16 500 

Vereinigtes Königreich 1 900 


Quelle: Untersuchung SOBEMAP 

Für bestimmte Erzeugnisse, die- jenseits des Atlan- 
tiks bereits auf dem Markt sind, besteht in Europa 
noch keine Nachfrage. 

Nur die Modernisierung der gesamten Wirtschaft 
der Gemeinschaft und ihr weiteres rasches Wachs- 
tum werden es ermöglichen, diese unterschiedliche 
Struktur der Nachfrage zu korrigieren. In einigen 
Fällen ist es allerdings möglich, diese Entwicklung 
dadurch zu beschleunigen, daß man die Nachfrage 
weckt und ihr in gewissem Maße sogar zuvorkommt. 

Der andere wesentliche Faktor für die Entwicklung 
der Innovation liegt in der Unternehmensführung 
selbst: Der Wunsch, neue technologische Kenntnisse 
zu erwerben, vor allem aber der Beschluß, sie einzu- 
setzen, gehört zu den wesentlichen Aspekten der 
, Unternehmenspolitik. Keine staatliche Intervention 
kann den Unternehmer zur Innovation zwingen. Er 
I allein beschließt, ob er seinen Produktionsapparat 
j modernisieren oder sein Unternehmen auf neue Pro- 
duktionszweige ausrichten soll. Diese Entscheidun- 
; gen — oder auch der Verzicht auf eine Entschei- 
; düng — sind für die künftige Entwicklung des Un- 
: ternehmens in gleicher Weise folgenschwer. Die Be- 
: Schlußfassung im Bereich der Innovation erfolgt nach 
I den gleichen Methoden wie im Bereich der allgemei- 
I nen Unternehmensführung. 

In welcher Form wären angesichts dieser Gegeben- 
: heiten Interventionen der Staaten oder der Gemein- 
schaft zugunsten der industriellen Innovation vor- 
' stellbar? Abgesehen von den im vierten Teil darge- 
I legten Maßnahmen, die in erster Linie die großen Be- 
j reiche betreffen, in denen sich besondere Formen der 
staatlichen Interventionen bereits herausgebildet 
I haben, ist jede Maßnahme, die eine Beschleunigung 
der Aneignung, Verbreitung und Nutzung neuer 
I technologischer Kenntnisse in den Unternehmen ver- 
i spricht, zweifellos die modernste Form staatlicher 
I Wirtschaftsförderung. 

Der Einsatz, nämlich die Zukunft der Gemeinschafts- 
■ industrie, ist zu bedeutend, als daß die Regierungen 
und Gemeinschaftsorganc den Unternehmen der Ge- 
I meinschaft nicht jede in diesem Bereich mögliche 
j Unterstützung bieten sollten. Wahrscheinlich wird 
ein derartiges Vorgehen im Bereich der Industrie- 
politik auf lange Sicht die wirkungsvollste Maß- 
nahme sein, welche die öffentliche Hand ergreifen 
kann. 
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D. Kraftwerke 

Installierte maximale Nettoleistung in 10^ MWe 


Jährliche 


Land 

1966 

1967 

19ü8 

1969 

1970') 

Zuwachsrate: 
1966 bis 1969 






_ _ 

- - — 

Deutschland 

: 39,9 

42,3 

43,8 

46,4 

48,8 

5,1 

Belgien 

5,1 

5,7 

6,1 

6,2 

6,2 

6,7 

Frankreich 

' 27,9 

29,3 

32,0 

33,8 

36,5 

6,6 

Italien 

i 24,2 

26,1 

27,2 

27,9 

30,3 

4,8 

Luxemburg 

1,2 

U2 

U2 

1,2 

1,2 

0 

1 Niederlande 

8,0 

8,3 

8,9 

9,6 

10,4 

6,3 

i 

EWG insgesamt 

106,3 

112,9 

119,2 

125,1 

133,4 

5,5 

Vereinigte Staaten 

266,7 

288,2 

309,4 

333,2 

.355,9 

7,7 

Vereinigtes Königreich 

48,2 

51,9 

57,6 

62,9 

68,4 

9,2 

_ _ -- - - 

-- 

_ 

— 

. - 

. . _ _ . 

_ _ _ 


Vordusschätzungen 

Quelle: 

— für die EWG: 

„Energiestatistik: Elektrizität" — Statistisches Amt der Gemeinschaften 
„Konjunkturbericht" — Generaldirektion Energie 

— für die Vereinigten Staaten und das Vereinigte Königreich: 

„Bulletin Annuel de Statistiques de l'Energie Electrique pour 1’ Europe" 1968 — Vereinte Nationen 
„L'industrie de l'Electricite" — 19. Untersuchung — OCDE 


Allerdings ist es schwierig, eine solche Aktion im 
einzelnen festzulegen und durchzuführen. Alle Län- 
der haben diese Erfahrung gemacht, und auch der 
Gemeinschaft ist es noch nicht gelungen, eine Leit- 
linie für ihr Vorgehen in diesem Bereich festzulegen. 
Von den Instrumenten, die zur Förderung der Inno- 
vation eingesetzt werden, und die ihrem Eindringen 
in die Wirtschaft dienen, scheinen drei von besonde- 
rer Bedeutung zu sein: die Vorausschau der techno- 
logischen Entwicklung, die Forschung und die Ver- 
breitung der Kenntnisse. In diesen drei Bereichen 
müssen die Bemühungen der Regierungen und der 
Unternehmen Zusammenwirken und sich gegenseitig 
ergänzen. 

Da die Dynamik der Innovation und die zweckmä- 
ßige Ausrichtung der Forschungsarbeiten und Inve- 
stitionen der Unternehmen in beträchtlichem Maße 
von den Hypothesen abhangen, die für die techno- 
logischen Veränderungen und die Bedürfnisse der 
Gesellschaft von morgen entwickelt werden, stellt 
sich eine erste Frage, nämlich in welchem Maße die 
derzeitigen Instrumente der Vorausschau in der Ge- 
meinschaft diesem Erfordernis entsprechen. 

Sodann ergibt sich die Frage, ob die in der Gemein- 
schaft verfolgten Forschungspolitiken auf die Be- 
dürfnisse der industriellen Entwicklung abgestimmt 
sind. 

Da die Rentabilität des Einsatzes im Bereich der For- 
schung eng damit zusammenhängt, in welcher Weise 
die Erkenntnisse bis zum Unternehmen weitergege- 
ben werden, muß man schließlich prüfen, unter wel- 


chen Voraussetzungen diese Weitergabe derzeit er- 
folgt. 

In der gegenwärtigen Phase der Diskussionen und 
Arbeiten verfolgt dieses Kapitel keinen anderen 
Zweck, als die Lage zu klären, gewisse schwerwie- 
gende Mängel in der Gemeinschaft aufzuzeigen und 
einige Orientierungspunkte für die Entwicklung 
einer späteren gemeinschaftlichen Aktion vorzu- 
schlagen. 

I. Die Technologische Vorausschau 

Der technologische Fortschritt zwingt zu immer 
schwierigeren Entscheidungen, weil er einerseits die 
technisdien Möglichkeiten vervielfältigt und somit 
die Deckung einer ständig breiter werdenden Skala 
an heutigen oder künftigen Bedürfnissen erlaubt, 
andererseits aber auch eine immer stärkere Mobili- 
sierung menschlichen Einsatzes und finanzieller Mit- 
tel erfordert. 

Die Zunahme der technischen Möglichkeiten macht 
das Erkennen und objektive Bewerten der eine Ent- 
scheidung bestimmenden Komponenten sehr schwie- 
rig. Man kann zwar in gewissem Maße auf Befehl 
erfinden und hersteilen, man muß aber wissen, was 
man zu welchem Preis und zu welchen Fristen erfin- 
den und herstellen will. Auf Grund der begrenzten 
Mittel und der hohen Kosten der Verfahren sind 
ferner die Folgen der Entscheidungen äußerst 
schwerwiegend, da sie häufig zu einer nicht mehr 
rückgängig zu machenden Situation führen. 
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Dies wird durch Eric Jantsch^) bestätigt; ,,Zum er- 
sten Mal in der abendländischen Zivilisation sind in 
den letzten 25 Jahren die unabdingbaren Vorausset- 
zungen für eine echte normative technologische Vor- 
ausschau geschaffen worden, d. h. die klare Defini- 
tion der Sachzwänge auf den verschiedenen Stufen 
der Folgen, einschließlich der Sachzwänge der Ziel- 
setzungen für die allgemeinen Auswirkungen — ver- 
bunden mit vielfältigen technologischen Möglichkei- 
ten. Auf der immer größeren Bedeutung, die der nor- 
mativen Vorausschau beigemessen wird, beruht die 
Entwicklung der technologischen Vorausschau im 
heutigen Sinne, d. h. eine Betriebsleitungsmethode, 
die den neuen Methoden der technischen Innovation 
entspricht und in engem Zusammenhang mit der 
Planung steht." 

Im vorigen Kapitel wurde darauf hingewiesen, wie 
wichtig für die Industrie eine möglichst vollständige 
und genaue Wirtschaftsprognose ist. Eine solche 
Vorausschau — ganz gleich, ob sie das Unternehmen 
oder der Staat vornimmt — bleibt jedoch unvoll- 
ständig und fehlerhaft, wenn man sich nicht bemüht, 
auch bereits bekannte oder vorausschaubare Daten 
der Technologie einzubeziehen. 

Je umfassender die Wirtschaftswissenschaften und 
je genauer die Prognosemethoden werden, desto 
mehr gehen technologische Vorausschau und Wirt- 
schaftsprognose ineinander über, bis sie zu einem un- 
trennbaren Ganzen geworden sind. Dies ist bereits 
der Fall in einigen Großunternehmen und großen 
Verwaltungsbehörden in Amerika, welche hinsicht- 
lich der Programmierungsmethoden, die eine Ver- 
waltungsbehörde oder ein Unternehmen für den 
eigenen Ausbau anwenden kann, an führender 
Stelle stehen. 

Es scheint als habe bislang keine Regierung ver- 
sucht, technologische und gesamtwirtschaftliche 
Vorausschau zu einem Ganzen zu verbinden. Es sind 
jedoch Bestrebungen in diesem Sinne im Gang, und 
zweifellos wird man sich bei der Festsetzung der 
Planziele der staatlichen Wirtschaftspolitik immer 
mehr auf diese beiden Arten der Vorausschau stüt- 
zen. Diese Tatsache allein schon würde ein besonde- 
res Bemühen im Bereich der technologischen Voraus- 
schau rechtfertigen. 

Die technologische Vorausschau beinhaltet aber 
auch gewisse spezifische Zielsetzungen für die Fort- 
entwicklung der Innovation. Unabhängig davon, ob 
der Staat oder die Unternehmen diese Prognosen 
ausarbeiten, die Ergebnisse erleichtern technologi- 
sche Entscheidungen und ermöglichen bzw. beschleu- 
nigen die Verwirklichung von Innovationen, indem 
sie zur Erstellung der notwendigen Strukturen auf- 
fordern. In den bemerkenswerten Arbeiten der 
OECD auf diesem Gebiet wurde die Bedeutung 
der technologischen Vorausschau nicht nur für die 
Forschungspolitik, sondern auch für die Fortentwick- 
lung der Industrieinnovation so klar herausgestellt, 
daß hier nicht mehr darauf eingegangen zu werden 

g insbesondere der Bericht von Eric Jantsch „La Provi- 
sion technologique" (Die technologische Vorausschau) 
— OECD — 1967 

"J vgl. Eric Jantsch — zitiertes Werk 


braucht. Es soll lediglich auf die hier bestehende be- 
trächtliche Kluft zwischen Europa und den Vereinig- 
ten Staaten hingewiesen werden. 

Die meisten Großunternehmen der Vereinigten Staa- 
ten beschäftigen einen nicht unerheblichen Anteil 
ihres Forschungspersonals ausschließlich oder teil- 
weise mit der Erforschung der technologischen Mög- 
lichkeiten und Wahrscheinlichkeiten. Die in über 10 
Jahren gesammelten Erfahrungen haben vielen die- 
ser Firmen eine Vorrangstellung in der Erforschung 
und Verwirklichung der Innovation verschafft, über 
deren Ausmaß sich die europäischen Unternehmen 
erst jetzt klarzuwerden beginnen. Privat- und Uni- 
versitätsinstitute von Weltrang unterstützen im üb- 
rigen die Bemühungen der amerikanischen Firmen 
durch allgemeine Zukunftsforschungen und durch 
spezifische Beratungen auf Anfrage der Industrie. 
In den Vereinigten Staaten wenden rund 600 Fir- 
men, die über eigene Abteilungen auf diesem Gebiet 
verfügen oder sich an spezialisierte Institute wen- 
den, bereits jährlich rund 65 Mio. Dollar für die tech- 
nologische Vorausschau auf, während in ganz 
Europa die entsprechenden Ausgaben der Firmen 
wahrscheinlich unter 1 Million Dollar liegen. 

Diese Tatsache muß für die Industrie der Gemein- 
schaft schwerwiegende Folgen haben. Da keine aus- 
reichenden technologischen und wirtschaftlichen 
Vorausschätzungen vorliegen, ist die Setzung vor- 
rangiger Ziele für die angewandte Forschung beson- 
ders schwierig, was z. B. durch die Erfahrungen der 
Kernindustrie bestätigt wird. Anscheinend hat die 
Gemeinschaft als ganzes gesehen in diesem Bereich 
— wenn man ihre Mittel berücksichtigt — an einer 
relativen „überent Wicklung" der Forschung gelitten, 
die dazu führte, daß zu viele Wege ausprobiert wur- 
den, ohne daß tatsächlich die Bemühungen konzen- 
triert werden konnten '*). Die Folge dieser mangeln- 
den Konsequenz bei der Vorausschau war, daß sich 
in der Gemeinschaft der industrielle Durchbruch im 
Bereich der Kernkraftwerke erst mit mehrjähriger 
Verspätung und unter ungewissen Voraussetzungen 
vollzieht. 

Da der Gemeinschaftsindustrie häufig dieser „Radar" 
fehlt, denkt sie entweder nicht an die Innovation 
oder aber wagt sie nicht, weil die Ungewißheiten zu 
groß sind. Dieser Mangel an Mitteln für eine Vor- 
ausschau führt häufig dazu, daß der Einzug der 
Innovation in die europäische Industrie verzögert 
wird. 

Ohne den Wert und die Bedeutung der Leistungen 
sowohl der bestehenden europäischen Institute als 
auch der amerikanischen Institute '‘j für die europä- 
ischen Unternehmen bestreiten zu wollen, kann man 
behaupten, daß eine Verstärkung des Instrumen- 

vgl. E. Jantsch — zitiertes Werk Seite 301 
“*) Im Jahr 1967 z. B. hat die Gemeinschaft schätzungs- 
weise 741 Millionen Dollar für die Kernforschung für 
friedliche Zwecke gegenüber 937 Millionen Dollar der 
Vereinigten Staaten aufgewandt. 

■'J Die Arbeiten des amerikanischen Instituts stützen sich 
natürlich meistens auf die Erfahrungen, die Umwelt 
und die Bedürfnisse Amerikas und können deshalb 
nicht immer den spezifisch europäischen Problemen 
entsprechen. 
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tariums für die technologische Vorausschau in der 
Gemeinschaft einen wertvollen Beitrag zur Moderni- 
sierung der Betriebe und zur Beschleunigung der 
Einführung der technologischen Innovation in Euro- 
pa leisten würde. Diese Verstärkung wird in erster 
Linie vom Ausbau der Fachinstitute in Europa und 
einer größeren Anzahl an Vorausschauabteilungen 
in den europäischen Unternehmen abhängen. 

In Anbetracht des bestehenden Rückstandes muß man 
sich jedoch fragen, ob nicht die Gemeinschaft eine 
solche Entwicklung durch bestimmte Maßnahmen 
fördern könnte. In einigen Mitgliedstaaten wurden 
bereits derartige Initiativen ergriffen. Durch eine Zu- 
sammenfassung aller Bemühungen auf der Ebene 
der Gemeinschaft, insbesondere durch Gegenüber- 
stellung der laufenden Arbeiten, müßte es möglich 
sein, einen besseren Wirkungsgrad zu erzielen. Das 
erscheint besonders wichtig, wenn man berücksich- 
tigt, wie begrenzt die Mittel der Gemeinschaft sind 
und insbesondere wie dringlich dieses Problem für 
die Fortentwicklung der europäischen Unternehmen 
ist. 

Eine Analyse der Entwicklung der europäischen Ge- 
sellschaft in 20 oder 30 Jahren auf Gemeinschafts- 
ebene und vor allem eine versuchsweise Ermittlung 
der künftigen Bedürfnisse, insbesondere in bezug 
auf gemeinnützige Einrichtungen und die Umwelt, 
würde einen wertvollen Beitrag zur Festlegung der 
Forschungsziele der Gemeinschaft und zur Bestim- 
mung der industriellen Ziele leisten. Die Gemein- 
schaft müßte zu diesen Bestrebungen um eine lang- 
fristige technologische Vorausschau nicht nur durch 
die Forschung beitragen, sondern auch für eine sinn- 
vollere Verteilung der Mittel sorgen. Im Rahmen 
der Gemeinschaft könnten auch die spezifischen Vor- 
aussetzungen und Ziele der technologischen Entwick- 
lung in Europa berücksichtigt werden. 

Einige Vorarbeiten für eine langfristige technologi- 
sche Vorausschau wurden bereits im Rahmen des 
Ausschusses für mittelfristige Wirtschaftspolitik 
(Arbeitsgruppe: „Politik auf dem Gebiet der wissen- 
schaftlichen und technischen Forschung") und in den 
Dienststellen der Kommission eingeleitet. Die me- 
thodischen Schwierigkeiten der Verwirklichung 
einer solchen Maßnahme machen noch gründliche 
Studien erforderlich. Die Kommission behält sich 
vor, später Vorschläge zur Durchführung einer sol- 
chen Aktion zu machen, 

h In den letzten Jahren wurden zahlreiche Programmie- 
rungsmethoden in Verbindung mit der technologischen 
Vorausschau entwickelt. E. Jantsch gibt in dem ge- 
nannten Werk einen Überblick über mehr als 100 ver- 
schiedene Spielarten dieser Methoden, die er in vier 
Gruppen zusammenfaßt: 

— Methoden, die vom gegenwärtigen Kenntnisstand 
ausgehend objektiv die sich durch diese Kenntnisse 
eröffnenden künftigen Möglichkeiten ermitteln; 

— normative Methoden, die zunächst die Ziele, Be- 
dürfnisse, Wünsche und Aufgaben für die Zukunft 
festlegen und sodann auf die Gegenwart zurück- 
gehen; 

— die Systeme des geschlossenen Kreises, die beide 
Methoden anwenden; 

— und schließlich die Methoden, die sich aus dem 
unmittelbar angewandten intuitiven Denken er- 
geben. 


Im Augenblick und als bescheideneres Ziel ist es 
jedoch unerläßlich, daß die Auswirkungen der tech- 
nologischen Innovationen auf die Struktur der Ge- 
meinschaftsindustrie sowie der Grad der Anpassung 
des Produktionsapparats der Gemeinschaft an diese 
Innovationen besser bekanntwerden. 

In anderen Worten, es müßten die 

— technologischen Veränderungen bei der Produk- 
tion und den Produktionsmitteln 

— die Folgen dieser Veränderungen für die Ent- 
wicklung der einzelnen Industriezweige 

— die Folgen neu auftretender Bedürfnisse für die 
Industrie 

systematischer ermittelt oder identifiziert werden. 

Diese Arbeiten hätten einen doppelten Zweck: 

— die Ausarbeitung der Industriepolitik als Gan- 
zes und die Auswahl von Branchenaktionen für 
die Einzelstaaten und für die Gemeinschaft würde 
erleichtert; 

— die Industrien erhielten durch eine Verbesserung 
ihrer Kenntnisse über technologische Verände- 
rungen und deren industrielle Folgen eine Hilfe- 
stellung bei den sich anbietenden Entscheidun- 
gen. 

Sowohl bei den staatlichen Behörden wie zweifellos 
auch bei einer Mehrzahl der Verantwortlichen in 
der Industrie sind die Kenntnisse über die bereits 
vorhandenen oder voraussichtlichen technologischen 
Innovationen in der Weltwirtschaft und ihre Fol- 
gen für die Industrie noch immer völlig unzurei- 
chend. Wenn solche Informationen fehlen, werden 
den Unternehmern und dem Staat die Entscheidun- 
gen besonders erschwert. Aus diesem Grunde ist 
eine staatliche oder unternehmerische Politik künf- 
tighin in Bereichen wie z. B. der Textilindustrie, der 
Stahlindustrie, der Kraftfahrzeugindustrie und der 
Lebensmittelindustrie nicht mehr möglich, ohne daß 
die vor sich gehenden Veränderungen genau be- 
kannt sind. 

Die Kommission schlägt daher vor, eine kleine 
Gruppe von Fachleuten zu bilden, die sich in re- 
gelmäßigen Abständen trifft, und der besonders qua- 
lifizierte Sachverständige auf dem Gebiet der indu- 
striellen Technologie aus den Ländern der Gemein- 
schaft angehören. Durch eine Gegenüberstellung 
ihrer Arbeiten und Voraus Schätzungen, die sie an- 
hand der ihnen vorgelegten genauen Fragen erstellt 
haben, könnten diese Sachverständigen gewisse 


Von diesen Methoden sollen drei besonders genannt 

werden: 

— die Delphi-Methode, eine hochentwickelte Art der 
„brain storming"-Methode, die das intuitive Den- 
ken zur Vereinfachung der Festlegung und Aus- 
wahl der Ziele auf höherer Ebene (soziale, wirt- 
schaftliche, militärische usw. Ziele) verbessern 
will; 

• — die Methode zur systematischen Ermittlung der 
technologischen Möglichkeiten und zur Analyse 
ihrer Konsequenzen; 

— die Relevanzdiagramme, darunter das PATTERN- 
System (Planning Assistance through Technical 
Evaluation of Relevant Numbers) das wohl als Be- 
ginn der normativen Vorausschau anzusehen ist. 
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Zielsetzungen oder Entscheidungen der Industriepo- 
litik entscheidend klären helfen. Unter Berücksich- 
tigung der Verflechtung der Innovation in den ein- 
zelnen Branchen dürften sich die Arbeiten dieser 
Gruppe nicht auf einige Sektoren begrenzen, son- 
dern müßten auch den Gesamtbereich der Industrie 
umfassen, 


II. Forschung, Entwicklung und Industrie 

Die Forschungsprobleme sind seit mehreren Jahren 
Gegenstand besonders schwieriger Erörterungen in 
der Gemeinschaft. In diesem Memorandum sollen 
keine neuen Vorschläge für die Wissenschaftspoli- 
tik gemacht werden. Es ist jedoch nicht möglich, die 
Industrieentwicklung zu behandeln, ohne gewisse 
Forschungsprobleme zur Sprache zu bringen, die 
eine direkte Auswirkung auf die Industrieentwick- 
lung haben. Die laufenden Erörterungen hierüber 
in den Gemeinschaftsorganen und die Entscheidun- 
gen, die dort vorbereitet werden, sind für die Zu- 
kunft der europäischen Industrie ausschlaggebend. 

Die Mitgliedstaaten stellen zwar einen zunehmend 
größeren Teil ihrer Haushaltsmittel für die For- 
schung und Entwicklung bereit, doch machten die 
öffentlichen Forschungsausgaben in der Gemein- 
schaft 1967 weniger als ein Fünftel der Forschungs- 
ausgaben der amerikanischen Regierung aus ^). Die 
grundlegende Ursache für den Unterschied zwischen 
dem Umfang der aus öffentlichen Mitteln finanzier- 
ten Forschung in den USA und in Europa ist vor 
allem auf den Unterschied der hierfür zur Verfü- 
gung gestellten öffentlichen Mittel zurückzuführen. 
Es handelt sich hier um eine Ursache, die nicht so 
bald verschwinden wird. 

Ein Vergleich des Umfangs der aus privaten Mit- 
teln, d. h. hauptsächlich von den Unternehmen selbst 
finanzierten Forschungsausgaben fällt ebenfalls für 
die Gemeinschaft ungünstig aus-). 

Der von großen europäischen Unternehmen bereit- 
gestellte Prozentsatz des Umsatzes ist nicht immer 
niedriger als in den Vereinigten Staaten. 


Tabelle 7 


Forschungsausgaben verschiedener Unternehmen 
im Prozentsatz des konsolidierten Umsatzes 
der Gruppe 


I 


Zahlenangaben aus den 
Bilanzen 1968 sowie aus 
Presseausschnitten und 
Zeitschriften 


Für- For- 

srhungs- schungs- 
(Millio- ausgciben ausgaben 
nen S)') « o in« o 


I 

Deutschland 

Siemens 

Hoechst (3) 

Bayer AG (3) 

AEG 

BASF (3) 

KRUPP 

GHH/ Aktienverein AG 
BBC/Mannheim 


2 187 
1 998 
1 931 
1 463 
1 820 
1 535 
1 410 
337 


Belgien 

Solvay 


ACEC 

UCB 


655 

216 

125 


Frankreich 

Rhone Poulenc (3) . . . . 

CGE 

Thomson H.H.B. 

CAFE (Entreprise, 

November 1968) 

SFAC (SEF, Mai 1969) 
Jeumont-Schneider . . . 


1 384 
1 118 
1 025 

216 

208 

137 


155 

7,0 

73 

3,7 

84 

4,3 

125 

8,5 

66 

3,6 

25 

1,6 

36 

2,5 

27 

8,0 

16 

2,4 

8 

3,7 

6 

4,8 

55 

3,9 

50 

4,5 

26 

2,6 

1 

0,5 

1 

0,5 

3 

2,4 


Italien 

Montedison (3) 

Finmeccanica (IRI) (4) 
Carlo Erba (3) 

I Niederlande 
I Shell (Chemicals, 1130) 

Philips 

AKO (3) 

Staatsmijnen 

VMF 

Rijn/Schelde 


2 324 
610 
124 


8 941 
2 685 
1 464 
300 
276 
112 


49 2,1 

28 4,6 

5 4,0 


109 1,1 

205 7,6 

41 2,8 

11 3,7 

6 2,0 
2 2,0 


Da dieser Prozentsatz Jedoch in den Vereinigte 
Staaten hauptsächlich von wesentlich höheren Um- 
sätzen berechnet wird, können die amerikanischen 
Unternehmen auf Grund des Größeneffekts einen 
größeren Nutzen aus relativ vergleichbaren finan- 
ziellen Aufwendungen ziehen. 


^) 1967 betrugen die öffentlichen Ausgaben (Staat und 
Hochschulen, aber ohne Sozialwissenschaften) für die 
im Lande bzw. in der Gemeinschaft durchgeführte 
Forschung und Entwicklung: Gemeinschaft 2965 Millio- 
nen $, USA 16 700 Millionen §, Großbritannien 1250 
Millionen $ und Japan 550 Millionen $. 

-) 1967 waren es rund 2670 Millionen $ in der Gemein- 
schaft gegenüber 8950 Millionen $ in der Vereinigten 
Staaten, 1100 Millionen $ in Japan und 1145 Millio- 
nen S in Großbritannien. Diese Zahlen sowie die auf 
der vorhergehenden Seite sind einer statistischen Un- 
tersuchung entnommen, die von der OECD 1967 unter- 
nommen wurde. Sie enthalten nicht die Sozial- und 
Humanwissenschaften, 


Vereinigte Staaten 


General Electric 

' 8 382 

600 

7,2 

II (FD, Oktober 1969) 

, 4 066 

210 

5,2 

Westinghouse (FAZ, 
November 1969) 

; 3 296 

300 

9,1 

Union Carbide (3) .... 

2 686 

83 

3,1 

Monsanto (3) 

1 793 

86 

4,8 

Dow (3) 

1 653 

84 

5,1 

Celanese 

1 260 

42 

3,4 

Vereinigtes Königreich 

ICI 

2 970 

77 

2,6 

General Electric + EE ^ 

i 2 395 

84 

3,5 


Quellen: (1) 


( 2 ) 

(3) 

(4) 


Auszug aus „Chiffres des des valeurs euro- 
peennes" Groupe d'Investissements, Okto- 
ber 1969 

Muttergesellschaft, ohne Tochtergesellschaf- 
ten. Zahlenangaben aus „Entreprise" No- 
vember 1968 und Bilanzen 
Chemical Age, Juli 1969 
Lt. Angaben des Unternehmens 
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Es ist aus haushaltspolitischen Gründen schwierig, 
die öffentlichen Forschungsausgaben rasch zu erhö- 
hen,- das gleiche gilt in Anbetracht des Umsatzes 
und des Gewinns der Gemeinschaftsindustrie häufig 
auch für die privaten Forschungsausgaben der Un- 
ternehmen. Eine wirksame Möglichkeit zur Förde- 
rung der Finanzierung von Forschungsausgaben bie- 
tet das Steuerwesen. Von dieser Möglichkeit dürf- 
ten einzelne Regierungen bereits sehr weitgehend 
Gebrauch gemacht haben. So unterliegen zwar die 
verschiedenen Arten von Forschungsausgaben in ein 
und demselben Land manchmal unterschiedlichen 
Steuervorschriften, doch haben die Unternehmen 
häufig die Möglichkeit, die für sie gewinnmäßig 
günstigste Methode zu wählen. Die Steuervergün- 
stigungen sind in den einzelnen Staaten unterschied- 
lich, umfangmäßig dürften sie jedoch in der Gemein- 
schaft mit Ausnahme der Niederlande, wo besondere 
Steuervergünstigungen nicht vorgesehen sind, eini- 
germaßen vergleichbar sein. Es liegt auf der Hand, 
daß diese Vergünstigungen in erster Linie den Groß- 
unternehmen zugute kommen, die in großem Maß- 
stab Forschung treiben und infolgedessen die vor- 
handenen Möglichkeiten des Steuersystems voll 
ausschöpfen können. 

Obgleich also die (privaten und öffentlichen) For- 
schungsausgaben in Europa stark ansteigen, macht 
ihr Gesamtbetrag in der Gemeinschaft erst einen 
geringen Prozentsatz der Forschungsausgaben in 
den USA aus (weniger als 25 Vo). Die Prozentsätze 
müssen jedoch unter Berücksichtigung des wesent- 
lich höheren Anteils der Militär- und Raumfor- 
schung in den amerikanischen Ausgaben interpre- 
tiert werden. 

Ähnliche Größenrelationen sind auch beim For- 
schungspersonal festzustellen. Auf dem Gebiet der 
Forschung arbeiteten 1963 in den Vereinigten 
Staaten etwa 700 000 Forscher, Ingenieure und Tech- 
niker gegenüber 268 000 in der Europäischen Ge- 
meinschaft (30 ^/o), das sind 3,63 Personen je 1000 
Einwohner in den Vereinigten Staaten gegenüber 
1,49 in der Gemeinschaft. 

Ein solches Mißverhältnis wirkt sich zweifellos be- 
trächtlich auf die technologische Entwicklung der 
europäischen Wirtschaft aus. 

Um die sich daraus ergebenden Nachteile zu be- 
schränken, müssen die der Gemeinschaft zur Verfü- 
gung stehenden Mittel konzertiert für solche Ziele 
und mit solchen Methoden eingesetzt werden, daß 
die industrielle Zweckbestimmung der Forschung so 
wirksam wie möglich erreicht werden kann. 

1. Die Zusammenfassung der Forschungsmittel 
A. Die öffentliche Forschung 

Dieses Ziel wurde vom Ministerrat der Gemeinschaft 
in seinem zweiten Programm für die mittelfristige 
Wirtschaftspolitik nachdrücklich hervorgehoben. 

„Die einzelstaatliche Forschungspolitik in den Län- 
dern der Gemeinschaft ist oft durch einen grundle- 
genden Widerspruch zwischen den ehrgeizig ge- 

3 Es sind leider keine neueren Zahlenangaben verfüg- 
bar. 


I steckten Zielen einerseits und dem Mangel an Mit- 
teln andererseits gekennzeichnet. . . .'' 

„...Angesichts dieser Lage dürfte eine gemeinsa- 
me Forschungspolitik der Mitgliedsländer das einzig 
wirksame Heilmittel darstellen. Sie würde voraus- 
setzen, daß die Hauptziele der Forschungsanstren- 
gungen gemeinsam festgelegt werden und daß die 
Frage, ob ihre Verwirklichung auf dem Wege über 
gemeinschaftliche oder über nationale Aktionen er- 
folgen soll, im wesentlichen nach Zweckmäßigkeits- 
kriterien (Umfang des Vorhabens und leichtere 
Durchführung) entschieden wird. Dieses Ziel könnte 
(jedoch) schrittweise erreicht werden, wobei dafür zu 
sorgen ist, daß sich die nationalen Prioritäten zu- 
nächst miteinander vertragen und anschließend nach 
Bedarf ergänzen oder decken." 

Die Organisation und die Verwaltung der Forschung 
werfen ohne Zweifel besonders schwierige Probleme 
auf, und wenigen Ländern ist es bisher gelungen, 
dafür eine geeignete Methode zu finden. Die inter- 
nationale Zusammenarbeit gestaltet die Organisa- 
tion und Führung der Forschung noch viel komple- 
xer. Für all die Forschungszweige, die sehr umfang- 
reiche Mittel erfordern, erscheint jedoch den Ländern 
der Gemeinschaft keine andere Möglichkeit als diese 
Zusammenarbeit zu bleiben. Die Erfahrungen der 
Vergangenheit und die Wege, die die Gemeinschaft 
i jüngst eingeschlagen hat, sind im übrigen ein deut- 
I lieber Beweis für den Willen der Regierungen der 
sechs Länder, die multinationale Kooperation auf die- 
sem Gebiet zu fördern. Aber auf Grund der ange- 
wandten Methoden waren die etwa 25 Organisatio- 
nen für internationale wissenschaftliche Zusammen- 
arbeit, an denen die Gemeinschaftsländer beteiligt 
I sind, nur wenig erfolgreich. Trotz ihrer stärkeren 
I Struktur ist auch die Europäische Atomgemeinschaft 
I in ernste Schwierigkeiten geraten. 

I Die Ursachen dieser vielschichtigen Schwierigkeiten 
: sind bekannt: mangelnde Koordinierung bei der 
Ausarbeitung der Programme, Uneinigkeit hinsicht- 
lich der genauen Aufgabenverteilung, Fehlen von 
gemeinsamen Zielen für die Industrie. 

Als Beitrag zur Beseitigung dieser Schwierigkeiten 
gedenkt die Kommission, dem Rat demnächst ein 
Memorandum über die verschiedenen Probleme, 
welche die Durchführung einer gemeinschaftlichen 
Forschungspolitik aufwirft, über die verschiedenen 
Lösungen für die Zielsetzung einer solchen Politik 
und über die Modalitäten ihrer Durchführung zu un- 
terbreiten. 

B. Die Zusammenarbeit der Unternehmen 
auf dem Gebiet der Forschung 

Wie weiter oben bereits ausgeführt, sind die Unter- 
nehmen der Gemeinschaft, was ihre eigene For- 
schung betrifft, ungleich schlechter gestellt als einige 
ihrer Konkurrenten, besonders als amerikanische 
Unternehmen. Diese finanzielle Unterlegenheit war 
einer der Gründe für die Konzentrationsbewegung 
innerhalb der Gemeinschaftsindustrie. Diese Bewe- 
gung kennt jedoch ihre Grenzen, und in bestimm- 
ten Fällen muß die Konzentration in struktureller 
Hinsicht nicht die beste Lösung sein. Daraus erklärt 
sich das Entstehen einer — zwar noch begrenzten — 
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Zusammenarbeit zwischen Unternehmen zur ge- 
meinsamen Entwicklung bestimmter Forschungs- 
zweige. 

Diese Zusammenarbeit tritt in verschiedenen For- 
men auf: Verteilung der Arbeiten und Austausch 
von Kenntnissen, gemeinsame Tochtergesellschaften, 
Gründung von Forschungszentren für den betreffen- 
den Industriezweig. Diese verschiedenen Arten der 
Zusammenarbeit, die sich besonders für kleine und 
mittlere Unternehmen eignen, werden von der Kom- 
mission unterstützt ^). Allerdings stellt sich die 
Frage einer zusätzlichen Förderung, die dieser Zu- 
sammenarbeit zuteil werden könnte. 

In einigen Sektoren, in denen der technologische 
Rückstand im Vergleich zu den Konkurrenten aus 
Drittländern besonders groß ist, scheint eine teil- 
weise öffentliche Finanzierung dieser Zusammen- 
schlüsse ein geeignetes Mittel der sektorielien Poli- 
tik zu sein. Es fragt sich auch, ob die im Vierten Teil 
dieses Dokuments vorgeschlagenen Maßnahmen 

Ü vgl. Zweiter Teil, Kapitel II 


I nicht vorrangig der Zusammenarbeit zwischen Un- 
1 ternehmen aus mehreren Gemeinschaftsländern zu- 
gute kommen sollten. Die Verträge für industrielle 
Entwicklungsvorhaben wie auch konzertierte Auf- 
träge für Güter der fortgeschrittenen Technologie 
dürften ein Beitrag zur Förderung dieser Zusammen- 
arbeit sein. 

2. Die industrielle Zweckbestimmung der Forschung 

Die industrielle Zweckbestimmung der Forschung 
kommt in zweifacher Hinsicht zum Ausdruck: durch 
die Ziele der Forschung und durch die zu ihrer Er- 
reichung eingeschlagenen Wege. 

Die Analyse der Ziele wird besonders durch die 
mangelnde Einheitlichkeit der verfügbaren Angaben 
und die unterschiedliche Systematik bei der Aufglie- 
derung der privaten und öffentlichen Forschungs- 
ausgaben erschwert. 

j Aus den verfügbaren Zahlen geht hervor, daß in 
i den Gemeinschaftsländern die Relation zwischen 


Tabelle 8 


FE- Aufwendungen der öffentlichen Zentralverwaltungen nach Zielsetzungen 

Jahr 1967 


Ziele 

Deutschland 

Belgien 

1000 RE 1 

o/o 

1000 RE 1 

«/o 

1. Kernforschung 

235 619 

19,5 

19 997 

22,6 

2. Weltraumforschung 

75 416 

6,3 

6 995 

7,9 

3. Verteidigung 1 

260 944 

21,6 

1 100 

1,2 

4. Irdische Umwelt 

22 123 

1,8 

2 389 

2,7 

5. Gesundheitswesen 

24 874 

2,1 

2 991 

3,4 

6. Menschliche Umwelt 

9 868 

0,8 

2 002 

2,3 

7. Landwirtschaftliche Produktivität 

27 262 

2,3 

4 498 

5,0 

8. Industrielle Produktivität 

48 594 

4,0 

11 593 

13,1 

9. DV, Automatisierung 

16 945 

14 

— 

— 

10. Sozial- und Humanwissenschaften 

20718 


728 

0,8 

Zwischensumme 1 bis 10 . . . 

742 363 

61,5 

52 293 

59,0 

11. Allgemeine Wissenschaftsförderung 





— • außerhalb der Hochschulen — 

81 360 

6,7 

9 153 

10,3 

12. Allgemeine Wissenschaftsförderung 





— Hochschulen — 1 

384 525 

31,8 

27 195 

30,7 

Nicht aufgegliedert 

— 

— 


— 

j 

Insgesamt 

1 208 248 

100,0 

88 641 

100,0 

davon Entwicklungshilfe 

(-) 

(-) 

(607) 

{0,7) 


Quelle: Dok. 21.976/XI1/ST/69-D Fin. Sozial- und Humanwissenschaften sind in diesen Zahlenangaben enthalten) 
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der Summe der Aufwendungen für angewandte For- 
schung und die Entwicklung und für die Grundlagen- 
forschung ähnlich ist wie in den Vereinigten Staa- 
ten. Betrachtet man jedoch die einzelnen Forschungs- 
gebiete, so weichen die Prozentsätze sehr erheblich 
voneinander ab (vgl. Tabelle 8). In der Gemeinschaft 
könnte es sich als notwendig erweisen, bestimmte 
Mittel in Forschungsgebiete zu lenken, die enger 
mit der industriellen Entwicklung verbunden sind 
und denen — wenigstens in einigen Ländern — 
anscheinend nur begrenzte öffentliche Mittel zur 
Verfügung stehen. Uber dieser Neuorientierungen 
kann jedoch erst nach einer eingehenderen Analyse 
der Forschungsausgaben und einer umfassenden 
Prüfung der Forschungspolitik entschieden werden. 

Die Methoden zur Durchführung der Forschung wei- 
sen von einem Land zum anderen erhebliche Unter- 
schiede auf. So waren in den Vereinigten Staaten 
1967 ca. 55®/o der öffentlichen Forschungsmittel für 
die Industrie bestimmt; im Vereinigten Königreich 
hingegen waren es 44 ®/o, in Frankreich 33 ^/o, in 
Deutschland 27 ^/o. Die Prozentsätze in den anderen 


Ländern der Gemeinschaft liegen sehr viel niedriger 
(EWG-Durch schnitt: 77 ^' n). 

In Verbindung mit dem bereits erwähnten unglei- 
chen Aufwand der öffentlichen Forschungsmaßnah- 
men bewirkte diese Methode zur Durchführung der 
Forschung, daß die amerikanische Industrie 1967 für 
Forschung und Entwicklung über öffentliche Mittel 
verfügte, die 17mal höher lagen als in Frankreich 
und im Vereinigten Königreich und über 37mal hö- 
her als in Deutschland. Dieser Sachverhalt hat eine 
ganze Reihe nachteiliger Folgen für die europäische 
Industrie. 

Erstens verfügt die Industrie in der Gemeinschaft 
nicht über dieselbe gründliche Kenntnis der tech- 
nologischen Erfindungen und ihrer Folgen wie ihre 
I amerikanische Konkurrenten, selbst wenn ihr die 
Ergebnisse der Forschungsarbeiten in den öffentli- 
I eben Zentren in vollem Umfang zugänglich sind, 
denn es steht wohl außer Frage, daß eine solche 
Kenntnis nur auf Grund der Durchführung der For- 
schungsarbeiten selbst erworben werden kann. 


Tabelle 8 


Frankreich 


1 Italien 


Niederlande 

Gemeinschaft 

1000 RE ; 

Vo 

1000 RE 

o/o 

1000 RE ' 

o/o 

1000 RE ! 

o/o 

363 354 

20,3 

98 990 

34,6 

22 584 


740 544 

20,7 

106 764 

6,0 

21 234 

7,4 

6 342 

3,1 

216 751 

6,1 

604 651 

33,8 

14 331 

5,0 

7 789 

3,8 

888 815 

24,9 

1 1 869 

0,7 

2 050 

0,7 

3 993 

1.0 

1 42 424 

1,2 

31 638 

18 

4219 

1,5 

' 6711 

3,3 

i 70 433 

2,0 

1 

44 764 

2,5 

5 598 

2,0 

5 615 

2,8 

67 847 

1,0 

1 

77 556 

4,3 

4 435 

15 

20 531 

10,1 

1 134 282 

j 

3,7 

176 077 

9,8 

4 192 

1,5 

i 16 656 

8,2 

1 257 112 

7,2 

1 1 444 

0,6 

794 

0,3 

— 

— 

' 29 183 

0,8 

16 609 

0,9 

5 226 

U 8 

8 268 

4,1 

1 51 549 

h 4 1 

1 444 726 

80,7 

161 069 

56,3 

98 489 

1 

48,4 

2 498 940 

69,9 i 

138 726 

7,8 

i 

1 

i 36 253 

i 

12,7 

9 796 

4,8 

275 288 

i 

7,7 

202 165 

11,3 

1 

’ 88 617 

1 

31,0 

95 367 

46,8 

797 869 

22,3 

4 173 

0,2 

1 

i ~ 

— 

— 

— 

4 173 

0,1 

1 

1 789 790 

100,0 

285 939 

100,0 

203 652 

100,0 

3 576 270 

100,0 

(24 508) 

(1,4) 

(-) 

{-) 

(1 670) 

(0,8) 

(26 785) 

(0,7) \ 
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Zweitens stellen die öffentlichen Aufträge einen 
Anreiz und eine Finanzierungshilfe dar, die von 
großer, ja oft von entscheidener Bedeutung für die 
Forschungslaboratorien der amerikanischen Unter- 
nehmen sind, die aus ihren Eigenmitteln und für ihre 
eigenen direkten Ziele derartige Forschungsanla- 
gen nicht unterhalten könnten. 

Somit werden durch die öffentlichen Aufträge die 
Forschungsarbeiten der Gesellschaften unterstützt, 
selbst wenn die Zielsetzung dieser Aufträge sich 
nicht mit den Forschungsprogrammen deckt, deren 
Finanzierung die Gesellschaft auf jeden Fall be- 
schlossen hatte. 

Von staatlicher Seite sind in der Gemeinschaft auf 
nationaler und in geringerem Umfang auch auf Ge- 
meinschaftsebene bedeutende Forschungszentren 
geschaffen worden, deren Nutzung durch eine geo- 
graphische Verlegung gewisser Forschungsarbeiten 
teilweise beeinträchtigt wird. Dieses Problem ist 
verbunden mit den Schwierigkeiten, die sich für das 
eine oder andere Forschungszentrum dadurch erge- 
ben, daß es erfolgreich gewesen ist und eine be- 
stimmte Zahl seiner Forschungsprogramme abge- 
schlossen hat. 

Bei der derzeitigen Reorganisierung der öffentlichen 
Forschung in der Gemeinschaft muß nach Ansicht 
der Kommission der Nachteil berücksichtigt wer- 
den, der der Industrie daraus entstünde, daß die ihr 
erteilten Aufträge zu stark beschränkt werden. 

Auf Grund der ständigen Zunahme der öffentlichen 
Mittel für die Forschung in der Gemeinschaft ist 
die Kommission der Ansicht, daß die Lösung nicht in 
einer Verminderung der Tätigkeit der Forschungs- 
zentren zu suchen ist, sondern in einer neuen Ziel- 
setzung für diese Zentren. Diese neue Orientierung 
sollte in der Durchführung gewisser Aufgaben der 
Grundlagen-Forschung oder in Forschungsaufträ- 
gen bestehen, die im öffentlichen Interesse liegen, 
ohne jedoch gewisse Leistungen an die Industrie 
auszuschließen. 


III. Die Verbreitung der Kenntnisse 

Die technologische Entwicklung der letzten drei 
Jahrzehnte hat zu einer derartig explosionsarti- 
gen Erweiterung der Kenntnisse geführt, daß die 
Verarbeitung von Informationen zu einer echten 
Wissenschaft geworden ist. In den Vereinigten Staa- 
ten werden jährlich etwa 100 000 Berichte und mehr 
als 900 000 Artikel in verschiedenen Fachblättern 
veröffentlicht und ca. 7000 Fachbücher gedruckt. 

Diese Veröffentlichungen machen jedoch nur 40 Uo 
aller Veröffentlichungen in der ganzen Welt aus, 
und bei dem derzeitigen Tempo verdoppelt sich 
die Zahl der wissenschaftlichen Publikationen alle 
10 bis 15 Jahre. 

Die rasche Zunahme des Tempos, in dem wissen- 
schaftliche Informationen anfallen, hat auf der ande- 
ren Seite zur Folge, daß sie immer rascher wieder 
überholt sind; dadurch wird eine besonders gezielte 
Behandlung der Information erforderlich. 


Diese Entwicklung wirft schwierige Probleme für die 
Unternehmen auf, die rechtzeitig über alle technolo- 
gischen Informationen ihres Sektors verfügen müs- 
sen, um doppelte Forschungsarbeit vermeiden und 
um die Investitionen auf wirklich neue und markt- 
gerechte Erzeugnisse konzentrieren zu können. 

Bis vor kurzem ermöglichten es die traditionellen 
Verfahren der Erfassung und Klassifizierung wis- 
senschaftlicher Daten den Unternehmen, recht und 
schlecht — allerdings schon zu sehr kostspieligen 
Bedingungen — über die notwendigen Informationen 
zu verfügen. Angesichts der Ubermenge von Kennt- 
nissen können die traditionellen Methoden (Kar- 
teien, Register, Referateblätter) nicht mehr alle Pro- 
bleme der Klassifizierung und der Auswahl einer 
so großen Anzahl von Daten lösen. Nurmehr elek- 
tronische Apparate sind imstande, den Anforderun- 
gen einer wissenschaftlichen Dokumentation zu ent- 
sprechen. 

Da die Elektronik hohe Kosten verursacht ^), können 
sich nur sehr wenige Unternehmen ein vollständi- 
ges Dokumentationszentrum leisten. Deshalb macht 
sich in den Unternehmen immer stärker die Not- 
wendigkeit bemerkbar, gemeinsame Dienste für tech- 
nische Dokumentationen heranzuziehen. Derartige 
Dienste oder Zentren sind in der Lage, eine ein- 
heitliche und austauschbare Dokumentation zusam- 
menzustellen, d. h. eine Dokumentation, die leicht 
durch neue Beiträge ergänzt werden kann oder de- 
ren Angaben mit in einem anderen Zentrum erfaß- 
ten Daten austauschbar sind; deshalb werden von 
den für die wissenschaftliche Information Verant- 
wortlichen einheitliche Klassifizierungs- und Aus- 
wertungsmethoden ausgearbeitet, die nicht nur für 
einen, sondern für die verschiedenen Sektoren und 
Länder gültig sind. 

Das Vorhandensein eines derartigen Instruments 
stellt ohne Frage für die Industrie eines Landes eine 
besonders wirksame Waffe im technologischen und 
wirtschaftlichen Weltbewerh dar. 

1. Die Lage in der Gemeinschaft 

ln der Gemeinschaft wurden bereits auf dem Ge- 
biet der Verbreitung der Kenntnisse große Anstren- 
gungen unternommen, und die Ergebnisse sind nicht 
unerheblich. Die Lage bleibt jedoch sehr unterschied- 
lich von einem Sektor zum anderen, und auf Ge- 
meinschaftsebene ist nichts Nennenswertes vorhan- 
den. Die meisten Zentren sind staatlich, und ihre Tä- 
tigkeit bleibt auf einen Sektor oder Untersektor der 
Industrie beschränkt. Die bisher aufgewandten Mit- 
tel sind bescheiden, der Einsatz der Elektronik 
recht selten; daraus ergibt sich eine bisweilen voll- 
ständige Abhängigkeit von fremden Informations- 
quellen, 

Abgesehen von zahlreichen privaten und öffent- 
lichen Dokumentationszentren, die über geringe fi- 

b Die derzeitigen Kosten für die Verarbeitung und Spei- 
cherung wissenschaftlicher Daten auf Grund eines 
Resümees belaufen sich auf etwa 2 8 und die Kosten 
für einen Vorgang der Literatursuche auf ungefähr 
30 8. 
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nanzielle Mittel und wenig Personal verfügen und ! 
in der Regel auf ein besonderes Problem speziali- 
siert sind, gibt es in der Gemeinschaft schätzungs- 
weise 26 große und weltbekannte Dokumentations- 
zentren. Viele davon sind privat, aber alle erhalten 
mehr oder weniger hohe öffentliche Zuschüsse. Zehn [ 
dieser Zentren verfügen über eine automatische | 
oder halbautomatische Anlage. Im allgemeinen sind 
sie nur für einen Industriezweig bestimmt. Einige 
dagegen haben einen allgemeineren Wirkungsbe- 
reich wie das CNRS in Frankreich, das CNDST in 
Belgien und das ZMD in Deutschland. 

Insgesamt werden für die Tätigkeit dieser Zentren j 
an privaten und öffentlichen Mitteln rund 15 Mil- 
lionen Dollar aufgewendet. 

Auf sektoraler Ebene wird die Tätigkeit auf dem 
Gebiet der Kernenergie und im Luft- und Raumfahrt- 
bereich — um nur die wichtigsten Sektoren zu nen- 
nen — im Hinblick auf die Verbreitung der Kennt- 
nisse am stärksten gefördert und hat zu mechani- 
sierten Systemen geführt. Alle Mitgliedstaaten be- 
sitzen ein Informationszentrum auf dem Gebiet der 
Kernenergie. Die Gemeinschaft selbst hat die ZID 
gegründet, deren Kompetenz und Wirksamkeit all- 
gemein anerkannt sind. Auf dem Gebiet der Luft- 
und Raumfahrt besteht in Paris das ESRO Aeröspacc 
Documentation Center, das mit einer EDV Anlage in 
Darmstadt durch Fernleitung verbunden ist. 

Auch in der Metallurgie dürfte die Verbreitung der 
Kenntnisse in den Mitgliedstaaten in der Regel zu- 
friedenstellend sein, aber die internationale Zu- 
sammenarbeit könnte intensiviert werden. Das Ver- 
suchszentrum für Metallurgie in Italien arbeitet 
mit einer Lochkartenanlage. Die Dokumentation 
über NE-Metalle beschränkt sich allerdings auf die 
spezialisierten Industriezweige und ist nicht ander- 
weitig zugänglich. 

Für die Chemie und die Nahrungsmittelindustrie 
gibt es zahlreiche Zentren. Besonders zu erwähnen 
ist die IDC^) in Deutschland. Diese Zentren sind häu- 
fig auf besondere Bereiche spezialisiert (Ernährung, 
Arzneimittel usw.). Den größten Einfluß hat jedoch 
der Chemical Abstracts Service der American Che- 
mical Society. Dieser Dienst arbeitet auf Geschäfts* 
basis, jedoch mit staatlicher Unterstützung. 

Die medizinische Information wird in den Gemein- 
schaftsländern verhältnismäßig zufriedenstellen ver- 
breitet. Besondere Erwähnung verdienen die Stif- 
tung Excerpta Medica (Amsterdam) und die fachli- 
chen Veröffentlichungen des CNRS in Frankreich. 
Auch hier jedoch ist das amerikanische Medlars- 
System am weitesten verbreitet. 

Die Information über Eelektronik ist kaum zugäng- 
lich. Die größten Unternehmen stellen ihre Doku- 
mentation für eigene Rechnung zusammen. Von bri- 
tischer Seite wird das Projekt INSPEC entwickelt, 
das die Dokumentation auf den Gebieten der Phy- 
sik, Elektronik und Automatik zentralisieren soll. 

Allgemein gesehen haben die Unternehmen der 
Vereinigten Staaten weit größere Möglichkeiten. 
Gegenüber den 26 wichtigen Gemeinschaftszentren 

b Internationale Dokumentationsgesehschaft für Chemie 
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gibt es in den Vereinigten Staaten etwa 70 gleich- 
wertige oder aber bedeutendere Zentren, für die 
weit mehr Mittel aufgewendet werden (100 Millio- 
nen Dollar gegenüber 15 in der Gemeinschaft). 

In Anbetracht des technologischen Vorsprungs der 
Amerikaner ist es normal, daß Europa die ameri- 
kanische Information in Anspruch nimmt. Nicht 
denkbar ist hingegen, daß Europa in einigen beson- 
ders wichtigen Bereichen mehr oder weniger ganz 
von Zentren außerhalb der Gemeinschaft abhängig 
wird. 

Deshalb müssen die Verantwortlichen für diese Fra- 
gen in der Gemeinschaft zu erreichen versuchen, 
daß mit den fortgeschrittensten Zentren der Dritt- 
länder auf Gegenseitigkeit oder unentgeltlich Infor- 
mationen ausgetauscht werden, ohne daß jedoch 
Monopole entstehen, durch die die Gemeinschafts- 
industrie in diesem Bereich in ein vollkommenes 
Abhängigkeitsverhältnis geraten würde. 

Zweifellos liegt es im eigenen Interesse der Indu- 
strie, den notwendigen Zugang zu der vorhandenen 
technisch-wissenschaftlichen Information zu errei- 
chen. Die wissenschaftliche und technische For- 
schung, die Ausbildung und die Industrie haben 
identische Interessen, und daher sollten alle poten- 
tiellen Nutznießer einer verbesserten Kenntnisver- 
breitung Zusammenarbeiten, um sich die benötigten 
Instrumente zu schaffen. 

Es gibt nur wenige Bereiche, bei denen sich eine 
Zusammenarbeit in weltweitem Rahmen wirtschaft- 
lich so sehr lohnen würde, wie bei diesen. Die Ver- 
wirklichung einer solchen Zusammenarbeit wird 
aber bisher durch das Fehlen einiger Voraussetzun- 
gen erschwert. Diese Voraussetzungen sind insbe- 
sondere: 

1. eine ausreichende Anzahl von Spezialisten für 
die Dokumentation; 

2. international angewandte Normen für die elek- 
tronische Datenverarbeitung; 

3. leistungsfähige und wirtschaftliche Arbeitsfor- 
men für die Sammlung und Speicherung von In- 
formationen. 

Die Europäische Kommission ist bemüht, in Zusam- 
menarbeit mit den Ländern der Gemeinschaft eine 
gemeinsame Politik für die Verbreitung der Kennt- 
nisse zu definieren, insbesondere in den für die Ge- 
meinschaft wichtigsten Sektoren, um damit allen 
Interessenten gleichen Zugang zu der Information 
dieser Bereiche zu sichern. 


2. In Aussicht zu nehmende Maßnahmen 

Zweifellos ist es in erster Linie Aufgabe der Indu- 
strie, mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln 
und vor allem durch eine berufliche Zusammenar- 
beit auf Gemeinschaftsebene nach einer Lösung der 
Probleme zu suchen, die der Zugang zu wissen- 
schaftlichen Informationen aller Art ihnen stellt. 

Die Kommission möchte in diesem Zusammenhang 
darauf hinweisen, daß die auf Gemeinsdiaftsebene 
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organisierten Berufsverbände hierbei eine beson- ' Festlegung von Normen zwischen den Mitglied- 
dere Rolle spielen könnten. , Staaten 


Diese Frage geht jedoch auch den Staat an. Ihre Be- 
deutung rechtfertigt eine staatliche Intervention, 
damit die Verbreitung der Kenntnisse sich so wirk- 
sam wie möglich vollzieht und in den Sektoren ge- 
fördert wird, in denen es schlecht um sie bestellt 
ist, und damit die Mißbräuche, zu denen ein unglei- 
cher Zugang zu den verschiedenen Dokumentations- 
systemen führen könnte, unter Kontrolle gehalten 
werden können. 

Diese Intervention könnte in folgender Form erfol- 
gen: 

a) Rationalisierung der Systeme 
zur Verbreitung der Kenntnisse 

Die Gemeinschaft hat bereits mit der Prüfung der 
Fragen im Zusammenhang mit der Koordinierung 
und Konzertierung der Verbreitung der Kenntnisse 
auf Gemeinschaftsebene begonnen. 

Innerhalb der Arbeitsgruppe „Politik auf dem Ge- 
biet der wissenschaftlichen und technischen For- 
schung" (PWTF) ist eine Fachgruppe für wissen- 
schaftliche Information und Dokumentation (IDST) 
gebildet worden. Diese Gruppe hat insbesondere 
folgende Aufgaben; 

— sie bestimmt Art und Funktion des Systems einer 
Gegenüberstellung, das eine ständige Konzertie- 
rung der Politik der Mitgliedstaaten auf dem 
Gebiet der wissenschaftlichen Dokumentation 
und Information ermöglichen würde; 

— sie geht bei der Prüfung des „Gemeinschafts- 
systems der Verarbeitung und Verbreitung der 
Information" sektoral vor, wobei jedoch die sich 
überschneidenden Gebiete der einzelnen Sekto- 
ren und die Vereinbarkeit der in Betracht kom- 
menden sektoralen Systeme besonders berück- 
sichtigt werden müssen, damit nicht die Defini- 
tion eines europäischen Gesamtsystems verhin- 
dert wird, falls sich die schrittweise Einführung 
eines solchen Systems empfehlen sollte; 

— sie entwickelt die sektoralen Arbeiten weiter, 
wobei davon auszugehen ist, daß die Inform'a- 
tionsstrukturen weitgehend dezentralisiert sind 
und bleiben. Die Gruppe IDST muß sidi folglich 
besonders mit der Frage des Zusammenhangs 
zwischen den Sektoren und der Herausstellung 
besonderer Bereiche, für die zentralisierte Lö- 
sungen erforderlich sind, befassen; 

— bei der Festlegung der von ihr zu prüfenden Sy- 
steme muß der bibliographischen Dokumenta- 
tion der Vorrang eingeräumt werden; dabei ist 
jedoch zu präzisieren, in welchen Fällen es wün- 
schenswert wäre, auch die rechtlichen, wirtschaft- 
lichen usw. Daten einzubeziehen: 

— die Gruppe muß bei ihren Arbeiten das Neben- 

einanderbestehen öffentlicher und privater Or- ‘ 
gane einkalkulieren und davon ausgehend die 
Fragen untersuchen, die das Nebeneinanderbe- j 
stehen einer unterschiedlichen Tarifgestaltung | 
auf wirft oder aufwerfen könnte; i 

— sie erörtert ihre Stellungnahme zu folgenden 
Fragen und teilt sie der Gruppe PWTF mit: 

eine oder mehrere Arbeitssprachen i 


Harmonisierung der Ausbildungsprogramme der 
Dokumentäre 

i Zweckmäßigkeit der Ausarbeitung eines gemein- 
schaftlichen Forschungs-Entwicklungsprogramms 
betreffend das Verfahren der Informationsverar- 
beitung. 

i Die Gruppe hat ihre Arbeit mit der Untersuchung 
I der Informationsprobleme in der Landwirtschaft, der 
Metallindustrie, der Medizin und im Patentwesen 
begonnen. 

Solche Rationalisierungsbemühungen sind sowohl 
für die Koordinierung der Mittel als auch für die 
Erarbeitung einer gemeinsamen Terminologie be- 
sonders wichtig, zumal die Verbreitung der Kennt- 
nisse zur Zeit überall in Europa organisiert wird. 
In diesem Zusammenhang sind die Arbeiten der 
Zentralstelle für Information und Dokumentation 
I der Euratom (ZID) ein ermutigendes Beispiel. Diese 
Zentralstelle hat ein auf Datenverarbeitung beru- 
hendes Kerndokumentationssystem entwickelt, das 
die Speicherung der Bezugsdaten von mehr als einer 
Million Dokumente ermöglicht hat. Die ZID unter- 
nimmt auf Anforderung an Hand eines Interessen- 
profils Nachforschungen, die sich entweder auf das 
vorhandene Material stützen oder aber die laufende 
Entwicklung miteinbeziehen. Die Qualität dieser Ar- 
beiten ist so ausgezeichnet, daß die Internationale 
Atomenergie-Organisation (lAEO) in Wien die Klas- 
sifikationsmethoden und die Terminologie der Ge- 
meinschaft für das INIS-Projekt weitgehend über- 
nommen hat. 

Deshalb sollte die PWTF-Gruppe in ihre Bemühun- 
gen bei der Untersuchung der Probleme der Verbrei- 
tung der Kenntnisse in bestimmten Sektoren auch 
andere Sektoren einbeziehen, damit eine gemein- 
j same Terminologie erarbeitet werden kann; ggf. 

I sollten sogar neue gemeinschaftliche Informations- 
j und Dokumentationszentren gegründet werden. Um 
den Erfolg dieser Aktion zu gewährleisten, sollte der 
Bezug auf die Industrie gewahrt, d. h, ermittelt wer- 
den, womit den Unternehmen in der Gemeinschaft 
am besten gedient ist. 

I Schließlich ist eine ausgewogene Zusammenarbeit, 
j vor allem in Form eines Informationsaustauschs mit 
; den entsprechenden Zentren der Drittländer, nur 
; denkbar, wenn in der Gemeinschaft aufgrund einer 
I wohlorganisierten Kooperation ein umfassendes und 
I zeitgemäßes System zur Verbreitung der Kenntnisse 
I entweder auf privater oder auf staatlicher Ebene 
entwickelt wird. Andernfalls wäre der Zugang zu 
den in den wichtigsten Zentren gespeicherten Kennt- 
nisse für die europäische Industrie schwierig und 
sehr kostspielig. 

b) Spezifische Beihilfen in Einzelfällen 

Unabhängig von der beträchtlichen Hilfe, die die öf- 
fentliche Hand durch die Rationalisierung der Sy- 
steme der Kodifizierung und der Verbreitung der 
Kenntnisse leistet, werden sehr häufig finanzielle 
Beihilfen zur Einrichtung und zur Arbeit solcher 
Zentren für Dokumentation und Verbreitung der 
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Kenntnisse gewährt. Die Bemühungen der Mitglied- 
staaten auf diesem Gebiet sollten koordiniert wer- 
den, vor allem um die Industriezweige dazu anzu- 
spornen, ihre Tätigkeit auf Gemeinschaftsebene zu 
rationalisieren oder zumindest Systeme einzuführen, 
die den Informationsaustausch zwischen den ein- 
zelnen Gemeinschaftsländern ermöglichen. 

Ein besonderes Problem stellt sich außerdem für die 
kleinen und mittleren Unternehmen, die keine ei- 
gene Dokumentationsabteilung besitzen oder Indu- 
striezweigen angehören, die nicht über solche Do- 
kumentationszentren verfügen, oder deren Mittel 
ihnen den Zugang zu solchen Zentren nicht gestat- 
tet. Da diese kleineren Unternehmen außerdem bis- 
weilen zu teilweisen oder vollständigen Umstellun- 
gen gezwungen sind, ist der Zugang zu einem multi- 
sektoralen Dokumentationszentrum für sie beson- 
ders wichtig. 

ln den Vereinigten Staaten hat die Small Business 
Administration den kleinen und mittleren Unter- 
nehmen unter anderem ein allgemeines Dokumen- 
tationszentrum zur Verfügung gestellt, zu dem sie 
ohne finanzielle Gegenleistung Zugang haben. 

In der Gemeinschaft gibt es solche multi-sektoralen 
Zentren bisher nicht. Sie würden jedoch wirksam zur 
Fortsetzung und zum Ausbau der Tätigkeit zahl- 
reicher kleiner und mittlerer Unternehmen beitra- 
gen. Solche nationalen und internationalen Zentren 
sollten ihre Klassifizierungs- und Verbreitungsme- 
thoden so wählen, daß sie auf Gemeinschaftsebene 
miteinander vereinbar sind, um es zu ermöglichen, 
Informationen und Dokumentationen über Fernlei- 
tungen auszutauschen. 

c) Patentrecht 

Schließlich würde die Verbreitung der Kenntnisse 
wesentlich durch ein geeignetes Patentrecht erleich- 
tert. 

Lange Zeit hat das Patent zwei Funktionen erfüllt: 

— dem Urheber einer Erfindung vorübergeheiud das 
ausschließliche Recht zur Benutzung und gewerb- 
lichen Verwertung zu sichern; 

— eine terminologisch brauchbare Information über 
die neuen Verfahren und Erzeugnisse zu vermit- 
teln und auf diese Weise die Industriegeheim- 
nisse sowie eine Zersplitterung der Forschungs- 
bemühungen einzuschränken. 

Die erste Funktion wird noch heute einigermaßen 
zufriedenstellend erfüllt, die zweite jedoch infolge 
der Bekanntmachungsfristen nicht mehr, die in den 
Ländern besonders lang sind, die erst nach Prüfung 
des Anspruchs ein Patent erteilen. 

In diesen Ländern, wie Deutschland und den Nie- 
derlanden, wo Patentrecht und -verfahren am de- 
tailliertesten sind, kam es noch vor kurzem häufig 
vor, daß ein Patent erst fünf bis zehn Jahre nach der 
Anmeldung erteilt wurde. Diese Verzögerungen wa- 
ren auf die zunehmende Zahl der Patentanmeldun- 
gen, auf die komplexe Technik und auf die Prü- 
fungsmethoden der Patentämter zurückzuführen. 

Um die Bekanntmachungsfristen in Zusammenhang 
mit der Patenterteilung zu verkürzen, schlug man 


in den meisten Fällen vor, für die Bekanntmachung 
der Anmeldungen eine verhältnismäßig kurze Frist, 
z. B. 18 Monate, vorzuschreiben. Diese Lösung ist 
vor einigen Jahren von den Niederlanden und vor 
kurzem von Deutschland gewählt worden. Es sei 
jedoch darauf hingewiesen, daß dadurch zwar der 
Grad der von den Unternehmen erreichten Innova- 
tion viel früher bekannt wird, die konkurrierenden 
Unternehmen aber gezwungen sind, die Erfindungen 
auf ihre Patentfähigkeit zu prüfen, was vorher die 
Patentämter taten. 

Eine weitere Verbesserung, die insbesondere in 
dem 1962 auf Initiative der Kommission und der 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaften ausgearbeite- 
ten Vorentwurf eines europäischen Patentrechts 
vorgeschlagen wird, besteht darin, die Prüfung auf 
Patentfähigkeit aufzuschieben und statt dessen so- 
fort und automatisch Nachforsdiungen nach etwai- 
gen älteren Patenten zu unternehmen. Diese Lö- 
sung wurde in dem Entwurf für die Erarbeitung 
eines europäischen Patenterteilungsverfahrens ge- 
wählt, der vorsieht, daß den bekanntgemachten Pa- 
tentanmeldungen ein vom Internationalen Patentin- 
stitut in Den Flaag ausgearbeitetes Neuheitsgutach- 
ten unverzüglich beigefügt wird. 

Diese Empfehlungen und Arbeiten zielen darauf ab, 
eine rasche Patenterteilung und im Einklang da- 
mit die Rechtssicherheit des Patentinhabers zu ge- 
währleisten; vorgeschlagen werden hierzu rasche 
Verfahren für die Bekanntmachung entweder der 
Anträge, denen die Ergebnisse der Nachforschung 
nach etwaigen früheren Patenten für die gleiche Er- 
findung beigefügt ist, oder eines vorläufigen Pa- 
tents, dem nach mehr oder weniger langer Zeit die 
Erteilung eines endgültigen Patents nach eingehen- 
der Prüfung der Patentfähigkeit folgt. 

Technologische Prognose, Forschung und Verbrei- 
tung der Kenntnisse sind oft verkannte und zuwei- 
len wenig spektakuläre Anreizmittel der industriel- 
len Entwicklung. Sie spielen jedoch eine nicht we- 
niger entscheidende Rolle als die Steuerpolitik, die 
sektoralen Beihilfen oder die Flandelspolitik. Tat- 
sächlich sind sie eine wesentliche Komponente der 
Unternehmenssphäre, und öffnen — so diffus ihre 
Auswirkungen auch manchmal sein mögen — den 
Unternehmen den Blick auf die Zukunft, ohne den 
eine wettbewerbsfähige gewerbliche Wirtschaft 
nicht mehr möglich ist. 

Diese allgemeine Aktion erstreckt sich auf die ge- 
samte gewerbliche Wirtschaft und auf alle Unter- 
nehmen. Sie ist jedoch nicht ausreichend in bestimm- 
ten Sektoren, wo die technologische Innovation die 
Mobilisierung derart hoher Mittel erfordert, daß 
auch die Ressourcen der größten Unternehmen nicht 
ausreichen und daß die öffentlichen Mittel selbst in 
einem Land mit 50 Millionen Einwohnern nicht mehr 
genügen. Die in diesen Sektoren durchzuführenden 
Maßnahmen werden im vierten Teil dieses Doku- 
ments behandelt. 


Wird zur Zeit von einer Regierungskonferenz ausge- 
arbeitet, an der die sechs Gemeinscbaftsländer sowie 
Österreich, Dänemark, Spanien, Großbritannien, Grie- 
chenland, Irland, Norwegen, Portugal, Schweden, die 
Schweiz und die Türkei teilnehmen. 
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VIERTER TEIL 

Die Industrieförderung in den technologischen Spitzenbereichen 

Die Verwirklichung der Gemeinschaft in diesen Sektoren 


Einleitung 

Es ist schwierig, genau zu definieren, welches die 
Industriezweige der fortgeschrittenen Technologie 
oder Spitzenindustrien sind. Wie bereits gesagt, ist 
die Unterscheidung zwischen konventionellen In- 
dustriezweigen und solchen mit hohem technologi- 
schem Entv/icklungsniveau immer weniger begrün- 
det. Die technologischen Neuentwicklungen finden 
auch in den konventionellsten Industriezweigen An- 
wendung, und die Umstrukturierungsmaßnahmen in 
der Industrie führen dazu, daß die herkömmlichen 
Produktionsabteilungen mit entwicklungsintensiven 
Abteilungen zusammengelegt werden. 

Die in den ersten drei Teilen dieses Dokuments be- 
handelten Probleme berühren zwar an sich die ge- 
samte Industrie, jedoch dürfte eine Gruppe von Un- 
ternehmen bzw. ihre Tätigkeit in der Analyse der 
Probleme der Industrie besondere Aufmerksamkeit 
verdienen; dabei handelt es sich um diejenigen In- 
dustriezweige, die direkt oder indirekt in der Her- 
stellung neuer Produkte tätig sind, deren Entwick- 
lung ein immer größeres menschliches, finanzielles 
und industrielles Potential voraussetzt und techno- 
logische Wagnisse und kommerzielle Risiken mit 
sich bringt, die weit über das hinausgehen, was die 
Unternehmen normalerweise einkalkulieren müs- 
sen. Für diese Industriezweige sind Entwicklungs- 
fähigkeit und industrielle Leistungsfähigkeit nicht 
nur Atouts im wirtschaftlichen Wettbewerb, son- 
dern die conditio sine qua non für den Zugang zu 
gewissen Produktionszweigen. Das heißt mit ande- 
ren Worten, daß für die Herstellung bestimmter 
technologisch hochwertiger Güter eine Schwelle der 
unternehmerischen, finanziellen und technologi- j 
sehen Leistungsfähigkeit besteht, unter der die be- 
treffende Fertigung zum Scheitern beziehungsweise 
zu dauernder Unwirtschaftlichkeit verurteilt ist. * i 

Zu diesen Produktionszweigen gehören zweifellos 
die kerntechnischen und elektronischen Großanla- i 
gen und die Luftfahrt- und Raumfahrttechnik. Mor- ! 
gen kann bereits für weitere Sektoren eine solche 
Schwelle spürbar werden. t 

Leider muß festgestellt werden, daß in der Gemein- 
schaft die Unternehmen in den genannten Produk- i 
tionszweigen im Vergleich zu ihren Hauptkonkur- 
renten in den Drittländern, denen ein äußerst spek- 
takulärer industrieller Durchbruch gelungen ist, häu- 
fig nur ein geringes Gewicht auf die Waagschale : 
bringen (vgl. Tabellen 1 a, b und c). i 


Zu diesen Tabellen ist folgendes zu sagen: 

Auf dem ausgedehnten Sektor Elektrotechnik, elek- 
trische Maschinen und Elektronik haben die sechs 
größten amerikanischen Firmen im Jahr 1968 ge- 
meinsam einen Umsatz von nahezu 29 Mrd. S er- 
zielt, d. h. mehr als das Doppelte des Umsatzes 
der neun größten Firmen der Gemeinschaft (12,6 
Mrd, 8). Die sechs großen amerikanischen Firmen 
liegen alle über der 2^hi Mrd. S-Umsatzgrenze, wo- 
bei General Electric allein mehr als 8 Mrd. erzielt; 
dagegen liegen nur drei Unternehmen der Gemein- 
schaft über der 2 Mrd. -Grenze, wobei überdies die 
Tätigkeit von Montecatini-Edison sehr stark über 
den elektrotechnischen Bereich hinausgeht. Die fünf 
wichtigsten japanischen Firmen erreichen bereits 
einen Umsatz von nahezu 8 Mrd. 8. 

Wenn man die Fertigung von elektrischem Groß- 
gerät (Turbogeneratoren) gesondert betrachtet, so 
ist die Disparität insgesamt gesehen weniger stark, 
aber die Produktionskapazität jedes einzelnen der 
beiden amerikanischen Giganten General Elekctric 
und Westinghouso beträgt das Dreifache des größ- 
ten Gemeinschaftsunternehmens (KWU) und ist 
6mal so groß wie die der beiden folgenden (BBC 
Mannheim und CGE-Alsthom). Vier amerikanische 
Firmen haben 9v3 Kernkraftwerke (Leistung minde- 
stens 100 MWe) mit einer Gesamtleistung von 
75 000 MWe gebaut oder im Auftrag (74 Kraftwerke 
mit einer Leistung von 61 000 MWe allein bei Gene- 
ral Electric und Westinghouse), während etwa 
10 Gemeinschaftsfirmen sich mit 22 Kraftwerken mit 
einer Gesamtleistung von rund 10 000 MWe begnü- 
gen müssen. 

Auf dem Gebiet der Informatik liegen keine sehr 
genauen Zahlen vor. Nichtsdestoweniger dürfte 1968 
der Gesamtumsatz der Gemeinschaftsindustrie (ohne 
Tochtergesellschaften amerikanischer Unternehmen) 
kaum 130 Millionen 8 überschritten haben, wäh- 
rend der Umsatz der amerikanischen Unternehmen 
mit 8,750 Mrd. 8 das 67fache betrug, beziehungs- 
weise das 25fache des Umsatzes der Gemein- 
schaftsunternehmen und der britischen Unternehmen 
zusammengenommen. Bemerkenswert ist ferner, daß 
in den USA auf die Informatik 39 ^'o des Gesamt- 
umsatzes der Elektronikindustrie entfallen, während 
der Prozentsatz in der Gemeinschaft nur 1,7 Vo be- 
trägt. 

Auch im Bereich der Luft- und Raumfahrttechnik ist 
die Situation sehr unausgewogen; der Gesamt- 
umsatz der amerikanischen Unternehmen erreichte 
1967 mehr als das 13fache des Umsatzes der Ge- 
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Tabelle 1 a 

Liste von Unternehmen in der EWG, in den Ver- 
einigten Staaten, in Japan und in Großbritannien, 
deren Haupttätigkeit auf dem Gebiet der Elektro- 
technik, elektrischen Maschinen und/oder Elektronik 
liegt, mit Angabe des Umsatzes und der Beschäf- 
tigtenzahl im Jahre 1968 


1 Umsatz in Beschäf- 
I Millionen S ; tigtenzahl 


Deutschland 


Siemens AG (Rech- 




1 

nungsjahr 67/68) . . 

(a) 

2 187 

(b) 

256 400 1 

AEG-Telefunken .... 

(a) 

1 463 

(a) 

146 400 

Frankreich 





C.G.E. (Gruppe) .... 
Thomson-Brandt 

(c) 

1 102 

(c) 

77 000 

i 

(Gruppe) 

Schneider S.M. 

(b) 

1 016 

(b) 

76 000 * 

(Gruppe) 

(c) 

1 100 

(c) 

70 000 

Italien 





Montecatini-Edison . 

(b) 

2 316 

(b) 

142 300 ' 

Olivetti 

(b) 

593 

(b) 

60 700 

Niederlande 





Philips 

(b) 

2 685 

(b) 

265 000 ' 

Belgien 





ACEC 

(b) 

128 

(b) 

13 750 

Die 9 Unternehmen in 





der EWG ingesamt . . 


12 590 



Vereinigte Staaten 





General Electric . . . 

(c) 

8 382 

(c) 

306 100 

IBM 

(c) 

6 889 

Uc) 

241 900 

Westinghouse 

(d) 

3 296 

:(d) 

138 000 i 

RCA 

(d) 

3 014 

(d) 

125 000 1 

General Dynamics 

Corp 

North American 

(c) 

2 662 

'(C) 

100 400 , 

Rockwell Corp. . . . 

(d) 

2 639 

i(d) 

121 000 

insgegamt . . . 

! 

28 882 

i 


Japan 





Hitachi 

i(b) 

2 282 

(b) 

154 200 

Mitsubishi Heavy . . 

|(b) 

1 807 

(b) 

95 300 

Matsushita Electrical 

Tokio Shibura 

(b) 

1 688 

(b) 

73 100 

Electric 

(b) 

1 598 

(b) 

128 000 

Nippon Electric Co. . 

(b) 

529 

(b) 

47 800 

insgegamt . . . 


7 904 



Großbritannien 




i 

Gen. Electric/English 




1 

Electric 

(b) 

2 155 

(b) 

233 000 

Hawker Siddeley . . . 

i(b) 

918 

(b) 

98 000 


Quellen: (a) Jahresbericht 

(b) Fortune 

(c) Societe Editions Economiques et Financieres 

(d) Moody's Index 
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Tabelle 1 c 

Luftfahrt- und Raumfahrtindustrie 

Liste von Unternehmen der EWG, der Vereinigten 
Staaten und Großbritanniens mit Angabe 
des Umsatzes und der Beschäftigtenzahl 
1967 



Umsatz in 

Beschäf- 

1 EWG 

Messerschmitt- 
Bölkow-Blohm (D) 
(Zusammenschluß 

Millionen $ 

tigtenzahl 

1969) ') 

Sud-Aviation A 
Nord-Aviation A 

Sereb (F) 

(Zusammenschluß 

164 

19 000 

1970) ') 

M. Dassault-Breguet : 

500 

40 500 

(1968) (F) : 

Aeritalia (I) 

330 

12 600 

(Zusammenschluß . . 
Fiat Avio A Aerfer) 

62 

7 800 

Aer Macchi (I) .... 

VFW -F Focker 
(D A N) ' 

(Zusammenschluß 

11 

1 200 

' 1969)') 

146 

15 600 

Sonstige 

556 

68 500 

EWG insgesamt ... 

1 758 

1 164 000 


Vereinigte Staaten 


McDonell- 

Douglas -) ^) 

Boeing “) •^) 

General 

Dynamics -)'“') 

Sonstige 

2 798 

2 862 

1 510 

, 16 088 

134 000 
141 800 

69 000 
823 000 

' Vereinigte Staaten 



■ insgesamt . . . 

23 258 

1 168 000 

Großbritannien 



Rolls-Royce 

! ; 


, 1 (Aerospace Div.) . . . 

605 

73 400 

1 , BAC 

i 439 

: 36 500 

j Hawker-Siddeley . . 

; 364 

48 000 

Sonstige 

202 

i 90 100 

. Großbritannien 



1 insgesamt . . . 

1 610 

248 000 


I (1) Die angegebenen Zahlen entsprechen der Summe 
j der Umsätze und der Beschäftigtenzahlen im Jahre 

; 1967. 

(2) Nur Luft- und Raumfahrttechnik. 

' (3) Aufgliederung der Gesamtbeschäftigtenzahl nach dem 

Anteil der Luft- und Raumfahrttechnik am Gesamt- 
umsatz. Quelle: SORIS 
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Tabelle 1 b 


Elektrotechnik 

Liste der größten Hersteller elektrischer Großgeräte in der EWG, der EFTA 
und den Vereinigten Staaten 


! 

I 


Unternehmen 


Produktions- 
kapazität für Gene- 
ratoren, Turbinen 
oder Turbo- 
generatoren 
je Unternehmen 


Höchste jährliche 
Auslieferung von 
Dampf- und 
Wasserturbinen 
in dem Zeitraum 
1966 bis 1968 
(> 10 MW) 


Höchste jährliche 
Auslieferung von 
Dampfturbinen 
in dem Zeitraum 
1966 bis 1968 
(> 10 MW) 


Vorausschätzung des i 
durchschnittlichen Jahres- j 
bedarfs (elektrische ! 
Leistung, in Betrieb oder ! 
in Betrieb zu nehmen) I 
1968 1975 i 


Deutschland 

KWU 

MAN/GHH 

BBC Mannheim . . . 

Belgien 

ACEC 

Frankreich 

CGE/Alsthom . . . . 

Jeumont-Schneider 

C.E.M 

Italien 

Tecnomasio (BBC) 

Franco Tosi 

E. Marelli 

Ansaldo G.E. 
Nucleare 


(1) 6000 MW 
Turbo- 
genera- 
toren 

(2) 3000 MW 
Turbo- 
genera- 
toren 


(3) ± 450 MW 
Genera- 
toren 


(4) ± 2000 MW 

Turbo- 

genera- 

toren 

(5) 2500 MW 
Turbo- 
genera- 
toren 

(6) 1000 MW 
Turbo- 
genera- 
toren 


600 MW 
Turbo- 
genera- 
toren 

. . . MW 
Turbo- 
(7) genera- 
toren 

1400 MW 
Turbo- 
genera- 
toren 

2000 MW 
Turbo- 
genera- 
toren 


1966 4 532 MW 


1966 444 MW 


1967 3 668 MW 


1967 3278 MW 


1968 4 706 MW 


1966 112 MW 


1967 3 149 MW 


3 400 MW 6 000 MW 


450 MW 750 MW 


I 


2 200 MW 3 800 MW I 


1967 1 636 MW 


2 200 MW 4 200 MW 
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Unternehmen 

i 

! 

Produktions- 
kapazität für Gene- 
ratoren, Turbinen 
oder Turbo- 
generatoren 
je Unternehmen 

Höchste jährliche 
Auslieferung von 
Dampf- und 
Wasserturbinen 
in dem Zeitraum 
1966 bis 1968 

1 (> 10 MW) 

Höchste jährliche 
Auslieferung von 
Dampfturbinen 
in dem Zeitraum 
1966 bis 1968 
[ (> 10 MW) 

Vorausschätzung des 
durchschnittlichen Jahres- 
bedarfs (elektrische 
Leistung, in Betrieb oder 
in Betrieb zu nehmen) 
1968 1975 

! 

i j 

! Niederlande ' 


1 1 

1967 205 MW 

1968 413 MW 1 

750 MW 1 350 MW 

VMF/Stork/W 

(6) 300 MW 

Turbinen | 

1 

1 


Rijn-Schelde 

(8) 600 MW 




C.E.E ' 


1967 11 429 MW 

1 

1968 8 724 MW 

9 000 MW 16 000 MW 

Vereinigtes Königreich' 


1967 10 802 MW 

1966 9 863 MW 

4 200 MW 8 600 MW 

EEL/G.E.C 

Parsons 

(9) ± 10 000 

MWTur- 





bogene- 

ratoren 




Schweiz 


1968 2 789 MW 

1968 1 945 MW 

400 MW 600 MW 

1 Gruppe BBC I 

(2) 1500 MW 

Turbo- 
genera- 
toren 



i 

1 Vereinigte Staaten 





General Electric .... 

1 

! 

(10) 18 000 

MW Tur- 
bogene- 
ratoren 




Westinghouse 

18 000 

MW Tur- 
bogene- 
ratoren 

i 



Quelle: (1) Siemens Nachrichten — April 

1969 

(2) Schätzung 

Quelle: OECD 

Quelle: OECD 

Quelle: Statistiken der 
Dienststellen 
der Kommission 


(3) Höchste jährliche Auslieferung 
von Generatoren durch die 
belgische Industrie in den Jah- 
ren 1966, 1967, 1968 (OECD) 

(4) Gesamtleistung der 1968 gebau- 
ten Turbogeneratoren (Presse- 
meldung) 

(5) Angaben des Unternehmens 

(6) Le Monde, 6. Februar 1970 

(7) LR.I. 

(8) Angaben des Unternehmens; 
Rijn Schelde wäre in der Lage, 
alle zwei Jahre drei Turbinen 
von 400 MW zu bauen 

(9) Auf Lieferungen 1967/1968 be- 
ruhende Schätzungen (OECD) 

(10) Schätzung der A.E.C. — 1969 
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meinschaftsunternehmen, der kaum über dem Um- 
satz der britischen Firmen liegt. 

Diese unzureichende Entwicklung der Gemein- 
schaftsindustrie ist natürlich die Folge des begrenz- 
ten Potentials der einzelnen Mitgliedstaaten und der 
geringen Dimension der Märkte, für die die Unter- 
nehmen bisher produziert haben. Zwar haben die 
Regierungen in den letzten Jahren bereits ver- 
sucht, diese Nachteile durch eine internationale Zu- 
sammenarbeit zu überwinden. Bisher jedoch haben 


die auf verschiedenen Ebenen und nach sehr unter- 
schiedlichen Methoden durchgeführten Programme 
in der Frage der industriellen Entwicklung keine 
voll befriedigenden Ergebnisse gebracht. Es dürfte 
zweckmäßig sein, die Ursachen dieses relativen Miß- 
erfolgs zu analysieren (Kapitel I), bevor in den drei 
folgenden Kapiteln in großen Zügen der Ansatz 
einer gemeinsamen oder konzertierten Politik der 
industriellen Entwicklung in den wichtigsten Berei- 
chen der fortgeschrittenen Technologie dargelegt 
wird. 


KAPITEL I 

Internationale technologische Zusammenarbeit und industrielle Entwicklung 


In Westeuropa war die Zusammenarbeit im techno- 
logischen Bereich während der letzten Jahre da- 
durch gekennzeichnet, daß nicht einmal ein Mindest- 
maß an Homogenität vorhanden war. Die Bemühun- 
gen entfalteten sich im Rahmen von Regierungs- 
abkommen, im Rahmen internationaler Fachorgani- 
sationen oder auch in einem — freilich sektoral 
begrenzten — Gemeinschaftsrahmen, nämlich dem 
von Euratom. Bisher ist es den zuständigen Behör- 
den der Mitgliedstaaten noch nicht gelungen, eine 
umfassende Gegenüberstellung der Methoden und 
industriellen Ergebnisse vorzunehmen. Darin ist 
nach Ansicht der Kommission die Hauptursache 
dafür zu suchen, daß sich die Erwartungen nicht 
erfüllt haben. 

Mit der Einsetzung der PWTF-Gruppe auf Grund 
der Ratsentschließung vom 31. Oktober 1967 konn- 
ten zwar auf mehreren Gebieten gemeinsame Leit- 
linien entwickelt werden, und einige dieser Bereiche, 
die Datenverarbeitung etwa, haben aus industrieller 
Sicht auch eine große Bedeutung. Ferner hat die 
Gruppe unlängst eine systematische Gegenüber- 
stellung der Forschungspolitik sowie der einzel- 
staatlichen Programme und Haushaltspläne in An- 
griff genommen. Diese Bemühungen werden nur 
dann Früchte tragen, wenn sie nicht nur zu einem 
besseren Einsatz der verfügbaren Mittel im Bereich 
der Forschung, sondern auch zu einer Organisation 
der Forschung führen, die mehr als bisher den Er- 
fordernissen der industriellen Entwicklung Rechnung 
trägt. Deshalb müssen Kommission und die zustän- 
digen Stellen der Mitgliedstaaten gemeinsame Über- 
legungen auch darüber anstellen, welche Voraus- 
setzungen erfüllt sein müssen, damit die Forschungs- 
ergebnisse im industriellen Bereich zur Anwendung 
gelangen können. 

Die nachstehenden Darlegungen wollen lediglich 
eine Ausgangsbasis für solche Überlegungen schaf- 
fen. 

Sie betreffen: 

— den industriellen Aufbau und den finanziellen 
Hintergrund der in Zusammenarbeit durchgeführ- 
ten technologischen Entwicklungsprogramme; 


— • die Vermarktung der daraus hervorgehenden Er- 
zeugnisse und — • im weiteren Sinne — der 
Produkte fortgeschrittener Technologie; 

— die Beziehungen zu den Drittländern. 


I. In Zusammenarbeit durchgeführte 
technologische Entwicklungsprogramme 

Auf Grund der Erfahrungen bei den in den letzten 
Jahren unternommenen Kooperationsversuchen kön- 
nen einige Feststellungen getroffen werden: 

1. Die Aktionen der Zusammenarbeit konnten auf 
finanzieller und industrieller Ebene nicht nach 
rationellsten Gesichtspunkten gestaltet werden. 
Sie sind meist kurzfristigen, vom nationalen In- 
teresse bestimmten politischen und wirtschaftli- 
chen Überlegungen untergeordnet und führen zu 
Kompromissen, die mit dem Prinzip der Wirt- 
schaftlichkeit nicht zu vereinbaren sind. Die For- 
derung nach der die von einem Land geleisteten 
Beiträge den an die Industrie dieses Landes ver- 
gebenen Aufträgen unbedingt proportional sein 
müßten, führt zu einer um so stärkeren Verzette- 
lung als dabei auch der mehr oder weniger tech- 
nisch hochwertige Charakter der einzelnen Lei- 
stungen, die jedem Beteiligten zugewiesen wer- 
den, zu berücksichtigen ist. Daher sind die Kosten 
solcher Maßnahmen in der Regel höher, als wenn 
die Ausführung des Vertrages einem einzigen 
Unternehmen oder einer zweckmäßig struktu- 
rierten Unternehmensgruppe übertragen worden 
wäre. 

2. Bei der Durchführung von Kooperationsverträ- 
gen ist das Prinzip der Wirtschaftlichkeit nicht 
allein maßgebend. Es spielen auch politische Er- 
wägungen hinein, welche die bei der Durchfüh- 
rung des Vorhabens jeweils zu treffenden Ent- 
scheidungen beeinflussen. Diese Form des Vor- 
gehens, die gelegentlich auch als „diplomatisch" 
bezeichnet wurde, hat in der Vergangenheit zu 
Engpässen oder ernsten Störungen bei der Fi- 
nanzierung geführt. Das Problem der Finanzie- 
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rung der fast unvermeidlichen Kostenüberschrei- 
tungen ist bei dieser Art von Verträgen beson- 
iders schwierig zu lösen. Die Finanzprobleme wa- 
ren daher sehr häufig für die Zusammenarbeit 
ein Stein des Anstoßes und hatten zur Folge, 
daß zuweilen die Arbeiten nicht weitergeführt 
wurden, oder es zu einem teilweisen Mißerfolg 
kam, wie etwa bei den Versuchen der europä- 
ischen Raumfahrt. 

3. In ihrer bisherigen Form hat die Zusammenarbeit 
bestimmte Produktionsprogramme und nicht die 
Entwicklung starker Inidustrieunternehmen zum 
Ziel. So hat sie kaum positive Auswirkungen auf 
die Umstrukturierung der Unternehmen, da sie 
für diese lediglich Episoden darstellt. Bei den 
Firmen, die sich an solchen Projekten beteiligen, 
ist nicht in allen Fällen eine spürbare Verstär- 
kung ihres Potentials zu beobachten, und wenn 
eine Zusammenar^beit beendet ist, müssen sie 
sich vielfach nach einem neuen Projekt und nach 
neuen Partnern umsehen. So wird die Chance 
vertan, in der Gemeinschaft die Entwicklung 
grenzüberschreitender europäischer Unterneh- 
men zu fördern, die in der Lage sind, es im Wett- 
bewerb mit den mächtigsten Firmen der Dritt- 
länder aufzunehmen (vgl. Zweiter Teil, Kapi- 
tel II). 


II. Die Vermarktung der Erzeugnisse 

Der Absatz von Erzeugnissen fortgeschrittener Tech- 
nologie einschließlich jener Produkte, die aus inter- 
nationaler Zusammenarbeit entstanden sind, konnte 
bisher aus der Verbreiterung der Marktbasis, die sich 
aus der Schaffung der Gemeinschaft hätte ergeben 
müssen, keinen echten Nutzen ziehen. Aufträge für 
technologische Erzeugnisse werden in den einzelnen 
Ländern erfahrungsgemäß an die einheimische In- 
dustrie vergeben, soweit eine solche vorhanden ist. 

Diese Abkapselung der Märkte in der Gemeinschaft 
hat viele Gründe. Der wichtigste ist zweifellos darin 
zu suchen, daß die Regierungen bestrebt sind, ihrer 
Industrie die bestehenden Absatzmöglichkeiten auf 
dem Inlanidsmarkt zu sichern. Bei konsequenter An- 
wendung einer solchen Politik in jedem Land, in 
dem eine einheimische Produktion besteht, hat das 
zwangsläufig zur Folge, daß die Erzeugnisse der 
Partnerländer der Gemeinschaft vom Markt ausge- 
schlossen werden. Diese Tendenz wird durch das 
verständliche Bestreben der Regierungen verstärkt, 
den Aufwendungen für Forschung und Entwicklung 
in ihren eigenen öffentlichen Forschungszentren 
oder im Rahmen von Verträgen mit ihren Industrien 
industriell und kommerziell eine Rentabilität zu 
sichern. So ist bereits auf der Ebene der Forschung 
und Entwicklung die künftige Abkapselung im indu- 
striellen und kommierziellen Bereich vorgezeichnet. 

Ist die Industrie eines Landes schwach entwickelt 
oder fehlt sie überhaupt, und beteiligt sich das 


betreffende Land infolgedessen an keinem inter- 
nationalen Programm, so besteht nur ein geringer 
Anreiz dafür, Materialien oder Ausrüstungen aus 
der Produktion seiner Partner zu beziehen, die in 
dem betreffenden Fall mehr als Konkurrenten zu 
betrachten sind. Mit Rücksicht auf den geringen und 
vielfach nicht vorhandenen Zollschutz (vgl. nach- 
stehende Tabelle 2) ist vielmehr die Neigung vor- 
handen, auf Produkte dritter Länder zurückzugreifen 
und sich um Zulieferaufträge zu bemühen. 

Die Abkapselung des Marktes ist nicht nur auf die 
Haltung der öffentlichen Käufer zurückzuführen, die 
bestimmte Arten von Aufträgen der einheimischen 
Industrie vorzubehalten pflegen, sondern sie ergibt 
; sich auch aus Gewohnheiten und Denkweisen, die 
I sich nur langsam wandeln. Auch können finanzielle 
; oder geschäftliche Bindungen, ja sogar persönliche 
Beziehungen dazu beitragen, daß die Aufträge die 
Landesgrenzen nicht überschreiten. 

Diese Feststellungen werden erhärtet durch das 
geringe Volumen des innergemeinschaftlichen Han- 
delns mit technologischen Spitzenerzeugnissen; al- 
lerdings ist es nicht möglich, an Hand der vorliegen- 
den statistischen Daten einen vollständigen Über- 
blick zu vermitteln. 

Vergleichsweise am günstigsten liegen die Dinge 
I noch im Bereich der Elektronik, denn vom Umsatz 
der elektronischen Industrie im Jahre 1965 entfielen 
immerhin rund 15 ^/o auf den innergemeinschaftlichen 
Handel. Gleichwohl ist darauf hinzuweisen, daß der 
i einschlägige Warenverkehr der Gemeinschaft mit 
j dritten Ländern geringfügig über dem EWG-Binnen- 
I handel lag und daß sich der innergemeinschaftliche 
I Handel mit technologischen Spitzenerzeugnissen ins- 
I besondere im Bereich der Datenverarbeitung, zwi- 
i sehen Tochtergesellschaften großer amerikanischer 
I Firmen in der Gemeinschaft im Rahmen einer Spe- 
zialisierung zwischen den einzelnen Werken voll- 
zog, die von diesen Großunternehmen in der Ge- 
meinschaft kontrolliert werden. Davon abgesehen 
entfällt der Flauptanteil des innergemeinschaftlichen 
I Handels mit elektronischem Gerät auf Erzeugnisse 
des gängigen Verbrauchs. 

Zur Lage auf dem Kernkraftwerksmarkt hat die 
Kommission bereits in ihrem „Bericht über die Pro- 
bleme ider Nuklearpolitik der Gemeinschaft" vom 
9. Oktober 1968 auf die Abkapselung der nationalen 
Märkte hingewiesen. Die einzige erwähnenswerte 
Ausnahme ist ein Auftrag, den ein niederländischer 
Stromerzeuger an eine deutsche Firma vergeben hat. 
Obwohl dieser Auftrag mit sehr weitgehenden Zu- 
I lieferaufträgen an die niederländische Industrie ge- 
I koppelt war, ist er auf heftige Kritik gestoßen. Dar- 
I aus wird ersichtlich, wie groß der psychologische 
j Widerstand gegen die Schaffung des gemeinsamen 
I Marktes in den Bereichen der fortgeschrittenen Tech- 
j nologie ist. 

j Es sei darauf hingewiesen, daß die Lage bei den 
1 herkömmlichen Kraftwerken kaum günstiger ist. 
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Tabelle 2 


Vergleichende Übersicht der Zollsätze 



; EWG 

Großbritannien 

1 USA 


Warenbezeichnung 

• An- 

wend- 

Tarifnummer barer 

j 1 Zollsatz 

1 1 o/o 

Tarifnummer 

j 

An- 

wend- 

barer 

Zollsatz 

o/o 

1 Tarifnummer 

i 

1 An- 
j wend- 
barer 
Zollsatz ' 
o/o 

Kernenergie 


1 

i 




Brennstoffelemente 
(Euratom) 

Elektrotechnisches und kern- 

ex. 84 - 59 - B 10 

II 

' ex. 84 - 59 - B 

11 

ex. 660 - 85 
ex. 678 - 50 

1 

8 2) i 

technisches Material 

(Druckgefäße) 

(Material für den Bau von 
Kernreaktoren) 

Luftfahrt 

84 - 59 - B 10 

II -c 

ex. 84 - 59 - B 

11 

\ 

ex. 660 - 85 
ex. 678 - 50 

7») 

8 2) 1 

Flugzeuge 

88 - 02 - B II 8 3) 

C 

88 - 02 - A 

88 - 02 - B 

14) 24 

11 

694 - 40 

8 >2) 

' ! 

i 

1 

Flugzeugteile 

Elektronik 

88 - 03 - B 8 4)5) 

ex. 88 - 03 

11 

ex. 694 - 30 
ex. 694 - 60 

20 6) 

7^) 1 

! 

Elektronische Datenverarbei- 
tungsanlagen (Lochkarten- 
maschinen) Grundbestandteile 
socher Anlagen 

ex. 84.53 8,2 «) 

84 - 53 - A 

14 

1 

1 

! 

ex. 676 - 15 
ex. 676 - 20 
ex. 676 - 23 
ex. 676 - 30 

9 6) 

8 40) 

10 44) 

8 42) 


1) ab 1. Juli 1970: 6 Vo 

2) ab 1. Juli 1970: 7 »/o 

2) ab 1. Januar 1970: 7 Vo ■ — dieser Zollsatz ist vorläufig ausgesetzt 
ab 1. Januar 1970: 7 »/o 

Dieser Zollsatz ist vorübergehend ausgesetzt für eingeführte Teile, die in Luftfahrzeuge montiert werden sollen, 
die selbst zollfrei eingeführt worden sind bzw. in der EWG hergestellt werden. Um in den Genuß dieser Aus- 
setzung zu gelangen, sind die von den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten festzulegenden Modalitäten 
und Bedingungen einzuhalten. 

®) ab 1. Juli 1970: 17 Vo 
7) ab 1. Juli 1970: 6,5 »/o 
®) ab 1. Januar 1970: 7,8 »/o 
») ab 1. Juli 1970: SVo 
10) ab 1. Juli 1970: 7 Vo 
“) ab 1. Juli 1970: 8,5 o/o 
12) ab 1. Juli 1970: 7 o/o 
10) ab 1. Januar 1970: 7 o/o 

1^) Hubschrauber mit einem Leergewicht von 2000 kg oder weniger 
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Auf dem Gebiet der Luftfahrt ischließlich wies die 
Zusammensetzung der Luftflotten der Gemeinschaft 
{Linienflugzeuge) folgendes Bild auf: 

Zusammensetzung der Luftflotten nach Herkunftsland der im April 1968 
in Dienst befindlichen Flugzeuge 


Land 

1 Gesamtwert 

1 Ursprung 

ins- 
qesamt 
inVo 1 

in Mil- 
lionen $ 

1 

in Vo 

EWG 

in Mil- ! . o/ 
lionen $ > ^ 

USA 

1 in Mil- 1 
lionen $ 

in ^/o 

Großbritannien 

in Mil- - 0 / 

lionen $ ^ 

Deutschland 

1 

452,1 

2ß 

13,3 

2,9 

416,2 

92,1 

' 22,6 

5,0 

100 

Benelux 


381,2 

2,2 

40,6 

10,7 

339,4 

89,0 

i 1,2 

0,3 

100 1 

Frankreich 

i 

544,2 

3J 

191,3 

35,2 

336,0 

61,7 

16,9 

3,1 

100 

Italien 

• 

291,5 

L7 

83,8 

28,7 

185,4 

63,6 

22,3 

7,7 

1 100 

\ \ 

EWG insgesamt 

. , 1 

669,0 

9,6 ! 

329,0 

19,7 

1 277,0 

1 

76,5 ' 

63,0 

3,8 

j 

100 

Vereinigte Staaten .... 

. 10 

668,0 

61,7 

105,0 

1,0 

10 203,0 

95,6 

360,0*) 

3,4 

100 

Großbritannien 

. 1 1 

069,0 

6,2 

— 

— 

210,0 

?9,6 

859,0 

80,4 1 

j 

100 

andere Länder 

3 

887,0 

22,5 

555,0 

14,3 

2 656,0 

68,3 

676,0 

17,4 

1 

100 

1 

Welt insgesamt 

. , 17 293,0 

100 

989,0 

5,7 

14 346,0 

83,0 

1 958,0 

11,3 

1 i 

1 ^00 j 


*) geringe kanadische Beteiligung Quellen: SORIS 


Ohne Zweifel ist das geringe Volumen des inner- 
gemeinschaftlichen Warenverkehrs teilweise darauf | 
zurückzuführen, daß die Gemeinschaft in bestimm- j 
ten Produktionsbereichen überhaupt nicht vertreten l 
ist. Diese Situation ist jedoch ein circulus vitiosus, | 
da die Drittländer, deren Produktion sich dank ihres | 
großräumigen Binnenmarktes entwickelt hat, der 
Gemeinschaft technisch und wirtschaftlich stets über- 
legen sein werden, solange deren Märkte zersplit- 
tert bleiben. | 

Deshalb ist die Behauptung nicht übertrieben, daß | 
es für die technologischen Spitzenerzeugnisse keinen j 
echten gemeinsamen Markt — weder einen freien | 
Warenverkehr innerhalb der Gemeinschaft noch i 
einen Schutz nach außen — gibt. Diese Feststellung I 
ist um so gravierender, als es sich bei den Industrien ! 
mit fortgeschrittener Technologie gerade um jene | 
Industriezweige handelt, bei denen eine Entwick- j 
lung ohne einen großräumigen Binnenmarkt ohne i 
Handelshindernisse und ohne angemessenen Schutz i 
— namentlich während der ersten Entwicklungs- ' 
phase — wenn nicht undenkbar, so doch zumindest 
sehr schwierig ist. Die Industrien der Spitzensekto- 
ren waren in Europa gegenüber den herkömmlichen 
Industriebereichen tatsächlich benachteiligt, da letz- 
teren die Liberalisierung des internationalen Han- 
dels und die Verwirklichung des Gemeinsamen 
Marktes voll zugute kamen. Die Unterstützung der 
Spitzenindustrien im nationalen Rahmen hat zu ^ 
dieser Abkapselung mit beigetragen und ihre Aus- j 
Wirkungen nicht auszugleichen vermocht. Es ist j 
daher nicht verwunderlich, daß die Kluft zwischen ' 


Europa und den Vereinigten Staaten bezüglich der 
Wettbewerbsfähigkeit sich in diesem Sektor gerade 
zu einem Zeitpunkt vertieft, an dem die amerikani- 
sche Regierung das Vordringen europäischer Stähle, 
Textilien und chemischer Erzeugnisse auf dem ame- 
rikanischen Markt einzudämmen sucht. Ginge der 
Prozeß unverändert in dieser Richtung weiter, so 
ergäbe sich für Westeuropa unbewußt oder zumin- 
dest ungewollt eine Spezialisierung auf traditionelle 
Fabrikationsbereiche, die auf längere Sicht seine 
Expansionsaussichten und seine Unabhängigkeit auf 
technologischem Gebiet gefährden würde. 


III. Die Beziehungen zu den Drittiändern 

Klarer als auf jedem anderen Gebiet sind die Bezie- 
hungen zu den Drittländern im technologischen Be- 
reich unter einem zweifachen Aspekt — Zusammen- 
arbeit und Wettbewerb — zu betrachten. 

Was die Zusammenarbeit anbetrifft, haben die Mit- 
gliedstaaten bereits die Notwendigkeit erkannt, daß 
den übrigen europäischen Ländern und insbesondere 
den Beitrittsbewerbern eine Zusammenarbeit in wis- 
senschaftlichen und technischen Fragen vorgeschla- 
gen werden muß. Außerdem ist in diesem Zusam- 
menhang vorgesehen, eine industrielle Zusammen- 
arbeitet auf dem Gebiet der Datenverarbeitung zu- 
stande zu bringen. 

Darüber hinaus beteiligen sich die Mitgliedstaaten 
individuell an verschiedenen, teils auf Regierungs- 


141 



Drucksache VI /606 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


ebene vereinbarten, teils institutionalisierten For- 
men der Kooperation. 

Da es die Gemeinschaft jedoch bisher versäumt hat, 
sich mit den Bedingungen für eine umfassende Stra- 
tegie der technischen und industriellen Entwicklung 
zu befassen, ist sie nicht in der Lage nachzuprüfen, 
ob die europäischen Drittländer zur Teilnahme an 
einer solchen Strategie bereit wären. Die Kommis- 
sion ist davon überzeugt, daß der Erfolg einer Zu- 
sammenarbeit mit den europäischen Drittländern 
weitgehend von einer Einigung über die Organisa- 
tion, die Finanzierung und die Verwaltung der Pro- 
gramme, die über die Landesgrenzen hinausgrei- 
fende Umstrukturierung der Unternehmen sowie die 
Öffnung der Märkte für Erzeugnisse fortgeschritte- 
ner Technologie abhängt. 

Die Festlegung einer aufeinander abgestimmten 
Haltung zu den industriellen Aspekten der techni- 
schen Zusammenarbeit würde die Aussichten und 
damit das Interesse an einer ausgewogeneren Zu- 
sammenarbeit mit den übrigen großen Partnern, in 
erster Linie mit den Vereinigten Staaten, beträcht- 
lich erhöhen. 

Da gegenwärtig selbst zwischen Mitgliedstaaten 
eine solche Abstimmung hinsichtlich der Aushand- 
lung von Abkommen über die wissenschaftliche oder 
technische Zusammenarbeit mit den Drittländern 
bzw. auch auf dem Gebiet der Patente und der Über- 
nahme von Unternehmen fehlt (vgl. Zweiter Teil, 
Kapitel II) wird die Position der Gemeinschaft und 
die ganz Westeuropas fühlbar geschwächt. 

Die gleichzeitige Verfolgung konkurrierender natio- 
naler Ziele selbst dann, wenn eine Zusammenarbeit 
eingeleitet worden ist und das Fehlen einer gemein- 
schaftlichen Dimension in der Politik der technolo- 
gischen Entwicklung zwingt die Mitgliedstaaten da- 
zu, sich bescheidene Ziele zu stecken; das hat zur 
Folge, daß sie aus dem Einsatz von Menschen und ! 
Geld — ■ und dieser Einsatz ist in bestimmten Sek- i 
toren, vor allem bei der Luftfahrt und insbesondere 
auf dem Gebiet der Kernenergie ganz erheblich — 
nur einen unzulänglichen Nutzen zu ziehen ver- 1 
mögen ^). 1 


Das hat für die Gemeinschaft verhängnisvolle Fol- 
gen gehabt. Zweifellos hat Frankreich seiner Luft- 
fahrtindustrie eine beachtliche Stellung verschaffen 
können. Dank seines Industriepotentials ist es auch 
Deutschland gelungen, bei der Herstellung von 
Kernkraftwerken nach wirtschaftlichen Gesichts- 
punkten den Wettbewerb mit anderen Ländern auf 
dem Weltmarkt aufzunehmen. Gemessen an den 
Erfolgen der amerikanischen Industrie auf den glei- 
chen Gebieten nehmen sich die europäischen Lei- 
stungen daneben jedoch bescheiden aus und sind 
insbesondere in ihrer späteren Entwicklung bedroht. 
Die umfangreichen Exporte der amerikanischen Luft- 
fahrtindustrie nach Europa wie auch die Gründung 
von US-Firmen im Bereich der Elektronik und mor- 
gen vielleicht in anderen Branchen in der Gemein- 
schaft zeigt, welches Mißverhältnis die einander ge- 
genüberstehenden Kräfte aufweisen. Auf dem Ge- 
biet der Weltraumforschung hat Europa trotz ernst- 
hafter Bemühungen bisher keine ins Gewicht fallen- 
den Ergebnisse erzielen können. 

Die Methode einer Zusammenarbeit auf vielen Ge- 
bieten ohne Gesamtkonzept ist nicht geeignet, diese 
Situation zu korrigieren. Sie ist mit den Erfordernis- 
sen der industriellen Entwicklung nicht zu vereinba- 

I ren. 

I Je weiter man von der Grundlagenforschung in die 
Bereiche der angewandten Forschung und der Se- 
rienherstellung vordringt, um so größer wird die 
Notwendigkeit einer Zusammenfassung der Kräfte, 
um so dringlicher das Problem der Marktdimension 
und der Geschlossenheit des Vorgehens. 


h Eine Untersuchung für jeden der großen Bereiche fort- 
geschrittener Technologie würde über den Rahmen 
dieses Dokuments hinausgehen. Für den Kernenergie- 
sektor hat die Kommission eine solche Untersuchung 
bereits durchgeführt und diese vor kurzem hinsichtlich 
der industriellen Zusammenschlüsse im Bereich der 
Elektrotechnik ergänzt. Es ist beabsichtigt, auch für die 
anderen großen Sektoren eine gründliche und ständige 
Prüfung der industriellen Auswirkungen der For- 
schung, der Entwicklung der Industriestrukturen und 
des Grads der tatsächlichen Verwirklichung des Ge- 
meinsamen Marktes durchzuführen. 


KAPITEL II 

Die Rationalisierung der technologischen Entwicklung 

und die Einführung der Vergabe von industriellen Entwicklungsverträgen 

durch die Gemeinschaften 


Unter industriellen Entwicklungsverträgen versteht 
die Kommission hier Verträge, die zwischen der 
öffentlichen Hand und der Industrie abgeschlossen 
werden und die die Produktion von neuem Material 
oder von neuen Ausrüstungsgegenständen zum Ziel 
haben. Bei diesen neuen Erzeugnissen soll es sich 
um kommerzielle Produkte handeln, deren Rentabi- 
lität in absehbarer Zeit gegeben ist. 


Hinsichtlich den vor der technologischen Entwick- 
lung liegenden Phasen behält es sich die Kommis- 
sion vor, in einem späteren Dokument die Leitlinien 
einer Forschungspolitik zu formulieren. 

Es liegt auf der Hand, daß z:wischen einer nationalen 
Politik der technologischen Entwicklung und der 
Abkapselung des Marktes ein Zusammenhang be- 
steht. Häufig treten in der Entwicklungsphase tech- 
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nische Divergenzen auf und werden auf industriel- 
ler Ebene Stellungen bezogen, die später nicht mehr 
anzugleichen sind und die eine nachfolgende Zu- 
sammenarbeit erschweren bzw. den freien Waren- 
verkehr unmöglich machen. 

Wie bedeutsam diese Überlegung auch sein mag, 
sie spricht jedoch nicht allein zugunsten eines ge- 
meinschaftlichen Vorgehens auf diesem Gebiet. Ab- 
gesehen von der Entwicklungs- und Erstfertigungs- 
phase, die mit Abstand am kostspieligsten ist, stel- 
len die Entwicklungsverträge für die Industrie und 
die öffentliche Hand die stärkste Belastung dar. Die 
Entwicklungskosten für den Prototyp eines Kampf- 
flugzeuges mit dreifacher Schallgeschwindigkeit be- 
laufen sich auf über eine Milliarde Dollar, für 
schnelle Brutreaktoren dürften sie die 2 Milliarden- 
Dollar-Grenze überschreiten; die Entwicklung eines 
Großraum-Langstreckenverkehrsflugzeuges mit Un- 
terschallgeschwindigkeit oder eines Computers vom 
Typ IBM 360 dürfte rund eine Milliarde Dollar 
kosten. 

Niemand wird bestreiten, daß es für die europä- 
ischen Länder immer schwieriger wird, auf rein natio- 
naler Ebene solche Summen aufzubringen. Es müs- 
sen also Methoden gefunden werden, die die im 
vorangegangenen Kapitel untersuchten Schwierig- 
keiten der internationalen Kooperation überwinden 
helfen, also eine gesicherte Finanzierung gewährlei- 
sten und die Herausbildung wettbewerbsfähiger 
industrieller Strukturen begünstigen. 

Zur Erreichung dieser Ziele erscheint es unerläßlich, 
einen Mechanismus für die Vergabe von Verträgen 
auf Ebene der Gemeinschaft zu schaffen. Nur ein 
solcher Mechanismus dürfte in der Lage sein, die 
Zusammenfassung der Bemühungen der Mitglied- 
staaten und die modernsten Formen der Verwaltung 
von industriellen Entwicklungsprojekten auf einen 
Nenner zu bringen. Schon der Begriff „gemeinschaft- 
licher industrieller Entwicklungsvertrag" müßte bei 
der Auswahl der Projekte zu strengeren Maßstäben 
führen, so daß in allen Phasen der Durchführung 
ein höherer Wirkungsgrad erzielt wird. Die Verbin- 
dung zwischen industrieller Zielsetzung, rationeller 
Ausführung und kontinuierlicher Finanzierung 
könnte von vornherein bereits bei der Ausarbeitung 
der Verträge sichergestellt werden. Die Disziplin, 
die solche Verträge sowohl von der öffentlichen 
Hand als auch von der Industrie verlangen würde, 
wäre der beste Garant für Effizienz. Denn auf diesem 
Gebiet könnte ein wirksamer Wettbewerb am er- 
sten dann erreicht werden, wenn sich mehrere euro- 
päische Gruppen, die zur Verwirklichung solcher 
Projekte in der Lage sind, um die genannten Ver- 
träge bemühen. 

Im derzeitigen Stadium hält es die Kommission für 
zweckmäßig, zunächst auf idie wichtigsten Probleme 
einzugehen, die mit der Schaffung eines solchen Me- 
chanismus verbunden wären, anstatt sich bereits 
endgültig auf die zu wählenden Lösungen festzu- 
legen. 


I. Die Auswahl der Projekte 

Diese Verträge müßten der Entwicklung industriel- 
ler Erzeugnisse Vorbehalten sein, die einen hohen, 
die Möglichkeiten eines Unternehmens oder eines 
Landes übersteigenden Kapitaleinsatz erfordern. Das 
bedeutet, daß es sich um neue Produkte handelt, für 
welche die Grundlagen erforscht werden müssen 
oder die die Beherrschung komplizierter technischer 
Prozesse voraussetzen. 

Diese Erzeugnisse müßten für die Entwicklung des 
betreffenden Industriezweigs der Gemeinschaft von 
wirklichem Interesse sein. Man müßte insbesondere 
den kommerziellen Aspekt berücksichtigen und Er- 
zeugnisse, für welche eine Analyse der potentiellen 
Absatzmöglichkeiten weder in der Gemeinschaft 
noch auf den Ausfuhrmärkten günstige Aussichten 
erkennen läßt, ausklammern. 

Zur Zeit dürften derartige Verträge mit Vorrang 
in den eingangs in diesem Abschnitt erwähnten In- 
dustriezweigen in Betracht kommen: Elektronische 
Rechenanlagen, Entwicklung von Luftfahrzeugen 
oder Geräten für die Raumfahrt, gegebenenfalls 
auch Prototypen für Kernreaktoren, soweit sich 
die Zusammenarbeit in der Gemeinschaft auf diesem 
Gebiet auf diese neue Form der Durchführung von 
Entwicklungsprojekten hin orientiert. 

Sehr wahrscheinlich dürften solche Vorhaben in 
naher Zukunft auch auf neuen Gebieten notwendig 
werden, wie z. B. im biomedizinischen Bereich, bei 
der Entwicklung neuer pharmazeutischer oder che- 
mischer Erzeugnisse oder auch im Zusammenhang 
mit der Entwicklung bestimmter Geräte für die phy- 
sikalische Grundlagenforschung. In der Gemein- 
schaft gibt es zur Zeit keine vergleichbaren Anreize 
für technologische Entwicklungen wie in den Ver- 
einigten Staaten, die einen erheblichen Anteil ihrer 
Entwicklungsverträge der Eroberung des Weltraums 
oder der Entwicklung neuer Waffensysteme zuwen- 
den. Die Gemeinschaft darf das Fehlen dieser beiden 
Impulse nicht als unüberwindliches Hindernis für 
ihre technologische Entwicklung betrachten, sondern 
vielmehr als eine Möglichkeit, ihre Anstrengungen 
auf andere wirtschaftliche oder soziale Ziele, wie 
z. B. Schaffung gesunder Umweltbedingungen, Woh- 
nungswesen, Verkehrswesen, Nutzung der Welt- 
meere usw., zu konzentrieren. 


II. Die Durchführung des Projektes 
und die Auswahl der Vertragspartner 

Für die Verträge müßten äußerst präzise Begriffs- 
bestimmungen aufgestellt werden, in denen die 
wechselseitigen Verpflichtungen der öffentlichen 
Hand und der Industrie eindeutig verankert sind. 
Eine Subventionierung der Forschungsabteilung be- 
stimmter Unternehmen ohne klare Zuweisung der 
zu erreichenden Ziele kommt nicht in Betracht. 

Es ist nicht auszuschließen, daß sich die endgültige 
Fertigstellung des Vertrages in mehreren Stufen 
vollzieht, wobei die erste Stufe eine Art Vorvertrag 
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zur Festlegung der Ziele darstellen kann, die zweite 
Stufe die Mittel zur Erreichung der Ziele und die 
dritte schließlich die eigentliche technologische und 
industrielle Entwicklung vorsehen könnte. 

Für die Auswahl des Vertragspartners müßten als 
Kriterien die Kosten, die Effizienz sowie industrie- 
politische Gesichtspunkte berücksichtigt werden. Mit 
anderen Worten, es müßte nicht nur die Herstellung 
eines Prototyps, sondern soweit irgend möglich auch 
die Schaffung wettbewerbsfähiger multinationaler 
Unternehmen ins Auge gefaßt werden. Deshalb 
müßte die Gemeinschaft derartige Verträge im Prin- 
zip solchen Unternehmen Vorbehalten sein, die ent- 
schlossen sind, eine dauerhafte Umstrukturierung 
vorzunehmen. Sie müßte ferner dafür sorgen, daß in 
jedem Sektor ein hinreichender Wettbewerb erhal- 
ten bleibt. 

Die Wahl multinationaler Unternehmen als Ver- 
tragspartner dürfte natürlich das System der Zulie- 
ferungen nicht ausschließen. Der Umfang gewisser 
Verträge würde ohnehin die Zusammenarbeit einer 
größeren Zahl von Unternehmen zur Durchführung 
des Vorhabens erfordern. Wichtig wäre es jedoch, 
daß gegenüber der Gemeinschaft ein einziger Ver- 
antwortlicher Auftritt, selbst wenn dieser aus der 
für den betreffenden Zweck gebildeten Arbeitsge- 
meinschaft mehrerer Unternehmen hervorgeht. Auch 
auf der Zuliefererstufe müßte der Wettbewerb si- 
chergestellt werden, damit der größtmöglichen Zahl 
von Unternehmen der Gemeinschaft die Gelegen- 
heit geboten wird, sich an der Durchführung der 
Vorhaben zu beteiligen. 

Die Durchführung derartiger Großprojekte erfor- 
dert die Ausarbeitung sehr vielschichtiger und kom- 
plizierter Verwaltungsmethoden, mit denen die 
öffentliche Hand, vor allem aber die Unternehmen 
in der Gemeinschaft bisher noch wenig vertraut 
sind. Die neuen Dimensionen wie auch der neu- 
artige Rahmen, in den diese Vorhaben gestellt sind, 
würde bei allen Vertragsparteien eine strenge Diszi- 
plin voraussetzen. 

Ein heikles Problem im Zusammenhang mit der Aus- 
führung von Entwicklungsverträgen ist die Frage 
des Eigentums und der Verbreitung der Kenntnisse. 
Für eine Lösung dürfte der jeweilige Beitrag der 
beiden Vertragsparteien zur Finanzierung des Vor- 
habens weitgehend maßgebend sein. In jedem Fall 
müßte dem Vertragschließenden zur Auflage ge- 
macht werden, die aus den Verträgen hervorgehen- 
den Resultate innerhalb einer angemessenen Frist 
auszuwerten. 


in. Die Finanzierung 

Die Kontinuität der Finanzierung, die einen Teil 
des Risikos der Industrie überlassen sollte ^), müßte 

h Diese Risikoteilung kann mehrere Formen annehmen, 
wie etwa die Kofinanzierung, bei erfolgreicher Ent- 
wicklung rückzahlbare Zuschüsse oder die Übernahme 
von Garantien zur Deckung bestimmter technologi- 
scher Imponderabilien. Diese letztere Lösung ist von 
der Kommission schon für den Bau von Kernkraftwer- 
ken vorgeschlagen worden. 


sichergestellt werden, d. h. wenn der Vertragspart- 
ner die Bedingungen einhält, dürfte die Finanzie- 
rung im Laufe der Vertragsausführung nicht mehr in 
Frage gestellt werden. Zahlungsaussetzungen oder 
die Ablehnung berechtigter Ausgabensteigerungen 
stellten in der Vergangenheit eine der größten 
Schwierigkeiten für die Durchführung gemeinsamer 
Vorhaben dar. Im Falle der Ungewißheit versuchen 
sich die Unternehmen außerdem dadurch abzusi- 
chern, daß sie ihre Kosten erhöhen und nur einen 
Teil ihrer Mittel einsetzen aus Furcht, daß das 
betreffende Projekt aufgegeben wird. Der verstärk- 
ten industriellen Leistungskraft, die von den Unter- 
nehmen verlangt wird, müßte als Ausgleich die ab- 
solute Sicherheit gegenüberstehen, daß die öffent- 
liche Hand ihre Verpflichtungen einhält. Eine solche 
Kontinuität scheint nur dadurch gewährleistet wer- 
den zu können, daß die zur Durchführung des Ver- 
trages erforderlichen Beträge in den Haushalt der 
Gemeinschaft eingesetzt werden. 

Um also eine reibungslose Finanzierung zu ermög- 
lichen, müßten die benötigten Mittel in ein Sonder- 
kapitel des Haushaltspostens der Gemieinschaften 
eingesetzt werden. Mit Rücksicht auf die Solidarität 
der Gemeinschaft in finanziellen Fragen wie auch 
darauf, daß die gesamte Industrie innerhalb der 
Gemeinschaft für solche Verträge in Betracht kommt, 
erscheint es nicht sinnvoll, einen spezifischen Finan- 
zierungsmodus festzulegen. 

Würden die Beträge zur Finanzierung technologi- 
scher Entwicklungsvorhaben von europäischem In- 
teresse in den Haushaltsplan eingesetzt, so würde 
dies eine Erweiterung der gemeinschaftlichen Fi- 
nanzierung bedeuten, deren politische Implikationen 
sich die Kommission bewußt ist. Diese Erweiterung 
wäre aber, da sie dem derzeitigen Übergewicht der 
Agrarausgaben entgegenwirkt, dazu angetan, die 
Lösung eines der schwierigsten Probleme im Zu- 
sammenhang mit dem Beitrittsgesuch Großbritan- 
niens in einem im Gemeinschaftsinteresse liegenden 
Sinn zu erleichtern. 

Um der Industrie einen Anreiz zu bieten, von sich 
aus die gewünschten organisatorischen Maßnahmen 
durchzuführen und von sich aus Vorhaben vorzule- 
gen, müßten noch bevor die ersten Verträge abge- 
schlossen sind, entsprechende Haushaltsmittel ein- 
geplant werden. Später müßten die Mittelansätze 
dem Betrag der voraussichtlichen Ausgaben ange- 
paßt werden, wie sie im Zuge des Abschlusses von 
Verträgen und ihrer jeweiligen Höhe abschätzbar 
werden. 


IV. Verfahrenstechnische 

und institutionelle Aspekte 

Obwohl es noch verfrüht ist, präzise Vorschläge 
zu den institutionellen Verfahren zu machen, die 
für eine wirksame Abwicklung solcher Verträge 
geschaffen werden müßten, hält es die Kommission 
jedoch für nützlich, hierzu einige Vorbemerkungen 
zu machen. 

Mitgliedstaaten, Kommission und Industrie müßten 
gemeinsam das Vorschlagsrecht für solche Vorhaben 
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besitzen, um sich dabei gegenseitig Anregungen zu ' 
geben. Die Prüfung der Anträge müßte mit Unter- 
stützung von Sachverständigen der Mitgliedstaaten 
von der Kommission durchgeführt werden, während 
die Entscheidung über Auswahl, Inhalt und Finan- 
zierung der Verträge vom Rat getroffen werden 
sollte. 

Nachdem eine Entscheidung über die Verträge ge- 
fallen ist, müßten die in Frage kommenden Unter- 
nehmen nach einem Verfahren ausgewählt werden, 
das es ermöglicht, die Erfordernisse der industriel- 
len 'Leistungsfähigkeit mit den nationalen Interessen 
der Mitgliedstaaten zu vereinbaren. Diese Aufgabe 
würde dadurch erleichtert, daß mehrere Vorhaben 
in verschiedenen Bereichen gleichzeitig geprüft wer- 
den. Das wäre ein Mittel, um die Tendenz zur Zer- 
stückelung bei der Festlegung der Projekte oder 
ihrer Ausführung zu verhindern. 

Auch die Verwaltung müßte nach modernsten Ma- 
nagement-Methoden erfolgen, die die administrati- 
ven Hürden auf ein Mindestmaß beschränken. Es 
müßte eine Kontrolle geschaffen werden, die den 
industriellen Vertragsparteien die Verantwortung 
voll und ganz beläßt. 

* 

Die Methode gemeinschaftlicher Entwicklungsver- | 
träge wäre somit in dreifacher Weise von Bedeu- | 
tung. Einerseits würde sie es der öffentlichen Hand 
in der Gemeinschaft erlauben, neue industrielle 
Entwicklungen wirksamer zu unterstützen, indem 
sie die Bemühungen zusammenfaßt und die Öff- 
nung der Märkte erleichtert, andererseits gäbe sie 
den Gemeinschaftsorganen jenes zusätzliche In- 


' strument an die Hand, das ihnen bisher zur Förde- 
rung einer über die Landesgrenzen hinausgreifenden 
Umstrukturierung der Unternehmen in jenen Berei- 
chen, wo eine solche am notwendigsten ist, fehlt. 
Schließlich würde diese Methode einen Ausgleich 
nationaler Interessen ermöglichen, welcher der in- 
dustriellen Unternehmensführung besser entspricht, 
als dies im Rahmen einer von Fall zu Fall zustande 
zu bringenden Zusammenarbeit möglich ist. 

Die Verbindung zwischen diesen drei Zielen ist 
hervorzuheben. Für die Mitgliedstaaten dürfte die 
Zukunft ihrer Industrien in den Sektoren fortge- 
schrittener Technologie in dem Zusammenschluß 
ihrer Unternehmen auf europäischer Ebene und der 
Öffnung der nationalen Märkte liegen. Die Methode 
gemeinschaftlicher Entwicklungsverträge würde die- 
se Entwicklung fördern und sie in eine Richtung 
lenken, die dem Ziel einer harmonischen Entwick- 
lung der verschiedenen Regionen der Gemeinschaft 
entspricht. 

Man sollte nicht abwarten, bis sich der Rat zu den 
oben dargelegten Grundzügen äußert, sondern mög- 
lichst bald mit der Prüfung der Projekte beginnen, 
die den örganen der Gemeinschaft bereits vorliegen 
oder demnächst vorgelegt werden. Weiter sollte die 
Möglichkeit geprüft werden, ob nicht gewisse, be- 
I reits im Entstehen begriffene Projekte eine gemein- 
I schaftliche Finanzierung erhalten könnten, damit 
ein angemessenes Gesamtgledchgewicht zwischen 
den industriellen Interessen der Mitgliedstaaten 
sichergestellt wird. Damit die zur Zeit geprüften 
Vorhaben aber von Erfolg gekrönt werden, müssen 
den Unternehmen ganz feste Garantien für eine 
fortlaufende Finanzierung gegeben werden. 


KAPITEL Ml 

Die effektive Verwirkiichung des Gemeinsamen Marktes 
in den industriezweigen mit fortgeschrittener Technoiogie 


Die effektive Verwirklichung des Gemeinsamen 
Marktes auf dem Gebiet der fortgeschrittenen Tech- 
nologie wird dadurch gehemmt, daß die staatlichen 
oder halbstaatlichen Auftraggeber und sogar ge- 
wisse bedeutende private Stellen dazu neigen, ihre 
Käufe der einheimischen Industrie vorzubehalten. 
Fallen diese Maßnahmen unter das Verbot von 
Maßnahmen mit gleicher Wirkung wie mengen- 
mäßige Einfuhrbeschränkungen (Artikel 30 ff. EWGV) 
und das Verbot der Diskriminierungen auf Grund 
der Staatsangehörigkeit, so obliegt es der Kommis- 
sion, für ihre Beseitigung Sorge zu tragen. Die 
Kommission hat 1966 und 1969 mehrere Richtlinien 
auf diesem Gebiet erlassen, die die Einhaltung der 
ab 1. Januar 1970 unmittelbar anwendbaren Ver- 
tragsverpflichtungen erleichtern. 

Es ist ihr aber durchaus bewußt, daß sowohl die 
staatlichen als auch gewisse private Käufer ihre 
Binstellung ändern müssen, damit eine vollständige 


Marktransparenz auf den Gebieten erreicht wird, 
wo der Treisvergleich sowieso schwierig ist und 
außerdem Interessen und nationales Prestige auf 
dem Spiele stehen. Besonders offensichtlich wird 
dies in Fällen, in denen die Abkapselung der Märkte 
nicht mit der Stellung des Käufers zusammenhängt, 
sondern auf Einflüssen, Gewohnheiten, Geschäfts- 
beziehungen und finanziellen Verbindungen beruht. 
Wenn es beispielsweise in einem Land nur eine 
begrenzte Anzahl wichtiger Käufer gibt, so können 
diese bei der Wahl ihrer Lieferanten Überlegungen 
nationaler, sozialer oder regionaler Solidarität nicht 
völlig außer acht lassen. 

Die Kommission hält es daher für unerläßlich, er- 
gänzend zu den erwarteten Auswirkungen der An- 
wendung der Bestimmungen des Vertrages, eine 
Konzertierung der Beschaffungspolitik auf Ebene 
der Käufer von Gütern fortgeschrittener Technolo- 
gie in allen den Fällen einzuführen, in denen die 
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Markttransparenz prima vista nicht gesichert ist. 
Die Ursache dieses Mangels an Transparenz sollte 
dabei unerheblich sein. 

Wenn man sich nicht mit Unterstützung der Regie- 
rungen bemüht, in diesem Sinne auf die Käufer ein- 
zuwirken, so besteht die Gefahr, daß der Gemein- 
same Markt in einigen Bereichen, insbesondere in 
den Industriezweigen mit fortgeschrittener Techno- 
logie, Theorie bleibt. Angesichts der fast völligen 
Abkapselung der nationalen Märkte für Güter fort- 
geschrittener Technologie hält die Kommission, zu- 
mindest auf einer ersten Stufe, eine Konzertierung 
der Beschaffungspolitik hinsichtlich dieser Waren 
für geboten, um die effektive Verwirklichung des 
Gemeinsamen Marktes sicherzustellen. 

Eine derartige Konzertierung würde bedeuten, daß 
Käufer und Benutzer auf Gemeinschaftsebene ge- 
meinsam prüfen, wie die Auftragsentwicklung für 
diese Erzeugnisse voraussichtlich verlaufen wird 
und welche Möglichkeit besteht, gemeinsam den 
Interessen der Industrie in der Gemeinschaft ange- 
messene Leitlinien festzulegen. 

Für die Industrie würden sich aus einer derartigen 
Konzertierung folgende offensichtliche Vorteile er- 
geben: 

— Möglichkeit einer Planung der Investitionen und 
der Produktion für die Unternehmen; 

— ■ Anreiz zur Rationalisierung der Industriestruk- 
turen; 

— Verlängerung der Produktionsserien und Nor- 
mung, 

Die Verbesserung der Wettbewerbsbedingungen 
könnte auch den Kunden beträchtliche Vorteile brin- 
gen: die Konzertierung der Beschaffungspolitik 
müßte nämlich den Wettbewerb zwischen einigen 
industriellen Großunternehmen der Gemeinschaft 
fördern, die auf einem transparenten Markt lei- 
stungsfähiger, stärker und eher zur Innovation und 
Produktion zu wettbewerbsfähigen Preisen fähig 
sind. Die großen amerikanischen Agenturen be- 
schränken sich beispielsweise nicht darauf, die Er- 
haltung mehrerer Konkurrenzunternehmen für ein 
und dieselbe Art von Erzeugnissen zu fördern. Sie 
schreiben außerdem derart strenge Normen vor, 
daß die Erteilung eines Lieferauftrags für fortge- 
schrittenes Material an ein Unternehmen für den 
Begünstigten ein wichtiges Kriterium seiner techni- 
schen und wirtschaftlichen Überlegenheit darstellt. 
Die betreffenden Unternehmen konzentrieren daher 
ihre Bemühungen mit Vorrang darauf, den Zuschlag 
derartiger Aufträge zu erhalten. Die Gesetze des 
Wettbewerbs werden daher auf diesem künstlichen 
Markt viel unerbittlicher wirksam als auf den pri- 
vaten Märkten. 

Die Errichtung eines Systems zur Konzertierung der 
Beschaffungspolitik auf Gemeinschaftsebene wirft 
natürlich eine Reihe schwieriger Probleme auf, die 
wie folgt zusammengefaßt werden können: 

1. Auf welche Bereiche würde sich die Konzertie- 
rung erstrecken? 


2. Wie könnte die Konzertierung organisiert wer- 
den? 

3. Welche Unternehmen würden davon begünstigt? 

I. Sektoren, auf die sich die Konzertierung 
erstrecken könnte 

Die Konzertierung würde sich somit auf die Spitzen- 
industrien erstecken, wenn sich aus dem einen 
oder anderen Grund zeigt, daß ein normales Funk- 
tionieren des Gemeinsamen Marktes nicht gewähr- 
leistet ist. 

In diesen Industriezweigen werden die Aufträge 
zuweilen vom Staat selbst oder von Gebietskörper- 
schaften erteilt. Häufiger gehen sie von dezentrali- 
sierten öffentlichen Ämtern, halbstaatlichen Orga- 
nen, öffentlichen oder auch privaten Unternehmen 
aus. 

Aus den zu Beginn dieses Kapitels genannten Grün- 
den müßten daher nicht nur die staatlichen Käufer, 
sondern ebenfalls die Käufer mit einer Zwischen- 
stellung, in einigen Fällen auch die privaten Käufer 
an der Konzertierung beteiligt werden, insbeson- 
dere, wenn letztere einen öffentlichen Dienst wahr- 
nehmen und einen bedeutenden Teil des Absatz- 
marktes repräsentieren, wie beispielsweise Luft- 
fahrtgesellschaften oder Elektrizitätsversorgungs- 
unternehmen. Somit wäre gewährleistet, daß die 
Käufer aus den einzelnen Ländern an der Konzertie- 
rung der Beschaffungspolitik gleichmäßig beteiligt 
sind. 

Von der Warenseite her gesehen könnte sich die 
Konzertierung der Beschaffungspolitik auf bereits 
bestehendes Material, aber auch auf neues Material 
(bzw. bisher nur von Industrien dritter Länder her- 
gestelltes Material) erstrecken, das unter Umstän- 
den auf Gemeinschaftsebene entwickelt werden 
könnte. 

Soll diese Konzertierung Ergebnisse für die Wirt- 
schaft und die Industrie zeitigen, so müßte sie in 
Sektoren stattfinden, in denen die potentielle oder 
tatsächliche Nachfrage so groß ist, daß sie den Er- 
fordernissen einer rationellen Produktion von Grup- 
pen europäischer Größenordnung unter den günstig- 
sten Leistungs- und Wettbewerbsbedingungen ent- 
spricht. 


II. Die praktische Durchführung 
der Konzertierung 

Als erstes müßte die Konzertierung dazu führen, 
daß der Umfang der voraussichtlichen Aufträge in 
einem bestimmten Industriezweig ermittelt wird und 
die entsprechenden technischen Daten für die ge- 
samte Gemeinschaft verglichen werden. Sollten sich 
technische Unvereinbarkeiten zeigen, auf Grund 
derer sich kein echter Gemeinschaftsmarkt entwik- 
keln kann, müßten unverzüglich Maßnahmen auf 
dem Gebiet der technischen Normen und der Ab- 
stimmung der Programme getroffen werden. 
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Sind für einen Industriezweig die wirtschaftlichen 
Voraussetzungen, d. h. ein hinreichend größeres 
Auftragsvolumen, um ein gemeinsames Verfahren 
zu rechtfertigen und die technischen Vorausset- 
zungen eiifüllt, so müßte die Konzertierung zu fol- 
genden Ergebnissen führen: 

— Käufer und Benutzer müßten genauestens über 
die Einzelheiten (Qualität und Preis) des poten- 
tiellen Angebots in den einzelnen Mitgliedstaa- 
ten informiert werden; 

— • die Produktiongbetriebe ihrerseits müßten besser 
Über die ihnen zu Gebote stehenden Möglichkei- 
ten zur Deckung der Nachfrage in den anderen 
Migliedstaaten unterrichtet werden; 

— der Staat soilte auf diese Weise veranlaßt wer- 
den, auf seine auf verschiedenen Ebenen beste- 
henden Möglichkeiten der Beeinflussung der Be- 
nutzer und Käufer vorzugsweise zugunsten ein- 
heimischer Erzeugnisse zu verzichten; 

— das Gefühl der gemeinschaftlichen Solidarität 
sollte allmählich an die Stelle der innerstaatli- 
chen Solidarität treten. 

In bestimmten Fällen könnte die Abstimmung der 
Beschaf'fungspolitik zu einer Abstimmung der Auf- 
träge führen, die sich sowohl auf die Formulierung 
und Erteilung der Aufträge als auch auf die Wahl 
des oder der Kontrahenten erstrecken würde. Die 
Abstimmungsgremien sollten die Bedingungen für 
die Ausschreibungen und für die Auftragsvergabe 
sowie die Wahl des oder der Auftragnehmer festle- 
gen. Die Methoden und Verfahren könnten für die 
einzelnen Industriezweige unterschiedlich sein. Die 
verantwortlichen Stellen der Länder der Gemein- 
schaft sollten die Erteilung einer Reihe von Aufträ- 
gen beschließen und sich hinsichtlich der Wahl des 
Materials und des Auftragnehmers nach den bei der 
Konzertierung festgelegten Maßnahmen richten. Die 
Erteilung des Auftrags und die Überwachung seiner 
ordnungsgemäßen Durchführung würde den Benut- 
zern obliegen. 

Zur Form der Auftragsvergabe ist zu sagen, daß die 
offene Ausschreibung für diese Art Aufträge häufig 
kaum angemessen sein dürfte. Die entsprechenden 
Verwaltungsbehörden, Organe und Unternehmen 
wenden sie jedenfalls in derartigen Fällen im allge- 
meinen nicht an. 

Auf nationaler Ebene ist die freihändige Vergabe 
wegen der geringen Zahl möglicher Auftragnehmer 
ein gängiges Verfahren, das aber auf Gemeinschafts- 
ebene nicht immer erwünscht sein dürfte. Die Er- 
weiterung des Kreises der möglichen Auftragneh- 
mer, die Notwendigkeit eines wirksamen Wettbe- 
werbs sowie der Wunsch nach einer Umstrukturie- 
rung und Zusammenfassung der Gemeinschaftsindu- 
strie, fordern im allgemeinen ein offenes Verfahren. 
Diesen verschiedenen Erfordernissen könnte die be- 
schränkte Ausschreibung gerecht werden. 

Die Konzertierung könnte, falls erforderlich, auch 
eine Harmonisierung der ladministrativen und tech- 
nischen Vergabebedingungen bewirken. 

Die Verschiedenartigkeit der Güter aus Spitzen- 
industrien und die Vielfalt der Verwaltungsbehör- 


den, Organe oder Unternehmen, die diese Aufträge 
erteilen, erfordern anpassungsfähige Lösungen. Es 
müßten für die einzelnen Industriezweige Konzer- 
tierungsgremien aus Vertretern der zuständigen 
Stellen geschaffen werden. 

Auf Grund von Vorschlägen und regelmäßigen Be- 
richten der Kommission würde sich der Rat mit der 
Festlegung der gemeinsamen Leitlinien für alle mit 
der sektoralen Konzertierung beauftragten Organe, 
mit der regelmäßigen Prüfung der Abwicklung der 
Verfahren und mit der Beurteilung der Ergebnisse 
befassen, 


III. Die begünstigten Unternehmen 

Die Auswahl der heranzuziehenden Betriebe und 
der Unternehmen, denen Aufträge erteilt werden, 
wirft hinsichtlich der Unternehmen selbst und der 
Wahrung des Gleichgewichts in der Aufteilung der 
Aufträge auf Unternehmen der Mitgliedstaaten eine 
Reihe von Problemen auf. 

Bei den Unternehmen dürfte eine vorherige Fest- 
legung von Verhaltensregeln nicht möglich sein. In 
den einzelnen Industriezweigen können sich nämlich 
eine Vielzahl von Möglichkeiten bieten: Unterneh- 
men, deren Anteilseigner in der Gemeinschaft an- 
sässig sind, deren Entscheidungszentren sich in der 
Gemeinschaft befinden und die Erzeugnisse nach 
eigener Technologie entwickeln; Unternehmen, die 
nach ausländischen Lizenzen arbeiten; in der Ge- 
meinschaft ansässige und tätige Filialen ausländi- 
scher Gesellschaften; ausländische Gesellschaften, 
die in die Gemeinschaft zu exportieren wünschen. 

Nur in jedem Einzelfall wird man nach Prüfung der 
Möglichkeiten der Industrie in der Gemeinschaft und 
der gegebenenfalls mit Drittländern bestehenden 
Kooperationsabkommen bestimmen können, an wel- 
che Unternehmen man sich wenden kann. Diese 
Entscheidung hängt weitgehend von der notwendi- 
gen Umstrukturierung und Stärkung der Gemein- 
schaftsindustrie sowie von einer Intensivierung der 
ForschungsbemühungGn ab. 

Bei der Erteilung der Aufträge müßten Preis- und 
Qualitätserwägungen sowie industriepolitische 
Überlegungen maßgeblich sein (Entwicklung unter 
Wahrung des Wettbewerbs von europäischen Un- 
ternehmen, die aufgrund ihrer Größe wettbewerbs- 
fähig sind). Eine Aufteilung der Aufträge in jedem 
Industriezweig auf die Unternemen der verschiede- 
nen Mitgliedstaaten unter dem Vorwand einer „an- 
gemessenen Gegenleistung" dürfte nicht in Frage 
kommen. In der gegenwärtigen Phase der Entwick- 
lung der Gemeinschaft wäre es jedoch nicht reali- 
stisch, wenn man die Notwendigkeit eines gewissen 
geographischen Gleichgewichts in der Gesamtauf- 
teilung zunächst 'einmal außer acht lassen würde. 

Zur Herstellung des Gleichgewichts empfehlen sich 
nachstehende Methoden: 

— ■ Die Konzertierung der Beschaffungspolitik müßte 
eine hinreichend große Anzahl von Industrie- 
zw^eigen umfassen, damit alle Staaten oder alle 
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betroffenen Industriezweige Aussicht auf Be- 
rücksichtigung haben; 

— können Industrien nicht in erster Linie bei der 
Vergabe dieser Aufträge berücksichtigt werden, 
so könnte (durch die Vergabe von Zulieferungs- 
aufträgen die Zahl der Begünstigten erhöht wer- 
den; 

— schließlich wäre es erwünscht, daß die Aufträge 
nadi Möglichkeit europäischen multinationalen 
Konsortien erteilt würden, anstatt Unternehmen 
gleicher Nationalität. Dies hätte ebenfalls den 
Vorteil, zur Umstrukturierung der Industrie bei- 
zut ragen. 

Außerdem könnte vorgesehen werden, daß die Ent- 
wicklung des Handels mit Gütern fortgeschrittener 
Technologie regelmäßig überprüft wird. Sollte sich 
dabei zeigen, daß die Lage für einen Mitgliedstaat 
allzu günstig ist oder daß ein eindeutiges Ungleich- 
gewicht zu seinem Nachteil entstanden ist, so wür- 
den geeignete Maßnahmen ergriffen. 

Die Kommission hofft, daß die vorstehend empfoh- 
lenen Vorsichtsmaßnahmen in einer späteren Phase 
überflüssig werden. Gegenwärtig würde jedoch die 
Konzertierung der Beschaffungspolitik einen ent- 
scheidenden Fortschritt in der effektiven Verwirk- 
lichung des gemeinsamen Marktes für Güter fort- 
geschrittener Technologie bedeuten. Sie würden 
nämlich die schrittweise Entwicklung eines Wett- 
bewerbs zwischen den Industrien der verschiedenen 
Mitgliedstaaten erlauben, der bisher auf diesem 
Gebiet sehr beschränkt war. 

* 

Die in diesem Kapitel genannten Probleme und vor- 
getragenen Anregungen bedürfen noch einer gründ- 
licheren Prüfung. 

Die Kommission konnte in diesem Kapitel nur 
einen Gesamtüberblick über die Probleme geben, 
die der Markt für Erzeugnisse fortgeschrittener 
Technologie und die Auftrags vergäbe in der Ge- 


meinschaft aufwerfen. Für die einzelnen Industrie- 
zweige wäre jedoch noch im einzelnen festzulegen, 
auf welche Weise eine Konzertierung der Beschaf- 
fungspolitik erfolgen soll. Diese Modalitäten könn- 
ten für die einzelnen Industriezweige sehr unter- 
schiedlich gestaltet werden und müßten jeweils nach 
Prüfung der sektoralen Probleme sowie ggf. der in 
den einzelnen Zweigen auf dem Gebiet der For- 
schung und Entwicklung auf Gemeinschaftsebene 
bestehenden Zusammenarbeit festgelegt werden. 

Die Konzertierungsverfahren können nur dann wirk- 
sam und durchführbar sein, wenn die Zahl der er- 
faßten Industriezweige hinreichend groß und das 
Volumen der Aufträge bedeutend genug ist. Wenn 
die vorgesehenen Maßnahmen nicht einen gewissen 
Umfang erhalten, bleiben sie ohne echte technolo- 
gische oder wirtschaftliche Bedeutung oder ziehen 
die Schwierigkeiten nach sich, denen sich die Ge- 
meinschaft gegenübersah, als die Zusammenarbeit 
nur einen einzigen Industriezweig umfaßte. 

Diese Empfehlungen der Kommission stehen im 
Einklang mit den Leitlinien, die der Ministerrat der 
Gemeinschaft in seinem Zweiten Programm für die 
mittelfristige Wirtschaftspolitik festgelegt hat: 

„Die öffentlichen oder quasi-öffentlichen Auf- 
träge spielen für die Gesamtheit der Mitglieds- 
länder in einer Reihe von Industriezweigen eine 
wesentliche Rolle. Zumindest für einige dieser 
Gebiete (zu denen das Transportwesen, die Re- 
chenanlagen, das Fe rnmelde wesen, die Luftfahrt 
usw. zu rechnen sind) käme eine konzertierte 
Auftragspolitik in bezug auf das Ausrüsungs- 
material in Frage. Unter dem Gesichtspunkt der 
Schaffung von möglichst wettbewerbsfähigen 
europäischen Unternehmen in jedem dieser In- 
dustriezweige könnte man also gemeinsame 
Ausschreibungskriterien und -regeln festsetzen. 
(Die Schaffung von europäischen Gesellschaften 
kann zum Erfolg dieses Vorhabens beitragen, 
stellt jedoch keineswegs eine zwingende Vor- 
aussetzung dafür dar.) " 


148 



Deutscher Bundestag — 6.. Wahlperiode Drucksache VI/606 


KAPITEL IV 

Gemeinsame Politik gegenüber Drittländern 


Eine Zusammenarbeit mit Drittländern ist nicht nur 
auf dem Gebiet der Forschung, sondern auch bei der 
Entwicklung der neuen Technologien unab dinglich. 
Die Mitgliedstaaten haben eine solche Zusammen- 
arbeit bereits auf den drei großen Sektoren herbei- | 
geführt. Aus den in Kapitel I dargelegten Gründen 
hat diese Zusammenarbeit jedoch nicht zu Ergebnis- 
sen geführt, die für die Industrie und den Handel 
wirklich zufriedenstellend wären. 

Obgleich ähnliche Feststellungen auch für die Zu- j 
sammenarbeit auf dem Gebiet der Forschung getrof- | 
fen werden können, sollen hier nur die verschiede- 
nen Arten der Zusammenarbeit in der technologi- 
schen und der industriellen Entwicklung untersucht 
werden, d. h. solche, deren Gegenstand die Herstel- 
lung neuer Güter ist, die in Serien auf den Markt 
gebracht werden sollen. j 

Es bestehen verschiedene Programme oder Projekte ! 
der Zusammenarbeit mit dritten Ländern, bei denen 
die Gemeinschaft als solche nicht eingeschaltet ist ; 
und die nicht einmal einen Ansatzpunkt für eine | 
Abstimmung auf Gemeinschaftsebene bieten. 

Hierunter wären zu nennen: I 

— auf dem Gebiet der Zivilluftfahrt das französisch- | 

englische Projekt Concorde; ! 

— bei der Militärluftfahrt das „multirange''-Flug- j 
zeug (MRCA 75) ; 

— auf dem Kerngebiet das geplante Abkommen | 
zwischen Deutschland, den Niederlanden und ■ 
Großbritannien zur Herstellung angereicherten ' 
Urans durch das Ultrazentrifugenverfahren; 

— in der Raumfahrt die Programme ELDO und j 

ESRO, an denen 6 bzw. 12 westeuropäische Län- j 
der beteiligt sind, und die weltweite Organisa- j 
tion Intelsat; | 

— auf dem Gebiet der Elektronik das französisch- ' 
sowjetische Abkommen über das Farbfernsehen. ’ 

Wie auch immer diese Programme oder Projekte im 
einzelnen beurteilt werden, es läßt sich kaum be- 
streiten, daß ihre Aushandlung und Durchführung , 
ohne Abstimmung auf Gemeinschaftsebene in dop- 
pelter Hinsicht von Nachteil ist. 

Einmal werden die Aussichten, in der Gemeinschaft | 
zu einer einheitlichen Politik der industriellen Ent- 
wicklung zu gelangen, erheblich vermindert; zum j 
anderen können die Mitgliedstaaten bei Einzelver- 
handlungen mit dritten Ländern ihre Interessen nicht 
so wirksam verteidigen, wie es ihnen die Solidari- 
tät der Gemeinschaft ermöglichen würde. Es könnte 
sogar geschehen, daß sie dritten Staaten gegenüber [ 
miteinander in Wettbewerb treten. i 


Die Festlegung einer kohärenten Politik dürfte be- 
reits durch die Einzelverhandlungen auf den für die 
Zukunft der Gemeinschaftsindustrie ausschlaggeben- 
den Sektoren der Urananreicherung, des Satelliten- 
baus und des Farbfernsehens erschwert worden sein. 

Die sich daraus für die Industrie der Gemeinschaft 
ergebenden Folgen sind den im Zweiten Teil, Kapi- 
tel II, aufgezeigten Konsequenzen gleichzusetzen: 
Sie bestehen in der Übernahme europäischer Unter- 
nehmen durch große Firmen dritter Länder und 
— mehr noch — im Fehlen einer Abstimmung auf 
Gemeinschaftsebene. 

Durch die Einsetzung der Gruppe PWTF konnte eine 
Abstimmung über umfangreiche industrielle Koope- 
rationsvorhaben mit den europäischen Drittländern 
auf verschiedenen Gebieten erreicht werden (z. B. 
das Projekt eines leistungsstarken Datenverarbei- 
tungssystems), was als eindeutiger Erfolg zu werten 
ist. Indessen reicht die einfache Konzertierung auf 
Gemeinschaftsebene nicht aus, wenn sie sich nicht 
in die Gesamtpolitik einfügt, deren Leitlinien in 
den vorhergehenden beiden Kapiteln definiert sind 
und außerhalb derer eine Zusammenarbeit mit drit- 
ten Ländern kaum Aussicht auf zufriedenstellende 
Ergebnisse bieten dürfte. 

Deshalb hält die Kommission die Feststellung einer 
gemeinsamen Politik für die technologische und 
industrielle Zusammenarbeit für immer dringender. 
Der Rat hat das Bestehen einer über den Rahmen 
der Sechs hinausgehenden .europäischen Solidarität 
bereits dadurch anerkannt, daß er Kooperationsvor- 
schläge an mehrere europäische Drittländer, insbe- 
sondere an die bei tritt s willigen Länder, gerichtet 
hat. Die Probleme der technologischen und indu- 
striellen Zusammenarbeit ln Westeuropa müssen 
daher mit Vorrang in Betracht gezogen werden. 

* 

Man kann sich fragen, ob es nicht besser gewesen 
wäre, wenn sich die Sechs vor der Aufnahme der 
Gespräche mit anderen Ländern über die Leitlinien 
einer wirksamen technologischen und industriellen 
Entwicklungspolitik geeinigt hätten. Zumindest 
wird es nunmehr äußerst dringend, daß dieser Punkt 
zunächst zwischen den sechs Mitgliedstaaten und 
dann mit den in Frage kommendem Drittländern dis- 
kutiert wird. 

Die Kommission hält es für notwendig, daß die in 
diesem Kapitel und in den drei vorhergehenden 
Kapiteln aufgezeigten Probleme so bald wie möglich 
in ihrer Gesamtheit und für jeden Sektor einzeln 
eingehend untersucht werden. 

Diese, von der Gruppe PWTF angefangene Unter- 
suchung, sollte die Modalitäten zur Ausführung der 
Projekte und der Zusammenhang der beabsichtigten 
Aktionen behandeln. Der Ausschuß für mittelfristi- 
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ge Wirtschaftspolitik, der bereits früher eine Unter- 
suchung über die Fragen der Aufträge von Wirt- 
schaftsgütern fortgeschrittener Technologie ausge- 
führt hat, sollte darauf hinwirken, daß wirksame 
Bedingungen für eine erweiterte technologische Zu- 
sammenarbeit in Europa erreicht werden. 

Dieses Verfahren würde dem Rat die Möglichkeit 
geben, die in den beiden vorhergehenden Kapiteln 
enthaltenen Vorschläge — die unabhängig von der 
Zusammenarbeit mit Drittländern gültig bleiben — 
sowie die Voraussetzungen einer wirksamen Zu- 
sammenarbeit mit diesen Ländern auf industriellem 
Gebiet zu prüfen. 

Entsprechend dem Stand der Arbeiten der Gruppe 
PWTF wäre dem Sektor Informatik Vorrang zu 
geben (Entwicklungsverträge, Industriestruktur, öf- 
fentliche Aufträge). Die Kommission ist jedoch der 
Auffassung, daß sich die Prüfung auch auf die 
anderen Sektoren der modernen Technologie, in 
denen eine Zusammenarbeit in Aussicht genommen 
ist oder werden soll, erstrecken sollte. Für jeden 
dieser Sektoren müßte geprüft werden, nach wel- 
chen Bedingungen dritte Staaten sich an der Finan- 
zierung der Entwicklungsverträge und gegebenen- 
falls an der Konzertierung der Aufträge beteiligen 
könnten. Ebenso wäre zu prüfen, welche Aufgaben 
bestimmte Firmen in europäischen Drittländern bei 
den notwendigen industriellen Umstrukturierungen 
übernehmen könnten. Selbstverständlich müßten die 
Vertreter der Industrie zu diesen Fragen gehört 
werden ^). 

Eine solche Überprüfung der gesamten Situation 
könnte ferner darauf gerichtet sein, die Wirksam- 
keit von Aktionen, die in einem anderen institutio- 
neilen Rahmen (ELDO, ESRO, Intelsat) laufen, zu 
verbessern und sie in eine kohärente Gesamtstrate- 
gie einzufügen. 

Die praktischen Möglichkeiten, zu befriedigenden 
Übereinkommen zu gelangen, hängen weitgehend 
von den angewandten Verhandlungsmethoden ab. 
Es wäre bedauerlich, wenn die Sechs, nachdem sie 
die Notwendigkeit anerkannt haben, sich bei den 
Beitrittsverhandlungen durch einen einzigen Spre- 
cher vertreten zu lassen, auf dem technologischen 
und industriellen Gebiet nicht in der gleichen Weise 
verfahren würden. 

+ 

Eine globale Zusammenarbeit mit den anderen euro- 
päischen Ländern, vor allem mit den Beitrittskandi- 
daten, sollte folgerichtig dazu führen, daß sich mit 

b Der Council of British Industries hat kürzlich eine 
Stellungnahme abgegeben, die dem Sinne nach den 
in dem vorliegenden Memorandum aufgezeigten 
Orientierungen sehr nahe kommt; „. . . Dringend er- 
forderlich sind Untersuchungen — ■ und anschließendes 
Handeln — über Förderung der Technologie durch die 
Regierung durch Forschungs- und Entwicklungsver- 
träge, koordinierte Regierungsaufträge. Beseitigung 
der flindernisse für die Zusammenarbeit und die För- 
derung von Zusammenschlüssen über die Landesgren- 
zen hinaus ..." 

(Memorandum der CBI Group on European Techno- 
logy ~ 7 November 1969) 


, ihnen eine Solidartiät entwickelt, die so gefestigt 
ist, daß sie die Festlegung einer gemeinsamen 
Politik gegenüber den anderen großen außereuro- 
päischen Partnern gestattet. 

Die Beziehungen zu diesen großen außereuropä- 
ischen Partnern werfen unterschiedliche Probleme 
auf, die ihre Ursache darin finden, daß diese Län- 
der entweder über ein wesentlich größeres Potential 
verfügen (Vereinigte Staaten, UdSSR auf bestimm- 
ten Gebieten) oder daß ihr Wirtschaftssystem von 
dem der Gemeinschaft sehr verschieden ist (UdSSR, 
China) oder daß sie geoigraphisch weit entfernt sind 
(Japan, China). Trotzdem läge es im Interesse der 
Gemeinschaft und Westeuropas, gegenüber jedem 
dieser Länder eine solidarische Haltung einzuneh- 
men und sogar — falls möglich — eine Zusammen- 
arbeit auf Gemeinschafts- oder multilateraler Ebene 
herbeizuführen. 

Die Hauptprobleme sind dabei die Beziehimgen zu 
den Vereinigten Staaten, sowohl wegen der bereits 
bestehenden Verbindungen der USA mit West- 
europa als auch wegen ihres enormen technologi- 
schen Potentials. Nun ist es gerade bei (den Ver- 
einigten Staaten am leichtesten und zugleich am 
dringendsten, die bestehenden individuellen Kon- 
takte durch eine umfassende Zusammenarbeit zu 
ersetzen; leichter deshalb, weil die Vereinigten 
Staaten dazu bereit sind, und dringender, weil Ein- 
zelverhandlungen der westeuropäischen Länder mit 
den USA die Ungleichheit der Verhandlungspart- 
ner noch verschärfen und die Herbeiführung eines 
auf Gleichberechtigunig beruheniden Verhältnisses 
verhindern. Es ist nicht einzusehen, warum nicht bei 
technologisch industriellen Verhandlungen möglich 
sein sollte, was bei Zolltarifverhandlungen erfolg- 
reich praktiziert wurde (vgl. Zweiter Teil, Kapi- 
tel V). 

Gleichviel, ob es sich um angereichertes Uran, Über- 
schall- und Großraumflugzeuge, Satelliten oder In- 
formatik handelt, stets erscheinen die Vereinigten 
Staaten gleichzeitig als schärfster Konkurrent und 
als wichtigster Partner. Es ist im Hinblick auf die 
Kohäsion und die Interessen der Gemeinschaft und 
Westeuropas wesentlich, daß auf diesen verschiede- 
nen Gebieten von den Europäern zumindest gemein- 
sam geklärt wird, wie weit der Wettbewerb und wie 
weit die Zusammenarbeit betrieben werden sollen 
und daß anschließend, sofern möglich, auch gemein- 
same Verhandlungen und Beziehungen aufgenom- 
men werden. 

Die Kommission ist sich sehr wohl bewußt, welche 
Schwierigkeiten zur Erreichung dieses Ziels zu über- 
winden sind, und sie hält es nicht für notwendig, 
Verfahrens Vorschläge zu machen, bevor das Problem 
nicht im Rat erörtert worden ist. Sie möchte jedoch 
die Mitgliedstaaten darauf hinweisen, wie dringend 
eine Annäherung der europäischen Standpunkte im 
Hinblick auf eine eventuelle Verhandlung Europa- 
Vereinigte Staaten über das entscheidende Problem 
der Versorgung mit angereichertem Uran ist. 

Ähnliche Gründe sprechen für eine größere Kohä- 
renz in den Beziehungen zu den anderen großen 
Partnern, zu denen heute die UdSSR und Japan 
zählen und deren Kreis sich morgen um China, In- 
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dien, Brasilien usw. erweitern wird. Auf Grund der 
mangelnden Bereitschaft der UdSSR, die Existenz 
der Gemeinschaft anzuerkennen, ist hinsichtlich der 
Beziehungen zu diesem Land eine vorherige Ab- 
stimmung zu empfehlen, etwa nach dem Modell der 
provisorischen Gemeinschaftsregelung auf dem Ge- 
biet des Außenhandels. Was dagegen Japan anbe- 
langt, so wäre es zweckdienlich, wenn die technolo- 
gische und industrielle Zusammenarbeit im Rahmen 
eines von der Gemeinschaft abgeschlossenen Ab- 
kommens stattfinden würde. 


Schlußfolgerungen 

Die Kommission ist sich der Tatsache bewußt, daß 
sie die Regierungen der Mitgliedstaaten mit der 
Darlegung dieser neuen industriepolitischen Ziel- 
setzungen für die wichtigsten Sektoren der fortge- 
schrittenen Technologie vor schwierige und in man- 
cher Hinsicht neuartige Entscheidungen stellt. 


Diese Entscheidungen sind indessen unumgänglich, 
denn vor der Öffnung der Märkte und der Zusam- 
menfassung der Bemühungen auf dem Gebiet der 
fortgeschrittenen Technologie hängt nicht nur die 
Zukunft eines großen Teils der Gemeinschaftsindu- 
strie ab, sie ist auch die Voraussetzung dafür, daß 
die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten weiterhin 
zu den Nationen zählen, die an den wirtschaftlichen, 
sozialen und — ganz allgemein — menschlichen 
Vorteilen des industriellen Fortschritts auf den mo- 
dernsten Gebieten teilhaben. Wenn sich Europa hier 
nicht ernsthaft um gemeinsame Lösungen bemüht, 
läuft es Gefahr, daß sein industrieller Entwicklungs- 
stand rückläufig wird. Zwar könnten in dem einen 
oder anderen Mitgliedstaat noch technologische 
Erfolge erzielt werden, aber diejenigen Gebiete und 
Aktionen, für die das Bestehen der Gemeinschaft 
den größten Vorteil verhieß und für die nur die Ge- 
meinschaft dauerhafte Lösungen hätte finden kön- 
nen, wären der Zuständigkeit der Gemeinschaft ent- 
zogen. 
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